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Vorwort. 


Die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  in  Deutschland 
(gegründet  am  21.  Januar  1904),  Ungarn  (gegründet  am  10.  De- 
zember 1904)  und  Österreich  (gegründet  am  3.  April  1905)  haben 
sich  zum  ers  t  e  n  Mal  in  Wien  am  19.  und  20.  November  1906 
zu  einer  gemeinsamen  Tagung  versammelt. 

Die  Tagesordnung  umfaßte  Gegenstände  aus  den  Gebieten 
der  Handelspolitik,  des  Verkehrswesens  (Binnenschiffahrt), 
des  internationalen  Zahlungs-,  Versicherungs-,  Zoll-,  Post- 
wesens usw.  Wegen  der  Einzelheiten  wird  auf  den  ein- 
schlägigen Bericht  (Heft  3  der  Veröffentlichungen  des  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereins  in  Deutschland)  Bezug  ge- 
nommen. 

JDie  z  w  e  i,t_e_  Konferenz  der  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine, die  am'Srund  9.  November  1907  in  Budapest 
stattfand,  behandelte  als  „Spezialkonferenz"  eine  einzige 
Frage :  die  Vereinheitlichung  des  Scheckrechtes  in 
Mitteleuropa.  (Heft  5  der  Veröffentlichungen  des  Mittel- 
europäischen  Wirtschaftsvereins  in  Deutschland). 

Weiterhin  behandelten  die  drei  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine auf  ihrer  dritten  Konferenz  zu  Nürnberg, 
30.  und  31.  Oktober  1908,  Fragen  aus  einem  Gebiet,  dem 
der  Zollabfertigung  (Heft  7  der  Veröffentlichungen 
des  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins  in  Deutschland). 

Als  die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  zu  einer 
vierten  Konferenz  zusammentraten,  war  (Jen  alten  drei 
Vereinen  in  Gestalt  der  „Union  Economique  Internationale, 
Association  Beige"  ein  vierter  Verein  zur  Seite  getreten.     Die 
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Beratungen  galten  diesmal  wieder  Fragen  aus  verschiedenen 
Gebieten.  Die  Tagesordnung  der  für  17.  und  18.  Mai  1909 
nach  Berlin,  Künstlerhaus,  einberufenen  Versammlung  lautete: 


Organisation  des  Arbeitsmarktes. 

Berichterstatter: 

Dr.  B.  Bodenstein,  Regierungs- Assessor,  stellv.  Geschäfts- 
führer des  Vereins  für  die  bergbaulichen  Interessen  im 
Oberbergamtsbezirk  Dortmund,  Essen  (Ruhr). 

Dr.  Leopold  G  a  r  o  ,  Landes-  und  Gerichtsadvokat,  Vizepräsident 
der  Gesellschaft  für  Pflege  der  sozialen  Wissenschaften, 
Krakau. 

Dr.  Rudolf  Ritter  Fürer  v.  Haimendorf,  Bezirkskommissär 
im  k.  k.  Ackerbauministerium,  Wien. 

Andreas  von  G  y  ö  r  g  y  ,  kgl.  ungarischer  Ackerbauminister  a.  D., 
Budapest. 

Dr.  Roland  v.  Hegedüs,  Direktor  des  Bundes  ungarischer 
Fabriksindustrieller,  Budapest. 

Dr.  Ernst  M  i  s  c  h  1  e  r  ,  Professor  an  der  Universität  Graz, 
Vorsitzender  des  Reichsverbandes  der  Allgem.  Arbeits- 
vermittlungsanstalten in  Österreich,  Graz. 

Domänen-Direktor  S  i  e  r  b  ä  n  ,  im  kgl.  ungarischen  Ackerbau- 
ministerium,  Budapest. 

Dr.  von  S  t  o  j  e  n  t  i  n  ,  Generalsekretär  der  Pommerschen 
Landwirtschaftskammer,  Stettin. 


Teilung  der  Handelsverträge  in  stehenden  Text 
und  wechselnden  Tarif. 

Berichterstatter: 

Dr.  Wilhelm  v.  L  e  r  s  ,  Ministerialrat  im  königl.  ungar.  Handels- 
ministerium, Budapest. 

Franz  Lusensky,  Geh.  Oberregierungsrat,  vortragender  Rat 
im  preußischen  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe,  Berlin. 

Dr.  Richard  S  c  h  ü  1 1  e  r  ,  Sektionsrat  im  k.  k.  Handelsministe- 
rium, Wien. 
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Organisation  des  industriellen  Kredits. 

Berichterstatter: 

Dr.  Alexander  Ritter  Dorn  v.  Marwalt,  Kommerzialrat,  Wien. 
Dr.  Felix  Hecht,  Geh.  Hofrat,  Mannheim-Berlin. 
Franz  V  a  s  ,  Direktor  der  Pester  Ungarischen  Kommerzialbank. 
Budapest. 

Internationaler  Postüberweisungsverkehr. 

Berichterstatter: 

Max  Aschenborn,  Geh.  Oberpostrat,  vortragender  Rat 
im  Reichspostamt,  Berlin. 

Dr.  Alexander  v.  H  a  1  a  s  z  ,  Ministerialrat,  Direktor  der  kgl. 
ungarischen  Postsparkasse,  Budapest. 

Dr.  Karl  L  e  t  h  ,  Hofrat,  Direktor-Stellvertreter  des  k.  k.  Post- 
sparkassenamtes, Wien. 


Von  deutschen   Regierungsstellen  haben  der  Einladung  zu 
den  Verhandlungen  Folge  geleistet: 

das  Auswärtige  Amt  (Wirkl.  Geh.  Rat  Dr.  v.  Koerner, 
Direktor  der  handelspolitischen  Abteilung) ; 

das  Reichsamt  des  Innern  (Staatsminister  v.  Bethmann- 
Hollweg,  Wirkl.  Geh.  Rat  Unterstaatssekretär  Wermuth, 
Geh.  Oberregierungsrat  Delbrück,  Geh.  Regierungsrat 
Landmann) ; 

das  Reichsjustizamt  (Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  Struck- 
mann); 

das  Reichsschatzamt  (Staatssekretär  Sydow); 

das   Reichtspostamt  (Staatssekretär   Krätke); 

das  Preußische  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe 
(Ministerialdirektor  von  der   Hagen); 

das  Preußische  Ministerium  für  Landwirtschaft,  Do- 
mänen und  Forsten  (Geh.  Oberregierungsrat  Freiherr 
v-  Falkenhausen,  Geh.  Oberregierungsrat  Freiherr  v. 
Massenbach) ; 
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das     Präsidium     des     Reichsbankdirektoriums     (Vize- 
präsident Dr.  v.  Glasenapp); 
weiterhin  war 

die    kgl.    Belgische    Gesandtschaft   (Staatsminister  Baron 
Greindl)    vertreten. 


Von  unseren  Brudervereinen  mit  derHerausgabe  des  Berichtes 
über  die  vierte  Konferenz  betraut,  glauben  wir  dem  Gefühl 
der  Befriedigung  über  den  gelungenen  Verlauf  der  Verhand- 
lungen auch  hier  Ausdruck  geben   zu   dürfen. 

Berlin.   17.  Juli  1909. 


Die  Geschäftsstelle 
des  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins  in  Deutschland. 


Erster  Verhandlungstag. 

Montag  17.  Mai   1909,  Vormittag  9%  Uhr. 

Herzog  Ernst  Günther  zu  Schleswig-Holstein: 

Bevor  wir  in  die  Tagesordnung  der  4.  Konferenz  der  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereine  eintreten,  möchte  ich  die  hier 
anwesenden  Mitglieder  unserer  Brudervereine  aus  Österreich  und 
Ungarn,  sowie  des  neubegründeten  belgischen  Vereins  auf  das 
herzlichste  willkommen  heißen.  Die  Gäste,  die  sich  hier  ver- 
sammelt haben,  die  Herren  Vertreter  der  Staatsregierung,  der 
belgische  Herr  Gesandte,  werden,  wie  wir  hoffen,  an  unseren 
Verhandlungen  einiges  Interesse  nehmen. 

Es  ist  das  erste  Mal,  daß  wir  gemeinsam  mit  den  Herren 
aus  Belgien  arbeiten.  Der  eminente  wirtschaftliche  Auf- 
schwung, den  Belgien  in  den  letzten  30  Jahren  dank  seiner 
zielbewußten  Handelspolitik  und  der  Tüchtigkeit  seiner  Be- 
wohner erfahren  hat,  hat  die  Wechselbeziehungen  mit  dem 
Deutschen  Reich  entsprechend  vermehrt,  und  ich  bin  über- 
zeugt, daß  unsere  Verhandlungen  den  gemeinsamen  Inter- 
essen förderlich  sein  werden.  Sie,  meine  Herren  aus  Österreich 
und  Ungarn,  haben  schon  zu  wiederholten  Malen  mit  uns  zu- 
sammen getagt.  Ein  starkes  Band  umschlingt  uns,  das  erst 
vor  kurzem  den  Beweis  seiner  Kraft  und  Festigkeit  gegeben 
hat.  Sie  haben  uns  s.  Z.  in  Wien  und  Budapest  auf  das  herz- 
lichste empfangen.  Ich  hoffe,  daß  Sie  die  Empfindung  mit  nach 
Hause  nehmen  werden,  hier  in  der  Reichshauptstadt  als  wahre 
Freunde  aufgenommen  worden  zu  sein,  mit  derselben  Herzlich- 
keit und  Liebe,  die  Sie  erst  jüngst  unserem  hohen  Herrscher, 
Sr.    Majestät  dem    Deutschen    Kaiser,   erwiesen  haben. 
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Meine  Herren,  wir  sind  kein  politischer  Verein,  unsere  Ziele 
sind  auf  konkrete  wirtschaftliche  Fragen  gerichtet.  Das  Wohl- 
befinden der  Völker  hängt  nicht  allein  von  dem  Wirken  der 
Regierungen  und  von  der  politischen  Situation,  sondern  nicht 
weniger  von  dem  Stande  ihrer  wirtschaftlichen  Entwicklung  und 
von  den  wirtschaftlichen  Beziehungen  zu  ihren  Nachbarn  ab.  Im 
Verhältnis  dieser  ist  es  Sache  der  Regierungen  und  Parlamente, 
Handelsverträge  abzuschließen.  Wir  hier  wünschen  uns  über 
uns  gemeinsam  tangierende  wirtschaftliche  Fragen  auszusprechen 
und  durch  die  Vorträge  hervorragender  Sachkenner  den  Boden, 
auf  dem  wir  gemeinsam  tätig  werden  können,  abzustecken. 

Wenn  ich  in  diesem  Sinne  einen  Rückblick  auf  die  bis- 
herigen Arbeiten  der  Vereine  werfen  darf,  so  habe  ich  da- 
ran zu  erinnern,  daß  auf  der  Wiener  Tagung  im  November 
1906  das  handelspolitische  Verhältnis  Österreich  -  Ungarns 
und  Deutschlands  zu  Amerika  erörtert  worden  ist,  dem  nach- 
her das  Handelsprovisorium  zwischen  Deutschland  und 
Amerika  folgte.  In  Budapest  wurde  nach  dem  Vorbilde  des 
schon  in  Österreich  in  Geltung  befindlichen  Scheckgesetzes  ein 
für  Deutschland  und  Ungarn  gleichartiges  vorberaten,  welches 
dann  in  beiden  Staaten  zur  Ausführung  gelangt  ist.  In  Nürn- 
berg folgte  die  große  Zollkonferenz,  die  namentlich  die 
Frage  einer/ Erleichterung  der  Zollabfertigung  und  des  Retour- 
warenverkehrs zum  Gegenstande  hatte. 

Heute  steht  an  der  Spitze  unserer  Beratungen  die  Arbeiter- 
frage, die  Frage  kat  exochen,  welche  alle  Nationen  beschäftigt. 
Nach  Einführung  der  Freizügigkeit  und  infolge  der  industriellen 
Entwicklung  haben  sich  alle  Verhältnisse  des  Arbeitsmarktes 
radikal  verändert.  Die  Abwanderung  vom  platten  Lande  in 
die  Städte,  die  Auswanderung  nach  Amerika  und  das  plötzliche 
Zurückfluten  letzterer  stellen  insbesondere  Regierungen  und 
Unternehmer  vor  immer  neue  Probleme.  Betrachtet  man  die 
Riesenzahlen,  welche  jene  Schiffahrtsgesellschaften,  die  dem 
Arbeitertransport  dienen,  über  die  Arbeiterwanderung  bringen, 
ferner  die  Masse  der  bei  uns  unter  dem  Namen  ,Sachsen- 
gänger'  bezeichneten  Arbeiter,  so  ersieht  man,  wie  groß  schon 
ein  Teil  der  fluktuierenden  Arbeiterbevölkerung  ist.  Daß 
diese  Arbeiter  der  Heimat  nicht  gänzlich  entfremdet  werden, 
daran  haben  die  meisten  Staaten  ein  vitales  Interesse. 
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Die  Organisation  des  Arbeitsnachweises  sucht  innerhalb  der 
Staaten  als  Regulator  für  Angebot  und  Nachfrage  zu  dienen. 
Der  Arbeitsnachweis  soll,  möglichst  unabhängig  von  Partei- 
Strömungen,  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  die  Möglichkeit 
bieten,  sich  seiner  zu  bedienen,  ohne  auf  die  Parteiorgani- 
sation oder  die  Stellenvermittler  angewiesen  zu  sein. 

Es  werden  uns  ferner  beschäftigen  die  Fragen  einer  Teilung 
der  Handelsverträge  in  stehenden  Text  und  wechselnden  Tarif, 
einer  wirksameren  Organisation  des  industriellen  Kredits  und 
die  der  Ausgestaltung  des  internationalen  Postüberweisungs- 
verkehrs. 

Möchten  unsere  Verhandlungen  nutzbringend  und  anregend 
für  alle  Teilnehmer  sein,  und  Sie  von  hier  mit  dem  Bewußtsein 
zurückkehren,  daß  wir  praktische  Arbeit  geleistet  haben,  und 
daß  die  persönliche  Aussprache  und  Bekanntschaft  die  Grund- 
lage für  zukünftige  Beziehungen  und  Weiterarbeit  geliefert 
haben!      (Lauter  Beifall.) 


Staatssekretär   des  Reichsamtes    des   Innern,   Staatsminister 
Dr.  v.  Bethmann-Hollweg: 

Durchlauchtigster  Herzog! 

Meine  Herren!  Ich  habe  die  Ehre,  die  heute  zusammen- 
getretene Tagung  der  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- Vereine 
zugleich  im  Namen  des  Herrn  Reichskanzlers  zu  be- 
grüßen und  Ihnen  die  besten  Wünsche  der  Reichsverwaltung 
und  der  Königlich  Preußischen  Staats- Regierung  für  einen  ge- 
deihlichen Verlauf  Ihrer  Beratungen  zu  überbringen. 

In  dankenswerter  Weise  hat  sich  Ihre  Vereinigung  in 
den  letzten  Jahren  die  wirtschaftlichen  und  handelspolitischen 
Beziehungen  der  Länder  angelegen  sein  lassen,  die  in  ihr  ver- 
treten sind.  Auch  Ihr  Wirken  dient  dem  Gedanken,  die  inter- 
nationale Arbeit  der  Kulturvölker  durch  internationale  Ver- 
einbarungen zu  fördern  und  gesicherten  und  friedlichen  Be- 
ziehungen auch  da  die  Wege  zu  weisen,  wo  technische  Er- 
findungen unserer  Tage,  sei  es  in  drahtloser  Telegraphie,  sei  es 
in  Luftschiffahrt,  die  Grenzen  der  Nationen  überfliegen. 

Lebhafte  Aufmerksamkeit  wird    die   Reichs  Verwaltung  ins- 
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besondere  auch  Ihren  Beratungen  über  die  Organisation 
des  Arbeitsmarktes  zuwenden,  von  der  soeben  Seine 
Hoheit,  der  Herr  Vorsitzende,  gesprochen  hat  —  einem  Pro- 
blem, das  wirtschaftlich  und  sozial  gerade  in  Zeiten  wirtschaft- 
licher Depression  von  akutester  Bedeutung  ist.  Die  wirtschaft- 
liche und  die  Verkehrsentwicklung  der  Völker  läßt  den  inter- 
nationalen Charakter  auch  dieser  Frage  immer  schärfer  her- 
vortreten, wenngleich  gerade  hier  die  einzelnen  Länder  noch 
manche  Vorarbeit  leisten  müssen,  bevor  internationale  Ge- 
staltungen zu  voller  Geltung  kommen  können.  Sie  werden  des- 
halb nicht  ohne  Interesse  die  Bestrebungen  verfolgen,  die,  wie 
in  anderen  Ländern,  so  auch  in  Deutschland  neuerdings  dem 
weiteren  Ausbau  von  öffentlichen  paritätischen  Arbeitsnach- 
weisen dienen. 

Meine  Herren !  Die  handelspolitischen  Aufgaben,  denen  Ihr 
Wirken  in  erster  Linie  gewidmet  ist,  nehmen  von  Jahr  zu  Jahr 
eine  umfassendere  Gestalt  an,  intensiv  und  extensiv.  Tauschen 
doch  die  Länder,  deren  Vereine  heute  hier  versammelt  sind,  unter 
einander  jährlich  Waren  im  Werte  von  21/2  Milliarden  Mark  aus. 
Nach  außen  hin  aber,  innerhalb  Europas  und  über  die  Meere 
hinweg,  rückt  der  Verkehr  die  Gesamtheit  der  Nationen  immer 
enger  zusammen,  verknüpft  sie  täglich  durch  neue  Handels- 
beziehungen, verschärft  aber  dadurch  auch  gleichzeitig  den 
gegenseitigen  Wettbewerb.  Hier,  in  der  Stärkung  der  eigenen  Kraft 
und  in  der  Anbahnung  und  Befestigung  vertraglicher  Beziehungen 
den  notwendigen  Ausgleich  zu  schaffen,  ist  eine  Aufgabe,  die 
Sie  von  jeher  zu  unterstützen  gewillt  waren,  und  zu  deren  Lösung 
auch  Ihre  gegenwärtigen  Beratungen  beitragen  mögen.  (Leb- 
hafter Beifall.) 

Wirklicher  Geheimer  Rat  Dr.  Ernst  Freiherr  von  Plener-Wien: 

Ich  erlaube  mir,  zunächst  Seiner  Hoheit,  unserem  ver- 
ehrten Herrn  Präsidenten,  meinen  aufrichtigsten  Dank  für  die 
freundliche  Begrüßung  und  Bewillkommnung  auszusprechen, 
welche  er  die  Güte  hatte,  an  die  österreichische  Delegation  zu 
richten.  Wir  sind  dem  deutschen  Vereine  noch  Dank  schuldig 
für  die  zahlreichen  und  fachlich  so  wichtigen  Vorträge,  welche 
er  bei  der  letzten  in  Wien  abgehaltenen  gemeinschaftlichen  Kon- 
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ferenz  hat  halten  lassen,  wodurch  die  damalige  Tagung  einen  so 
außerordentlich  hohen  Erfolg  hatte.  Wir  sind  besonders  dank- 
bar für  so  warme  Worte,  wie  Seine  Hoheit  sie  an  uns  zu  richten 
die  Güte  hatten,  wenn  sie  aus  deutschem  Munde  kommen.  (Bei- 
fall.) Wir  wissen,  daß  die  Gesinnungen  der  deutschen  Herren 
für  uns  von  Herzen  kommen,  und  Sie  dürfen  von  uns  die  Ver- 
sicherung entgegennehmen,  daß  wir  sie  mit  aller  Herzlichkeit 
erwidern.  (Beifall.)  Den  stärksten  Ausdruck  dieser  freund- 
schaftlichen Gesinnungen  hat  der  enthusiastische  Empfang  ge- 
geben, der  Seiner  Majestät  dem  Deutschen  Kaiser  in  den  letzten 
Tagen  von  Seiten  der  Bevölkerung  in  Wien  bereitet  wurde. 
(Beifall.)  Es  war  ein  geradezu  erhebendes  Schauspiel,  als  Seine 
Majestät  der  Deutsche  Kaiser  durch  die  beflaggten  Straßen 
Wiens  fuhr,  umtost  von  den  jubelnden  Zurufen  der  ganzen  Be- 
völkerung der  großen  Stadt.     (Lebhafter  Beifall.) 

Diese  freundliche  Gesinnung  aber  beruht  nicht  nur  auf  einer 
herzlichen  Empfindung  des  größten  Teiles  der  Bevölkerung, 
sondern  auch  auf  einer  festen  Grundlage,  und  das  ist  das 
Bundesverhältnis,  welches  zwischen  den  beiden  großen 
Monarchien  besteht.  Dieses  Bundesverhältnis  sichert  ein  kräf- 
tiges Zentrum  im  politischen  Körper  dieses  Erdteils  und  bildet 
zugleich  ein  Bollwerk  für  den  Frieden  und  die  Konsolidierung 
der  internationalen  Verhältnisse  Europas.     (Beifall.) 

Aber  es  sind  nicht  bloß  große  politische  Gesichtspunkte, 
die  uns  zusammenführen,  sondern  es  sind  auch  wirtschaft- 
liche Interessen,  und  wenn  wir  auch  aus  Gründen  des 
Schutzes  der  heimischen  Produkte  durch  Zollschranken  vonein- 
ander getrennt  sind,  so  gibt  es  doch  immer  eine  große  Reihe  von 
wirtschaftlichen  Fragen,  deren  gemeinsame  Beratung  und  ge- 
meinsame Lösung  von  größtem  Interesse  ist.  Diese  Fragen  zu 
studieren  und  zu  beraten,  ist  die  Aufgabe  dieser  Vereine.  Es 
ist  eigentlich  eine  wirtschaftliche  Kleinarbeit,  aber  sie  hat  dar- 
um doch  einen  Wert,  weil  die  Reihe  der  Fragen  so  groß  ist, 
daß  jede  Konferenz  immer  eine  Fülle  von  Gegenständen  vor 
sich  findet,  die  ein  dauerndes  gemeinschaftliches  Interesse  der 
verschiedenen  Staatsgebiete  repräsentieren. 

Seine  Hoheit  haben  bereits  heute  kurz  auf  die  Aufgaben 
der  gegenwärtigen  Konferenz  hingewiesen,  und  ich  möchte  mir 
vielleicht  nur  noch  mit  einem  Worte  gestatten,   auf  das  sehr 
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fruchtbare  neue  Thema  die  Aufmerksamkeit  zu  lenken,  welches 
darauf  abzielt,  die  Handelsverträge  in  einen  konstanten,  per- 
manenten Teil,  der  die  allgemeinen  Verkehrsbeziehungen,  inter- 
nationale Rechtsverhältnisse  zum  Gegenstande  hat,  und  in  einen 
variablen,  periodisch  wieder  neu  zu  beratenden  Teil  der  eigent- 
lichen Tarifpositionen  zu  teilen.  Das  ist  ein  neuer,  und  ich 
glaube  fruchtbarer  Gedanke,  der  nicht  bloß  in  den  Beziehungen 
zwischen  Deutschland  und  der  österreichisch-ungarischen  Mon- 
archie zur  Einführung  und  Ausführung  kommen,  sondern  über- 
haupt eine  neue  Grundlage  für  internationale  Handelsverhält- 
nisse im  allgemeinen  schaffen  könnte,  und  es  ist  ja  unser  Be- 
streben, den  Kreis  unserer  Tätigkeit  möglichst  weit  auszu- 
dehnen, und  auch  andere  Staaten  heranzuziehen,  und  wir  sind 
darum  besonders  erfreut  und  empfinden  es  mit  lebhafter  Genug- 
tuung, daß  es  uns  gelungen  ist,  nunmehr  auch  einen  Bruder- 
verein in  B  e  1  g  i  e  n  in  Beziehungen  zu  dieser  großen  Organi- 
sation treten  zu  sehen.      (Beifall.) 

Nous  saluons  avec  une  grande  satisfaction  la  presence  de 
M.  de  Sadeleer,  c'est  ä  son  initiative  vigoureuse,  que 
nous  devons  la  creation  d'une  association  beige  qui  represente 
les  interets  les  plus  importan.ts  de  son  pays. 

Wir  hoffen,  daß  sich  rege  Beziehungen  zwischen  der  neuen 
Belgischen  Assoziation  und  den  bestehenden  drei  Vereinen  ent- 
wickeln werden. 

Wir  wollen  unsere  Tätigkeit  im  allgemeinen  nicht  über- 
schätzen. Allein  auf  der  anderen  Seite  wollen  wir  sie  auch  nicht 
gering  schätzen.  Es  ist  eine  gewiß  nützliche  Arbeit,  die  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  von  Seiten  dieser  Vereine  vollbracht 
wurde,  und  es  ist  alle  Aussicht  vorhanden,  daß  diese  Arbeit  sich 
im  Laufe  der  nächsten  Jahre  befestigen,  vervollkommnen  und 
weiter  ausdehnen  wird.  Derartige  wirtschaftliche  Annäherungen 
entsprechen  nicht  nur  dem  Bedürfnis  der  Lösung  der  einzelnen 
Fragen,  sondern  die  freundnachbarliche  Behandlung  dieser 
Fragen  ist  an  und  für  sich  auch  eine  wertvolle  Erscheinung,  und 
ich  möchte  sagen,  sie  bildet  ein  politisches  Kapital,  das  für  alle 
Fälle  gut  angelegt  ist.  (Beifällige  Zustimmung.)  Darum  er- 
lauben Sie  mir  nochmals,  meinen  ergebensten  Dank  dem  i 
ehrten  Herrn  Vorsitzenden,  Seiner  Hoheit,  für  seine  freundlichen 
Worte  auszusprechen.     (Lebhalter  Beifall.) 
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Staatssekretär  von  Ottlik- Budapest: 

Durchlauchtigster  Herzog ! 

Meine  sehr  verehrten  Herren ! 

Da  der  Vorsitzende  des  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereins in  Ungarn,  Ministerpräsident  Dr.  Wekerle,  durch  die 
Macht  der  Verhältnisse  zu  seinem  lebhaften  Bedauern  ver- 
hindert ist,  an  der  hier  stattfindenden  Konferenz  unserer  Ver- 
eine persönlich  teilzunehmen  und  nur  in  Gedanken  in  unserer 
Mitte  verweilen  kann,  ist  mir  die  ehrenvolle  Aufgabe  zuteil  ge- 
worden, an  seiner  Statt  und  in  seinem  Auftrage  heute  hier  für 
den  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsverein  in  Ungarn  das  Wort 
zu  ergreifen. 

Wie  auf  beinahe  sämtlichen  Gebieten  des  intellektuellen 
Wirkens,  das  die  Förderung  des  menschlichen  Fortschrittes,  des 
allgemeinen  Wohles  sich  zum  Ziele  erkoren  hat,  können  wir 
auch  auf  dem  weitausgebreiteten  Felde  der  internationalen 
Wirtschaftspolitik  Deutschland  als  Führer  betrachten.  Dem 
hierseitigen  weitausblickenden,  aufgeklärten  und  geläuterten 
wirtschaftlichen  Denken  ist  auch  auf  diesem  Gebiete  in  erster 
Reihe  das  Ergreifen  der  Initiative  zu  verdanken. 

Unsere  wirtschaftlichen  Vereinigungen  sind  stets  bestrebt 
und  haben  sich  zu  einem  ihrer  wichtigsten  Ziele  auserkoren,  die 
Hemmnisse  und  Schwierigkeiten  des  freien  internationalen  Ver- 
kehrs soweit  als  tunlich  aus  dem  Wege  zu  räumen,  dadurch 
die  Produktivität  des  menschlichen  Schaffens  zu  erhöhen,  und  die 
Existenzbedingungen  weiter  Bevölkerungsschichten  günstiger 
zu  gestalten,  um  auf  diese  Weise  den  allgemeinen  Wohlstand 
zu  fördern. 

Auch  in  dieser  schönen  zivilisatorischen  Arbeit  geht  uns 
allen  das  mächtige  Deutsche  Reich  voran,  dessen  Wirt- 
schaftsverein als  Primus  inter  Pares  uns  diesmal  hierher  ge- 
laden hat. 

Indem  ich  ihm  hierfür  namens  des  ungarischen  Bruder- 
vereins unseren  tiefgefühlten  Dank  ausspreche,  kann  ich  nicht 
umhin,  bei  diesem  Anlasse  noch  die  Versicherung  hinzuzu- 
fügen, daß  unser  Verein  — -  so  wie  er  es  in  der  Vergangenheit  stets 
getan  —  auch  in  Hinkunft  immer  mit  derselben  aufrichtigen 
Begeisterung  bestrebt  sein  wird,  den  ihm  gebührenden  Anteil 


an  der  gedeihlichen  gemeinschaftlichen  Arbeit  voll  und  ehrlich 
zu   leisten !      (Beifall.) 

M.  de  Sadeleer-Bruxelles, 

Membre  et  ancien  President  de  la  Chambre  des  Representants,  President  de 
1' Association  Beige  de  l'Union  Economique  Internationale: 

Monseigneur, 
Excellences, 
Messieurs, 

Je  suis  tres  sensible  aux  souhaits  de  bienvenue  que  S.  A.  le 
Duc  Ernst  Günther  de  Schleswig-Holstein  a  bien  voulu  offrir  ä  la 
Belgique  au  nom  de  l'Assemblee  et  que  mon  excellent  ami,  le 
Freiherr  von  Plener  vient  de  souligner  si  aimablement. 

Je  tiens  tout  d'abord  ä  exprimer  ä  Son  Altesse  et  ä  vous 
tous  nos  sentiments  de  profonde  gratitude. 

L'idee  de  creer  une  association  beige  avec  lamissiond'adherer 
ä  l'Union  Economique  de  l'Europe  centrale,  a,  des  le  debut, 
rencontre   de   vives   sympathies. 

II  a  suffi,  ä  cet  effet,  de  faire  connaitre  le  programme  de 
l'Union,  les  resultats  considerables  qu'elle  a  dejä  produits, 
quoique  n'existant  que  depuis  cinq  ans,  les  hauts  et  puissants 
patronages  dont  eile  a  su  s'entourer  et  dont  nous  avons  eu  une 
nouvelle  preuve  ä  la  brillante  reception  organisee  hier  soir  par 
notre  honore  Collegue,  M.  von  D  i  r  k  s  e  n.     (Applaudissements.) 

Repondant  ä  la  gracieuse  invitation  de  l'Union  de  PEmpire 
allemand,  invitation  appuyee  par  les  Unions  de  l'Autriche  et  de 
la  Hongrie,  nous  avons  eu  l'honneur  de  convoquer  ä  une  assemblee 
Constituante  des  representants  autorises  de  l'Industrie,  du  Com- 
merce et  de  la  Finance  de  Belgique.  Tous  ont  bien  voulu  se  rendre 
ä  notre  appel  et  tous  aussi  ont  accepte  de  faire  partie  de  notre 
comite. 

Dans  un  manifeste  adresse  au  public,  nous  avons  fait  ressortir 
la  grande  importance  de  la  nouvelle  association.,. 

Avant  tout,  nous  avons  voulu  rendre  ä  Cesar  ce  qui  appar- 
tient  a  Gesar,  c'est  ä  dire,  un  hommage  merite  ä  votre  louable 
initiative  et  ä  votre  ceuvre.     Nous  disions: 

„Presidee  en  Allemagne  par  S.  A.  R.  le  duc  de  Schleswig- 
Holstein,    en  Autriche    par    M.  de  Plener,    membre    de    l;i. 
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Chambre  des  Seigneurs  et  president  de  la  Cour  des  Comptes 
de  Vienne,  en  Hongrie  par  M.  de  Wekerle,  Ministre  des 
Finances  et  president  du  Conseil  des  Ministres;  comptant 
en  raeme  temps  dans  son  sein  des  personnalitcs  eminentes, 
l'association  de  chacun  de  ces  pays  a  obtenu  un  succes 
remarquable.  Independamment  de  leur  action  autonome  dans 
le  domaine  des  interets  nationaux,  ces  Unions  travaillent  en 
commun  pour  resoudre  les  multiples  questions  economiques 
d'un  caractere  international,  en  s'effor9ant  de  trouver,  par 
une  entente  toute  pacifique,  des  Solutions  acceptables  pour 
le  plus  grand  bien  de  tous. 

Des  reunions  plenieres  ont  lieu  chaque  annee;  on  y  discute 
les  rapports  presentes  au  nom  des  differents  pays;  de  ces 
delibörations  sont  sortis  de  nombreux  projets  qui  ont  ete 
ulterieurement  convertis  en  lois  dans  les  parlements  ou 
realises,  par  la  voie  diplomatique,  sous  forme  d'accords 
administratifs,  entre  les  Gouvernements. 

Aussi,  ces  associations  ont-elles  reussi  ä  grouper  pour 
ainsi  dire  l'universalite  des  representants  de  l'industrie,  du 
commerce  et  de  l'agriculture.  Gräce  ä  leur  puissante  colla- 
boration,  toutes  les  demandes  legitimes  sont  assurees  de 
trouver  un  appui  efficace  aupres  des  autorites.  Le  compte 
rendu  de  leurs  travaux,  bien  qu'elles  soient  nees  a  peine 
depuis  quelques  annees,  forme  dejä  plusieurs  volumes,  et 
leur  Intervention,  en  vue  d'aplanir  les  difficultes  inter- 
nationales et  douanieres,  a  ete  maintes  fois  couronnee  d'un 
succes  complet. 

La  creation  de  FAssociation  beige  a  recu  ä  l'etranger  un 
excellent  accueil,  dont  les  presidents  des  Unions  de  Berlin, 
de  Vienne  et  de  Budapest  ont  bien  voulu  se  faire  les  inter- 
pretes  en  nous  exprimant  leurs  sentiments  de  cordiale  con- 
fraternite." 

Get  appel  au  public  a  6te  favorablement  accueilli.  Les 
adhesions  sont  arrivees  nombreuses  de  toutes  parts.  Le  Gou- 
vernement du  Roi  nous  a  temoigne  ses  sympathies  en  deleguant 
pres  de   nous  un  de  ses  plus  eminents  fonctionnaires. 

La  Presse  beige,  de  son  cöte,  sans  distinction  d'opinion, 
a  salue  avec  une  faveur  marquee  la  fondation  de  notre  nouvelle 
association. 

Et,  ici,  permettez  moi  d'ajouter  un  mot.  Gräce  ä  une  Situation 
geographique  privilegiee,  gräce  ä  l'activite  et  au  vaillant  labeur 
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de  son  peuple,  gräce  aussi  ä  ses  excellentes  relations  avec  tous 
les  pays,  la  Belgique  a  vu  le  developpement  de  ses  affaires  atteindre 
des  proportions  toujours  grandissantes.  II  y  a  im  peu  plus 
d'un  an,  en  1907,  son  commerce  special  s'est  chiffre  par  3  milliards 
750  millions  pour  les  importations  et  par  2  milliards 
800  millions  pour  les  exportations,  soit  au  total  plus  de  six 
milliards  et  demi  de  francs.  Son  commerce  general,  transit 
compris,  a  monte  pour  la  meme  annee  all  milliards  300  millions 
de  francs,  et  nous  constatons  avec  bonheur  que  le  Zollverein 
allemand  y  a  participe  pour  plus  de  2  milliards  et  demi. 

La  Belgique  a  su  se  classer  au  5e  rang  parmi  les  nations 
du  monde,  immediatement  apres  l'Angleterre,  l'Allemagne,  les 
Etats-Unis  et  la  France,  et,  proportionnellement  ä  sa  population 
eile  occupe  le  Ior  rang.  Ici,  Messieurs,  je  vous  dois  des  excuses. 
Je  n'ai  point  cite  ces  chiffres  par  un  vain  sentiment  de  fierte 
nationale,  bien  que  tous  nous  nous  souvenions  toujours  de  la 
belle  parole  du  poete :  A  tous  les  coeurs  bien  nes,  que  la  Patrie  est 
chere !  Je  les  ai  fait  ressortir  pour  montrer  combien  la  Belgique 
a  ete  heureuse  de  s'associer  ä  votre  tres  puissante  Union,  qui  tend, 
par  le  travail  en  commun  et  l'echange  de  mutuelles  sympathies 
ä  rapprocher  des  nations  faites  pour  s'entendre,  s'estimer,  et, 
se  connaissant  de  mieux  en  mieux,  s'aimer  davantage  (Tres 
bien !  Tres  bien !) ;  Union  qui  a  pour  but  encore  dans  le 
beau  et  vaste  domaine  economique  —  qui  de  plus  en  plus  a  le 
privilege  de  solliciter  l'attention  des  homraes  d'Etat  et  des 
esprits  eclaires  dans  tous  les  pays  —  d'aplanir,  et,  ce  qui  vaut 
mieux,  de  prevenir  les  difficultes  douanieres  et  de  faciliter  de 
toutes  manieres  les  relations  internationales  pour  le  plus  grand 
bien  des  peuples. 

(Beifall.) 

Aussi,  au  moment  oü  vous  allez  aborder  vos  travaux,  aux- 
quds  la  Belgique  ä  l'honneur  de  participer  pour  la  premiere 
fois,  je  vous  reitere  l'expression  de  notre  vive  reconnaissance 
pour  le  sympathique  accueil  que  vous  avez  bien  voulu  nous 
faire  et  je  forme  des  voeux  ardents  pour  la  prosperite  et  la 
grandeur  toujours  croissante  de  notre  belle  institution ! 

(Lebhafter  Beifall.) 
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Vorsitzender: 

Herr  von  D  i  r  k  s  e  n  möchte  ein  Telegramm  verlesen, 
welches  der  Herr  Minister-Präsident  Dr.  Wekerlean  uns  ge- 
richtet hat. 

Kaiserlicher  Gesandter  und  bevollmächtigter  Minister 
Dr.  von  Dirksen-Berlin: 

Im  Anschluß  an  die  Ausführungen  des  Herrn  ungarischen 
Vertreters  gestatte  ich  mir,  ein  Telegramm  zu  verlesen,  das 
aus  Budapest  hier  eingetroffen  ist. 

Seiner  Hoheit  Herzog  Ernst  Günther  von  Schleswig-Holstein, 

Berlin. 

Entbiete  anläßlich  der  zweiten  gemeinsamen  Konferenz 
der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  den  versammelten 
Herren  meine  herzlichsten  Grüße  mit  den  aufrichtigsten 
Wünschen  auf  vollsten  Erfolg  der  Beratungen.  Bitte  der 
Versammlung  mein  lebhaftes  Bedauern  auszusprechen,  daß  ich 
persönlich  verhindert  bin  teilzunehmen,  mit  der  Versicherung, 
daß  das  Gedeihen  unserer  Vereine  mir  stets  am  Herzen  liegt, 
und  daß  ich  unentwegt  festhalte  an  der  Überzeugung,  daß 
unserer  friedlichen  und  ersprießlichen  Arbeit  für  gemeinsame 
wirtschaftliche  Interessen  stets  höhere  Bedeutung  beizu- 
messen sein  wird.    Ergebenst  grüßend 

W  e  ke  r  1  e. 
(Lebhafter  Beifall.) 

Vorsitzender: 

Einem  alten  Brauche  folgend  möchte  ich  vorschlagen,  daß 
wir  an  die  drei  hohen  Souveräne  der  in  unserer  Organisation 
vertretenen  Länder  den  Ausdruck  unserer  Gefühle  absenden. 
Ich  bitte  Herrn  Geheimrat  Wolf,  die  betreffenden  Telegramme 
vorzulesen. 

Geheimer  Regierungsrat  Prof.  Dr.  Wolf-Breslau: 

Das  Präsidium  erbittet  Ihre  Zustimmung  für  folgende  Tele- 
gramme : 
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Seiner  Majestät  dem  Kaiser  und  König,  Wien. 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlich  Apostolischen  Majestät 
bitten  die  zur  Abhaltung  der  Berliner  Wirtschaftskonferenz 
versammelten  Delegierten  der  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereine in  Österreich,  Ungarn,  Belgien  und  Deutschland,  ehr- 
furchtsvolle Huldigung  entbieten  zu  dürfen.  Die  Vereine 
betrachten  es  als  ihre  Aufgabe,  durch  die  Betonung  der 
Gleichartigkeit  der  wirtschaftlichen  Interessen  der  Staaten 
der  europäischen  Mitte  die  Freundschaftsbande,  welche  die- 
selben verknüpfen,  zu  verstärken  und  erbitten  sich  dafür  die 
gnädigste  Unterstützung  Eurer  Majestät. 

Namens  der  Konferenz  das  Präsidium: 

Herzog  Ernst  Günther  zu  Schleswig -Holstein, 

Plener,  Ottlik,  de  Sadeleer. 

Seiner  Majestät  dem  Kaiser  und  König,  Wiesbaden. 

Eurer   Kaiserlichen   und    Königlichen  Majestät   gestatten 
sich  die  heute  zum  ersten  Mal  in  der  Hauptstadt  des  deutschen 
Reiches  zusammengetretenen  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereine  Österreichs,   Ungarns,    Belgiens   und   Deutschlands 
ehrfurchtsvolle  Huldigung   darzubringen.     Sie   hoffen  durch 
die  Betonung  der  Gemeinsamkeit  vieler  der  wirtschaftlichen 
Interessen  ihrer  Staaten  und  durch  das  Bestreben,  dieselben 
wirtschaftlich    einander   näher   zu   bringen,    mitarbeiten    zu 
können  an  dem  Priedenswerke,  als  dessen  mächtiger  Förderer 
Eure  Majestät  sich  soeben  neuerdings  wieder  erwiesen  haben. 
Namens  der  Konferenz  das  Präsidium: 
Herzog  Ernst  Günther  zu  Schleswig- Holstein, 
Plener,  Ottlik,  de  Sadeleer. 

An  Seine  Majestät  den  König  der  Belgier,  Brüssel. 

Sire.    La  Conference    des    associations    pour   les   interets 
economiques  de  l'Europe  centrale,    ä  laquelle  participe  aussi 
lassociation  beige  nouvellement  creee,  se  permet  de  presenter 
ses    hommages    ä   Votre   Majeste.     Nous    saluons    en  Votre 
Majeste   le   promoteur   perspicace  des  interets  economiques 
de  son  pays,  qui  recevront,  nous  l'esp6rons,  par  les  travaux 
de  la  Conference,  des  impulsions  nouvelles  et  precieuses. 
Au  nom  de  la  Conference  les  presidents : 
Herzog  Ernst  Günther  zu  Schleswig -Holstein, 
Plener,  Ottlik,  de  Sadeleer. 
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Weiterhin  soll  an  den  Ministerpräsidenten  Dr.  Wekerle  ein 
Telegramm  abgehen  folgenden  Inhalts: 

Ministerpräsident  Dr.  Wekerle,  Budapest. 

Namens  Mitteleuropäischer  Wirtschaftskonferenz  sage 
Eurer  Exzellenz  herzlichen  Dank  für  Ihr  beredtes  und  warmes 
Telegramm,  das  mit  größtem  Beifall  aufgenommen  wurde. 
Beste  Grüße.     Wir  bedauern  sehr,  Sie  nicht  hier  zu  sehen. 

Herzog  Holstein. 


Vorsitzender: 

Wir  würden  jetzt  in  die  Tagesordnung  eintreten. 

Es  ist  seitens  des  österreichischen  Vereins  der  Wunsch  aus- 
gesprochen worden,  daß  ich  die  Reihenfolge,  in  der  die  Themen 
verhandelt  werden  sollen,  zur  Verlesung  bringe.  Sie  ist  wie 
folgt  gedacht: 

1.  Organisation  des  Arbeitsmarktes. 

2.  Internationaler  Postüberweisungsverkehr. 

3.  Teilung    der    Handelsverträge    in    stehenden    Text    und 
Tarif. 

4.  Organisation  des  industriellen  Kredits. 

Wir  beginnen  also  mit  dem  Thema: 


Organisation  des  Arbeitsmarktes. 


Ich  hoffe,  daß  wir  mit  den  ersten  drei  Referaten,  die  zu 
halten  sind,  bis  etwa  y2l2  Uhr  zu  Ende  sein  wrerden.  Ich  bitte 
die  Herren  Referenten,  sich  darauf  einzurichten,  daß  wir  diese 
Zeiteinteilung  innehalten  können.  Ich  würde  mir  dann  er- 
lauben,  die   Diskussion  zu  eröffnen. 

DasW7ort  hat  Herr  Regierungsassessor  Dr.  Bodenstein, 
stellvertretender  Geschäftsführer  des  Bergbaulichen  Vereins  in 
Essen. 
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Regierungs-Assessor  Dr.  Bodenstein-Essen: 

Die  wirtschaftliche  Depression,  die  nach  dem  gewaltigen 
jahrelangen  Aufschwung  um  die  Mitte  dieses  Jahrzehnts  auf 
unserem  heimischen  Erwerbsleben  seit  nunmehr  anderthalb  Jahren 
lastet,  hat  erneut  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  die  Lage 
des  Arbeitsmarktes  und  die  Notwendigkeit  seiner  Organisation 
gelenkt.  Arbeitermangel  auf  der  einen  und  Überfluß  an  Arbeits- 
kräften in  einer  Reihe  von  Erwerbszweigen  auf  der  andern  Seite 
drücken  diesen  beiden  aufeinanderfolgenden  Epochen  in  unserm 
Wirtschaftsleben  ihre  Signatur  auf. 

Der  Arbeitsmarkt  ist  abhängig  von  der  Wirtschaftslage  und 
baut  sich  auf  den  Wirtschaftsgebieten  eines  Landes  auf.  Diese 
geben  dem  Arbeitsmarkt  die  charakteristische  Gestalt. 

Da  wir  heute  die  Ehre  haben,  eine  Reihe  von  Mitgliedern 
aus  den  uns  befreundeten  Nachbarstaaten  bei  unsern  Verhand- 
lungen zu  sehen,  darf  ich  wohl  meinen  Ausführungen  über  die 
Lage  des  Arbeitsmarktes  einen  kurzen  Überblick  über  die 
Wirtschaftsgebiete  Deutschlands  voranschicken. 

Den  Osten  unseres  Vaterlandes  beherrscht  der  landwirt- 
schaftliche Betrieb,  der  im  Westen  von  einer  sich  mächtig  ent- 
wickelnden Industrie  mehr  und  mehr  eingeengt  wird.  Dem  im 
Osten  der  Monarchie  vorherrschenden  landwirtschaftlichen  Groß- 
betriebe —  in  einigen  Provinzen  dient  diesem  nahezu  die  Hälfte 
bis  dreiviertel  der  gesamten  Fläche  —  steht  im  Westen  gegen- 
über der  Mittel-  oder  Kleinbetrieb  bis  herab  zum  kleinsten 
zerstückelten  landwirtschaftlichen  Grundbesitz,  verbunden  mit 
einer  besonderen  Art  der  Landeskultur,  einem  ausgedehnten 
Obst-  und  Weinbau. 

Charakteristisch  für  die  Lage  unserer  Industrie  ist  ihre  Ver- 
einigung in  einigen  großen,  scharf  abgegrenzten,  dichtbevölkerten 
Industriezentren.  Deutschland  besitzt  neben  dem  oberschle- 
sischen  und  brandenburgischen  Industriegebiet  mit  Berlin  als 
Mittelpunkt,  das  niederrheinisch-westfälische  —  das  in  Europa 
in  seiner  Art  wohl  einzige  und  größte  —  und  sodann  als  viertes 
in  der  Südwestecke  Deutschlands  ein  gerade  in  jüngster  Zeit 
sich  sprunghaft  entwickelndes  Industriegebiet,  das  über  die 
Reichsgrenze  nach  Luxemburg  und  Frankreich  hinübergreift. 
Neben  diesen  klar  sich  abzeichnenden  Revieren  bestehen  einige 
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kleinere,  nicht  unbedeutende  industrielle  Mittelpunkte.  Ich 
weise  hin  auf  Hamburg,  Bremen,  die  verschiedenen  Industrie- 
gebiete an  der  Küste,  auf  Hannover,  Sachsen,  in  Mitteldeutsch- 
land auf  das  Gebiet  um  Frankfurt  a.  Main  und  andere. 

Neben  dieser  Entstehung  von  Industriezentren  ist  eine  der 
wichtigsten  Begleiterscheinungen  der  Entwicklung  Deutschlands 
vom  Agrar-  zum  Industriestaat  das  rasche  Wachstum  der  Stadt- 
gebilde. Die  gegenwärtige  Schnelligkeit  der  Entwicklung  und 
die  Dichtigkeit  der  Menschenansammlung  hat  keine  Vorbilder  in 
der  Geschichte.  Die  41  Großstädte  des  deutschen  Reiches  ver- 
einigen in  sich  eine  Bevölkerung  von  11  509  000  Menschen; 
m.  a.  W.  nahezu  jeder  fünfte  Deutsche  ist  Großstädter  ge- 
worden. 

Die  fortschreitende  Industrialisierung  des  Landes  und  zu- 
gleich die  Verteilung  der  Bevölkerung  auf  die  einzelnen  Berufs- 
arten wird  durch  die   folgenden   Zahlen  gekennzeichnet: 

Es  entfielen  von  der  Gesamtbevölkerung  des  Reiches  auf 
Erwerbstätige  in: 

1882  1895  1907 

Land-  und  Forstwirtschaft  .  8  236  496  8  292  692  9  883  257 
Industrie  einschl.  Bergbau  ..  6  396  465  8  281220  11256  254 
Handel  und  Verkehr    1  570  318     2  338  511       3  477  326 

Von  je  100  Erwerbstätigen  des  Reichs  kamen  auf  die  ein- 
zelnen Berufsarten: 

1882         1895         1907 

Land-  und  Forstwirtschaft     43,4         36,2  32,7 

Industrie  einschl.  Bergbau      33,7  36,1  37,2 

Handel  und  Verkehr    8,3  10,2  11,5 

Diese  Zahlen  zeigen  in  knappstem  Ausdruck  die  Richtung 
der  wirtschaftlichen  Entwicklung  unseres  Volkes :  eine  fortschrei- 
tende Abnahme  der  Bedeutung,  welche  der  Landwirtschaft  und 
den  ihr  nahestehenden  Betrieben  in  unserer  Volkswirtschaft 
zukommt  zugunsten  erhöhter  Bedeutung  von  Industrie  und 
Handel.  Der  größte  Teil  der  beträchtlichen  Bevölkerungszu- 
nahme ist  der  Industrie  und  dem  Handel  zugewachsen.  Während 
noch  1895  der  Prozentsatz  der  in  der  Industrie  und  Landwirt- 
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schaft  Erwerbstätigen  sich  die  Wage  hielt,  hat  1907  die  Zahl 
der  in  der  Industrie  Erwerbstätigen  die  der  Landwirtschaft 
überflügelt.1) 

Diese  Entwicklung  hat  eine  völlige  Umwälzung  auf  dem 
Arbeitsmarkt  hervorgerufen.  Die  engen  industriellen  Bezirke 
konnten  aus  sich  heraus  nicht  im  entferntesten  den  Bedarf  an 
Arbeitskräften  decken,  den  ihre  Betriebe  erforderten.  Der  Auf- 
schwung machte  ein  Zurückgreifen  auf  die  Nachbarkreise 
erforderlich,  sodann  weiter  ausholend  auf  die  entfernteren 
Gegenden  Deutschlands,  bis  die  gewaltigen  Wanderungen  ein- 
setzten,  unter  deren  Eindruck  unsere  jetzige  Zeit  steht. 

In  welchem  Umfange  der  industrielle  Aufschwung  den 
Bedarf  an  Arbeitskräften  gesteigert  hat,  mögen  einige  Zahlen 
an  einem  Beispiel  beleuchten. 

Im  Jahre  1850  betrug  die  Kohlengewinnung  im  rheinisch- 
westfälischen  Industrierevier  1,7  Mill.  t;  sie  stieg  bis  zum 
Jahre  1870  auf  11,8  Mill.  t,  bis  1890  auf  35,5  Mill.  und  ergab 
im  Jahre  1908   82,7  Mill.  t. 

Mit  dieser  Erhöhung  der  Förderung  mußte  die  Zunahme 
der  Belegschaft  Hand  in  Hand  gehen,  denn  kaum  eine  Industrie 
ist,  wie  der  Kohlenbergbau,  fast  ausschließlich  auf  Menschen- 
kraft angewiesen.  In  dem  gleichen  Zeitraum  ist  die  Anzahl 
der  beschäftigten  Arbeiter  gestiegen  von  13  000  im  Jahre  1850 
(seit  1837  hat  die  Arbeiterziffer  etwa  auf  dieser  Zahl  gestanden) 
auf  51  000  im  Jahre  1870,  erreichte  im  Jahre  1890  die  Zahl 
von  128  000,  in  1900  schon  227  000,  und  1908  stellte  sich  die 
Gesamtbelegschaftziffer  im  rheinisch  westfälischen  Bergbau  auf 
335  000  Arbeiter. 

Bei  dieser  gewaltigen  Entwicklung  des  Bergbaues  in  Ver- 
bindung mit  der  Entstehung  großer  Eisenhüttenwerke  genügten 
die  vorhandenen  Arbeitskräfte  in  der  angesessenen  Bevölkerung 
bald  nicht  mehr;  obwohl  zahlreiche  Arbeiter  aus  der  Landwirt- 
schaft und  sonstigen  Erwerbszweigen,  angelockt  durch  die  hohen 
Löhne  und  die  geringe  Arbeitszeit,  zuwanderten,  konnte  dem  sich 
einstellenden  Arbeitermangel  nur  durch  Heranziehung  von 
Arbeitskräften  aus  andern  Provinzen  und  zuletzt  durch  den  Zu- 


J)   Durch    die  Berufszählung    im   Jahre    1907     ist     im   Deutschen  Reich 
eine  Gesamtbevölkerung  von  61  720  529  Personen   festgestellt  worden. 
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zug  aus  dem  Auslande  begegnet  werden.  Eine  ähnliche,  wenn 
auch  nicht  gleich  sprunghafte  Entwicklung  haben  auch  andere 
Industriezweige  in  Rheinland  und  Westfalen  erlebt. 

Neben  diesen  in  dem  wirtschaftlichen  Aufschwung  und  der 
Entwicklung  zur  Großindustrie  liegenden  Momenten  sind  für 
den  Mangel  an  Industriearbeitern  in  Deutschland  noch  andere 
Gründe  mitbestimmend  gewesen.  Ich  kann  sie  in  diesem  Zu- 
sammenhang nur  kurz  streifen.  Sie  sind  wirtschaftlicher  und 
sozialer  Natur.  Die  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage  infolge 
der  hohen  Löhne  bringt  es  mit  sich,  daß  die  Arbeiterfrauen  und 
-Töchter  vielfach  nicht  mehr  wie  früher  einen  Nebenerwerb 
durch  Arbeit  in  Fabrikbetrieben  suchen.  Auch  der  Verlust, 
den  die  Industrie  in  früheren  Jahrzehnten  durch  Auswanderung 
erlitten  hat,  dürfte  nicht  außer  acht  zu  lassen  sein. 

Wenn  gerade  der  rheinisch-westfälische  Bergbau,  der  so  oft 
nicht  nur  in  unserm  Vaterlande,  sondern  auch  im  Auslande 
als  das  Ziel  der  Wandernden  genannt  wird,  einen  ständig  wach- 
senden Bedarf  an  Arbeitern  hatte,  so  liegt  das  noch  in  einigen 
andern  Ursachen  begründet,  die  wegen  ihrer  Bedeutung  nicht 
gering  zu  veranschlagen  sind.  Von  dem  Nachwuchs  an  Berg- 
mannssöhnen geht  ein  hoher  Prozentsatz  dem  Bergbau  ver- 
loren. Der  jugendliche,  aus  der  Schule  entlassene  Arbeiter 
darf  auf  Grund  der  bestehenden  Vorschriften  bis  zum  16.  Lebens- 
jahre im  Bergbau  unter  Tage  nicht  beschäftigt  werden.  Er 
geht  vielfach  in  andere  Erwerbszweige  oder  in  die  Stadt  über 
und  kehrt  nur  in  den  seltensten  Fällen  nach  Erreichung 
des  16.  Lebensjahres  zum  Bergbau  zurück.  Nach  einer,  aller- 
dings schon  im  Jahre  1893  aufgestellten  Berechnung  geht  auf 
diese  Weise  dem  Bergbau  nahezu  die  Hälfte  des  Nachwuchses 
verloren. 

Verschärft  wird  der  Arbeitermangel  sodann  durch  die  zu- 
nehmende Fluktuation,  das  ständige  Wechseln  der  Arbeitstelle 
in  den  Industrierevieren  selbst,  und  dann  nicht  zum  mindesten 
durch  die  Taktik  in  der  Gewerkschaftsbewegung.  Ich  sehe  von 
sozialpolitischen  Erörterungen  bei  dem  vorliegenden  Thema  ab, 
muß  aber  doch  auf  die  Tatsache  hinweisen,  daß  in  den  Zeiten 
erhöhten  Geschäftsganges  die  organisierte  Arbeiterschaft  es 
mehr  und  mehr  ablehnt,  eine  auch  noch  so  dringend  nötige 
Überarbeit  zu  leisten.     Gerade  dies  letztere  Moment  nötigte  die 
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Industrie  zur  Heranziehung  fremder  Arbeitskräfte,  nicht  zuletzt 
der  ausländischen,  wenn  sie  in  ihrer  Entwicklung  nicht  gehemmt 
werden  sollte.  Die  Folgen  der  erwähnten  Taktik  bleiben  der 
Arbeiterschaft  in  der  Zeit  niedergehender  Konjunktur,  wie 
wir  es  jetzt  erleben,  durch  Einlegen  häufiger  Feierschichten 
nicht  erspart. 

Das  Zusammentreffen  aller  dieser  Momente  steigert  den 
Arbeiterbedarf  und  ist  die  Ursache  der  sich  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten vollziehenden,  für  die  Gestaltung  des  Arbeitsmarktes 
hochbedeutsamen  Wanderungen  geworden. 

Für  unsere  Betrachtung  sind  zwei  Hauptgruppen  von  be- 
sonderer Wichtigkeit: 

die  Wanderungen,  deren  Ausgangspunkt  und  Ziel  innerhalb 
des  Staatsgebiets  liegt,  die  Binnenwanderungen, 

und  sodann  die  Wanderungen  über  die  Staatsgrenzen 
hinaus,  die  Ein-  und  Auswanderungen. 

Ober  diese  Wanderungen  ließ  sich  der  Abgeordnete  Hob- 
recht im  Landtag  seiner  Zeit  dahin  aus,  daß  wir  diesen  Dingen 
viel  zu  nahe  stünden,  um  ihre  ganze  Tragweite  und  Bedeutung 
in  ihrem  vollen  Umfange  ermessen  zu  können.  Die  Wander- 
bewegung, die  in  den  letzten  Jahrzehnten  die  Bevölkerung  er- 
griffen habe,  sei  viel  größer  gewesen,  als  in  den  stärksten  Phasen 
der  sogen.  Völkerwanderung.  Alle  wichtigen  Erscheinungen  in 
unserm  Wirtschaftsleben  werden  durch  die  Bevölkerungsbe- 
wegung beeinflußt.  Das  schnelle  Emporblühen  der  Städte  und 
die  sprunghafte  Entwicklung  der  Industriegebiete  ist  nur  durch 
diese  Wanderungen  ermöglicht  worden. 

Die  Erscheinung  der  Binnenwanderung  ist  nicht  jüngsten 
Ursprungs;  sie  reicht  fast  um  ein  halbes  Jahrhundert  zurück 
und  wird  bei  dem  ständigen  Wachsen  der  Industrie  wohl  noch 
absehbare  Zeit  dauern. 

Die  markantesten  Formen,  in  denen  sich  diese  Wanderungen 
in  unserm  Vaterlande  vollziehen,  sind  der  Übergang  zur  Industrie 
und  der  Zug  in  die  Stadt.  Beide  Richtungen  decken  sich  häufig, 
besonders,  wenn  man  an  den  Westen  denkt,  wo  sich  in  den 
großen  Industriezentren  Großstadt  an  Großstadt  reiht.  Die 
Großstadt  ist  in  unserm  heutigen  Erwerbsleben  der  Mittel- 
punkt industrieller  Betätigung.     Der  Drang  nach  der  Stadt  ist 


—     19     — 

das  weitergehende  Ziel.  Das  Streben  des  gewerblichen  Arbeiters, 
seine  Tätigkeit  in  die  Stadt  zu  verlegen,  wird  ja  auch  bei  uns 
in  den  Industrierevieren  häufig  beklagt. 

Die  große  Richtlinie  der  Wanderungen  geht  von  Osten  nach 
Westen.  Die  Abwanderung  verliert  nach  dem  Westen  zu  an  Inten- 
sität. Die  südlichen  Staaten  Deutschlands  werden  von  diesen  Er- 
scheinungen weniger  berührt.  Die  Abwanderungsherde  liegen 
nur  im  Osten  Preußens.  Wir  haben  es  in  Preußen  mit  ausge- 
sprochenen Abwanderungs-  und  Zuwanderungsbezirken  zu  tun. 
Vier  Provinzen  sind  Zuwanderungs-,  acht  sind  Abwanderungs- 
bezirke, in  letzter  Zeit  ist  zu  Rheinland,  Westfalen,  Hessen-Nassau 
und  Hannover  auch  Schleswig- Holstein  als  Zuwanderungsprovinz 
hinzugekommen.  Die  großen  sich  abhebenden  Zuwanderungsge- 
biete sind  in  erster  Linie  das  rheinisch-westfälische  Industrie- 
gebiet in  seinem  ganzen  Umfange,  sodann  die  Reichshauptstadt, 
—  weniger  das  Weichbild  der  Stadt  selbst,  deren  Aufnahmefähig- 
keit für  industrielle  Betriebe  überschritten  ist,  als  die  Berlin  um- 
schließenden Kreise  —  und  sodann  das  oberschlesische  Industrie* 
gebiet.  Kleinere  Zuzugsinseln  mit  industriellem  und  vorwiegend 
städtischem  Gepräge,  die  durch  Nahwanderungen,  d.  h.  Wande- 
rungen innerhalb  der  Provinzgrenzen,  entstanden  sind,  finden  sich 
über  die  ganze  Monarchie  verstreut.  Zu  erwähnen  sind  die 
kleineren  Industriemittelpunkte  in  Schlesien  und  Sachsen,  in 
Hannover,  in  Mitteldeutschland  und  die  Schiffbauzentren  an 
der  Küste.  Es  ist  bemerkenswert,  daß  von  der  oberschlesischen 
Industriebevölkerung  96%  aus  der  Provinz  Schlesien,  im  rhei- 
nisch-westfälischen Industriegebiet  dagegen  nur  etwa  83%  der 
Industriebevölkerung  aus  den  beiden  Provinzen  Rheinland 
und  Westfalen  stammen.  Im  Brandenburgischen  Industrie- 
gebiet sind  sogar  nur  61%  in  Berlin  und  der  Provinz  Branden- 
burg geboren,  der  übrige  Teil  ist  zugezogen  und  zwar  in  der 
Hauptsache  aus  dem  Osten  Preußens  und  Sachsen. 

Der  ruhende  Pol  in  der  Massenbewegung  ist  der  geborene 
Großstädter,  der  sich  durch  eine  außerordentliche  Seßhaftig- 
keit auszeichnet.  Auf  dem  Lande  wurden  im  Jahre  1905  nur 
2,2%  geborene  preußische  Großstädter  ermittelt.  Auch  nach 
anderen  Großstädten  wandert  nur  ein  geringer  Prozentsatz. 
Die  Ergänzung  der  Großstadtbevölkerung  vollzieht  sich  zum 
überwiegenden   Teil   durch    Zuwanderung   vom   Lande,    in   der 

9* 
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Hauptsache  aus  provinzgebürtigen  Personen;    nur  zum  kleineren 
Teil  erneuert  sich  die   Großstadt  aus  sich  selbst  heraus. 

Zur  Beurteilung  des  den  Arbeitsmarkt  so  wesentlich  beein- 
flussenden Auf-  und  Abflutens  der  Wanderungen  fehlt  es  uns  an 
genauen  Zahlen.     Wir  sind  für  die  zahlenmäßige  Erfassung  auf 
die  Ergebnisse    der  Volkszählung  angewiesen,    die  keine  genaue 
Unterlage  abgeben  können,   da  sie  sich   nur  als  Nettoergebnis 
eines  fünfjährigen  Zeitraums  darstellen  und  die  verschiedenen 
Phasen  der  Wanderungen  innerhalb  dieses  Zeitraums  nicht  in 
Erscheinung  treten.    Immerhin  aber  können  diese  Endergebnisse 
eine  Vorstellung   von  der   Größe   und   Bedeutung   der  Wande- 
rungen vermitteln.     Aus  der  vortrefflichen  Zusammenstellung 
dieser  Ergebnisse  in  der  Zeitschrift  des  preußischen  statistischen 
Landesamts  seien   einige  Zahlen  genannt.     Ein  Mitglied   dieses 
Amts,   Herr  Dr.  B  r  o  e  s  i  k  e,  der  das  Material  der  Volkszählung 
bearbeitete,  hat  ermittelt,    daß  in  den  Jahren  1895 — 1900  der 
Gewinn    durch    Zuwanderung    für  die  Provinzen.  Rheinland, 
Westfalen   und    Hessen-Nassau    rund   371  000,   für  die  Provinz 
Brandenburg  und  den  Stadtkreis  Berlin  rund  234  000  Personen 
betrug,  während  im  gleichen  Zeitraum  der  Bevölkerungs Verlust 
der  Provinzen  Ost-    und  Westpreußen,    Posen,    Schlesien    und 
Pommern  sich  auf  ungefähr  473  000  Personen  stellte.    Aus  den 
ländlichen    Kreisen  der  preußischen  Monarchie  —  ländlich  im 
Gegensatz  zu  städtischen  Kreisen  —  sind  in  dem  gleichen  Jahr- 
fünft rund  1  Million  Personen  mehr  ab-  als  zugewandert;  für 
die  Jahre  1900  bis  1905  ist  ein  Bevölkerungsverlust  von  etwas 
über  800  000  Personen  ermittelt  worden.    Um  für  eine  Provinz 
die  Zahlen  zu  nennen,   sei   erwähnt,  daß   für  Pommern  sich  im 
letzten  Jahrfünft  der  Wanderverlust  auf  62  000  Personen  belief. 
Gegenüber  dem  Verlust  an  Menschen  durch  die  Binnenwande- 
rungen kommt  der  Abzug  durch  Auswanderung,   also  über  die 
Staatsgrenzen  hinaus,  für  diese  letztere  Zeit,  worauf  ich  später 
zurückkommen  werde,  bei  den  geringen  Zahlen  kaum  in  Frage. 
Die  von  Dr.  Broesike  für  die  preußische  Monarchie  ermittelten 
Zahlen    der  Wanderbewegung    finden    ihre    Bestätigung    durch 
die  Veröffentlichungen  der  Reichsstatistik  über  die  Entwicklung 
der  Reichsbevölkerung  nach  der  letzten  Volkszählung. 

Mit  den  Gründen  der  Abwanderung  und  der  durch  sie  her- 
vorgerufenen   Leutenot    in    der    Landwirtschaft,    die    in    ihren 
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mannigfachen  Ursachen  eine  der  kompliziertesten  Erscheinungen 
unseres  Volkslebens  ist,  hat  man  sich  in  den  letzten  Jahren  viel 
beschäftigt.  Sie  sind  verschieden  nach  dem  Gebiete  der  Ab- 
wanderung und  dem  Ziel  der  Wanderung.  Abwanderung  be- 
günstigendes Moment  ist  einmal  die  natürliche  Bevölkerungsver- 
mehrung infolge  des  jährlichen  Geburten-Überschusses,  der  in 
Preußen  allein  für  die  ländlichen  Bezirke  sich  im  Jahre  1905  auf 
etwa  320  000  stellte  und  in  der  ganzen  Monarchie  rund  515 000  Per- 
sonen betrug.  Die  Erhöhung  der  Gütererzeugung  in  der  Landwirt- 
schaft kann  aus  natürlichen  Gründen  nur  langsam  vor  sich  gehen, 
und  es  muß.  daher  ein  Teil  des  Nachwuchses  wandern.  Als  weiteres 
Moment  kommt  hinzu  die  durch  das  Wesen  der  landwirtschaft- 
lichen Betriebsform  zeitweilig  beschränkte  Arbeits-  und  Er- 
werbsgelegenheit. Die  Eigenart  des  landwirtschaftlichen  Betriebes 
als  eines  Saisonbetriebes  birgt  einen  Mangel  an  dauernder  Arbeits- 
gelegenheit in  sich.  Durch  die  steigende  Verwendung  landwirt- 
schaftlicher Maschinen  wird  der  zeitweilige  Mangel  an  Be- 
schäftigung noch  verschärft.  Von  der  Goltz  sagte  einmal  von 
der  Dreschmaschine,  daß  sie  an  der  oft  und  mit  Recht  be- 
dauerten Fortwanderung  der  ländlichen  Arbeiter  einen  nicht 
geringen  Teil  der  Schuld  trüge. 

Von  Bedeutung  ist  die  durch  die  Statistik  gemachte  Fest- 
stellung, wonach  auf  Grund  der  für  den  Osten  des  Vaterlandes 
ermittelten  Zahlen  der  allgemein  wichtige  Satz  gilt,  daß,  je 
stärker  die  Kreise  mit  Landwirtschaft  treibender  Bevölkerung 
durchsetzt  sind,  umso  größer  die  Abwanderungsziffern  sich 
stellen.  Für  die  westlichen  Kreise  gilt  dieser  Zusammenhang  nicht; 
denn  in  den  Zeiten  einer  in  landwirtschaftlichen  Betrieben 
fehlenden  Beschäftigung  bieten  sich  hier  eine  Reihe  anderer 
Erwerbsmöglichkeiten.  Die  Abwanderungsherde  sind  nicht  die 
ländlichen  Kreise  als  solche,  sondern  die  Bezirke,  in  denen  die 
landwirtschaftliche  Bevölkerung  überwiegt.  Diese  Bewegung 
ist  an  sich  eine  berechtigte  und  natürliche,  sie  wird  erst  dann 
ungesund,  wenn  dem  Lande  die  zur  Aufrechterhaltung  und 
Weiterentwicklung  des  Betriebes  notwendigen  Arbeitskräfte 
zu  fehlen  beginnen. 

Dr.  Broesike  hat  errechnet,  daß  das  platte  Land  durch- 
schnittlich jährlich  etwa  200  000  Personen  an  Industrie  und  Stadt 
abgibt,  bei  Ausfüllung  aller  ländlichen  Arbeitsplätze  aber  jährlich 
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nur  125  000  abgeben  dürfte.  Ob  diese  Zahl  für  die  letzten 
Jahre  noch  zutrifft,  mag  sehr  zweifelhaft  sein.  Der  Bedarf 
der  Landwirtschaft  an  Arbeitskräften  scheint  mir  in  Wirklich- 
keit wesentlich  höher  zu  sein. 

Auf  der  andern  Seite  wird  die  Abwanderung  im  allgemeinen 
gehemmt  durch  das  Vorhandensein  nutzbarer  Waldungen.  Der 
Wald  erhöht  die  Seßhaftigkeit  infolge  der  Arbeitsgelegenheit, 
die  er  im  Winter  bietet,  sodaß  eine  dauernde  Beschäftigung  einer 
gewissen  Anzahl  von  Arbeitern  ermöglicht  wird.  Nicht  vergessen 
darf  man  auch  die  mitunter  recht  erhebliche  Einnahmequelle, 
die  sich  der  Landbevölkerung  bei  großen  Waldbeständen  durch 
Sammeln  und  Verkaufen  der  Waldfrüchte,  Beeren  usw.,  bietet. 

Im  einzelnen  sind  die  die  Abwanderung  bestimmenden 
Ursachen  mannigfacher  Art,  wie  auch  die  Auffassungen  über  die 
mehr  oder  weniger  große  Bedeutung  der  Ursachen  sehr  ver- 
schieden sind.  Darin  herrscht  aber  wohl  Übereinstimmung,  daß 
der  Wegzug  nicht  aus  Abneigung  gegen  die  landwirtschaftliche 
Beschäftigung  als  solche  erfolgt,  sondern  auf  tiefer  liegende 
wirtschaftliche  und  soziale  Zusammenhänge  zurückzuführen  ist. 

Einen  großen  Anreiz  zu  Wanderungen  bietet  die  Großstadt 
mit  ihren  Vergnügungen  und  dem  ungebundenen  Leben.  Er- 
leichtert wird  der  Abzug  durch  die  infolge  der  Entwicklung 
unseres  Eisenbahnnetzes  gegenüber  früher  wesentlich  gestiegene 
Leichtigkeit  und  Billigkeit  des  Reisens.  Nicht  zum  mindesten 
ist  hierdurch  die  große  Mobilisierung  in  breiten  Schichten  unseres 
Volkes  gefördert  worden.  Neben  dem  Drang  nach  Selbständigkeit 
und  Unabhängigkeit,  neben  dem  Streben,  auf  der  sozialen  Stufen- 
leiter emporzusteigen,  sind  als  wesentliche  Gründe  der  Abwande- 
rung anzusehen  das  freiere  Arbeitsverhältnis  in  der  Industrie, 
ihre  höhere  soziale  Fürsorge,  ihr  größerer  Arbeiterschutz  und  ihre 
Leistungen  im  Arbeiter-Wohnungswesen.  Politische  Ereignisse, 
wie  Krieg,  werden  mehr  als  Anlaß,  denn  als  Grund  der  Wande- 
rungen anzusprechen  sein.  Auch  darf  nicht  vergessen  werden 
der  deutsche  Wandertrieb,  der  sich,  wie  eine  interessante,  kürz- 
lich erschienene  Veröffentlichung  hervorhebt,  bis  zu  einer  ge- 
wissen Suggestion  der  Massen  steigern  kann,  die  in  der  Fremde 
und  in  der  Stadt  das  Ideal  sehen,  in  dem  sie  nicht  selten  bitter 
enttäuscht  werden. 

In  der  Hauptsache  dürften  es  jedoch  die  günstigeren  Lohn- 
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Verhältnisse  in  der  Industrie,  —  denen  allerdings  auch  höhere 
Aufwendungen  gegenüberstehen  —  zum  mindesten  die  ver- 
lockenden Barlöhne  sein,  die  die  Wanderbewegung  beeinflussen. 
Es  ist  viel  darüber  gestritten  worden,  ob  die  Lage  des  In- 
dustriearbeiters sich  günstiger  stellt  als  die  des  landwirtschaft- 
lichen Arbeiters.  Ich  verweise  auf  die  im  Bergbau  gezahlten 
Löhne  und  möchte  kaum  glauben,  daß  selbst  unter  Hinzu- 
rechnung sämtlicher  Naturalleistungen  von  den  landwirt- 
schaftlichen Arbeitern  gleich  günstige  Verhältnisse  erreicht 
werden.  Von  der  Belegschaft  im  Ruhrbergbau  erzielte  die 
Hälfte,  d.  s.  rund  160  000  Bergarbeiter,  nach  amtlichen  Fest- 
stellungen im  letzten  Jahre  nach  Abzug  der  Aufwendungen  für 
die  soziale  Versicherung  ein  Durchschnittseinkommen  von  nahe- 
zu 1800  Mark,  wozu  noch  billige  Wohnungen  und  billiger  Brand 
treten.  Auf  den  innigen  Zusammenhang  zwischen  Einkommen 
und  Wanderbewegung  wurde  noch  vor  einiger  Zeit  in  einem  Ar- 
tikel im  Reichsanzeiger  hingewiesen.  Es  ist  dort  der  Nachweis 
erbracht,  daß  die  Orte  mit  der  höheren  Zahl  der  Einkommen- 
steuer-Zensiten  auch  die  größte  Zuwanderung  zu  verzeichnen 
haben.  In  gleicher  Weise  wurde  der  Zusammenhang  zwischen 
Wanderbewegung  und  der  Höhe  der  ortsüblichen  Tagelöhne 
hervorgehoben. 

Zu  dieser  Mobilisierung  der  großen  Massen  hat  —  und  damit 
berühre  ich  einen  sehr  wichtigen  Punkt  —  nicht  zum  mindesten 
unsere  Agrargesetzgebung  mitgewirkt.  Im  preußischen  Landtag 
war  s.  Zt.  schon  auf  diesen  innigen  Zusammenhang  der  Agrargesetz- 
gebung mit  der  Leutenot  hingewiesen.  Die  Stein-Hardenberg'sche 
Gesetzgebung  hat  einen  leistungsfähigen  Bauernstand  herange- 
bildet und  einen  intensiveren  landwirtschaftlichen  Betrieb 
ermöglicht,  aber  anderseits  hat  sie  auch  ein  Abnehmen  des  seß- 
haften Bauernstandes  und  einen  fluktuierenden  Arbeiterstand 
herbeigeführt  und  damit  die  Leutenot  geschaffen.  Es  ist  unleug- 
bar, daß  dieses  fortwährende  Abströmen  der  brauchbarsten 
Arbeitskräfte  aus  den  landwirtschaftlichen  Betrieben,  deren 
Bedarf  an  Arbeitskräften  infolge  des  intensiveren  Wirtschafts- 
betriebes und  des  Übergangs  zum  Hackfruchtbau  in  erhöhtem 
Umfange  gesteigert  wird,  wesentliche  Nachteile  nicht  nur  für 
unsere  Landwirtschaft,  sondern  für  unsere  gesamte  Volkswirt- 
schaft in  sich  trägt. 
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Neben  dieser  Entvölkerung  des  platten  Landes,  dem  erheb- 
lichen Mangel  an  tüchtigen  Arbeitern,  der  eine  erhebliche  Er- 
schwerung der  Gütererzeugung  hervorgerufen  hat,  muß  unserer 
Volkswirtschaft  auf  der  anderen  Seite  diese  Bevölkerungs- 
anhäufung in  der  Großstadt  zu  denken  geben,  die  in  gewissem 
Sinne  eine  Über  völkerung  und  damit  eine  regelmäßige  Be- 
schäftigungslosigkeit  von  mehr  oder  minder  langer  Dauer  für 
größere  Bevölkerungsmassen  herbeiführt. 

Die  von  den  beteiligten  Kreisen  vorgeschlagenen  Reformen 
und  Mittel  sind  zahlreicher  Natur  und  nach  dem  Grunde  der 
Abwanderung  sowie  nach  der  Lage  der  Abwanderungsgebiete 
verschieden.  Neben  dem  Vorschlag  einer  Beschränkung  der 
Freizügigkeit  und  neben  Anbahnung  einer  günstigeren  Besitz- 
verteilung sind  die  Bestrebungen  der  Beteiligten  in  erster  Linie 
darauf  gerichtet,  durch  eine  erhöhte  Ansiedlung  der  Abwanderung 
zu  begegnen.  Neben  der  Schaffung  von  Rentengütern  erwähne 
ich  den  Vorschlag  einer  Heimstättenversicherung.  Im  Vorder- 
grunde des  Interesses  der  beteiligten  Kreise  stand  vor  einiger 
Zeit  der  bekannte  Vorschlag  des  ostpreußischen  General-Land- 
schaftsdirektors Kapp,  zum  Zwecke  der  Ansässigmachung  von 
Landarbeitern  eine  Landbank  zu  gründen.  Man  ist  bestrebt, 
im  Wege  der  inneren  Kolonisation  durch  Seßhaftmachung  der 
Landarbeiter  auf  eigenem  Grund  und  Boden  eine  heimfrohe  und 
heimfeste  Bevölkerung  zu  schaffen.  Weiter  richten  sich  die  Be- 
strebungen darauf,  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhält- 
nisse der  Arbeiterschaft  durch  ein  freieres  Arbeitsverhältnis  so 
zu  gestalten,  daß  sie  ein  erhöhtes  und  persönliches  Interesse  am 
Verbleiben  in  der  Heimat  gewinnen.  Von  besonderer  Bedeutung 
ist  die  Verbesserung  des  Arbeiter-Wohnungswesens  und  eine  er- 
höhte Organisation  der  Wohlfahrtspflege  auf  dem  Lande,  um 
mit  den  in  den  Städten  unter  Aufwendung  erheblicher  Mittel 
ins  Leben  gerufenen  Einrichtungen  in  Wettbewerb  zu  treten,  die 
einen  weiten  Vorsprung  gegenüber  dem  platten  Lande  gewähren. 

Es  steht  außer  Frage,  daß  alle  diese  Mittel,  den  besonderen 
Verhältnissen  angepaßt,  die  Landflucht  einzuschränken  ge- 
eignet sind.  Sie  direkt  aufzuhalten,  werden  auch  diese  Mittel 
nicht  in  der  Lage  sein.  Denn  es  handelt  sich  bei  der  Wander- 
bewegung doch  am  letzten  Ende  um  einen  natürlichen  volks- 
wirtschaftlichen Vorgang,  der  seit  Jahrzehnten  mit  großer  Regel- 
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mäßigkeit  wiederkehrt.  Es  ist  eine  Erscheinung  wirtschaftlicher 
Natur,  für  die  der  Umfang  der  Arbeitsgelegenheit  und  die  Höhe 
der  Löhne  in  erster  Linie  maßgebend  sind. 

In  den  Ihnen  früher  mitgeteilten  Ziffern  über  die  Wander- 
bewegung in  der  preußischen  Monarchie  gelangt  dies  zum  Aus- 
druck. Dem  letzten  Jahrfünft  des  vergangenen  Jahrhunderts, 
einer  Epoche,  in  der  die  deutsche  Industrie  sich  zu  einer  nie  ge- 
ahnten Blüte  entfaltet  hatte,  folgte  im  nächsten  Jahrfünft,  ab- 
gesehen von  dem  erneuten  Aufschwung  am  Ende  dieser  Periode, 
im  großen  und  ganzen  ein  Nachlassen  der  glänzenden  Entwicklung, 
dagegen  eine  Verbesserung  der  landwirtschaftlichen  Konjunktur. 
Die  Intensität  und  Nachhaltigkeit  der  Wanderungen  wird  durch 
die  Doppelwirkung  der  heimischen  Marktlage,  die  jeweilige 
Blüte  der  Industrie  und  die  Notlage  der  Landwirtschaft 
bestimmt,  wobei  sich  die  industrielle  Anziehungs-  und  die  land- 
wirtschaftliche Abstoßungskraft  gegenseitig  verstärken.  Die 
Wanderungen  stellen  sich  gewissermaßen  als  ein  Ausgleich  der 
fortgesetzten  Schwankungen  auf  dem  Arbeitsmarkt  dar.  An  die 
Stelle  einer  Reihe  kleinerer  Arbeitsmärkte  ist  ein  erweiterter  Ar- 
beitsmarkt getreten,  innerhalb  dessen  ein  Ausgleich  des  Arbeits- 
lohns je  nach  dem  Arbeitsbedürfnis  stattfindet. 


Durch  den  Ausfall  des  für  Deutschland  in  Aussicht  genom- 
menen dritten  Herrn  Referenten  habe  ich  auch  die  Ehre,  Ihnen 
über  Aus-    und    Einwanderung    zu    berichten. 

Wenn  wir  in  früheren  Jahrzehnten  von  Auswanderung 
sprachen,  so  dachten  wir  an  den  Strom  der  deutschen  Familien, 
der  über  See  nach  Amerika  gegangen  ist,  um  sich  dort  eine  neue 
Existenz  zu  gründen  und  den  erträumten  höheren  Wohlstand 
und  das  erhoffte  Glück  zu  finden.  Die  beiden  letzten  Jahrzehnte 
haben  hierin  eine  vollständige  Wandlung  herbeigeführt.  Univer- 
sitätsprofessor Rathgen  hatte  schon  in  seinem  Vortrag  auf 
dem  internationalen  Kolonialkongreß  in  Berlin  darauf  aufmerk- 
sam gemacht,  daß  die  deutsche  wie  die  europäische  Aus- 
wanderung ihrem  Ausgangspunkt  sowie  ihrem  Charakter  und 
Ziel  nach  in  den  letzten  20  Jahren  eine  andere  geworden  ist. 

Wie  sich  vor  Jahrzehnten  in  Deutschland  der  Schwerpunkt 
von  Südwesten  nach  Nordwesten  und  Osten  verschoben  hatte, 
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so  ist  er  für  ganz  Europa  von  Nordwesten  nach  Süden  und 
Osten  verschoben.  Noch  um  das  Jahr  1890  lag  ihr  Schwer- 
punkt im  Nordwesten  Europas.  Zwei  Drittel  der  Einwanderer 
in  Amerika  kamen  aus  Großbritannien  und  Irland,  Skandinavien 
und  Deutschland.  Den  Verlauf  der  überseeischen  Auswanderung 
aus  dem  Deutschen  Reich  über  alle  Häfen,  deutsche  und  außer- 
deutsche, zeigt  übenstehende  Tabelle.1) 

Im  Jahre  1890  stellte  sich  die  Zahl  der  deutschen  übersee- 
ischen Auswanderer  nach  der  amtlichen  Statistik  auf  97  000, 
im  Jahre  1891  auf  120  000  Personen  und  ist  von  diesem  höchsten 
Punkt  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  bis  auf  22  000  um  die 
Jahrhundertwende  gesunken.  In  den  letzten  Jahren  hat  sich 
die  Zahl  der  überseeischen  Auswanderer  um  30  000  bewegt.  Aus 
den  vor  einigen  Tagen  bekannt  gewordenen  Ermittlungen  ergibt 
sich,  daß  im  Jahre  1908  die  überseeische  Auswanderung  deutscher 
Reichsangehöriger  nur  19900  Personen  betragen  hat,  die 
geringste  Zahl  seit  Bestehen  des  Reichs. 

Das  günstige  Bild  tritt  noch  mehr  in  die  Erscheinung,  wenn 
wir  unsern  Zahlen  die  überseeische  Auswanderung  einiger  anderer 
europäischer  Länder  gegenüberstellen.  Die  österreichisch-un- 
garische Monarchie  hatte  vor  etwa  3  Jahren  eine  überseeische 
Auswanderung  von  rund  300  000  Personen,  Rußland  und  Finn- 
land von  nahezu  260000  und  Italien  von  fast  800000  Personen 
zu  verzeichnen.  Für  die  letzten  Jahre  stehen  Zahlen  nicht  zur 
Verfügung. 

Auch  ihrem  Charakter  nach  ist  die  Auswanderung  eine  andere 
geworden.  Die  früheren  Auswanderermassen,  die  im  fremden 
Land  eine  selbständige  Existenz  erstrebten,  werden  jetzt  ab- 
gelöst durch  die  Scharen  der  ungeschulten  und  ungelernten 
Arbeiter.  Die  jetzige  Auswanderung  ist  eine  Arbeiterwanderung 
geworden.  Das  ist  auch  der  Boden,  von  dem  aus  die  Tendenzen 
der  neuen  Einwanderungsgesetzgebung  in  Amerika  und  in  einer 
Reihe    anderer    Staaten    ihre    Erklärung    finden. 

Gleich  wichtig  wie  der  Rückgang  der  deutschen  überseeischen 
Auswanderung  ist  eine  weitere  Tatsache,  über  die  uns  die  beiden 
letzten   deutschen  Volkszählungen   Klarheit   verschafften.       Bis 


l)  Die   festländische  —   „trockene"  —    Auswanderung   wird    durch    die 
Statistik  nicht  erfaßt. 
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zum  Jahre  1895  war  die  natürliche  Vermehrung  unserer  Bevölke- 
rung, der  Überschuß  der  Geburten  über  die  Sterbefälle,  immer 
größer  als  das  tatsächliche  Wachstum;  bis  dahin  hatte  also  ständig 
eine  Abwanderung  stattgefunden.  Vom  Jahre  1871  bis  1895  hat 
das  Deutsche  Reich  fast  zweieinhalb  Millionen  Menschen  durch 
Wanderung  mehr  verloren,  als  es  aufgenommen  hat.  In  den  beiden 
letzten  Volkszählungsperioden  ist  dagegen  die  tatsächliche 
Bevölkerungszunahme  größer  gewesen  als  die  natürliche. 
Das  Deutsche  Reich  ist  nunmehr  ein  Einwanderungs- 
land geworden. 

Von  1895  bis  1900  hat  sich  die  Reichsbevölkerung  um  94  000 
und  im  letzten  Jahrfünft  um  52  000  Personen  stärker  vermehrt, 
als  der  Geburtenüberschuß  beträgt.  Das  Problem  der  deutschen 
Auswanderung,  das  uns  früher  so  sehr  beschäftigte,  tritt  zurück 
hinter  dem  jüngsten,  vielleicht  ungleich  wichtigeren  Problem 
der  Einwanderung  in  unser  Vaterland.  Mit  einer  gewissen  Be- 
friedigung dürfen  wir  als  Deutsche  die  Tatsache  registrieren, 
daß  wir  nicht  nur  dem  jährlichen  Geburtenüberschuß  von 
über  8/4  Millionen  Menschen,  sondern  weit  darüber  hinaus 
noch  vielen  Tausenden  zuwandernden  Personen  in  unserm  Vater- 
land Arbeit  und  Unterhalt  bieten  konnten. 

Meine  früheren  Ausführungen  haben  gezeigt,  wie  der  zu- 
nehmende Arbeitermangel  uns  zwang,  auf  fremde  Hilfskräfte 
und  am  letzten  Ende  auf  ausländische  Arbeiter  zurückzugreifen. 
Zuerst  trat  dieses  Bedürfnis  in  der  Landwirtschaft  ein.  Infolge 
des  Abströmens  der  Landbevölkerung  aus  den  östlichen  Provinzen 
nach  dem  Westen  und  nach  der  Stadt  und  sodann  auch  infolge 
des  intensiven  Wirtschaftsbetriebes,  zu  dem  die  deutsche  Land- 
wirtschaft übergehen  mußte,  machte  sich  schon  in  den  achtziger 
Jahren  ein  empfindlicher  Arbeitermangel  in  den  landwirtschaft- 
lichen Betrieben  geltend;  vor  allem  war  es  der  Bedarf  an  Saison- 
arbeitern, die,  wie  schon  erwähnt,  die  Kultur  der  Hackfrüchte, 
besonders  der  Rüben,  verlangte.  Auf  die  Güter  in  Sachsen, 
Brandenburg,  Pommern,  Hannover  zogen  Scharen  von  Arbeitern 
aus  den  Ostprovinzen  für  die  Dauer  der  landwirtschaftlichen 
Saison.  Als  auch  diese  Arbeitermassen  mehr  und  mehr  nach  dem 
Westen  wanderten,  zur  westlichen  Landwirtschaft  und  Industrie 
übergingen,  mußte  die  Landwirtschaft  weiter  ausholen  und  auslän- 
dische Wanderarbeiter  heranziehen,  bis  schließlich  in  den  letzten 
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Jahren  in  immer  zunehmendem  Maße  auch  die  Industrie  in- 
folge der  Arbeiternot,  diesem  für  Industrie  und  Landwirtschaft 
wichtigsten  Kapitel  der  modernen  Arbeiterfrage,  dazu  übergehen 
mußte,  in  großer  Zahl  ausländische  Arbeiter  einzustellen. 

Von  einem  nennenswerten  Umfange  des  Zuzugs  auslän- 
discher Arbeiter  können  wir  wohl  erst  seit  Anfang  der  90  er  Jahre 
sprechen.  Die  Einwanderbewegung  setzt  gleichzeitig  ein  mit 
dem  außerordentlichen  Aufschwung  der  heimischen  Industrie, 
mit  dem  sie  auch  in  innigem  Zusammenhang  steht. 

Zuerst  kamen  die  landwirtschaftlichen  Wanderarbeiter  aus 
Russisch-Polen,  aus  dem  für  die  Auswanderung  freigegebenen 
Grenzgürtel  von  3  Meilen  Breite.  Seit  Mitte  der  neunziger  Jahre 
genügten  auch  diese  Zuwanderungen  aus  Russisch-Polen  nicht 
mehr  und  wurden  durch  Galizier  verstärkt. 

Auf  die  weiteren  Abwanderungsbezirke  des  Auslandes,  die 
für  uns  in  Frage  kommen,  kann  ich  nur  kurz  hindeuten.  Ungarn 
entsendet  uns  Slowaken  und  Deutschungarn,  Steiermark  und 
Kärnten  bringen  uns  Bergarbeiter,  Tirol  jüngere  Arbeitskräfte 
—  Hirtenjungen  —  nach  Bayern.  Für  den  Westen  Deutschlands 
haben  als  gesuchte  Erd-  und  Gesteinsarbeiter  vor  allem  Italiener 
Bedeutung,  die  sich  überhaupt  als  gewerbliche  Arbeiter  bei 
uns  außerordentlich  betätigen,  ferner  Belgien  und  die  Nieder- 
lande, die  besonders  für  Rheinland  und  Westfalen  zahlreiche 
Arbeitskräfte  stellen. 

Ober  die  Zahl  der  bei  uns  jährlich  beschäftigten  oder  über 
die  Grenze  tretenden  fremdländischen  Arbeiter  werden  leider 
keine  amtlichen  Aufstellungen  veröffentlicht.  An  amtlichem 
Material  stehen  uns  für  das  Deutsche  Reich  lediglich  die  Ergeb- 
nisse der  Volkszählung  zur  Verfügung.  Hiernach  wurde  am 
1.  Dezember  1905  die  Anwesenheit  von  über  1  Million  im  Aus- 
lande geborener  Personen  festgestellt.  In  dieser  Zahl  sind 
naturgemäß  sämtliche  Familienangehörige  einbegriffen,  ebenso 
alle  die  Personen,  die  als  Studierende,  Gewerbetreibende  vor- 
übergehend oder  dauernd  sich  bei  uns  aufhalten.  Auf  der 
andern  Seite  fehlen  wiederum,  und  das  ist  das  bedeutsamste, 
alle  diejenigen  ausländischen  Arbeitskräfte,  die  bei  uns  zeit- 
weilig beschäftigt  werden  und  uns  am  1.  Dezember  bereits 
verlassen  haben.  Von  den  landwirtschaftlichen  ausländischen 
Wanderarbeitern  ist  nur   ein  kleiner  Bruchteil  in  der  Zählung 
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enthalten.  Das  gleiche  gilt  für  die  italienischen  Arbeiter, 
die  wegen  unseres  kalten  Klimas  zu  dieser  Zeit  schon  zum  großen 
Teil  in  ihre  Heimat  wieder  zurückgekehrt  sind.  Zudem  liegt 
die  Zählung  vier  Jahre  zurück  und  es  ist  der  tatsächliche 
Stand  heute  ein  wesentlich  anderer.  Für  die  Beurteilung  der 
Lage  des  industriellen  und  landwirtschaftlichen  Arbeitsmarktes 
sind  daher  diese  Ergebnisse  der  Volkszählung  kaum  geeignet. 
Das  Bedauern  ist  wohl  allgemein,  daß  wir  über  diese  für  unser 
ganzes  Erwerbs-  und  Wirtschaftsleben  so  hochwichtige  Frage 
bisher  kein  authentisches  Material  und  keine  exakte  Klarheit 
besitzen.  Ich  erinnere  mich  der  treffenden  Worte,  mit  denen 
auf  der  Leipziger  Versammlung  des  Verbandes  Deutscher  Arbeits- 
nachweise Herr  Prof.  Dr.  Jastrow  auf  diesen  Übelstand  hinwies 
und  eine  Parallele  zog  zwischen  der  Berichterstattung  auf  dem 
Geldmarkt  und  derjenigen  auf  dem  Arbeitsmarkt:  Dort  ein 
täglicher,  ja  stündlicher  Nachrichtendienst,  hier  auf  dem  Arbeits- 
markt ein  höchst  mangelhafter.  Selbst  auf  dem  heimischen 
Arbeitsmarkt  müssen  wir  uns  mit  einer  monatlichen  Bericht- 
erstattung begnügen. 

Um  so  größeren  Dank  schulde  ich  dem  besonderen,  liebens- 
würdigen Entgegenkommen  des  preußischen  Ministeriums  des 
Innern,  das  mir  ermöglicht  hat,  Ihnen  aus  der  Zusammen- 
stellung der  Ergebnisse  der  Ausländerlisten,  die  von  den 
preußischen  Landratsämtern  geführt  werden,  wenigstens  für  die 
preußische  Monarchie  einige  genaue  Zahlen  zu  nennen. 

Ausländische   Arbeiter    in    Preußen    in  den  Jahren 
1905  bis  1908. 


Jahr 


1905 
1906 
1907 
1908 


Aus 


Rußland 


Österr.- 
Ungarn 


den 


Italien    S  Belgien  j  Nieder-  j8°nat|gen 
landen    j  Ländern 


124  000  182  000  64  000 
143  000  ;  253  000  i  89  000 
158  000  j  314000 '116000 
184  000  |  342  000  \  106  000 


5  000  |   '?    78  7001 

6  800  I  77  300,  35  800 

7  900  I  99  300 !  38  000 
7  600  '104  000,  37  700 


Ins- 
gesamt 


454  000 
605  000 
733  000 

780  000 


*)  Einschließlich  der  Niederlande. 


I 
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Im  Jahre  1905  wurden  danach  in  Preußen  etwa  454  000  aus- 
ländische Arbeiter  gezählt.  Ihre  Zahl  stieg  rapide  in  den  nächsten 
Jahren.  Sie  betrug  1906  schon  605  000,  im  Jahre  1907  stieg  sie 
um  weitere  130000  auf  733000  und  im  vergangenen  Jahre  waren 
780  000  ausländische  Arbeiter  in  der  preußischen  Monarchie  be- 
schäftigt.1) 

Auf  der  gegenüberstehenden  Tafel  I  ist  für  das  Jahr  1908 
die  Verteilung  dieser  Arbeiter  auf  die  einzelnen  Auslandstaaten 
zur  Darstellung  gebracht. 

Auch  über  das  Verhältnis,  in  dem  Landwirtschaft  und  In- 
dustrie an  dem  Zuzug  ausländischer  Arbeiter  beteiligt  sind,  er- 
halten wir  zum  erstenmal  durch  diese  Zahlen  Aufschluß.  Die 
Tafel  II  zeigt  die  Verteilung  der  ausländischen  Arbeiter  auf  In- 
dustrie und  Landwirtschaft.  Die  einzelnen  Querbalken  stellen 
die  Jahre  von  1905  bis  1908  dar.  Im  Jahre  1905  waren  Industrie 
und  Landwirtschaft  an  dem  Zuzug  ausländischer  Arbeiter  ziem- 
lich gleich  beteiligt.  Im  nächsten  Jahre  stieg  die  Zahl  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  um  etwa  30  000,  die  der  industriellen 
um  weit  über  100  000.  Das  gleiche  Bild  zeigt  das  Jahr  1907:  ein 
allmähliches  Ansteigen  der  Zahl  in  der  Landwirtschaft  um  etwa 
20  000,  in  der  Industrie  wiederum  über  100  000. 

Im  letzten  Jahre,  dem  Jahr  der  schlechten  Konjunktur, 
hat  sich  der  Zuzug  der  industriellen  Arbeiter  auf  nahezu  der 
gleichen  Höhe  gehalten  —  die  Zahl  ist  nur  um  4000  gefallen,  — 
dagegen  hat  in  diesem  Jahre  die  Landwirtschaft  die  größte 
Steigerung  in  den  letzten  vier  Jahren  erfahren.  Die  Zahl  der  in 
der  Landwirtschaft  beschäftigten  Ausländer  ist  um  50  000  auf 
309  000  Arbeiter  gestiegen.  In  einem  Jahre,  in  dem  wir  immer 
wieder  von  Arbeitslosigkeit  und  von  Notstandsarbeiten  lasen, 
mußten  landwirtschaftliche  Betriebe  noch  50  000  ausländische 
Arbeiter  mehr  als  im  Jahre  zuvor  einstellen.  Es  ist  dies  eine  auf- 
fallende Tatsache  und  zugleich  ein  schlagender  Beweis  für  die 
Mangelhaftigkeit  der  derzeitigen  Organisation  des  heimischen 
Arbeitsmarktes. 


*)  Von  diesen  Arbeitern  kehrte  gegen  Schluß  der  betreffenden  Jahre 
der  weitaus  größte  Teil  wegen  Beendigung  der  landwirtschaftlichen  Saison 
oder  aus  andern  Gründen  in  die  Heimat  zurück.  So  waren  Ende  1907  nur 
noch  268  000  und  Ende  1908  nur  mehr  272  000  ausländische  Arbeiter  im 
Inlande  tätig. 
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Von  besonderem  Interesse  für  die  Beurteilung  des  Arbeits- 
markts wäre  die  weitere  Feststellung,  in  welchem  Verhältnis  sich 
in  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Betrieben  die  Zahl  der 
einheimischen  Arbeitskräfte  zu  der  Zahl  der  beschäftigten  aus- 
ländischen Arbeiter  stellt.  Aus  der  östlichen  Landwirtschaft  ist 
es  ja  bekannt,  daß  ein  großer  Teil  der  Betriebe  nur  durch  Heran- 
ziehung ausländischer  Arbeitskräfte  aufrechterhalten  werden 
kann.  Verhältniszahlen  sind  hierfür  wohl  noch  nicht  ermittelt 
worden. 

Genaue  Zahlen  hierüber  stehen  aus  dem  rheinisch-west- 
fälischen Bergbau  zur  Verfügung. 

Die  folgenden  Zahlenreihen,  die  für  die  Jahre  1893,  1902 
und  1907  auf  Tafel  III  auch  bildlich  dargestellt  sind,  umfassen 
die  im  Bochumer  Allgemeinen  Knappschafts- Verein  versicherten 
Personen,  dessen  Bereich  sich  mit  den  im  Ruhrbezirk  belegenen 
Steinkohlen-   und    Erzgruben   nahezu   deckt. 

Zusammensetzung  der  Mitglieder 

des  Allgemeinen  Knappschafts-Vereins  in  Bochum 

nach  Nationalitäten. 


Mittlere    Zahl    der   Belegschaft 

| 

darunter 

Reichsdeutsche! 

Ausländer 

davon 

Jahr 

Ins- 
gesamt 

aus  den 
öst- 
über"     liehen  ! 

über- 

Ton der 
«je- 

samten 

icher 
garn 

u 

9 

u 
9 

a 

w 
w 

0 

u 

iE 

hauptj    Pro. 
1  vinzen 

haupt 

Beleg- 
schaft 

pCt 

Österre 
und  Un 

a 

*© 

W 

a 

9 

M 

9 
9 

n 

"-3 

05 

a 
o 

gq 

1893 

158108 

153  815 

39  385  i  4  293 

2,72 

1902 

1334 

728 

125 

69|135 

1902 

247  707   233  365 

77  675 

14  342 

5,79 

8  640 

2  664'  2  109 

541 

162 '226 

1903 

260  341  1244  352 

82  667  1 

15  989 

6,14  |   9  994 

2  885  j  2  204 

636 

117  153 

1904 

275  219   257  447 

88  758' 

17  772 

6,46   111  110 

3  031  2  551 

729 

149| 202 

1905  j  269  699 11251  326 

91198 

18  373,   6,81   (12  249 

2  822  2  283 

721 

1311167 

1906  ;  285  355  '  264  192 

96  837 

21  163 !   7,42   114  218 

3  081  2  762 

752 

162 | 188 

1907l)i311649i285  901 

105128 

25  748'   8,26   j  16  971 

3  879  3  744 

800 

1481206 

1908 

335  000' 

... 

x)  Zählung  vom  I.Juli  1907. 
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Im  Jahre  1893  stammte  von  der  gesamten  Arbeiterschaft 
des  rheinisch-westfälischen  Bergbaues  fast  der  vierte  Teil  aus  den 
vier  östlichen  Provinzen1).  Die  Zahl  der  reichsausländischen  Ar- 
beiterbetrug 2,7%.  1902  stellte  sich  der  Anteil  der  aus  den  öst- 
lichen Provinzen  kommenden  Arbeiter  schon  auf  31%  und  der  An- 
teil der  Reichsausländer  auf  nahezu  6  %;  1907  ist  der  Anteil  der 
reichsdeutschen  Belegschaft  noch  weiter  zurückgegangen.  Die 
ausländischen  Arbeiter  stellten  8,26  %,  davon  Österreicher  und 
Ungarn  5,44%,  Holländer  1,24%,  Italiener  1,20%,  Russen 
0,26  %  und  Belgier  0,05  %;  der  Anteil  der  Arbeiter  aus  den  öst- 
lichen Provinzen  betrug  bereits  ein  Drittel.  Für  das  Jahr  1908 
sind  die  Zahlen  noch  nicht  ermittelt.  Bemerkenswert  ist  das  für 
den  Bergbau  schlechte  Jahr  1905,  in  dem  trotz  einer  Verringe- 
rung der  Belegschaften  um  5500  Mann  die  Zahl  der  aus  den  öst- 
lichen Provinzen  kommenden  Arbeiter  und  ebenfalls  der  An- 
teil der  reichsausländischen  Arbeiter  noch  gestiegen  ist.  Das 
Jahr  1908  hat  ein  Mehr  der  Bergarbeiterschaft  um  über  20  000 
auf  335  000  Personen  gebracht.  Es  ist  dies  die  Zahl  der  im 
Durchschnitt  des  Jahres  Beschäftigten.  Im  letzten  Vierteljahr 
1908  stellt  sich  diese  Zahl  auf  345  000  und  ist  im  ersten  Viertel 
dieses  Jahres  auf  gleicher  Höhe  geblieben.  Der  Grund  für  diese 
außerordentliche  Steigerung  liegt  vornehmlich  darin,  daß  die  in 
mächtiger  Entwicklung  befindlichen  Bergwerksanlagen  im  Nor- 
den unseres  Reviers  einen  großen  Bedarf  haben  und  somit  alle 
verfügbaren  Arbeitskräfte  aufnehmen. 

Ebenso  wie  die  Landwirtschaft  hat  also  auch  der  rheinisch- 
westfälische Bergbau  in  dem  schlechten  Konjunkturjahr  1908 
ein  ganz  wesentliches  Mehr  an  Arbeitern  nötig  gehabt.  Alle 
diese  Zahlen  beweisen  mit  Deutlichkeit,  daß  wir  in  unserm  Vater- 
lande von  einer  allgemeinen  Arbeitslosigkeit  nicht  sprechen 
konnten,  daß  vielmehr  in  bedeutenden  Erwerbszweigen  ein 
Mangel  an  Arbeitskräften  herrschte,  während  allerdings  auf  der 
andern  Seite  ebenso  feststeht,  daß  in  manchen  Orten,  in  der 
Hauptsache  in  den  Großstädten,  ein  Überfluß  an  Arbeitern  vor- 
handen war. 

Für  die  rein  landwirtschaftliche  Provinz  Pommern  verdanke 
ich   Herrn  v.   Stoj entin  eine  Zusammenstellung,    die  ergibt, 

*)  Ostpreußen,  Westpreußen,  Posen  und  Schlesien. 
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daß  in  Pommern  die  Zahl  der  ausländischen  Arbeiter  von  9500 
im  Jahre  1900  auf  19  100  in  1905  und  auf  beinahe  27  100  in 
1907  gestiegen  ist.  Hier  hat  also  in  der  gleichen  Zeit  eine  noch 
weit  höhere  Steigerung  als  im  rheinisch-westfälischen  Kohlen- 
revier stattgefunden. 

In  den  südlichen  Bundesstaaten  des  Deutschen  Reiches  tritt 
die  Beschäftigung  ausländischer  Arbeiter  sehr  zurück.  Eine  Aus- 
nahmestelle nehmen  die  Reichslande  Elsaß-Lothringen  ein.  Die 
Bedeutung  der  Einwandererfrage  für  unser  Vaterland  wird  durch 
die  Verhältnisse  in  diesem  Lande  so  lebhaft  gekennzeichnet,  daß 
ich  mit  einigen  Worten  auf  die  dortigen  Verhältnisse  hinweisen 
möchte.  Nach  der  halbjährlichen,  in  Elsaß-Lothringen  aufge- 
stellten Ausländerstatistik  stand  einer  Bevölkerung  von  1  800  000 
Köpfen  eine  am  30.  September  1908  ermittelte  Zahl  von  83  000 
Ausländern  gegenüber;  nahezu  5  %  der  Bevölkerung  sind  also 
Ausländer.  Die  weiteren  Zahlen  geben,  wie  Tafel  IV  zeigt,  ein 
interessantes  Bild  von  der  Gruppierung  der  fremdländischen  Ar- 
beiter. Weitaus  an  erster  Stelle  steht  Italien  mit  36  000  Per- 
sonen; es  folgen  über  14  000  Franzosen,  sodann  die  Schweiz  mit 
12  000  und  Luxemburg  mit  11  000  Personen.  Österreich  ist  mit 
fast  5000  beteiligt,  von  denen  die  überwiegende  Mehrzahl  auf 
das  lothringische  Industriegebiet  entfällt.  Eine  Verhältniszahl 
sei  besonders  hervorgehoben.  In  dem  Landkreise  Diedenhofen- 
West  erreicht  die  Zahl  der  Ausländer  mit  etwa  30  %  der  Gesamt- 
bevölkerung eine  im  Deutschen  Reich  an  keiner  andern  Stelle 
auch  nur  annähernd  vorkommende  Höhe. 

Wenn  zu  den  in  Preußen  und  Elsaß-Lothringen  beschäf- 
tigten Ausländern  noch  die  fremdländischen  Arbeitskräfte  in 
den  anderen  Bundesstaaten,  insbesondere  in  Baden  und  im 
Königreich  Sachsen  hinzugerechnet  werden,  so  dürfte  sich  für 
das  Jahr  1908  eine  Zahl  von  etwa  1  Million  ausländischer 
Arbeiter  im  Deutschen  Reich  ergeben.  Das  Ihnen  vorge- 
tragene Zahlenmaterial  enthebt  mich  des  Nachweises  dafür, 
daß  wir  in  der  Industrie  und  in  erhöhtem  Maße  in  der  Land- 
wirtschaft auf  den  Zuzug  ausländischer  Arbeitskräfte  ange- 
wiesen sind.  Die  verschiedentlich  erhobene  Forderung,  die 
Beschäftigung  ausländischer  Arbeiter  bei  uns  auszuschließen, 
bedarf  angesichts  solcher  Zahlen  keiner  Widerlegung.  Auf  der 
schon  erwähnten  Tagung  in  Leipzig  betonte  ein  Vertreter  der 
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Landwirtschaft,  daß  ein  solches  Verbot  gleichbedeutend  sei  mit 
feiner  Bankerotterklärung  der  deutschen  Landwirtschaft.  Im 
preußischen  Abgeordnetenhaus  haben  schon  vor  Jahren  hervor- 
ragende Abgeordnete  und  Sachkenner  sich  in  ähnlichem  Sinne 
ausgesprochen.  In  der  Sitzung  des  preußischen  Landes- Ökonomie- 
kollegiums Anfang  Februar  1906  führte  Herr  v.  Arnim-Güter- 
berg aus:  „Die  Äußerung  des  Herrn  Prof.  Dr.  Sehring,  daß, 
falls  ein  Land  die  von  ihm  benötigten  Arbeiter  nicht  selbst  pro- 
duzieren könne,  fremde  Hilfskräfte  nur  ausnahmsweise  gebraucht 
werden  dürften,  spreche  der  Landwirtschaft  ja  beinahe  das  Todes- 
urteil." Der  Zuzug  ausländischer  Arbeitskräfte  ist  für  uns  in  In- 
dustrie und  Landwirtschaft  eine  bittere  Notwendigkeit  geworden; 
jede  Hemmung  dieses  Zuzugs,  mag  sie  von  unserer  oder  von  aus- 
ländischer Seite  kommen,  kann  —  ich  muß  betonen,  bei  der  jetzt 
ungenügenden  Organisation  des  Arbeitsmarktes  —  für  Industrie 
und  Landwirtschaft  unheilvolle  Folgen  nach  sich  ziehen.  Die 
Berichte  der  preußischen  Landwirtschaftskammern  geben  über- 
einstimmend Kunde  von  der  schweren  Gefahr,  die  das  plötzliche 
vorübergehende  Stocken  des  Zuzugs  russischer  Arbeitskräfte  in- 
folge des  russisch -japanischen  Krieges  für  unsere  Landwirtschaft 
mangels  rechtzeitiger  Erschließung  anderer  Quellen  bedeutet  hatte. 
Daß  unser  heimischer  Arbeitsmarkt  in  dieser  Weise  von  den 
innerpolitischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen  ausländischer 
Staaten  abhängig  gemacht  wird,  ist  gewiß  eine  bedauerliche  Tat- 
sache. Schmerzlich  empfindet  es  auch  ein  großer  Teil  der  deutschen 
Bevölkerung,  daß  manche  Kategorien  der  zugewanderten  Ar- 
beiter auf  einem  niedrigeren  wirtschaftlichen,  sozialen  und  kul- 
turellen Niveau  stehen,  das  nicht  ohne  Einfluß  auf  unser  öffent- 
liches Leben  geblieben  ist.  Auf  dem  vorjährigen  Arbeiter- Ver- 
sicherungskongreß in  Rom  hat  Herr  Dr.  Blind  aus  Straßburg 
auf  einen  weiteren  Punkt  hingewiesen,  der  für  die  Beschäftigung 
ausländischer  Arbeitskräfte  von  Bedeutung  ist.  Er  machte 
darauf  aufmerksam,  daß  die  Ausländer  ein  weit  höheres 
Kontingent  zu  den  Unfallverletzten  stellen,  als  die  ein- 
heimischen Arbeiter.  Durch  Ermittlungen,  die  im  rheinisch- 
westfälischen Bergbau  angestellt  wurden,  hat  diese  bedauerliche 
Tatsache  ihre  Bestätigung  gefunden.  Die  Zahl  der  Unfälle 
sowohl,  wie  die  Krankheitshäufigkeit  ist  bei  den  ausländischen,, 
überhaupt  fremdsprachlichen  Arbeitern  nicht  nur  im  Bergbau, 
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sondern  auch  wohl  in  der  ganzen  Industrie  eine  nicht  unwesent- 
lich höhere,  als  bei  den  einheimischen  Arbeitern. 

Eine  unerfreuliche  Begleiterscheinung  der  Beschäftigung 
ausländischer  Arbeiter  bildet  der  Kontraktbruch.  Die  Wander- 
arbeiter wollen  beweglich  sein,  und  deshalb  bildet  der  Kontrakt- 
bruch ein  Mittel,  ohne  das  sie  nicht  glauben  auskommen  zu 
können.  Inwieweit  der  ausländische  Arbeiter  mehr  zum  Kontrakt- 
bruch neigt,  als  der  einheimische,  lasse  ich  in  Ermangelung  einer 
sicheren  Statistik  dahingestellt.  Auch  von  österreichischer  Seite 
hatte  seinerzeit  schon  der  galizische  Landmarschall-Stellvertreter 
Herr  Prof.  Dr.  Pilat  in  einer  Sitzung  des  Komitees  der 
galizischen  Landwirte  am  9.  Dez.  1899  gelegentlich  eines  Vor- 
trages über  die  Landarbeiterfrage  sehr  nachdrücklich  den  verderb- 
lichen Umfang  des  Kontraktbruches  der  dortigen  Landarbeiter 
beklagt.  Nicht  zum  geringsten  Teil  trägt  zum  Überhandnehmen 
des  Kontraktbruches  das  viel  beklagte  Agentenunwesen  bei. 
Die  folgenden  Herren  Referenten  werden  sich  des  näheren  über 
dieses  trübe  Kapitel  verbreiten. 

Auf  der  anderen  Seite  bringt  die  Zuwanderung  der  aus- 
ländischen Arbeitskräfte  aber  auch  nicht  zu  unterschätzende 
Vorteile  mit  sich.  Infolge  der  höheren  Kulturstufe  und  des 
höheren  wirtschaftlichen  Niveaus,  zu  dem  sich  ohne  Frage  unsere 
heimische  Arbeiterschaft  aufgeschwungen  hat,  beginnt  die  Nei- 
gung zur  Verrichtung  niederer  Arbeiten  mehr  und  mehr  zu 
schwinden.  Wenn  anspruchslose  ausländische  Hilfskräfte  zur 
Verfügung  stehen,  kann  dies  in  gewisser  Weise  nur  als  erfreulich 
bezeichnet  werden.  Manche  Arbeiten  können  zudem  ohne  Aus- 
länder bei  uns  mit  unseren  heimischen  Arbeitskräften  überhaupt 
nicht  ausgeführt  werden.  Bei  großen  Erdarbeiten,  Kanal-  und 
Chausseebauten,  vor  allem  traf  dies  auch  in  den  letzten  Jahren 
im  Reichslande  bei  den  Fortbauten  zu,  sind  ausländische  Arbeits- 
kräfte nahezu  die  einzigen,  die  zur  Verfügung  stehen.  In  Süd- 
deutschland sind  bei  allen  Eisenbahnbauten  die  Italiener  sozu- 
sagen unentbehrlich  geworden.  Bei  einem  größeren  Bahnbau 
sollten  in  Baden  auf  Wunsch  des  verstorbenen  Großherzogs 
nur  inländische  Arbeiter  beschäftigt  werden.  Es  meldete  sich 
jedoch  niemand  dazu,  so  daß  notgedrungen  auf  Ausländer 
zurückgegriffen  werden  mußte. 

Ich  kann  diese  Betrachtung  nicht  abschließen,  ohne  auch  das 
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wesentliche  Interesse  hervorzuheben,  das  die  ausländischen 
Staaten  an  der  Abwanderung  ihrer  Arbeitskräfte  nach  Deutsch- 
land haben.  Neben  dem  Wandertrieb,  verwandtschaftlichen  Be- 
ziehungen zu  bereits  Abgewanderten,  Überredung  durch  Agenten 
und  falschen  Vorspiegelungen,  die  in  vielen  Fällen  für  die  Wander- 
lustigen den  Anreiz  zur  Auswanderung  gewähren  und  ihnen  den 
Wegzug  erleichtern,  ist  und  bleibt  für  die  ausländischen  Arbeiter 
doch  der  Hauptgrund  zur  Auswanderung  das  Streben  nach 
höherem  Verdienst.  Welchen  Gewinn  die  Auslandstaaten  durch 
die  Summen  erhalten,  die  durch  die  rückkehrenden  Arbeiter  dem 
Lande  zugeführt  werden,  darüber  geben  ja  die  mannigfachen 
Berichte  aus  den  betreffenden  Staaten  zur  Genüge  Kenntnis. 
Eine  gewaltsame  Hemmung  oder  Erschwerung  der  zeitweiligen 
Abwanderung  von  landwirtschaftlichen  oder  industriellen  Ar- 
beitern nach  dem  Auslande  durch  die  Gesetzgebung  oder  behörd- 
liche Maßnahmen  dürfte  nicht  im  Interesse  der  betreffenden 
Staaten  liegen.  Allerdings  müssen  wir  mit  der  Möglichkeit  einer 
Ablenkung  des  Wanderstromes  von  Deutschland  nach  anderen 
Staaten  rechnen.  Neben  Amerika  treten  als  Mitbewerber  Deutsch- 
lands auf  dem  ausländischen  Arbeitsmarkt  schon  die  skandina- 
vischen Länder,  insbesondere  die  schwedische  und  dänische  Land- 
wirtschaft auf,  nach  denen  sich  in  den  letzten  Jahren  ein  Teil 
der  Abwanderung  aus  Galizien  und  Rußland  gerichtet  hat.  In 
allerneuester  Zeit  wird  auch  über  Wanderungen  galizischer  Ar- 
beiter nach  Frankreich  berichtet. 

Ein  gänzliches  Verbot  der  Abwanderung  dürfte  für  uns 
kaum  zu  erwarten  sein,  denn  die  betreffenden  Staaten  haben 
den  ökonomischen  Vorteil  genügend  zu  würdigen  gelernt,  der 
nicht  nur  in  Ersparnissen,  sondern  auch  in  der  Erziehung  ihrer 
Arbeiter  zu  erhöhter  Leistung  liegt.  Sodann  muß  ein  Land, 
das  vor  der  Alternative:  zeitweilige  Abwanderung  oder 
Auswanderung  steht,   immer  das   erstere  vorziehen. 


Wenn  ich  in  diesen  kurz  umrissenen  Zügen  Ihnen  ein  Bild 
von  der  tatsächlichen  Lage  unseres  industriellen  und  landwirt- 
schaftlichen Arbeitsmarktes  und  von  dessen  bedeutsamsten  Er- 
scheinungen, den  Binnenwanderungen  und  den  Ein-  und  Aus- 
wanderungen, entworfen  habe,  so  bleibt  mir  zum  Schluß  noch 
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übrig,  Ihnen  einige  Gedanken  zu  entwickeln  über  die  Folgerungen, 
die  wir  aus  der  jetzigen  Lage  des  Arbeitsmarktes  zu  ziehen, 
und  über  die  Forderungen,  die  wir  an  eine  Regelung  der  Verhält- 
nisse zu  stellen  haben. 

Wanderbewegungen,  mögen  sie  sich  innerhalb  der  Staats- 
grenze vollziehen  oder  darüber  hinausgehen,  sind  am  letzten 
Ende  eine  Form  des  wirtschaftlichen  Kampfes,  der  sich  nicht 
beseitigen  läßt;  sie  sind  mit  unerfreulichen  Begleiterscheinungen, 
wie  dem  Agentenunwesen,  den  hohen  Gebühren  usw.  verbunden, 
die  wir  trachten  müssen,  zu  beseitigen.  Schließlich  bleiben  die 
Wanderbewegungen  aber  eine  weltwirtschaftliche  Notwendigkeit; 
sie  in  die  richtigen  Bahnen  zu  lenken  und  die  schädlichen  Aus- 
wüchse fernzuhalten,  ist  Aufgabe  geeigneter  Organisationen,  die 
ich  bei  den  großen,  über  die  Tätigkeit  der  bestehenden  Institu- 
tionen weit  hinausgehenden  Aufgaben  zutreffender  als  „Arbeits- 
ämter" bezeichnen  möchte. 

Industrie  und  Landwirtschaft  sind  jetzt  schon  eifrig  bemüht, 
die  Arbeitskräfte,  die  sie  beschäftigen,  sich  dauernd  zu  erhalten 
und  einer  ungesunden  Fluktuation  und  Wanderbewegung  vor- 
zubeugen; die  Industrie  durch  Ausgestaltung  ihrer  weitgehenden 
Wohlfahrtseinrichtungen,  durch  Schaffung  von  Arbeiterwohnun- 
gen u.  dgl.,  die  Landwirtschaft  mit  den  Bestrebungen  und  Re- 
formen, die  ich  Ihnen  vorher  kurz  skizziert  habe. 

Den  Überfluß  von  Arbeitskräften  an  Orte  mit  höherem  Bedarf 
zu  lenken  und  den,  bei  der  Verschiedenheit  der  lokalen  Bedürf- 
nisse, der  Verschiedenheit  der  volks-  und  landwirtschaftlichen 
Verhältnisse  sowie  der  Grundbesitz-  und  Bevölkerungsverteilung 
in  den  einzelnen  Gebieten  unseres  Vaterlandes,  nicht  zum 
mindesten  durch  die  Verschiedenheit  der  Rechtslage  bei  land- 
wirtschaftlichen und  industriellen  Arbeitern  schwierigen  Aus- 
gleich zwischen  Angebot  und  Nachfrage  auf  dem  heimischen 
Arbeitsmarkt  herbeizuführen,  ist  Aufgabe  wohlausgebauter  und 
verständig  geleiteter  Arbeitsämter,  die  in  geeigneten  Zentralen 
zusammenzufassen  wären.  Weit  vorausschauend,  unter  möglichst 
schneller  Erfassung  der  Wirtschaftslage,  nicht  nur  die  Verhältnisse 
des  Arbeitsmarktes  registrierend,  werden  sie  danach  zu  trachten 
haben,  der  Bewegung,  soweit  sie  ungesund  ist,  in  erster  Linie  der 
ungesunden  Übervölkerung  der  Großstädte,  durch  planmäßige 
Lenkung  der  Wandermassen  vorzubeugen.    Daß  der  Staat  selbst 
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durch  gleichmäßige  Verteilung  staatlicher  Aufträge  auf  die  ein- 
zelnen Zeiträume  unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen  Kon- 
junktur einen  gesunden  Ausgleich  auf  dem  Arbeitsmarkt  fördern 
kann,  liegt  zwar  auf  einem  anderen  Gebiet,  erscheint  mir  aber  doch 
als  geeignetes  Mittel  zur  Unterstützung  der  Tätigkeit  dieser  Arbeits- 
nachweis-Organisationen der  besonderen  Hervorhebung  wert. 

Eine  der  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  bedeutsam- 
sten Aufgaben  erwächst  diesen  Organisationen  durch  Lösung 
der  Frage,  wie  die  Rückleitung  beschäftigungsloser  Massen  aus 
überfüllten  Großstädten  aufs  Land  zur  Beschäftigung  in  den 
unter  Arbeitermangel  leidenden  landwirtschaftlichen  oder  in- 
dustriellen Betrieben  zu  bewerkstelligen  sei.  In  mittel-  und  süd- 
deutschen Städten  sind  schon  beachtenswerte  Erfolge  erzielt 
worden.  Es  ist  dabei  nicht  zu  vergessen,  daß  dort  der  Arbeits- 
markt einen  kleineren  Umfang  hat,  und  daß  das  Auf-  und  Ab- 
fluten in  der  Bevölkerungsbewegung  noch  nicht  mit  so  schweren 
wirtschaftlichen  Erschütterungen  verbunden  gewesen  ist  wie  in 
großen  Teilen  des  nördlichen  und  östlichen  Deutschlands. 
Während  im  rheinisch-westfälischen  Bergbau  noch  im  vorigen 
Winter  andauernder  Arbeitermangel  herrschte,  sahen  wir  zu 
gleicher  Zeit,  daß  vor  den  Toren  des  Industriereviers,  in  Köln 
und  weiter  in  Frankfurt  a.  M.,  Städten,  bei  denen  von  einer 
Entfernung  angesichts  unserer  heutigen  Verkehrsverhältnisse 
kaum  geredet  werden  kann,  ein  Überfluß  an  Arbeitskräften 
bestand,  und  beträchtliche  Summen  für  Notstandsarbeiten 
zur  Beschäftigung  dieser  Massen  ausgegeben  wurden.  Die 
Statistik  gibt  ja  Aufschluß  darüber,  aus  welchen  Berufs- 
zweigen die  Beschäftigungslosen  in  Städten  sich  zusammen- 
setzen. Die  Bevölkerung  der  aufblühenden  Großstädte  rekrutiert 
sich  vorwiegend  aus  den  landwirtschaftlichen  Betrieben  oder 
aus  der  Industrie  des  platten  Landes.  Ich  muß  mich  darauf  be- 
schränken, dieses  so  interessante  und  wenig  erforschte  Problem 
de3  Umfanges  der  Annahmepflicht  in  diesem  Rahmen  nur  anzu- 
deuten. Bei  den  Verhandlungen  des  preußischen  Abgeordneten- 
hauses hatte  schon  im  Jahre  1898  der  Abgeordnete  von  Richt- 
hof en  den  Gedanken  in  die  Diskussion  geworfen,  ob  nicht  als 
ein  zwingendes  Korrelat  einer  Arbeitslosenversicherung  die 
Festsetzung  einer  gewissen  Annahmepflicht  von  Arbeit  auf- 
zustellen sei. 
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Unser  inländischer  Arbeitsmarkt,  soweit  er  für  die  Regelung 
des  Zuzugs  ausländischer  Arbeiter  in  Frage  kommt,  zeigt  ein 
kaum  bestelltes  Feld.  Nur  die  Landwirtschaft  hat  bisher  durch 
ihre  Landwirtschaftskammern  in  ihren  Arbeitsnachweisen  bzw. 
Arbeitsämtern  geeignete  Organe  geschaffen,  die  sich  in  erster 
Linie  mit  der  Regelung  des  Stromes  der  ausländischen  Arbeiter 
zu  befassen  haben.  In  der  Industrie  fehlen  ähnliche  Institutionen 
sozusagen  gänzlich.  Gerade  auf  diesem  für  uns  so  außer- 
ordentlich wichtig  gewordenen  Gebiet  wäre  eine  Konzen- 
tration des  industriellen  sowie  auch  des  landwirtschaftlichen 
Arbeitsmarktes  in  geeigneten  Arbeitsämtern  erwünscht  und 
dringend  erforderlich.  Neben  genauen  statistischen  Ermittlungen 
tut  uns  in  erster  Linie  not  auch  eine  Erforschung  und  ständige 
Fühlung  mit  dem  ausländischen  Arbeitsmarkt,  um  unsere  Volks- 
wirtschaft vor  Störungen,  wie  den  vorhin  gekennzeichneten,  zu 
bewahren,  und  um  rechtzeitig  neue  Quellen  zu  erschließen,  die 
einen  Ausgleich  ermöglichen,  wenn  der  bisherige  Strom  der  zu- 
wandernden Massen  aus  den  alten  Rekrutierungsländern  zu  ver- 
siegen droht.  Die  erhöhte  Entwicklung  der  Industrie  eines  Landes 
hemmt  am  nachdrücklichsten  die  Auswanderung;  das  lehrt  das 
Beispiel  von  Belgien  und  England.  Und  so  müssen  wir  mit  der 
Möglichkeit  rechnen,  daß  mit  fortschreitender  Industrialisierung 
der  Nachbarstaaten  die  aus  diesen  Ländern  uns  jetzt  zuwandern- 
den Arbeitermassen  dem  dortigen  heimischen  Arbeitsmarkt 
mehr  und  mehr  erhalten  werden.  Die  stete  Verfolgung  dieser 
Verhältnisse  des  Auslandes  erheischt  eine  Konzentration  der 
Beschaffung  ausländischer  Arbeiter  von  industrieller  wie  land- 
wirtschaftlicher Seite  aus.  Die  deutsche  Landwirtschaft  hat 
für  alle  mit  dem  Zuzug  ausländischer  Arbeiter  zusammenhängen- 
den Fragen  nunmehr  in  der  deutschen  Feldarbeiterzentrale  eine 
entsprechende  Einrichtung  gefunden.  In  der  deutschen  Industrie 
fehlt  es  uns  bis  jetzt  zur  Leitung  des  Zuzugs  ausländischer 
Industriearbeiter  völlig  an  einem  ähnlichen  Mittelpunkt;  inwie- 
weit die  erwähnte  Feldarbeiterzentrale  auch  der  Industrie  ge- 
recht  zu   werden   vermag,   steht   dahin. 

Eine  solche,  mit  den  Nachbarstaaten  Hand  in  Hand  arbei- 
tende Zentralisation  scheint  geeignet  zu  sein,  im  allgemeinen 
sozialen  Interesse  eine  einheitliche  Regelung  gemeinsamer 
Fragen  der  beteiligten  Länder  zum  Austrag  zu  bringen,  wie  die 
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gemeinschaftliche  Kontrolle  der  Agenten,  Maßnahmen  über  die 
Bekämpfung  der  Verschleppung  von  Krankheiten  sowie  sonstige 
hygienische  Vorschriften,  und  Anbahnung  einer  Verständigung 
mit  den  maßgebenden  Organen  der  beteiligten  Auslandstaaten. 
Als  Ansatz  zu  solcher  Zentralisation  erwähne  ich  von  den  Ein- 
richtungen des  Auslandes  das  in  Italien  seit  einigen  Jahren 
bestehende  Arbeitsamt,  und  in  Galizien  den  neu  errichteten 
Landesarbeitsnachweis. 

Von  dem  heimischen  Arbeitsmarkt  und  seiner  Stellung- 
nahme zum  Auslandsmarkt  schweift  der  Blick  über  die  Grenzen 
des  eigenen  Landes  zum  Weltarbeitsmarkt.  Als  Utopie  mag 
noch  der  Gedanke  einer  internationalen  Gestaltung  des  Arbeits- 
marktes, die  Idee  einer  internationalen  Arbeitervermittlung  er- 
scheinen. Aber  wer  mag  es  in  unserer  raschlebigen  modernen 
Zeit,  in  der  sich  der  menschliche  Geist  über  so  manches  unmöglich 
klingende  erstaunend  schnell  hinübergeholfen  hat,  unternehmen, 
die  Grenzlinien  utopischer  Gedanken  und  erreichbarer  Möglich- 
keiten unverrückbar  abgrenzen  zu  wollen?  Ist  doch  das  Arbeiter- 
problem schon  zum  Weltproblem  geworden!  Zwar  sind  wir  von 
diesem  Ziele  noch  recht  weit  entfernt,  fehlt  doch  noch  alles  hier- 
zu: die  Grundlage  einer  einheitlichen  nationalen  Organisation 
des  Arbeitsmarktes  und  die  Anbahnung  einer  engeren  Fühlung- 
nahme mit  den  maßgebenden  Faktoren  des  Auslandes.  Daß 
uns  diesen  erstrebten  Zielen  die  heutigen  Verhandlungen  näher 
bringen  mögen,  hoffe  ich  nicht  nur  im  deutschen,  sondern  auch 
im  Interesse  der  mitteleuropäischen  Staaten. 

Mit  diesem  Wunsche  will  ich  meine  Ausführungen  schließen. 
Die  weiteren  Folgerungen  zu  ziehen,  wird  die  anziehende 
Aufgabe  der  folgenden  Herren  Referenten,  und  soweit  die  deut- 
schen Verhältnisse  in  Betracht  kommen,  die  Aufgabe  meines 
verehrten  Herrn  Mitberichterstatters,  des  Herrn  v.  Stoj entin 
sein. 

(Beifall.) 


Vorsitzender: 

Das  Wort  hat  der  Generalsekretär  der  Pommerschen  Land- 
wirtschaftskammer in  Stettin,  Herr  Dr.  von  Stoj  entin. 
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Generalsekretär  Dr.  von  Stojentin -Stettin: 

Durchlauchtigster  Herzog! 

Sehr  verehrte  Herren! 

Der  Herr  Vorredner  hat  Ihnen  in  seinem  Bericht  einen 
Überblick  über  die  Lage  und  die  Verhältnisse  des  Arbeits- 
marktes in  Deutschland  gegeben.  Es  ist  fürwahr  ein  bunt- 
scheckiges, zerrissenes  und  im  einzelnen  oft  wenig  erfreu- 
liches Bild,  das  sich  dem  kritischen  Auge  darbietet.  Gewaltig 
sind  die  Kontraste!  Während  in  großen  Erwerbszweigen  des 
Reiches  dauernd  bitterer  Mangel  an  Arbeitern  herrscht  und  in 
weiten  Distrikten  eine  ständig  wachsende  Entvölkerung  Platz 
greift,  ballen  sich  gleichzeitig  an  einzelnen  Stellen  gewaltige 
Arbeitermassen  zusammen,  die,  in  regelmäßig  wiederkehrenden 
Zwischenräumen  zum  Teil  brotlos,  oft  vergeblich  um  jeden  Preis 
Arbeit  suchen.  Kaleidoskopartig  verschieben  sich  die  Bilder  in 
kurzen  Perioden,  je  nachdem  die  wirtschaftliche  Konjunktur  von 
Industrie,  Handel  und  Gewerbe  hoch  hinaufschnellt  und  blüht, 
oder  tief  abebbt  und  darniederliegt.  Die  patriarchalischen  Ver- 
hältnisse, die  noch  bis  in  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  durch  vielfache  persönliche  Be- 
ziehungen miteinander  verknüpften,  ein  Gefühl  der  Zusammen- 
gehörigkeit zwischen  beiden  woben  und  im  Verein  mit  zahlreichen, 
von  alters  her  überkommenen  Einrichtungen  eine  den  damaligen 
Bedürfnissen  entsprechende  Grundlage  für  die  Vermittelung  von 
Arbeitsgelegenheit  abgaben,   sind   verschwunden. 

Ein  scharfer,  oft  geradezu  feindseliger  Gegensatz  hat  diesem 
alten  Verhältnis  Platz  gemacht  und  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer in  zwei  sich  fremd  gegenüberstehende  Gesellschafts- 
klassen gespalten:  eine  naturgemäße  Folge  der  Entwicklung 
des  modernen  Erwerbslebens,  in  welchem  Großindustrie  und 
Großbetrieb  Handwerk  und  Kleinbetrieb  immer  mehr  aufsaugen, 
durch  das  in  wenigen,  aber  an  Umfang  zunehmenden  Betrieben 
immer  größere  Arbeitermassen  angehäuft  werden,  welche  der 
Produzent  im  einzelnen  nicht  kennt,  sondern  durch  angestellte 
Mittelspersonen  anwerben  und  entlassen  läßt,  durch  das  endlich 
die  Zahl  der  selbständigen  Existenzen  fortwährend  vermindert, 
dafür  aber  das  Heer  derer  enorm  vermehrt  wird,  welche  allein 
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durch  Vermietung  und  Feilbietung  ihrer  Arbeitskraft  an  Unter- 
nehmer sich  und  die  Ihrigen  zu  erhalten  vermögen.  Wie  Käufer 
und  Verkäufer  auf  einem  Markte  stehen  sich  heute 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  gegenüber:  die  Ware,  um  die 
gehandelt  wird,  besteht  in  Arbeitskraft.  Die  Verkäufer 
der  letzteren  sind  die  Arbeiter,  die  Käufer  sind  die  Unter- 
nehmer. 

Die  Vorkehrungen  nun,  welche  nach  Wandlung  der  alten 
Verhältnisse  zur  organischen  Regelung  dieses  neuen,  modernen 
Arbeitsmarktes  getroffen  worden  sind,  sind  bislang  ebenso  viel- 
gestaltig wie  zersplittert,  wirken  häufig  gegeneinander  und  werden 
von  selbstischen  Interessen  diktiert.  Erst  seit  knapp  anderthalb 
Jahrzehnten  hat  sich  infolge  des  sozial-politischen  Zuges,  der  in 
neuerer  Zeit  die  wissenschaftliche  Betrachtung  mehr  und  mehr 
beherrscht,  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  dem  in  Rede  stehen- 
den Problem  zugewandt.  Hierzu  haben  besonders  die  uner- 
freulichen Erscheinungen  beigetragen,  welche  die  Entwicklung 
der  Großindustrie  im  Gefolge  gehabt  hat:  die  bedrohliche  An- 
häufung gewaltiger  Arbeitermassen  in  den  Großstädten,  die 
regelmäßig  wiederkehrenden  Notstände,  die  immer  heftiger 
werdenden  Bewegungen  des  Lohnkampfes  und  nicht  in  letzter 
Linie  die  Entvölkerung  des  platten  Landes. 

Die  Erkenntnis  von  der  Unzulänglichkeit  des  bestehenden 
Zustandes  und  seiner  Reformbedürftigkeit  hat  sich  nachgerade 
in  allen  Kreisen  Bahn  gebrochen  und  das  Bestreben  zu  einer 
Zentralisierung  der  Arbeitsvermittlung  in  der  Hand  solcher 
Organe  erwachsen  lassen,  welche  Sicherheit  für  die  Unabhängig- 
keit der  Arbeitsvermittlung  von  den  Tendenzen  des  Interessen- 
kampfes gewährleisten. 

Daraus  erfloß  das  Verlangen  nach  öffentlichen  gemein- 
nützigen Zentralarbeitsnachweisen,  die  anfangs  zögernd,  dann 
aber  in  schnell  wachsender  Zahl  eingerichtet  wurden.  Diese 
brachten  ihre  Tätigkeit  sehr  bald  in  engste  Berührung  mit  den 
Sondereinrichtungen,  die  bisher  dem  gleichen  Zwecke  ■ —  der 
Arbeitsvermittlung  —  gedient  und  auf  sie  Einfluß  gehabt  hatten : 
die  gewerbsmäßige  Stellenvermittlung,  die  gewerblichen  Korpo- 
rationen, die  Arbeiter-  und  Unternehmerverbände,  Anstalten, 
Vereine  und  Verwaltungen  zu  fürsorglichen  Zwecken  aller  Art. 
Damit  aber  wurde  die  Frage  ausgelöst,  in  welcher  Weise  die 
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neuen  Institutionen  und  ihre  Aufgaben  in  den  Wirkungskreis 
der  Vereine,  Gemeinden,  öffentlichen  Korporationen  und  Ver- 
bände einzureihen  und  wie  mit  der  allgemeinen  die  besondere 
Organisation  der  bezüglichen  Einrichtungen  in  Übereinstimmung 
zu  bringen  sei. 

Mit  dem  Eintreten  der  Idee  zentralisierter  Arbeitsnachweis- 
anstalten in  den  Gang  der  Entwicklung  wurde  das  Problem  der 
Organisation  des  Arbeitsnachweises  in  seiner  ganzen  Tragweite 
und  Vielfältigkeit  aufgerollt.  Trotz  des  lebhaften  und  ersicht- 
lich fruchtbaren  Meinungsaustausches  ist  aber  das  Problem  auch 
heute  noch  weit  von  seiner  Lösung  entfernt,  ist  eine  Abklärung 
der  wichtigsten  Fragen  keineswegs  erreicht,  vielmehr  stehen 
sich  gerade  über  die  grundlegenden  Forderungen  die  Anschau- 
ungen aufs  schroffste  gegenüber.  Dies  erklärt  sich  freilich  sehr 
natürlich  daraus,  daß  einerseits  der  Boden  hierfür  noch  längst 
nicht  genügend  vorbereitet,  andererseits  aber  der  Kreis  der  an 
der  Lösung  des  Problems  Beteiligten  nicht  bloß  sehr  ausgedehnt 
ist,  sondern  auch  seine  Interessen  außerordentlich  verschieden 
sind. 

Das  wird  ohne  weiteres  verständlich,  wenn  man  die  zurzeit 
in  Deutschland  bestehenden  Arten  der  Arbeitsnachweisorgani- 
sationen im  einzelnen  überblickt.  Letztere  lassen  sich  im  wesent- 
lichen in  3  Hauptgruppen  eingliedern,  nämlich  in: 

1.  Arbeitsnachweisorganisationen,  die  ausschließlich 
von   Nichtinteressenten  geleitet  werden, 

2.  Arbeitsnachweisorganisationen,  die  ausschließlich 
in    Händen    von    Interessenten    liegen,  und 

3.  Arbeitsnachweisorganisationen,  die  von  Nichtinter- 
essenten zusammen  mit  Interessenten 
verwaltet  werden. 

Bei  der  ersten  Gruppe,  den  ausschließlich  von 
Nichtinteressenten  geleiteten  Arbeitsnachweisorgani- 
sationen, sind  als  Träger  des  Arbeitsnachweises  zu  unterscheiden 
einmal  die  gewerbsmäßigenStellenvermittler, 
die  ihre  vermittelnde  Tätigkeit  ganz  ausschließlich  im  eigenen 
pekuniären  Interesse  ausüben  und  dabei  allein  ihren  Vorteil 
suchen,    und    zum    anderen    die    gemeinnützigen    für- 
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sorglichen    Arbeitsnachweise,     die    im     Dienste 
wohltätiger  Zwecke  stehen. 

Die  gewerbsmäßige  Stellenvermittlung 
nimmt  bei  uns  nach  den  Schätzungen  fachkundiger  Autoren 
fast  die  Hälfte  aller  Vermittlungen  eines  Jahres  für  sich  in  An- 
spruch und  steht  daher  an  der  Spitze  aller  Arbeitsvermittlungs- 
einrichtungen. Dadurch,  daß  die  Reichs-Gewerbe-Ordnung  vom 
21.  Juni  1869  das  Stellenvermittlungsgewerbe  aus  dem  Kreise 
der  konzessionspflichtigen  in  den  der  freien  Gewerbe  überführte, 
wurde  die  Arbeitsvermittlung  einer  fast  unbegrenzten  Willkür 
des  einzelnen  ausgeliefert.  Wie  nicht  anders  zu  erwarten,  er- 
gaben sich  sehr  bald  derartig  schreiende  Mißstände,  daß  die 
Reichsgesetzgebung  im  Jahre  1883  und  im  Juni  1900  zur  Neu- 
regelung der  Materie  gezwungen  ward.  Drei  verschiedene  gesetz- 
geberische Organe  richteten  nunmehr  ihre  Bemühungen  auf  das 
gleiche  Ziel,  die  Überwachung  der  gewerbsmäßigen  Stellen- 
vermittlung: die  Gewerbenovelle  vom  Juni  1900  regelt  die 
Materie  im  allgemeinen  gleichmäßig  für  das  ganze  Reichsgebiet, 
überläßt  aber  den  einzelnen  Zentrallandesbehörden  Ergänzungen 
und  Ausführungsbestimmungen  zu  treffen,  welche  endlich  ihrer- 
seits eine  Vervollständigung  den  Ortspolizeibehörden  übertragen, 
die  in  Berücksichtigung  der  jeweils  besonderen  lokalen  Ver- 
hältnisse Vorschriften  zu  erlassen  haben. 

So  sehr  sich  nun  auch  die  Gesetzgebung  bemüht,  durch 
scharfe  Bestimmungen,  wie  durch  Einführung  des  Konzessions- 
zwanges, ungeeignete  Personen  vom  Arbeitsnachweisgewerbe 
fern  zu  halten,  die  betrügerische  Ausbeutung  des  Publikums 
und  andere  schlimme  Auswüchse  mehr  zu  verhüten,  so  ist  dies, 
wie  kaum  noch  von  jemand,  außer  den  gewerbsmäßigen  Stellen- 
vermittlern und  ihren  Freunden,  bestritten  wird,  nicht  erreicht. 
Immer  lauter  und  schwerwiegender  werden  die  Anklagen  über 
die  Mißbräuche  und  Schäden,  welche  dem  gewerbsmäßigen  Ar- 
beitsnachweis anhaften  und  ihn  zu  einem  Krebsgeschwür  am 
Volkskörper  sowohl  in  wirtschaftlicher  wie  in  sozialer  Hinsicht 
stempeln,  immer  erdrückender  das  Beweismaterial  hierfür,  immer 
allgemeiner  der  Ruf  nach  seiner  gänzlichen  Ausschaltung.  Diese 
glaubt  man  am  schnellsten  und  bequemsten  schon  durch  eine 
Änderung  des  §  34  der  R.  G.  0.  dahingehend  bewirken  zu  können, 
daß  künftighin  die  Konzessionierung  von  der  Bedürfnisfrage  ab- 
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hängig  gemacht,  diese  aber  grundsätzlich  verneint  werden  muß, 
wenn  sich  in  dem  in  Betracht  kommenden  Orte  oder  wirtschaft- 
lichen Bezirk  ein  gemeinnütziger  Arbeitsnachweis  befindet. 

Es  erübrigt  sich  aber,  hier  weiter  auf  die  gewerbsmäßige 
Stellenvermittlung  einzugehen,  da  die  Frage  über  deren  Schäd- 
lichkeit überall  vollständig  geklärt  ist  und  in  diesem  einen 
Punkte  des  Problems  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  Groß- 
städte und  plattes  Land  nicht  bloß  in  Deutschland,  sondern 
auch  in   Österreich,  Ungarn  und  Frankreich  völlig  einig  sind. 

Die  zweite  Art  der  ausschließlich  von  Nicht- 
interessenten  geleiteten  Arbeitsnachweis-Organisation  bil- 
den die  Arbeitsnachweise  gemeinnützig-für- 
sorglicher Vereine,  die  entweder  den  Mängeln  gegen- 
über, die  der  gewerbsmäßigen  und  einseitig-beruflichen  Arbeits- 
vermittlung anhaften,  eine  zweckmäßigere  Art  des  Arbeits- 
nachweises schaffen,  oder  die  Wohltat  der  Arbeitsvermittlung 
solchen  Arbeiterkategorien  zuwenden  wollen,  die  voraussichtlich 
ohne  eine  derartige  Fürsorge  in  wirtschaftlicher,  bzw.  moralischer 
Hinsicht  es  zu  keiner  befriedigenden  Existenz  bringen  würden. 
Gedacht  ist  dabei  an  beschäftigungslose  Arbeiter,  entlassene 
Sträflinge,  arbeitlose  Wanderer  und  dergleichen  mehr.  Je  nach- 
dem die  Organisationen  die  eine  oder  andere  Aufgabe  zum  über- 
wiegenden Objekt  ihrer  Tätigkeit  erwählen,  trägt  auch  ihr  Auf- 
bau verschiedenen  Charakter.  Die  Ergebnisse  der  von  gemein- 
nützigen Vereinen  begründeten  Arbeitsnachweise  sind  wenig  be- 
friedigend, weil  letztere  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
ungern  und  gleichmäßig  wenig  in  Anspruch  genommen  werden 
und  außerdem  meist  auf  sehr  unsicheren  finanziellen  Unter- 
lagen hasiert  sind.  Deshalb  haben  sich  derartige  Gründungen 
auch  mehr  und  mehr  vermindert,  den  paritätisch-kommunalen 
Arbeitsnachweisen  angegliedert  oder  sich  deren  Organisation  und 
Tendenz  ganz  angepaßt. 

Der  rein  fürsorgliche  Arbeitsnachweis  ist  haupt- 
sächlich von  Armenverwaltungen,  Herbergen  zur  Heimat,  Natu- 
ralverpflcgungsstationen  usw.  eingerichtet.  Auch  die  Arbeits- 
nachweise für  entlassene  Reservisten,  der  Arbeiterkolonien  und 
der  Schutzverein  für  entlassene  Sträflinge  gehören  hierher.  Die 
Organisation  dieser  Art  von  Arbeitsnachweisen  ist  meist  sehr 
primitiv  und  leidet  an  unheilvoller  Zersplitterung;  auch  sie  ist 
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in  den  letzten  Jahren  ständig  zurückgegangen  und  kommt  für 
die  Gesamtheit  der  arbeitenden  Klassen  überhaupt  nicht  in 
Betracht. 

Gehen  wir  nun  zur  zweiten  Hauptgruppe  der 
Arbeitsnachweis  -  Organisationen  über,  nämlich  derjenigen, 
die  ausschließlich  in  Händen  von  Interes- 
senten liegt.  Diese  scheidet  sich  ihrerseits  wieder  in 
zwei  Untergruppen,  nämlich  in  die  einseitig  von  Ar- 
beitnehmern und  in  die  einseitig  von  Arbeit- 
gebern organisierten  Arbeitsnachweise.  Beiden  ist  das  Grund- 
prinzip gemein,  daß  sie  die  Arbeitsnachweis-Organisation  nicht 
der  Arbeitsvermittlung  an  sich  wegen  betreiben,  sondern  sie  als 
Kampfmittel  im  Interessenstreite  betrachten 
und  im  wesentlichen  deshalb  pflegen.  Allerdings  herrschen 
in  beiden  Untergruppen  auch  Strömungen  vor,  die  das  Irrige 
dieses  Grundsatzes  wohl  erkannt  haben  und  es  daher  auch 
weniger  scharf  betonen.  Das  letztere  gilt  vor  allem  bei  den 
Arbeitnehmer-  Arbeitsnachweisen,  die  wir  zuerst  be- 
trachten wollen,  bezüglich  der  Hirsch-Dunckerschen  Gewerk- 
vereine, der  katholischen  Arbeiter-  und  Gesellen-  und  der  evan- 
gelischen Arbeitervereine,  denen,  in  der  Hauptsache  wenigstens, 
der  Arbeitsnachweis  Selbstzweck  ist. 

Die  Gewerkschaften  hingegen  sehen  gemeinhin  die  Arbeits- 
nachweisorganisation ausschließlich  vom  Standpunkte  des  Lohn- 
kampfmittels an;  sie  verlangen,  daß  der  Arbeitsnachweis 
allein  in  ihre  Hand  gelegt  werde,  zur  Stärkung  ihrer  Macht, 
und  lehnen  grundsätzlich  jede  Erwägung  der  Möglichkeit  einer 
gemeinsam  geführten  Arbeitsvermittlung  zwischen  Arbeitern  und 
Arbeitgebern  ab.  Diese  Forderung  begründen  sie  damit,  daß 
dem  Arbeiter  als  Besitzer  und  Verkäufer  der  Ware  Arbeitskraft 
das  unverkürzte  Recht  zustehen  müsse,  seine  Ware  an  die  Käufer 
zu  d  e  n  Bedingungen  loszuschlagen,  die  ihm  zusagen.  Der  Ar- 
beiter will  und  soll  in  der  Lage  sein,  auf  Zwangswegen  die 
andere  Partei  des  Marktes  zur  bedingungslosen  Annahme  seiner 
Forderungen  zu  bringen. 

Das  Charakteristische  der  Arbeitsnachweis-Organisation 
durch  die  Gewerkschaften  ist  die  gesonderte  Handhabung  der 
Arbeitsvermittlung  für  jedes  einzelne  Gewerbe.  Die  in  großen 
Verbänden  zusammengeschlossenen  Arbeiter  ein  und  desselben 
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Erwerbszweiges  haben  ihre   Unterorgane   in   Gestalt   von   Ver- 
trauensmännern, Zahlstellen,  Filialen,  Ortsvereinen  überall,  wo 
sich  eine  gewisse  Anzahl  von  Verbandsmitgliedern  in  einer  Ge- 
meinde vorfindet.     Diesen  lokalen  Organisationen  fällt  die  Ar- 
beitsvermittlung, die  durchweg  unentgeltlich  ist,  zunächst  inner- 
halb des  Ortsbereiches  zu.     Weiter  wird   überall  eine  gewisse 
örtliche   Zentralisation   durch   Wahl   eines    Lokales    für   ver- 
schiedene Industriezweige,  möglichst  im  Anschluß  an  Zentral- 
herbergen,  angestrebt  und  wo  nur  irgend   angängig  eine  Ver- 
bandszentrale eingerichtet.    Dadurch  wird  ein  reger,  sehr  gründ- 
lich ausgebildeter,  interlokaler  Verkehr  ermöglicht,   der  durch 
enge    Verbindung    der   Arbeitsnachweis-Organisation    mit    dem 
Unterstützungswesen,  das  ja  bei  den  Gewerkschaften  solche  be- 
deutende Rolle  spielt,  und  allerhand  Zwangsvorschriften  recht 
wirksam  ausgestaltet  ist.  Unter  die  letzteren  gehört  vor  allem,  daß 
die  Benutzung  des  Arbeitsnachweises,  unter  persönlicher 
Meldung,     für     alle     Verbandsmitglieder     obligatorisch 
ist,     und     daß     sich    jeder   Arbeitslose     den     Weisungen     der 
Zentrale    zu    fügen    hat,    andernfalls    er    der  Unterstützungs- 
berechtigung der  Gewerkschaftskasse  für  längere  oder  kürzere 
Zeit  verlustig  geht. 

So  stellt  sich  die  Organisation  als  ein  straffes,  wohlgegliedertes 
Ganzes  dar,  das  auch  durch  die  Art  der  Einrichtung  in  bezug  auf 
die  Qualität  der  Vermittlungen  Treffliches  leisten  könnte,  das 
aber  seiner  Vorzüge  durch  das  Grundprinzip  beraubt  und  in 
seiner  Tätigkeit  lahmgelegt  wird.  Denn  der  Arbeitsnachweis 
wird  und  muß  als  Lohnkampfmittel  in  den  Händen  der  Arbeiter 
zur  Unterwerfung  des  Unternehmertums  solange  ein  Unding 
bleiben,  als  zum  Abschluß  eines  Kaufvertrages  es  der  Mitbetäti- 
gung eines  Käufers  so  gut  wie  eines  Verkäufers  bedarf.  So  erklärt 
es  sich,  daß  die  tatsächlichen  Erfolge  des  gewerkschaftlichen 
Arbeitsnachweises  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitervermittlung 
bislang  nur  verhältnismäßig  gering  gewesen  sind,  und  daß  die 
Gewerkschafts-Arbeitsnachweise  es  zu  einer  nennenswerten  Be- 
deutung auf  dem  Arbeitsmarkt  nicht  gebracht  haben.  Einsich- 
tigen Köpfen  in  den  Gewerkschaftskreisen  ist  dieser  Umstand 
auch  nicht  verborgen  geblieben,  woraus  es  sich  erklärt,  daß 
neuerdings  gegen  das  radikale  Axiom  eine  sogenannte  oppor- 
tunistische Bewegung  sich  bemerkbar  gemacht  hat,  welche,  mit 
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allerhand  Kautelen,  den  Arbeitsnachweis  der  Gesamtheit 
zugewiesen  wissen  will.  Dabei  soll  aber  nicht  verkannt  werden, 
daß  sich  der  gewerkschaftliche  Arbeitsnachweis  als  Mittel  zur 
Propaganda  für  die  gewerkschaftlichen  Bestrebungen  in  vollem 
Maße  bewährt  hat,  weshalb  die  überwiegende  Mehrheit  der  Ge- 
werkschaftler für  seine  Erhaltung  in  der  bisherigen  Form  nach- 
drücklich eintritt  und  nur  aus  taktischen  Gründen  gelegentlich 
die  kommunalen  paritätischen  Arbeitsnachweise  unterstützt. 
Ganz  neuerdings  sind  noch  die  sogenannten  gelben 
Gewerkschaften  mit  eigener  Arbeitsnachweis-Organi- 
sation auf  den  Plan  getreten,  welche  als  Gegner  ungerecht- 
fertigter Streiks  ein  friedliches  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  anstreben.  Über  die  bezügliche  Organisation 
und  ihre  Erfolge  läßt  sich  noch  nicht  viel  sagen;  Bedeutung  kann 
aber  dem  Umstand  beigemessen  werden,  daß  die  Arbeitgeber- 
verbände, wenn  auch  noch  vorsichtig  abwartend,  doch  wohl- 
wollend den  Unternehmungen  der  gelben  Gewerkschaften  gegen- 
überstehen. 

Die  Einrichtungen  der  Arbeitsnachweise  der  Hirsch- 
Dunckerschen  Gewerkvereine  sind  denen  der  Ge- 
werkschaften nahe  verwandt ;  ihre  tatsächliche  Leistungsfähigkeit 
bleibt  aber  noch  um  ein  bedeutendes  hinter  derjenigen  der  Ge- 
werkschaften zurück. 

Die  zweite  Untergruppe  dieser  Hauptgruppe  bilden  die 
einseitigen  industriellen,  beziehungsweise  g  e  - 
werblichenUnternehmer-Arbeitsnachweis- 
Organisationen,  die  sich  als  ein  naturgemäßes  Produkt 
der  zuerst  ins  Leben  gerufenen,  analogen  gewerkschaftlichen 
Einrichtungen  darstellen.  Die  großen  Lohn-  und  Streikbewe- 
gungen zu  Ende  der  80  er  Jahre  und  der  immer  mehr  anwachsende 
Terrorismus  der  Sozialdemokratie  löste  bei  den  Arbeitgebern 
endlich  die  Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit  eines  Zusammen- 
schlusses aller  Unternehmer  aus,  der  in  Arbeitgeberverbänden 
und  Arbeitgeber-Arbeitsnachweisen  praktischen  Ausdruck  fand. 
Es  ist  besonders  der  Verband  der  Eisenindustrie  Hamburgs,  wo 
die  Arbeitgeber  wohl  am  meisten  unter  der  Tyrannei  der  sozial- 
demokratischen Gewerkschaftsbewegung  zu  leiden  hatten,  der 
nach  dieser  Richtung  nicht  bloß  bahnbrechend  vorgegangen  ist, 
sondern  auch  dem  System  den  Namen  gegeben  hat  und  noch 
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jetzt  an  der  Spitze  der  Bewegung  zur  Begründung  von  Unter- 
nehmernachweisen steht. 

Seiner  Natur  nach  ist,  —  wie  den  Gewerkschaften  —  auch 
den  Arbeitgeberverbänden  der  Arbeitsnachweis  nur  Mittel 
zum  Zweck:  er  soll,  neben  Sichtung  und  Vermittlung  des 
nötigen  Arbeitermaterials,  vor  allem  zu  einer  Kontrolle  über 
streikende  und  ausgesperrte  Arbeiter  dienen,  die  Lahmlegung 
von  Streiks  ermöglichen,  einen  Einfluß  auf  die  Lohnfrage  gewähr- 
leisten und  durch  das  alles  die  Macht  der  Arbeitgeberverbände 
stärken.  Dies  ist  auch  auf  den  Arbeitsnachweis- Konferenzen  der 
Arbeitgeberverbände  wiederholt  und  zuletzt  auf  der  Münchner 
im  Jahre  1908  mit  den  Worten  unumwunden  zum  Ausdruck  ge- 
bracht worden:   „Ohne  Nachweis  ist  eine   Kontrolle 

sehr  schwer  durchzuführen.  Ohne  Nachweis  besitzt  aber  vor 
allem  der  Verband  nicht  die  Macht,  um  den  Kampf  gegen  un- 
berechtigte Forderungen  der  Arbeiterschaft  erfolgreich  durchzu- 
führen". Einen  sehr  beachtenswerten  Grund  für  die  innere 
Berechtigung  der  Arbeitgeber-Nachweise  glaubt  der  Verein 
Deutscher  Arbeitgeberverbände  darin  zu  erblicken,  daß  im 
Kampfe  um  die  Weltmarktstellung  die  deutsche  Industrie  nur 
durch  eine  ständige  Auslese  der  besten  Kräfte  nicht  bloß  der 
Betriebsleiter,  Beamten  und  Werkmeister,  sondern  vor  allem 
auch  der  Arbeiter,  die  Vorhand  behalten  werde.  Je 
mehr  die  deutsche  Industrie  sich  vervollkommene,  um  so  mehr 
werde  es  nötig,  in  erster  Linie  die  besten  unter  den  Arbeitern 
herauszuziehen,  um  sie  der  Industrie  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Gegen  diese  Hauptaufgabe  der  Nachweise  müßten  alle  anderen 
Erwägungen  in  den  Hintergrund  treten.  Dabei  wird  darauf  hin- 
gewiesen, daß  nur  die  Unternehmer-Nachweise  dieser  Forderung 
gerecht  werden  könnten,  daß  aber  die  gewerkschaftlichen,  pari- 
tätischen usw.  Nachweise  „programmäßig  keinerlei  Auslese 
halten  können,  sondern  der  Industrie  brauchbare  und  weniger 
brauchbare  Arbeitskräfte  in  wahllosem  Durcheinander  liefern, 
weil  sie  eben  nicht  anders  als  nach  einem  Anmelde-  und  Nummern- 
system verfahren  dürfen.  Wer  am  längsten  auf  der  Liste  steht, 
hat  die  erste  Anwartschaft  auf  freiwerdende  Arbeitsplätze,  mag 
er  auch  noch  so  ungeeignet  für  den  betreffenden  Posten  sein. 
Das  wirkt  auf  die  Dauer  natürlich  wie  eine  Prämie  auf  die  Un- 
tüchtigkeit." 
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Die  Organisation  und  technische  Handhabung  der  indu- 
striellen Arbeitgeber- Arbeits-Nachweise  ist  verschieden,  je  nach- 
dem sich  einzelne  Industriebranchen  zu  einem,  mitunter  über 
ganz  Deutschland  sich  ausdehnenden  Branchenarbeits- 
nachweisverband  verbunden  oder  sich  Arbeitgeber  der 
verschiedensten  Gewerbe  in  ein  und  derselben  Stadt  oder  in 
einem  größeren  örtlichen  Gebiete  zu  einem  sogenannten  ge- 
mischten Arbeitsnachweisverband  zusammen- 
getan haben. 

Im  Jahre  1908  befanden  sich  im  Bereiche  des  Vereins 
Deutscher  Arbeitgeberverbände  75  Nachweise,  von  denen  26 
auf  die  Metallindustrie,  40  auf  andere  Branchenverbände  und 
nur  9  auf  gemischte  Verbände  entfielen.  Bei  den  Branchenver- 
bänden ist  sowohl  die  Zugehörigkeit  zum  Arbeitsnachweis  wie 
dessen  Benutzung  obligatorisch;  bei  den  gemischten 
Nachweisen  ist  dies  nur  zum  Teil  der  Fall.  Indessen  ist  auf  der 
letzten  Arbeitsnachweis- Konferenz  in  München  als  bedeutungs- 
vollstes Ergebnis  der  bisherigen  Erfahrungen  festgestellt,  daß 
das  Hamburger  (das  obligatorische)  System  überall  als 
das  zweckmäßigere  anerkannt  sei,  so  daß  ihm  ohne  Zweifel  die 
Zukunft  gehöre. 

Die  Zentralisierung  durch  Vereinigung  verschiedener  In- 
dustriezweige in  einem  Nachweis  hat  sich  als  sehr  vorteilhaft 
erwiesen,  weil  sie  einen  Ausgleich  von  Überfluß  und  Mangel  an 
Arbeitskräften  in  verschiedenen  Zeiten  und  zwischen  ver- 
schiedenen Industriezweigen  ermöglicht. 

Indem  neben  den  Branchenverbänden  auch  die  gemischten 
Industrien  überall  eigene  Nachweise  einrichten,  hoffen  die 
Arbeitgeberverbände  letzten  Endes  ein  großes,  weit  verzweigtes 
Netz  von  Arbeitsnachweisen  über  das  ganze  Reich  erstrecken 
und  die  dem  Arbeitsnachweis  obliegenden  Aufgaben  wirklich 
erfüllen,  insbesondere  Überfluß  und  Mangel  von  Arbeitskräften 
nicht  nur  im  begrenzten  lokalen  Rahmen,  sondern  über  das 
Reich  hin  ausgleichen  zu  können  und  so  zu  einer  Beherr- 
schung des  gesamten  Arbeitsmarktes  zu 
kommen.  Daß  die  Erreichung  dieses  Zieles  nicht  außer  dem 
Bereiche  der  Möglichkeit  liegt,  lehren  die  eminent  praktischen 
Erfolge  der  Arbeitgeber-Nachweise.  Denn  nicht  bloß  die  Ver- 
mittlungszahlen   haben    eine    außerordentliche  Höhe    erreicht, 
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sondern  auch  das  erstrebte  Ziel  der  Auslese  ist  bereits 
verschiedentlich  in  größtem  Maßstabe  praktisch  verwirklicht. 
Durch  die  sehr  straff  durchgeführte  Kontrolle  der  in  den 
Betrieben  des  Verbandes  eingestellten  Arbeiterschaft  ist 
man  dazu  gelangt,  sich  auch  über  die  Leistungsfähigkeit  der 
einzelnen  Arbeiter  durch  Anlegung  von  Personalkarten  für  jeden 
Arbeiter  genaue  Kenntnis  zu  verschaffen,  unter  deren  Zuhilfe- 
nahme sich  der  Leiter  des  Arbeitsnachweises  und  seine  Unter- 
gebenen eine  umfassende  Personalkenntnis  erwerben  können, 
so  daß  sie  jederzeit  die  richtige  Auswahl  zu  treffen  imstande  sind. 
Nicht  minder  hat  sich  der  sorgfältig  auf  Grund  bewährter  Regeln 
eingerichtete  interlokale  Verkehr,  besonders  bei 
Streiks  durch  Überweisung  Arbeitswilliger  von  einem  Arbeits- 
nachweis zum  andern,  als  praktisch  und  brauchbar  bewährt. 

Ein  Verdienst  der  Arbeitgebernachweise  ist  es,  daß  sie  dem 
regellosen  Aufsuchen  von  Arbeitsgelegenheiten,  der  Umschau, 
nach  Kräften  steuern,  solchen  unberufenen  Mittelspersonen  das 
Handwerk  legen,  denen  von  anderer  Seite  schwer  anzukommen 
ist,  und  daß  sie  den  Mißständen  abgeholfen  haben,  die  mit  der 
von  Fabrikwerkmeistern  ausgeübten  Nachweistätigkeit  nur  zu 
oft  verbunden  waren. 

Die  Arbeitsnachweise  der  Innungen,  die  gleichfalls  zu 
der  eben  behandelten  Untergruppe  gehören,  basieren  in  der 
Hauptsache  auf  dem  Herbergswesen,  befinden  sich  mit  seltenen 
Ausnahmen  in  primitivstem  Zustande  und  haben  dementsprechend 
nur  eine  wenig  bedeutende  Leistungsfähigkeit  entwickelt.  Im 
eigenen  Gefühl  ihrer  Schwäche  hat  sich  ein  Teil  der  Innungs- 
meister den  Arbeitgeberarbeitsnachweisen  eng  angeschlossen, 
während  andere,  unter  Verzicht  auf  selbständige  Innungsnach- 
weise, paritätische  Facharbeitsnachweise,  unter  Anschluß  an 
die  kommunalen  Arbeitsnachweise  errichtet   haben. 

Eine  dritte  Abteilung  der  zweiten  Hauptgruppe  der  Arbeits- 
nachweis-Organisationen bilden  die  gemeinschaftlich 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  er- 
richteten und  verwalteten  sogenannten  paritätischen 
Arbeitsnachweise,  die  indessen  bislang,  in  sehr  be- 
schränkter Zahl  eingerichtet,  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung 
erlangt  und  eine  recht  verschiedenartige  Beurteilung  erfahren 
haben.     Nennenswerte  Leistungen  hat  eigentlich  nur  die  bezüg- 
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liehe  Buchdrucker-Organisation  gezeitigt,  welche  eine  Folge  der 
1902  auf  5  Jahre  vereinbarten  Tarifgemeinschaft  war.  Dem- 
entsprechend fungiert  auch  als  Zentral- Arbeitsnachweisstelle 
das  T  a  r  i  f  a  m  t.  Und  insofern  sind  auch  diese  Arbeitsnachweise 
ungeachtet  ihres  paritätischen  Scheines  als  Kampfesinstitute 
anzusehen,  weil  sie  sehr  nachdrückliche  Maßregelungen  vor- 
nehmen und  schwarze  Listen  über  solche  Gesellen  führen  und 
verbreiten,  welche  in  nicht  zum  Tarife  gehörigen  Druckereien 
tätig  sind. 

In  der  Mitte  zwischen  den  eben  behandelten  zwei  Haupt- 
gruppen und  der  letzten,  der  dritten  Hauptgruppe  der  Arbeits- 
nachweis-Organisationen, stehen  die  landwirtschaft- 
lichen Facharbeitsnachweise,  besonders  die 
Arbeitsnachweise  der  Landwirtschaftskammern.  Letztere  sind 
zwar  Einrichtungen  öffentlich-rechtlicher  Korporationen,  die 
ausschließlich  von  Arbeitgebern  getragen  werden;  aber  die 
Arbeitsnachweise  werden  von  öffentlichen,  gemeinnützigen 
Gesichtspunkten  aus  geleitet  und  sind  bemüht,  die  Interessen 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  gleichmäßig  zu  wahren 
und  ermangeln  in  jeder  Beziehung  des  Grundsatzes  eines  Kampf- 
instituts. Außerdem  liegen  ihnen  eine  Reihe  von  Aufgaben  ob, 
wie  solches  bei  keiner  anderen  Arbeitsnachweis-Organisation 
der  Fall  ist.  Der  eigenartige  Standpunkt  der  Arbeitsnachweise 
der  Landwirtschaftskammern  liegt  übrigens  in  der  Natur  der 
Sache  begründet.  Denn  solange  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter 
gesetzlich  nicht  den  Industriearbeitern  gleichgestellt  und  organi- 
siert sind,  liegt  logischerweise  weder  eine  Berechtigung 
zur  Organisation  von  landwirtschaftlichen  Arbeitgeberverbänden 
und  Nachweisen  vor,  noch  ist  die  Einrichtung  sogenannter 
paritätischer  Nachweise  möglich,  da  die  Arbeiter  aus  dem  gleichen 
Grunde  keine  Vertreter  entsenden  können.  Die  Leistungen  der 
landwirtschaftlichen  Facharbeitsnachweise  sind,  soweit  die  Ver- 
mittlung der  heimischen  Arbeiter  in  Frage  steht,  nicht  von  be- 
sonderem Belang,  was  ebensowohl  der  Art  ihrer  technischen 
Organisation  wie  dem  Mangel  fast  jeder  interlokalen  Vermittlungs- 
einrichtung, der  geringen  Bewertung  seitens  der  interessierten 
Kreise  und  endlich  ihrer  Inanspruchnahme  durch  die  ausländische 
Arbeiterbeschaffung  zuzuschreiben  ist.  Trotzalledem  haben  sie 
sich  verhältnismäßig  stark  entwickelt,  haben  zum  Teil  den  Anlauf 
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zur  Ausgestaltung  wirklicher  Arbeitsämter  genommen  und  sind 
bemüht,  mit  allen  übrigen  Arbeitsnachweis-Organisationen, 
so  gut  es  geht,  zusammenzuwirken  und  dem 
Ganzen  zu  dienen.  Sie  vor  allem  haben  am 
schwersten  unter  dem  Wettbewerb  der  gewerbsmäßigen  Stellen- 
vermittlung zu  leiden. 

Wir  kommen  nunmehr  zur  dritten  und  letzten  Hauptgruppe 
der  zurzeit  in  Deutschland  bestehenden  Arbeitsnachweis-Organi- 
sationen, zu  den  von  Nichtinteressenten  zu- 
sammen mit  Interessenten  verwalteten  pari- 
tätischen kommunalen  oder  kommunal  unter- 
stützten Arbeitsnachweisen. 

Diese  sind  im  wesentlichen  das  Produkt  des  enormen  Druckes, 
den  im  Anfange  der  70  er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  die 
wirtschaftliche  Krisis  und  die  dadurch  hervorgerufene  Arbeits- 
losigkeit der  gewaltigen,  in  den  Großstädten  aufgehäuften  Ar- 
beitermassen sowohl  in  politischer  wie  in  materieller  Beziehung 
ausübten.  Die  Armen-  und  Unterstützungslasten  der  Städte 
drohten  ins  Ungeheuere  zu  wachsen,  und  schwere  Unruhen  der 
demonstrierenden  arbeitlosen  Massen  schienen  oft  kaum  noch 
abwendbar.  Dieses  Schreckbild  ist  seitdem  nicht  mehr  von  den 
Großstädten  gewichen,  sondern  schwebt  wie  ein  Damokles- 
schwert stets  über  ihnen.  Bei  der  Beurteilung  der  kommunalen 
Arbeitsnachweis-Organisationen  darf  man  deshalb  diesen  Ur- 
sprung nicht  aus  dem  Auge  lassen,  da  er  sehr  begreiflich  den 
innersten  Grund  erklärt,  weshalb  gerade  von  den  Vertretern  der 
großen  Kommunen  die  gesetzliche  Festlegung  der  Herrschaft 
der  kommunalen  paritätischen  Arbeitsnachweise  so  intensiv  pro- 
pagiert wird. 

Die  Organisation  hat  seit  ihrem  Anfange  im  Jahre  1892 
erhebliche  Fortschritte  gemacht,  besonders,  nachdem  im 
Jahre  1898  die  damals  bestehenden  Arbeitsnachweise  sich  zu 
oinem  Verbände,  dem  Verbände  deutscher  Arbeitsnach- 
weise, zusammengeschlossen  haben,  der  in  der  Folge  eine 
äußerst  rührige  und  fruchtbare  Propaganda  und  Tätigkeit 
entfaltet  hat.  Eine  Frucht  der  Erkenntnis  weniger  Jahre 
war  alsbald  die  Tatsache,  daß  bei  einer  Beschränkung 
der  Arbeitsvermittlung  auf  den  engen  Bezirk  der  einzelnen 
Gemeinde  weder  ein  zweckentsprechender  Ausgleich    zwischen 
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Angebot  und  Nachfrage,  noch  eine  zuverlässige  Beobachtung 
des  Arbeitsmarktes  zu  erreichen  war,  daß  vielmehr  der  einmal 
lokal  organisierte,  öffentliche  Arbeitsnachweis  mit  Notwendigkeit 
einen  interlokalen  Verkehr  und  eine  umfassende 
Orientierung  über  die  gesamten  Arbeits-  und  Arbeiterver- 
hältnisse erfordert  und  damit  zu  einer  interlokalen 
Organisation  hindrängt. 

Es  entstand  infolgedessen  die  Frage,  wer  für  die  solcher- 
weise neu  erwachsenden,  in  erster  Linie  den  Großstädten  zugute 
kommenden  Arbeiten  und  Kosten  einzustehen  habe.  Und  daraus 
resultierte,  da  weder  die  organisierten  Arbeitnehmer  noch  Arbeit- 
geber die  städtischen  Einrichtungen  nach  deren  Wünschen  in 
Anspruch  nehmen  wollten,  noch  das  platte  Land  sich  dem  groß- 
städtischen Einfluß  bedingungslos  unterwerfen  wollte,  der  immer 
stärker  anschwellende  Ruf  der  kommunalen  Interessenvertreter 
nach  dem  Eingreifen  der  staatlichenGesetzgebung. 
Die  Absicht,  die  bei  allen  Vertretern  der  in  Rede  stehenden 
Organisationen  mehr  oder  weniger  scharf  pointiert  vorliegt, 
bringt  der  in  der  verschiedensten  Form  wiederholt  aufgetauchte 
Vorschlag  der  Schaffung  eines  Reichs-Arbeitsnachweis-Gesetzes 
mit  obligatorischer  Einrichtung  kommunaler  paritätischer  Ar- 
beitsnachweise in  allen  Städten  von  mehr  als  10  000  Einwohnern 
bei  völliger  Ausschaltung  aller  Fach-Arbeitnehmer-  und  Arbeit- 
geber- bzw.  sonstiger  Nachweise,  auf  Kosten  der  Reichs-,  Landes-, 
Provinzial-  und  Kommunalverbände  deutlich  zum  Ausdruck. 
Das  Streben  der  kommunalen  Arbeitsnachweisvertreter  läuft 
danach  ebenso  auf  eine  Monopolisierung  ihrer  Einrichtungen 
hinaus  wie  das  der  vorher  behandelten  Interessentenorgani- 
sationen, nur  mit  dem  Unterschiede,  daß  für  jene  Staat  und 
Gesetzgebung  eintreten  sollen,  während  diese  sich  selbst  helfen 
wollen  und  auch  können. 

Die  Regierungen  der  süddeutschen  Staaten  —  Bayern, 
Württemberg  und  Baden  wie  auch  Elsaß-Lothringen  —  sind 
auf  dem  vorgeschlagenen  Wege  bereits  vorgegangen;  sie  haben 
reichlich  Mittel  gewährt,  Vorschriften  erlassen,  eine  vielfach 
vortrefflich  funktionierende  interlokale  Vermittlung  geschaffen 
und  damit  beachtenswerte  Erfolge  erzielt.  Hierzu  muß  aber 
nachdrücklich  betont  werden,  daß  solche  Erfolge  den  für  die 
Organisation  wie  eigens  zugeschnittenen,  besonderen  lo- 
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kalen,  wirtschaftlichen  und  politischem 
Verhältnissen  Süddeutschlands,  nicht  etwa 
aber  der  Art  der  Organisation  an  sich  zu  danken  sind. 

Die  Organisation  und  technische  Handhabung  der  zahl- 
reichen kommunalen  Arbeitsnachweise  ist  —  bei  aller  Ähnlich- 
keit in  ihrer  Gesamtheit  —  im  einzelnen  oft  recht  verschieden 
und  kann  hier  nicht  näher  erörtert  werden.  In  der  Hauptsache 
kann  man  zweiSysteme  unterscheiden,  von  denen  München 
und  Berlin  die  typischen  Muster  darbieten:  nämlich  kommunale 
oder  kommunal  unterstützte  Nachweise.  Allen  ist  der  f  u  n  d  a  - 
mentale  Grundsatz  eigen,  daß  die  Verwaltungskom- 
mission der  Arbeitsnachweise  paritätisch  zusammengesetzt 
wird  aus  Arbeitgebern,  die  zumeist  von  den  städtischen  Be- 
hörden, und  aus  Arbeitern,  die  gemeinhin  vom  Gewerbegericht 
benannt  werden,  um  auf  solche  Weise  die  Unparteilichkeit  der 
Organisation  zu  dokumentieren  und  zu  gewährleisten.  Trotz- 
dem ist  damit  aber  keine  Bürgschaft  dafür  geboten,  daß  bei 
Streik  und  Aussperrungen  die  kommunalen  Arbeitsnachweise 
auch  paritätisch  die  Interessen  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer im  selben  Maße  wahren.  Zwar  gilt  im  allgemeinen  bei 
ihnen  der  Standpunkt,  daß  Aussperrungen  und  Streiks  für  sie 
gleichermaßen  nicht  existieren;  aber  die  praktische  Hand- 
habung dieses  Prinzips  ist  doch  an  einzelnen  Stellen  schon  eine 
recht  verschiedenartige  gewesen.  Das  ist  aber  begreiflich.  Denn 
in  allen  größeren  Städten  des  „demokratischen"  Südens  sind 
die  kommunalen  Arbeitsnachweise  entweder  geradezu  auf  das 
Betreiben  der  organisierten  Arbeiterschaft  ins  Leben  gerufen 
worden,  oder  diese  haben  sich  wenigstens  mit  Eifer  an  deren 
Leitung  und  Verwaltung  mit  der  offen  ausgesprochenen  Absicht 
beteiligt,  letzten  Endes  durch  Einführung  der  Parität  in  die' 
Leitung  der  Arbeitsnachweise  diese  allmählich  ganz  in  ihre 
Hände  zu  bekommen,  um  auf  solche  Weise  die  Lohn-  und  Ar- 
beitsbedingungen beeinflussen  zu  können. 

Neuerdings  hat  die  Organisation  der  kommunalen  Arbeits- 
nachweise durch  Begründung  von  Provinzialverbänden  und 
durch  erweiterten  Ausbau  der  interlokalen  Vermittlung  mit  Hilfe 
der  Unterstützung  des  Staates  auch  in  West-  und  Mitteldeutsch- 
land einen  größeren  Aufschwung  genommen,  während  hiervon 
in  Nord-  und  Ostdeutschland  infolge  der  gänzlich  anderen  wirt- 
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schaftlichen,  lokalen  und  politischen  Verhältnisse  bislang  kaum 
Spuren  zu  bemerken  sind.  Im  allgemeinen  aber  scheint  in  der 
Entwicklung  der  Organisationen  der  kommunalen  Arbeitsnach- 
weise ein  Stillstand  eingetreten  zu  sein,  da  sich  nicht  bloß  die 
Zahl  der  neu  entstehenden  Nachweise  in  spärlichen  Grenzen 
hält,  sondern  auch  die  Gesamtvermittlungsziffer  relativ  eher 
einen  Rückgang  denn  einen  Fortschritt  zu  verzeichnen  hat. 

Als  ein  wesentliches  Verdienst  der  kommunalen  Arbeits- 
nachweise muß  erwähnt  werden,  daß  sie  durch  ihr  zielbewußtes 
Eintreten  für  die  Einführung  systematischer  Arbeitsnachweis- 
statistiken zur  Schaffung  des  Reichs-Arbeitsblattes  ihr  gutes 
Teil  beigetragen  haben.  Als  weiteres  Verdienst  muß  den  kommu- 
nalen paritätischen  Arbeitsnachweisen  der  Versuch  angerechnet 
werden,  die  gesamte  Organisation  auf  öffentlicher  Grundlage 
aufzubauen :  zum  ersten  Male  und  in  größerem  Maßstabe  begegnet 
man  hier  dem  ernsten  Bestreben,  den  Arbeitsnachweis  im  Inter- 
esse der  beteiligten  wirtschaftlichen  Klassen  aus  dem  Partei- 
kampfe herauszuheben  und  ihn  auf  neutralen  Boden  zu  stellen. 
Dessen  ungeachtet  gewinnt  es,  wie  bereits  bemerkt,  den  Anschein, 
als  ob  die  Bewegung  zugunsten  der  kommunalen  Arbeitsnach- 
weise im  Süden  und  Westen  Deutschlands  sich  ihrem  Kulmi- 
nationspunkte! genähert  habe,  sich  ihr  im  Norden  und  Osten 
aber,  ohne  Anwendung  gesetzlichen  Zwanges,  vor  der  Hand 
keine  neuen  Aussichten  eröffnen. 

Sie  sehen  aus  meiner  Schilderung,  m.  H.,  wie  verwickelt 
heute  die  Verhältnisse  in  bezug  auf  die  Organisation  des  Arbeits- 
nachweises in  Deutschland  liegen,  wie  viel  Systeme  sich  ausge- 
bildet haben,  von  denen  fast  jedes  seine  bestimmten  Vorzüge 
und  Erfolge  aufzuweisen  hat,  wie  schroff  sich  die  Anschauungen 
über  die  Lösung  des  Problems  gegenüberstehen,  wie  weit  wir 
also  heute  noch  von  der  Lösung  der  Frage  entfernt  sind,  sofern 
nicht  etwa  mit  gewaltsamer  Hand  von  Staats  wegen  eine  Zwangs- 
lösung herbeigeführt  und  der  natürlichen  Entwicklung  auf- 
oktroyiert wird. 

Ich  muß  Sie  mit  den  zahlreichen  Vorschlägen  verschonen, 
die  gemacht  sind,  um  die  bestehenden  Gegensätze  zu  versöhnen 
und  das  Problem  einer  Lösung  zuzuführen:  einige  wollen  die 
Organisation  des  Arbeitsnachweises  einheitlich  auf  korpora- 
tiver Grundlage,  andere  auf  berufsgenossenschaft- 
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1  i  c  h  e  r  Basis,  etliche  durch  gesetzliche  Zwangsregelung  unter 
Zugrundelegung  der  kommunalen  paritätischen  Einrichtungen 
auf-  und  ausgebaut  wissen.  Dabei  scheint  man  geflissentlich  zu 
übersehen,  daß  eine  einheitliche  Regelung  der  Materie  durch  die 
Gesetzgebung  doch  auch  einigermaßen  gleiche  wirtschaftliche, 
lokale,  politische  und  Verkehrverhältnisse  und  Bedingungen 
voraussetzt,  daß  der  Vermittlung  von  gelernten  und  ungelernten 
Arbeitern  grundsätzlich  eine  verschiedene  Bedeutung 
und  Behandlung  zukommt,  daß  deshalb  für  Gegenden  mit  vor- 
wiegend agrarischer  Bevölkerung  ganz  andere  Maßnahmen  am 
Platze  sind  als  in  Bezirken,  welche  als  rein  industrielle  betrachtet 
werden  müssen.  Es  enthält  viel  Wahrheit,  was  Conrad,  der 
klassische  Meister  in  der  Behandlung  des  Arbeitsnachweis- 
problems, dem  ich  in  meinen  Ausführungen  hauptsächlich 
gefolgt  bin,  in    dieser    Beziehung   sagt: 

„Während  die  Unterbringung  der  ungelernten  Arbeiter  in 
Arbeit  —  vorausgesetzt,  daß  es  an  Arbeitsgelegenheiten  nicht 
fehlt  —  besondere  Schwierigkeiten  nicht  bietet,  beziehungs- 
weise die  Auswahl  der  für  solche  Arbeit  geeigneten  Per- 
sonen an  die  Fähigkeiten  des  vermittelten  Organs  keine  be- 
sonderen Ansprüche  stellt,  ist  dies  bei  den  gelernten  Ar- 
beitern nicht  also.  Um  hier  den  rechten  Mann  an  den  rechten 
Platz  zu  bringen,  bedarf  es  auf  seiten  des  Vermittlers  einer 
ganz  bedeutenden  Ausrüstung  an  technischen  Kennt- 
nissen, an  Vertrautheit  mit  den  in  Betracht  kommenden 
Betrieben,  an  Takt  und  Urteilsfähigkeit,  die  ohne  besondere 
Vorbildung  kaum  zu  haben  sein  dürften. 

So  möchte  sich  der  kommunale-staatliche  Arbeits- 
nachweis zunächst  und  vorzugsweise  für  die  Vermittlung 
der  ungelernten  Arbeiterschaft  eignen.  Es  kommt  gleich 
noch  hinzu,  daß  die  ungelernten  Arbeiter,  und  zu  denselben 
darf  man  wohl  die  landwirtschaftlichen  rechnen,  —  in  diesem 
Punkte  irrt  Conrad  meines  Erachtens,  denn  die  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  als  solche  sind  wohl  gelernte  Ar- 
beiter -  -  ohne  jede  organische  Verbindung  und  gemein- 
same Interessenvertretung  wie  sie  sind,  für  die  Auffindung  von 
Arbeitsgelegenheiten  auf  Umschau  und  gewerbsmäßiges 
Agententum.  also  just  auf  die  unzweckmäßigsten  Wege,  an- 
gewiesen sind.  Da  hat  es  geradezu  die  Bedeutung  einer 
Wohltat  für  die  Betreffenden,  wenn  Gemeinde  und  Staat, 
in    Erkenntnis    ihrer    Verpflichtungen    der    Gemeinsamkeit 


—    59     — 

gegenüber,  sich  um  die  Organisation  dos  Arbeitsnachweises 
für  diejenigen  Arbeitnehmerkreise  bemühen,  die  von  sich 
aus  zu  solcher  Organisation  nie  kommen  würden.  Die 
Gründung  von  öffentlichen  Arbeitsnachweisen  in  allen  Orten, 
an  denen  erfahrungsgemäß  größere  Mengen  ungelernter  Ar- 
beiter den  Arbeitsmarkt  füllen,  ist  eine  Notwendigkeit.  Die 
Aufgabe,  die  damit  den  Kommunen  und  dem  Staat  zufällt, 
ist  eine  um  so  bedeutsamere,  als  die  ungelernten  Arbeiter 
einen  überwiegenden  Bruchteil  der  gesamten  Arbeiterschaft 
Deutschlands  ausmachen." 

Tatsächlich  hat  sich  die  Art  und  Weise,  wie  die  öffentlichen 
Arbeitsnachweis-Anstalten  in  den  größeren  Städten  die  Ver- 
mittlung für  die  ungelernten  Arbeiter  bereits  organisiert 
haben  und  betreiben,  in  gewissem  Umfange  bewährt.  Sie  werden 
darin  noch  erheblich  mehr  leisten,  wenn  für  ein  enges  Zusammen- 
arbeiten mit  den  Nachweisen  der  Landwirtschaftskammern  usw. 
erst  Sorge  getroffen  und  hierfür  die  nötige  Formel  gefunden  sein 
wird.  Um  des  Ausgleichs  von  Ort  zu  Ort  willen,  besonders  von 
der  Stadt  nach  dem  Land,  ist  eine  interlokale  Organisation  auch 
für  ungelernte  Arbeiter  nicht  zu  entbehren.  Nur  möchte  es  dazu 
keiner  kostspieligen  Einrichtungen  bedürfen.  Ganz  wohl  könnte 
der  Arbeitsnachweis  mit  etwa  vorhandenen  Naturalverpflegungs- 
stationen,  Armenverwaltungen,  Polizei-  oder  Gemeindeschreiber- 
bureaus usw.  in  Verbindung  gesetzt  und  besonders  die  in  den 
Städten  überschüssigen  Arbeitskräfte  den  auswärtigen  Arbeit- 
gebern durch  Listenaushang  bekannt  gemacht  werden  können. 

Wie  soll  es  aber  mit  den  gelernten  Arbeitern  und  den  korre- 
spondierenden Arbeitgebern  gehalten  werden?  fragt  sehr  treffend 
Conrad.  Hierfür  wird  als  beste  Lösung  von  hervorragenden 
Wortführern  der  kommunalen  Arbeitsnachweise  empfohlen,  die 
beruflichen  Arbeitsnachweise  als  solche  bestehen  zu  lassen 
oder  noch  schärfer  auszubilden,  ihnen  aber  —  das  ist  für  die 
Stellung  der  kommunalen  Arbeitsnachweisvertreter  zu  beachten  — 
den  paritätischen  Charakter  zu  verschaffen  und  sie  den  allge- 
meinen kommunalen  Arbeitsnachweisen  als  Träger  der  Organi- 
sation anzugliedern,  wobei  etwa  die  Organisation  der  Buch- 
drucker-Arbeitsnachweise als  Muster  hingestellt  wird.  Der 
Anschluß  der  beruflichen  an  die  kommunalen  Nachweise 
wird   dabei   aus   pekuniären    Rücksichten   als   unerläßlich 
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bezeichnet,  weil  erst  mit  der  unentgeltlichen  Gewährung  der 
nötigen  Lokale  durch  die  Gemeindeverwaltungen,  mit  Übernahme 
der  Betriebsunkosten  auf  Rechnung  der  städtischen,  beziehungs- 
weise der  Staatskasse  ein  paritätischer  Facharbeitsnachweis, 
für  sich  zu  der  nötigen  Existenzsicherheit  und  den  Interessenten 
gegenüber  zu  der  nötigen  Autorität  kommen  würde. 

Durch  solche  Organisationen  werde,  so  meint  man,  schließ- 
lich eine  Konzentration  des  Arbeitsmarktes  an  einen  Mittelpunkt 
und  nach  einheitlichen  Regeln  erreicht  werden  können.  Da  nun 
aber  kaum  zu  erwarten  ist,  daß  die  organisierten  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  sich  freiwillig  solcher  Ordnung  der  Dinge 
unterwerfen  werden,  fordern  die  Führer  der  kommunalen  Arbeits- 
nachweise, die  solche  Lösung  protegieren,  es  „müsse  an  die 
Stelle  der  Freiwilligkeit  ein  gewisser 
Zwangtreten,  indem  denGemeinden  gesetz- 
lich die  Möglichkeit  gegeben  wird,  unter 
gewissen  Kautelen  eine  Zwangsorgani- 
sation für  den  Arbeitsnachweis  einzuführen". 

Nun  erheben  sich  aber  gegen  das  Eingreifen  staatlicher 
Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsnachweis-Organisation 
aus  demselben  Lager  ernste  Mahner,  welche  eine  Regelung  der 
Arbeitsnachweisfrage  durch  Gesetz  und  Regierung  nicht  bloß 
für  einen  Schlag  ins  Wasser  erklären,  sondern  dadurch  sogar  — 
und  das  sicherlich  mit  vollstem  Rechte  —  eine  ungünstige  Be- 
einflussung der  ganzen  Arbeitsnachweis- Angelegenheit  befürchten. 
Ja,  selbst  ein  Führer  der  kommunalen  Arbeitsnachweisbewegung 
eines  großen  süddeutschen  Staates  hat  die  Befürchtung  offen 
ausgesprochen,  daß  die  erfolgreiche  Tätigkeit  des  öffentlichen 
Nachweises  in  einem  Lande  nur  beeinträchtigt  werden  könne, 
wenn  der  Regierung  ein  Einwirkungsrecht  auf  die  Entwicklung 
desselben  zustehen  würde. 

Daß  die  organisierten  Arbeitgeber  einer  reichsgesetzlichen 
Regelung  des  Arbeitsnachweises  weder  zustimmen  können 
noch  werden,  ist  nach  Lage  der  Sache  ohne  weiteres  begreiflich 
und  berechtigt.  Nicht  ein  Arbeitgeber,  sondern  ein  Verwal- 
tungsbeamter, der  als  Fachmann  auf  dem  Gebiete  be- 
trachtet werden  darf,  hat  erst  jüngst  die  Warnung  ausgesprochen, 
daß  der  öffentliche  Arbeitsnachweis,  trotz  aller  Verwaltungs- 
verfügungen,  bisher   nur   sehr   bedingt  lebensfähig  sei   und    in 
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Preußen  und  Sachsen  ein  überaus  bescheidenes  Leben  führe,  daß 
hingegen  Deutschland  den  Vorzug  habe,  eine  große  Reihe  kräftig 
entwickelter  Vermittlungseinrichtungen  von  Arbeitgebern,  Kauf- 
leuten,Technikern  und  anderenBerufen  zu  besitzen.  „Der  kräftigste 
Zweig  unserer  ganzen  deutschen  Arbeitervermittlung  —  sagt  Re- 
gierungsrat   Dr.  Leo   vom    Kaiserlichen   Statistischen   Amt   — 

ist,  wie  die  (amtliche)  Denkschrift  gezeigt  hat,  gerade  der 
Arbeitsgeber-Arbeitsnachweis.  Er  leistet  an  tatsäch- 
licher Arbeitsvermittlung  durchschnittlich  viel  mehr  als 
der  kommunale  Arbeitsnachweis.  Seine  Beseitigung  wäre 
eine  ganz  ungerechtfertigte  Schädigung  sowohl  der  In- 
dustrie wie  der  Arbeiter.  Denn  es  ist  in  keiner  Weise 
garantiert,  daß  der  öffentliche  Arbeitsnachweis  irgendwie  in 

der  Lage  wäre,    diese  Funktionen  zu  übernehmen 

Die  ganze  bisherige  Erfahrung  lehrt,  daß  es  nicht  genügt, 
die  Einrichtung  eines  kommunalen  Arbeitsnachweises  vor- 
zuschreiben, damit  derselbe  eine  Bedeutung  hat.  Es  gibt 
in  Preußen  weit  über  100  Städte,  die  einen  kommunalen 
Arbeitsnachweis  ohne  geringste  Bedeutung  haben  —  da- 
runter recht  bedeutende  Städte Ein  einziger  Ham- 
burger Arbeitsnachweis,  z.  B.  der  der  Eisenindustrie,  leistet 
an  tatsächlicher  Arbeitsvermittlung  3  mal  soviel,  als 
die  gesamten  kommunalen  Arbeitsnachweise  zusammen." 

Die  ganze  kommunale  Arbeitsvermittlung  schätzt  Leo  heute 
auf  vielleicht   5 — 10%  der  wirklichen  Arbeitsvermittlung! 

Ich  bin  damit  am  Ende  meiner  Ausführungen.  Ziehe  ich  das 
Fazit,  m.  H.,  so  scheint  es  mir,  daß  das  Eingreifen 
des  Staates  zur  z  w  a  n  g  s  m  ä  ß  i  g  e  n  Regelung 
der  Materie  weniger  aus  wirtschaftlichen 
denn  aus  sozial-politischen  Gründen 
gefordert  wird.  Es  würde  aber  meines  Dafürhaltens 
gänzlich  verkehrt  sein,  bei  der  Ihnen  geschilderten  Sach- 
lage aus  diesem  Grunde  mit  gewaltsamer  Hand  eine 
Einrichtung  zu  schaffen,  welche  vermutlich  keine  Lösung 
des  Problems  bedeuten,  wohl  aber  einen  unheilvollen  Still- 
stand und  eine  Verknöcherung  der  ganzen  Entwicklung 
der  Arbeitsnachweisfrage  nach  sich  ziehen  dürfte,  außer- 
dem aber  sicherlich  schwere  wirtschaftliche  Schäden  und  eine 
Verschärfung  der  innerpolitischen  Kämpfe  und  Gegensätze  für 
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die  Gesamtheit  heraufbeschwören  würde.  Zurzeit  fließt  die 
Bewegung,  klären  sich  Grundsätze  und  Meinungen,  ent- 
wickelt sich  die  Organisation  zwar  langsam,  aber  den  natür- 
lichen Anforderungen  entsprechend,  stetig.  Diese  natürliche 
Entwicklung  wird  meines  Erachtens  auch  ohne  Zwang  der 
Gesetzgebung  den  kommunalen  Arbeitsnach- 
weisen da  zur  Herrschaft  verhelfen,  wo  sie 
den  Bedürfnissen  entsprechen  und  tat- 
sächlich am  Platze  sind, dagegen  dort  den 
Arbeitgeber-  beziehungsweise  Arbeit- 
nehmernachweisen oder  einem  vielleicht 
in  der  Zukunft  noch  verborgenenKompromiß 
beider,  wo  sie  naturgemäß  hingehören. 

Je  langsamer,  freiwilliger,  abgeklärter  die  Entwicklung  ver- 
läuft, um  so  eher  dürfte  eine  gesunde  und  restlose  Lösung  des 
Problems  zu  erwarten  sein,  wobei  es  kein  Schade  sein  wird, 
wenn  dieser  Augenblick  auch  in  erst  späterer  Zeit  eintreffen  wird. 

Ich  glaube,  daß  die  Erfüllung  der  Forderungen,  die  in  den 
Ihnen  vorgelegten  Thesen  aufgestellt  sind,  und  die  nach  diesen 
Darlegungen  wohl  keiner  weiteren  Erläuterung  bedürfen,  zu 
ihrem  Teile  mit  zu  jenem  Ergebnis  beitragen  würden.  Deshalb 
bitten  wir  Sie,  denselben  Ihre  Zustimmung  zu  erteilen. 
(Lebhafter  Beifall.) 

Vorsitzender: 

Das  Wort  hat  der  Vorsitzende  des  Reichsverbandes  der 
Allgemeinen  Arbeitsvermittlungsanstalten  in  Österreich,  Herr 
Professor  Dr.  Mischler-  Graz. 

Universitätsprofessor  Dr.  Ernst  Mischler-Graz: 

Wenige  Gebiete  der  Verwaltungsgesetzgebung  dürften  für 
die  Verwirklichung  gleichförmiger  Grundsätze  und  für  eine  ein- 
heitliche Ausgestaltung  so  günstige  Vorbedingungen  darbieten 
als  gerade  die  Arbeitsvermittlung,  wenige  aber  auch  eine  solche 
Verwirklichung  einheitlicher  Grundlagen  geradezu  fordern.  Da 
es  nicht  möglich  ist,  in  dem  mir  zur  Verfügung  stehenden  Zeitraum 
die  Detailpunkte  meiner  Thesen*)  zu  besprechen,  möchte  ich  in 

*)  s.  S.  882  ff. 
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meinen  Ausführungen  mehr  auf  eine  allgemeine  Betrachtung 
des  Problems  der  internationalen  Arbeitsvermittlung 
eingehen,  wobei  ich  unter  dieser  Bezeichnung  „international" 
im  Gegensatze  zu  der  üblichen,  aber  wie  mir  scheint  zu  engen, 
Definition  alle  Gesichtspunkte  verstehe,  die  sich  aus  der 
Tatsache  einer  Mehrheit  der  Staaten  bei  der  normativen 
Regelung  eines  Rechtsgebietes  ergeben. 

Zunächst  kommt  hier  eine  der  größten  Schwierigkeiten  der 
internationalen,  gleichförmigen  Ausgestaltung  von  einheitlichen 
Prinzipien  in  Wegfall:  nämlich  die  Tatsache  des  Bestehens 
eingelebter  Gesetze,  welche  —  vielleicht  von  verschiedenen 
Grundlagen  ausgehend  —  schwer  zu  beseitigen  sind.  Hier,  auf 
dem  Gebiete  der  Arbeitsvermittlung  gibt  es  in  Mitteleuropa 
überhaupt  noch  keine  Staatsgesetze,  welche  einer  einheitlichen 
Ausgestaltung  hindernd  im  Wege  ständen,  da  die  Arbeits- 
vermittlung eben  noch  nicht  als  Gebiet  der  öffentlichen  Ver- 
waltung rezipiert  worden  ist.  Allerdings  wird  dieser  gesetzlose 
Zustand  bestimmt  nicht  mehr  lange  dauern,  denn  es  ist  niemand 
im  Zweifel,  daß  der  Moment  schon  längst  gekommen  ist,  wo 
dieses  neue  Gebiet  das  Bürgerrecht  im  Verwaltungsrechte  zu 
heischen  berechtigt  ist.  Und  so  könnten  gleich  von  Anfang  an  in 
den  verschiedenen  Staaten  gleichförmige  Grundsätze  zum  Aus- 
gangspunkte genommen  werden,  da  die  Bahn  vollkommen  frei  ist. 

Und  gerade  diese  allseitige  Inangriffnahme  der  staatlichen 
Legislative  im  gegenseitigen  Einverständnis  der  Staaten  dürfte 
diese  leichter  instand  setzen,  die  Angelegenheit  der  Arbeits- 
vermittlung in  das  Gebiet  der  staatlichen  Gesetzgebung 
einzubeziehen,  wenngleich  sich  die  Kräfte  der  territorialen 
und  berufsgenossenschaftlichen  Selbstverwaltung  schon  kräftig 
regen,  um  sich  derart  eines  neuen  Zweiges  der  Gesetzgebungs- 
und Verwaltungssphäre  zu  bemächtigen;  liegen  doch  in  Oster- 
reich bereits  zwei  Landesgesetze  (Böhmen,  Galizien)  in  dieser 
Hinsicht  vor,  während  die  staatliche  Legislative  noch  immer 
zaudert.  Und  doch  gehört  dieses  Gebiet  ausgesprochenermaßen 
der  einheitlichen  Staatsgesetzgebung  resp.  -Verwaltung  an 
und  nicht  den  autonomen  Satzungen  anderer  Faktoren,  denn 
es  hängt  mit  den  Problemen  des  Arbeitsvertrages,  der  Aus- 
wanderung, des  Koalitionsrechtes,  des  Gewerberechtes  über- 
haupt    auf    das     innigste     und     untrennbar     zusammen,    d.    i. 
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mit  Gebieten,  welche  grundsätzlich  und  für  immer  der  Staats- 
gesetzgebung vorbehalten  bleiben  müssen.  Die  Arbeitsvermitt- 
lung kann  ä  fond,  aus  der  tiefsten  Wurzel  ihres  Wesens  nur 
geregelt  werden,  wenn  dies  durch  die  Staatsgewalt  geschieht: 
man  denke  z.  B.  an  die  Frage  des  Benützungszwanges;  dieser 
letzte  Schluß  des  Problems  kann  überhaupt  nur  erreicht  werden, 
wenn  der  Staat  als  Gesetzgeber  auftritt. 

In  einer  gewissen  Hinsicht  ist  die  Vorarbeit,  welche  die 
autonomen  und  gesellschaftlichen  Bestrebungen,  sowie  die 
wissenschaftliche  Vorarbeit  auf  diesem  Gebiete  geleistet  haben, 
allerdings  von  großem  Werte:  es  sind  Prinzipien  zutage 
getreten,  welche  ziemlich  widerspruchslos  als  zutreffend 
anerkannt  werden,  wenngleich  die  konkrete  Ausgestaltung  auf 
diesem  oder  jenem  Gebiete  den  Forderungen  der  Theorie  noch 
nicht  entspricht.  Diese  allgemein  anerkannten  Prinzipien 
ergeben  zusammengenommen  den  Grundinhalt  eines  Ge- 
setzes über  die  Regelung  der  Arbeitsvermittlung,  und  zwar 
konsequenterweise  überall  denselben,  da  über  die  theoretischen 
Grundlagen  eine  wesentliche  Meinungsverschiedenheit  im  all- 
gemeinen nicht  besteht.  Insofern  sie  aber  bezüglich  einzelner 
Punkte  doch  vorliegt  (z.  B.  die  Streikklausel),  da  besteht  heute 
schon  das  Bestreben,  das  Problem  auf  allgemeinen  Verhand- 
lungstagen zur  Lösung  zu  bringen,  was  dann  gewiß  bei  der 
gesetzgeberischen  Fassung  beachtet  werden  müßte. 

Zu  den  vorstehenden,  einer  einheitlichen  Gesetzgebung  sehr 
förderlichen  Momenten  kommt  noch  die  für  die  Bestrebungen 
des  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins  ja  allgemein  grund- 
legende Tatsache  der  geographischen  Lage  der  beiden  großen 
Reiche  hinzu.  Bei  Aufsuchung  der  Arbeit  haben  für  die  Be- 
völkerung der  einzelnen  Staaten  des  Deutschen  Reiches,  Öster- 
reichs und  Ungarns  die  Staatsgrenzen  weitaus  nicht  jene  tren- 
nende Bedeutung,  die  sie  sonst  besitzen,  es  bilden  sich  vielmehr 
natürliche  wirtschaftliche  Gebiete  für  das  Aufsuchen 
der  Arbeit,  insbesondere  der  landwirtschaftlichen,  montanistischen, 
aber  auch  der  gewerblichen  mancher  Zweige,  innerhalb  deren 
die  Bevölkerung  in  regelmäßigem  Austausch  von  Ar- 
beitsangebot und  Nachfrage  steht.  So  die  Sachsen- 
gängerei, die  galizischen  Erntearbeiter  in  Westpreußen  und 
Posen,     die    Abwanderung     der    Arbeiter     aus     dem    Trentino 
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nach  Deutschland,  der  Export  von  Tiroler  Kindern  nach  Bayern, 
der  Weggang  der  österreichischen  Bergarbeiter  nach  Westfalen 
etc.  etc.  Um  den  Zusammenhang  des  Arbeitsmarktes  so  recht 
zu  komplettieren,  müßten  noch  Italien  und  eventuell  Rumänien 
hinzugezogen  werden.  Wir  können  mit  größter  Bestimmtheit 
sagen,  daß  die  Erledigung  der  Erntearbeiten  und  das  Funktionieren 
so  manchen  Zweiges  des  industriellen  Arbeitsmarktes  einfach  un- 
möglich wäre,  wenn  die  Bildung  dieser  Wanderströme  und 
natürlicher  Wirtschaftsgebiete  behindert  wäre.  Es  handelt  sich 
aber  nicht  nur  um  die  Bewegungsfreiheit,  sondern  auch  um 
gewisse  positive  Regelungen,  insbesondere  was  die  Agenturen, 
Pässe,  Austragung  von  Streitigkeiten  u.  dgl.  ankommt.  Und  hier 
sollten  Staatsverträge  einsetzen,  welche  diese  bestimmten  Ver- 
waltungsgebiete international  zu  regeln  hätten.  Man  muß,  um  ein 
altes  Wort  zu  variieren,  staunen,  mit  wie  wenig  Ver — waltung 
solche  gewaltige  Wirtschaftserscheinungen,  wie  es  die  Phänomene 
des  Arbeitsmarktes  sind,  abgefunden  werden. 

Uebrigens  soll  gleich  im  Anschluß  an  diesen  letzten,  die 
Bildung  eines  großen  mitteleuropäischen  Arbeitsmarktgebietes 
anlangenden  Punkt  bemerkt  werden,  daß  die  Tendenz  der 
internationalen  Gesetzgebung  durchaus  nicht  immer  auf  die 
Zurückstellung  des  staatlichen  Momentes  zugunsten 
eines  mitteleuropäischen  Arbeitsmarktes  gerichtet  sein 
darf.  Die  zu  erwartende  und  als  unausweichlich  zu  bezeichnende 
Regelung  des  Arbeitsmarktes  muß  vielmehr  dafür  sorgen,  daß 
sich  Angebot  und  Nachfrage  so  vollziehen,  wie  es  nach  plan- 
mäßigem Vorbedacht  für  Arbeitnehmer  und  Arbeit- 
geber am  vorteilhaftesten  ist,  denn  die  Arbeitsvermittlung 
ist  ein  Gebiet  der  sozialen  und  nicht  einer  Klassen  Verwal- 
tung. Daß  da  manche  interstaatliche  Wanderströme  ganz  auf- 
hören, resp.  sich  in  innerstaatliche  verwandeln  werden,  ist  klar; 
so  werden  sich  zweifelsohne  galizische  Wanderarbeiter,  statt 
nach  Deutschland  zu  strömen,  nach  Böhmen  wenden,  und  es 
wird  sich  vielleicht  ein  natürliches  aus  Böhmen,  Mähren  und 
Galizien  bestehendes  landwirtschaftliches  Arbeitsmarktgebiet 
herausbilden,  falls  die  in  Böhmen  und  Mähren  zu  zahlenden 
Löhne  jenen  im  östlichen  Deutschland  annähernd  gleich- 
gehalten  werden  können.  Andere  Gebiete  werden  zweifels- 
ohne   durchaus    Abflußgebiete    bleiben,    in    manchen    Ländern 
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werden  die  Arbeitgeber  ihren  Arbeitsbedarf  aus  ganz  anderen 
Herkunftsgebieten  decken,  als  es  heute  der  Fall  ist,  und 
in  so  manchem  Lande  werden  die  Arbeiter  einsehen,  daß 
der  Arbeitsmarkt  im  Heimatlande  weit  aufnahmefähiger 
ist,  als  sie  heute,  angesichts  seiner  vielfach  totalen 
Ungeregeltheit,  anzunehmen  geneigt  sind.  So  dürften  sich 
als  Effekt  einer  planmäßigen  Gestaltung  internationaler 
Beziehungen  und  bei  guter  staatlicher  Regelung  der  heimische 
Arbeitsmarkt  verdichten,  die  Wanderströme  schmälern  und  an 
Stelle  weitausgreifender  Ströme  eine  gleichmäßige  Bildung  von 
kreisförmigen,  natürlichen  Gebieten  herausstellen,  abgesehen 
von  gewissen  ganz  ausgesprochenen  großen  Phänomenen  der 
Wanderbewegung,  welche  in  Zwergwirtschaft,  Latifundien- 
bildung, in  der  örtlichen  Lagerung  von  Berg-  und  Hüttenwerken 
und  Weltindustrien,  Konjunkturen  und  großen  Lohndifferenzen 
etc.  ihre  Ursache  haben  und  bestehen  bleiben  werden. 

Nach  Vorausschickung  dieser  allgemeinen  Bemerkungen 
möchte  ich  nun,  zu  den  Thesen  übergehend,  erklären,  daß  ich  es, 
wie  bereits  erwähnt,  unterlassen  muß,  auf  die  einzelnen  Punkte 
derselben  einzugehen;  anstatt  dessen  war  ich  bestrebt,  die 
Thesen  selbst  ganz  klar  zu  halten  und  umfassend  zu  gestalten, 
sodaß  eine  nähere  Erläuterung,  insbesondere  in  diesem  Kreise, 
nicht  erforderlich  ist.  Nur  auf  eins  möchte  ich  hinweisen, 
und  das  ist  das  Verhältnis  von  Arbeitsvermittlung  und  Streike, 
resp.  die  Frage  der  Streikeklausel.  Ich  habe  es  unterlassen, 
diesen  Punkt  in  die  Thesen  aufzunehmen:  zunächst  weil  er 
—  oligleich  seine  Bedeutung  weit  überschätzt  wird  —  als  ein 
wirtschaftlich-sozialer  Parteistreitapfel  geltend,  nur  in  Form 
eines  selbständigen  Verhandlungsgegenstandes  auf  die  Tages- 
ordnung gesetzt  werden  könnte,  anstatt  in  eine  längere  Reihe 
von  Thesen  eingeflochten  zu  werden;  ferner,  weil  der  Reichs- 
verband  der  allgemeinen  Arbeitsvermittlungsanstalten 
Österreichs  gelegentlich  seiner  II.  Konferenz  am  21. — 23.  Sep- 
tember 1908  zu  Prag  dieses  Thema  auf  Grundlage  eines 
Referates  des  Berichterstatters  in  Verhandlung  gezogen  und 
meine  daselbst  beantragten  Leitsätze  angenommen  hat.  Diese 
Leitsätze,  welche  ich  hier  nicht  als  solche  aufsteilen,  sondern 
nur  mitteilen  möchte,  lauteten  in  der  Form,  in  der  sie  ange- 
nommen wurden,  folgendermaßen : 
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Leitsätze  über  die  Streikeklausel. 

Angenommen  von  der  II.  Konferenz  des  Reichsverbandes  der 
allgemeinen  Arbeitsvermittlungsanstalten  Österreichs  zu  Prag 
am  21.— 23.  September  1908. 

I. 

Die  Streiks  und  Aussperrungen  haben  nicht  für  die  ge- 
samte Tätigkeit  der  Arbeitsvermittlungsanstalten,  sondern  in 
der  Regel  nur  für  die  Vermittlung  gewerblicher  Arbeit  im 
weiteren  Wortverstande  Bedeutung. 

Das  Verhalten  der  Arbeitsvermittlungsanstalten  zu  den 
Streiks  und  Aussperrungen  betrifft  überhaupt  nur  den  Zuzug 
auf  die  in  den  von  Streiks  und  Aussperrungen  betroffenen 
Betrieben  erledigten  Arbeitsplätze. 

IL 

Die  Art  und  Weise  des  Verhaltens  der  Arbeitsvermittlungs- 
anstalten ist  auf  den  Ausgang  von  Streiks  und  Aussperrungen 
in  der  Regel  ohne  praktischen  Belang. 

III. 

Die  Zuweisungen  an  von  Streiks  und  Aussperrungen  be- 
troffene Betriebe  sind  bei  einem  ernst  zu  nehmenden  Falle  in 
der  Regel  mit  nur  wenig  praktischem  Erfolge  verbunden,  da 
die  Annahme  von  Arbeit  seitens  der  organisierten  Arbeiter 
ausgeschlossen  erscheint.  Es  entsteht  sonach  tatsächlich  eine 
Beschränkung  der  Tätigkeit  der  Arbeitsvermittlungsämter  auf 
diesem  Gebiete,  selbst  auch  in  dem  Falle,  daß  die  Anstalt  zur 
Weiterführung  der  Geschäfte  bereit  ist. 

Es  ist  also  hinsichtlich  des  praktischen  Standpunktes  der 
Erfolg  der  positiv  und  der  negativ  gehaltenen  Streikklausel 
nicht  viel  verschieden. 

IV. 

Die  allgemein  aufgestellte  Behauptung:  Das  Weiterführen 
der  vermittelnden  Tätigkeit  in  Aussperrungs-  und  Streikfällen 
(positive  Streikklausel)  entspreche  der  Neutralität  oder  Parität, 
ist  unrichtig.     In  Wirklichkeit    geht    die   positive  Streikklausel 
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aus  den  Wünschen  der  Arbeitgeber  hervor,  ebenso  wie  die 
negative  aus  jenen  der  Arbeitnehmer,  wobei  jedoch  eine  tat- 
sächliche Förderung  in  seltenen  Fällen  eintritt. 


Wenngleich  jede  Streikklausel  meist  praktisch  effektlos  ist 
(weil  tatsächlich  eine  Einstellung  der  Geschäfte  der  Anstalt  im 
wesentlichen  erfolgt),  so  empfiehlt  sich  doch  in  den  Statuten 
—  wenn  überhaupt  —  eine  Festlegung  der  Klausel  im  positiven 
Sinne,  das  heißt  im  Sinne  der  Weiterführung  der  Geschäfte, 
weil  diese  Fassung  dem  Entwicklungsgange  des  Arbeitsver- 
mittlungswesens entspricht,  welches  soeben  im  Begriffe  ist,  aus 
der  privaten  Sphäre  in  die  Sphäre  der  öffentlichen  Verwaltung 
überzugehen,  in  welch  letzterem  Stadium  eine  Unterbrechung 
der  Tätigkeit  von  Amtswegen  ausgeschlossen  erscheint. 

VI. 

Vom  Standpunkte  der  öffentlichen  Verwaltung  aus  liegt 
derzeit  das  Wesen  des  Zusammenhanges  von  Streiks  und  Aus- 
sperrungen überhaupt  mit  den  Arbeitsvermittlungsanstalten 
nicht  in  der  sogenannten  Streikklausel  (das  heißt  in  der  An- 
gabe über  das  Verhalten  der  Anstalten),  sondern  darin,  in 
welcher  Weise  die  Arbeitsvermittlungsanstalten  an  der  Bei- 
legung von  Streiks  und  Aussperrungen  mitwirken  können;  vor- 
läufig soll  dies  dadurch  geschehen,  daß  die  paritätischen  Kom- 
missionen die  Angelegenheit  beraten  und  den  Anschluß  an  die 
schiedsgerichtlichen  und  sonstigen  hierfür  bestehenden  Ein- 
richtungen gewinnen  resp.  aus  den  Entscheidungen  der  bezüg- 
lichen Gerichte  Konsequenzen  ziehen  sollen. 

VII. 

Im  Falle  eines  Streiks  oder  einer  Aussperrung  empfiehlt 
sich,  ausschließlich  vom  Standpunkte  des  Arbeitsmarktes  ge- 
sprochen, für  die  Arbeitsvermittlungsanstalten  folgendes  Ver- 
halten: 

1.  Für  die  Anstalten  kommen  nur  solche  Streiks  und  Aus- 
sperrungen in  Betracht,  welche  von  den  betreffenden  Betrieben 
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resp.  Arbeitnehmern  (beziehungsweise  deren  Organisation)  der 
Anstalt  schriftlich  oder  protokollarisch  mit  Namensfertigung 
mitgeteilt  worden  sind.  Auf  andere  Streiks  und  Aussperrungen 
nimmt  die  Anstalt  überhaupt  nicht  Bezug.] 

2.  Die  für  die  Anstalt  in  Betracht  kommenden  Streiks  und 
Aussperrungen  werden  auf  der  Streiktafel  vermerkt.  Diese 
Vermerkung  hat  angesichts  der  durch  Organisationen  und  die 
Zeitungen  hinreichend  gegebenen  Publizität  keinen  informatori- 
schen Zweck  für  die  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  sondern 
nur  einen  Zweck  vom  Standpunkte  der  Geschäftsführung  der 
Anstalten. 

3.  Die  Anstalt  weist  nur  solche  Arbeiter  auf  die  von  Streiks 
und  Aussperrungen  betroffenen  Betriebe  an,  welche  diese  Zu- 
weisung verlangen;  sie  vermeidet  es,  spontan  Arbeiter  für  die 
offenen  Stellen  in  diesen  Betrieben  zu  gewinnen  oder  Zuzüge 
herbeizuführen. 

4.  Auf  den  Karten,  mit  welchen  Arbeitnehmer  in  die  von 
Streiks  oder  Aussperrungen  betroffenen  Betriebe  zugewiesen 
werden,  wird  vermerkt,  daß  dem  Arbeitnehmer  von  der  Tat- 
sache des  Streiks  resp.  der  Aussperrung  durch  die  Anstalt  Mit- 
teilung gemacht  worden  ist. 

5.  Für  den  Fall,  daß  Folgen  bei  Nichtannahme  von  zuge- 
wiesener Arbeit  für  den  Arbeitnehmer  oder  Arbeitgeber  be- 
stehen, werden  diese  Folgen  im  Falle  eines  Streiks  oder  einer 
Aussperrung  ausgesetzt. 


Meine  Thesen  beziehen  sich  auf  die  Frage  der  Organisation 
der  Arbeitsvermittlung  und  ihrer  Organe,  wobei  es  mir 
darauf  ankam,  jene  Punkte  festzustellen,  welche  bei  einer 
gesetzlichen  Regelung  in  Angriff  genommen  werden  müssten, 
und  gleichzeitig  die  Art  und  Weise  festzustellen,  in  welcher 
dies  zu  geschehen  hätte. 

Dabei  konnte  ich  von  der  Frage  der  inneren  Ausge- 
staltung der  Arbeitsvermittlungsämter  absehen,  einem 
Punkte,  der  zwar  nicht  ohne  größeren  Belang  ist,  aber  doch 
der  Organisationsfrage  gegenüber  stark  zurücktritt  und  mehr 
einer  fachtechnischen  Konferenz  überlassen  werden  sollte; 
die  Behandlung  der  Streikklausel  sollte  zweckmässiger  Weise  nur 
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auf    einer    paritätisch   zusammengesetzten  Versammlung   zur 
Erledigung  gelangen. 

Ferner  mußte  ich  —  mein  Thema  auf  die  Fragen  der  all- 
gemeinen Organisation  beschränkend  —  die  besonderen 
Probleme  der  organisatorischen  Ausgestaltung  einzelner 
Zweige  des  Arbeitsmarktes  mehr  beiseite  lassen  oder  nur 
streifen,  wie  z.  B.  die  Frage  der  Wanderarbeiter,  der  Reser- 
vistenvermittlung, der  Berufswahl  u.  dgl.  Das  Problem  der 
sog.  Arbeitsvermittlung,  oder  erweitert  jenes  des  Arbeitsmarktes, 
birgt  eben  eine  große  Menge  noch  unerschlossener  Fragen 
der  zivil-  und  öffentlich-rechtlichen  Ausgestaltung  des  Arbeits- 
vertrages nicht  nur  im  Sinne  einer  juristischen  Begriffsbildung, 
sondern  auch  im  Sinne  einer  öffentlich-rechtlichen  Beschränkung 
der  sog.  freien  Vertragsschließung,  und  endlich  vom  Stand- 
punkte einer  fördernd  eingreifenden  Verwaltungspolitik.  Jede 
neue  Anwendung  des  Arbeitsvermittlungsgedankens  läßt  das 
Walten  eines  solchen  neuen  Agens  durchblicken.  Diese  Seite 
des  Problems  kann  jedoch  nur  so  zur  Behandlung  kommen, 
daß  die  eine  oder  andere  der  wichtigsten  Sonderfragen  zum 
Gegenstande  einer  eigenen  Beratung  genommen  wird,  wie 
dies  ja  ohnehin  heute  schon  in  einer  Richtung  der  Fall  ist. 

(Der  Referent  geht  zu  einer  Verlesung  der  von  ihm  aufge- 
stellten Leitsätze  (S.  382ff.)  über,  sie  kurz  erklärend.  Dann  fährt 
er  fort:) 

Meine  Herren !  Ich  bin  am  Ende  meines  Referates  ange- 
langt und  komme  nunmehr  dazu,  Ihnen  einen  Antrag  zu 
empfehlen. 

Zu  dem  Thema  „Organisation  des  Arbeitsmarktes"  sind 
nahezu  40  Leitsätze  angemeldet,  von  denen  die  meisten  aus 
mehreren  Punkten  bestehen,  so  daß  rund  100  Beschlüsse  zu  fassen 
wären  —  ein  Ding  barster  Unmöglichkeit.  Außerdem  stehen 
manche  Thesen  mit  anderen  im  Widerspruche,  es  wiederholt 
sich  derselbe  Gedanke  usw.  Auch  aus  diesem  Grund  ist  uns  eine 
Beschlußfassung  heute  nicht  möglich.  Wir  dürfen  uns  übrigens 
darüber  keinem  Zweifel  hingehen,  daß  das  Thema  des  Arbeits- 
marktes so  umfassend  und  neu  ist,  daß  jede  Mitwirkung  an  der 
Lösung  der  Probleme  hochwillkommen  ist,  daß  aber  eine  voll- 
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ständige  Auseinandersetzung  über  das  ganze  Problem  an  einem 
Sitzungstage  jedem  Unbefangenen  und  die  beste  Lösung  Suchen- 
den als  etwas  ganz  Unausführbares  erscheinen  wird. 

Die  8  Referenten  zu  diesem  Thema  haben  gestern  eine 
Sitzung  abgehalten,  in  welcher  sie  schließlich  übereinkamen, 
der  Versammlung  zu  empfehlen,  es  seien  die  gesamten  heute 
vorliegenden  Thesen  und  Leitsätze  einer  Kommission  zu  über- 
weisen, welche  die  Aufgabe  hätte,  hier  ein  einheitliches  Ver- 
handlungssubstrat herzustellen. 

Wir  wollen  damit  die  Frage  nich^  ad  calendas  graecas  ver- 
schieben, sondern  vielmehr  unverweilt  noch  in  diesem  Herbste, 
etwa  im  Anschluß  an  die  Tagung  des  österreichischen  Reichs- 
verbandes der  allgemeinen  Arbeitsvermittlungsstellen  in  Wien 
an  die  Arbeit  gehen  und  sodann  der  nächsten  Plenarkonferenz 
das  Resultat  unserer  Beratungen  vorlegen. 

Ich  erlaube  mir  demgemäß  im  Einverständnis  mit  allen 
Referenten  dieses  Themas  schon  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt 
der  Verhandlungen  folgenden  Antrag  zur  Annahme  zu  empfehlen: 

Die  Versammlung  beschließt 

ein  Komitee  einzusetzen,  welches  aus  Vertretern  der 
Leitungen  der  drei  Gruppen  des  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereins und  den  heutigen  Referenten  über  die  „Organisation 
des  Arbeitsmarktes"  besteht 

und  die  Aufgabe  hat,  die  heute  vorgelegten  Thesen  zu 
diesem  Programmpunkt  zu  beraten  und  der  nächsten  Ver- 
sammlung einen  übereinstimmenden  Entwurf  vorzulegen. 

Vorsitzender: 

Ich  möchte  den  Herren  Referenten  meinen  herzlichen  Dank 
aussprechen  für  die  interessanten  Berichte,  die  sie  uns  erstattet 
haben. 

Es  haben  bis  jetzt  drei  Herren  gesprochen,  und  der  letzte 
Herr  Referent  hat  in  seinen  Schlußworten  ein  Vorgehen  be- 
fürwortet, das  auch  ich  beabsichtige.  Ich  glaube,  es  wird  nicht 
nötig  sein,  eine  Abstimmung  über  bestimmte  Thesen  vorzu- 
nehmen oder  eine  Resolution  heute  anzunehmen,  die  die 
Thesen  zusammenfaßt.  Dazu  ist,  wie  auch  einer  der  Herren 
Referenten  gesagt  hat,  die  Materie  noch  viel  zu  sehr  im  Fluß. 
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In  der  Diskussion  wird  ja  im  Allgemeinen  die  Auffassung,  die 
den  meisten  Herren  innewohnt,  zum  Ausdruck  kommen,  und  so 
werden  wir  eine  Direktive  dafür  gewinnen,  in  welcher  Art  die 
Sache  späterhin  zu  behandeln  ist. 

(Beifall.) 

Fabrikbesitzer  Max  Friedmann -Wien: 

Geehrte  Versammlung ! 

Ich  erlaube  mir  blo£#zu  dem  Zwecke  das  Wort  zu  ergreifen, 
um  keinen  Zweifel  darüber  obwalten  zu  lassen,  daß  die  Ansichten, 
welche  Herr  Professor  Dr.  Mischler  in  manchen  Punkten 
entwickelt  hat,  sich  durchaus  nicht  mit  den  Anschauungen 
decken,  welche  in  den  Kreisen  der  Industrie  herrschen.  Hierbei 
bitte  ich  Sie  zur  Kenntnis  zu  nehmen,  daß  ich  als  Delegierter  des 
Bundes  Österreichischer  Industrieller  und  der  Hauptstelle 
industrieller  Arbeitgeberorganisationen  durchaus  nicht  gewillt 
bin ,  hier  einen  einseitigen  Unternehmerstandpunkt  einzunehmen. 

Dies  vorausgeschickt,  sei  mir  gestattet,  auf  die  kardi- 
nalsten Punkte  der  Ausführungen  des  hochgeschätzten  Herrn 
Professors  Dr.  Mischler  einzugehen.  Ich  will  auf  die  sehr 
interessanten  Ausführungen  der  beiden  anderen  Herren  Refe- 
renten aus  dem  Grunde  nicht  reflektieren,  weil  ich  mich  mit 
denselben,  zumal  mit  den  Schlußbemerkungen  des  Herrn  Dr. 
von  Stojentin,   vollkommen   einverstanden  erklären  kann. 

Herr  Professor  Dr.  Mischler  wünscht  in  erster  Linie 
das  Prinzip  der  Öffentlichkeit  der  Verwaltung  nach  Möglichkeit 
zum  Durchbruch  gelangen  zu  lassen,  und  zwar  vom  Gesichts- 
punkte des  sozialen  und  des  materiellen  Ausgleichs,  vom  Ge- 
sichtspunkte des  Ausgleichs  auf  dem  Arbeitsmarkt  und  zur 
Vermeidung  der  Arbeitslosigkeit.  Ich  stehe  mit  einer  großen 
Anzahl  von  Gesinnungsgenossen  auf  dem  Standpunkt,  daß  auf 
dem  Wege  des  Arbeitsnachweises  überhaupt  nur  in  sehr  geringer 
Weise  der  Arbeitslosigkeit  gesteuert  und^  ein  Ausgleich  des 
Arbeitsmarktes  erzielt  werden  kann.  Die  staatliche  Ingerenz 
hätte  sich  auf  eine  gesetzliche  Regelung  des  Arbeitsnachweises 
zu  beziehen,  auf  die  Veranlassung  von  entsprechenden  Bekannt- 
machungen, Belehrungen  und  Veröffentlichungen,  auf  eine 
möglichst  lückenlos  ausgearbeitete  Statistik,  auf  eine  Fühlung- 
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nähme  mit  dem  Auslande  und  der  verschiedenen  Nachweisstellen 
untereinander;  mit  dem  eigentlichen  Arbeitsnachweis  für  die 
Industrie  jedoch  hätte  sich  die  Staatsverwaltung,  vorläufig 
wenigstens  und  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Arbeits- 
nachweise privater  Interessengruppen,  nicht  zu  befassen. 

Wir  stehen  auf  dem  Standpunkt,  daß  zur  klaglosen  Führung 
der  Arbeitsvermittlung,  was  die  Bedürfnisse  der  Industrie  anlangt, 
der  öffentliche  Nachweis  die  geringste  Eignung  besitzt.  Ich  will 
ja  zugeben,  daß  überall  dort,  wo  es  sich  um  Vermittlung  von 
Arbeitskräften  für  die  Landwirtschaft,  für  ganz  untergeordnete 
Hilfsleistungen  und  vielleicht  auch  für  gewisse  Gewerbe 
handelt,  der  öffentliche  Nachweis  am  Platze  sein  kann,  wobei 
ich  es  noch  offen  lasse,  ob  es  ein  staatlicher  oder  ein  Gemeinde- 
nachweis sein  soll.  Keinesfalls  kann  jedoch  zugegeben  werden, 
daß  der  öffentliche  Nachweis  den  Bedürfnissen  der  Industrie 
entsprechen  kann,  und  hier  will  ich  auch  gleich  auf  das  territoriale 
Moment  zurückkommen,  welches  Herr  Professor  Dr.  M  i  s  c  h  1  e  r 
erwähnte.  Es  läßt  sich  prinzipiell  nicht  sagen,  ob  der  Nachweis 
ein  territorialer  oder  ein  fachlicher  sein  soll,  denn  es  hängt  von 
verschiedenen  Verhältnissen  ab,  von  dem  Überwiegen  der  ge- 
werblichen, industriellen,  kaufmännischen  oder  landwirtschaft- 
lichen Berufe,  von  der  Gleichmäßigkeit  der  Berufe  usw.,  ob 
ein  öffentlicher,  beziehungsweise  ein  Gemeindenachweis  bestehen 
kann,  oder  ob  neben  ihm  oder  ausschließlich  Nachweise  von 
Interessentengruppen  notwendig  sind. 

Ich  will  mich  einmal  auf  den  Standpunkt  des  öffentlichen 
Nachweises  stellen,  und  bitte,  mir  zu  gestatten,  ganz  kurz  auch 
auf  die  technische  Seite  der  Frage  einzugehen  —  eine  Seite, 
die  hier  unbedingt  berührt  werden  muß,  —  wie  ein  solcher 
Nachweis  zu  funktionieren  hat.  Es  ist  selbstverständlich,  daß 
man  auch  vom  staatlichen  Nachweis  ein  möglichst  leichtes  und 
schnelles  Funktionieren  verlangen  muß.  Nun  befürchten  die 
Unternehmer  mit  Recht,  daß  ein  derartiger  Nachweis  bureau- 
kratisch,  schwerfällig,  kompliziert  und  kostspielig  sein  wird. 
(Sehr  richtig!) 

Eine  Bedingung,  die  an  den  Beamten  des  staatlichen  Nach- 
weises gestellt  werden  muß,  ist  natürlich  die  der  vollständigen 
Objektivität.  Es  wäre  sehr  schön,  wenn  das  praktisch  auszu- 
führen wäre.     Meine   Herren,  es  ist  durchaus  nicht  angängig, 
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über  die  Frage  des  Streiks  hinwegzugleiten;  ich  glaube,  daß  das 
vielleicht  das  punctum  saliens  in  der  Frage  des  öffentlichen 
Nachweises  ist.  Ich  weiß  wohl,  daß  im  September  in  Prag  eine 
gemischte  Konferenz  stattgefunden  hat.  Es  ist  mir  aber  auf- 
gefallen, daß  in  der  Frage  des  Streiks  eine  Einigung  nicht  erzielt 
werden  konnte;  ich  bitte  mich  zu  korrigieren,  wenn  ich  mich  im 
Irrtum  befinden  sollte.  Es  hat  auf  diesem  Kongreß  ein  Gewerk- 
schaftsvertreter erklärt,  daß  die  Affichierung  der  Tatsache  des 
Streiks  als  eine  Parteinahme  dahin  aufzufassen  sei,  daß  die 
Arbeitswilligen  oder  Streikbrecher  auf  die  betreffenden  Betriebe 
aufmerksam  gemacht  würden,  und  ein  Vertreter  der  Industrie 
verlangte,  daß  in  diesem  Falle  auch  bei  Aussperrung  die  Bekannt- 
machung zu  erfolgen  hätte,  bzw.  die  Vermittlung  unterbleiben 
solle.  Ferner  haben  bei  einem  anderen  Kongreß,  wenn  ich  nicht 
irre  in  demselben  Monat,  in  München,  die  Unternehmer  erklärt, 
daß  auch  sie  in  der  Affichierung  der  Tatsache  des  Streiks  eine 
einseitige  Parteinahme  erblicken.  Sie  ersehen  aus  diesem  Bei- 
spiele, wie  schwer  es  ist,  objektiv  zu  sein. 

Dazu  kommt,  daß  es  sich  oft  um  Streiks  handeln  kann, 
durch  die  das  öffentliche  Interesse  in  hervorragendem  Maße 
berührt  wird,  wie  zum  Beispiel  bei  Bäckerstreiks  oder  Tramway- 
streiks,  bei  denen  die  Staatsbehörde  zu  einer  Stellungnahme 
geradezu  gezwungen  sein  kann. 

Ich  bitte  um  Vergebung,  wenn  ich  eine  ganz  kurze  Abschwei- 
fung bei  der  Frage  des  Streiks  mache.  Alle  diejenigen,  welche 
die  Erscheinungen  des  Streiks  nicht  aus  eigener  Anschauung 
genau  kennen,  begehen  leicht  den  Fehler,  die  Streikenden  mit 
ihrer  Organisation  zu  verwechseln,  und  berücksichtigen  nicht, 
daß  bei  den  meisten  Streiks  einem  Teile  von  Streiklustigen  eine 
mitunter  große  Zahl  von  Streikenden  gegenübersteht,  welche 
gegen  ihre  Absicht  und  Überzeugung  den  Streik  mitmachen.  Ich 
werde  selbstverständlich  nicht  von  den  Verhältnissen  anderer 
Länder  sprechen,  bitte  mir  aber  zu  gestatten,  der  Verhältnisse  Er- 
wähnung zu  tun,  die  bei  uns  in  Österreich  in  den  letzten  Jahren 
zu  tage  getreten  sind.  Dieselben  haben  Formen  des  Lohnkampfes 
gezeitigt,  die  aus  Gründen,  welche  ich  hier  nicht  anführen 
will,  geduldet  werden,  aber  gewiß  nicht  geduldet  werden  dürften, 
denn  ebenso,  wie  es  das  unbestrittene  Recht  jedermanns  ist, 
die  Arbeit  zu  verweigern,    ist   es   die  entschiedene  Pflicht  des 
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Staates,  den  Arbeitswilligen  in  der  Betätigung  dieses  seines 
Willens  nach  dem  Gesetze  zu  schützen.  (Sehr  wahr  und  Beifall.) 
Ich  erwähne  das  deshalb  im  Zusammenhang  mit  dem  öffentlichen 
Nachweis,  weil  ich  daraus  deduzieren  will,  daß  der  Staat  in  Be- 
folgung dieser  seiner  gesetzlichen  Pflicht  mit  seinen  Verpflich- 
tungen eines  objektiven  Stellenvermittlers  in  Kollision  geraten 
kann.     (Zustimmung  und  Widerspruch.) 

Ich  bitte  nur  noch  wegen  des  paritätischen  Arbeitsnach- 
weises ein  paar  Worte  sagen  zu  dürfen.  Ich  bedaure,  daß  ich  in 
diesem  Punkte  mit  Herrn  Professor  M  i  s  c  h  1  e  r  in  einer  der- 
artigen Differenz  stehe,  daß  es  notwendig  ist,  bei  dieser  Gelegen- 
heit dies  hervorzuheben,  um  keine  Mißverständnisse  aufkommen 
zu  lassen.  Gegen  den  paritätischen  Arbeitsnachweis,  der  ja  an 
sich  sehr  schön  gedacht  ist,  sprechen  praktische  Bedenken. 

Der  paritätische  Nachweis  stellt  nach  unserer  Ansicht 
nicht  die  Repräsentanz  der  Allgemeinheit,  sondern  der  organi- 
sierten Parteien  dar.  Bei  uns  in  Österreich  sind  zirka  22% 
vder  Arbeiterschaft  organisiert,  bei  den  Unternehmern  läßt  die 
Organisation  noch  viel  zu  wünschen  übrig,  und  bei  der  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung  kann  von  einer  Organisation  kaum 
gesprochen  werden.  Wenn  man  aber  auch  die  Organisationen 
als  Repräsentanz  der  Allgemeinheit  anerkennen  würde,  so  wäre 
von  einer  tatsächlichen  Parität  aus  dem  Grunde  nicht  die  Rede, 
weil  bei  allen  derartigen  Kommissionen  die  Unternehmer,  die 
durch  ihre  Geschäfte  in  Anspruch  genommen  sind,  gar  nicht  in 
der  Lage  sind,  sich  der  Vermittlertätigkeit  in  der  Weise  zu 
widmen,  wie  die  Vertreter  der  Arbeiterschaft,  die  diese  Ver- 
mittlung tatsächlich  heute  bereits  berufsmäßig  betreiben. 

Ferner  erblicken  viele  Unternehmer  —  ich  will  unerörtert 
lassen,  ob  mit  Recht  oder  nicht  —  in  dem  paritätischen  Nachweis 
einen  Eingriff  in  ihr  Dispositionsrecht,  nach  eigenem  Ermessen 
Arbeiter  aufzunehmen,  ein  Recht,  welches  nicht  beeinträchtigt 
werden  dürfe,  wenn  der  Betrieb  nicht  benachteiligt  werden  soll. 
Endlich  würde  in  derartige  Kommissionen  störenderweise  die 
Agitation  hineingetragen. 

Was  die  Wohlfahrtseinrichtungen  anbetrifft,  so  kann  Herrn 
Prof.  M  i  s  c  h  I  e  r  nur  vollkommen  beigestimmt  werden,  ebenso 
in  der  Frage  der  Abschaffung  des  gewerbsmäßigen  Nachweises. 
Ich  bitte,  mit  Rücksicht  auf  den  Antrag,  der  angemeldet  wurde, 
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auch  meinerseits  einen  Antrag  unterbreiten  zu  dürfen,  den  ich 
mir  gestatte,  Ihnen  vorzulegen  und  zu  überreichen: 

Die  in  Berlin  tagende  Konferenz  der  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  erkennt  die  Notwendigkeit  der  gesetz- 
lichen und  staatlichen  Regelung  des  Arbeitvermittlungs- 
wesens an,  zum  Zwecke  einer  einheitlichen  und  genauen 
Statistik,  des  internationalen  Tauschverkehres  und  der  Er- 
richtung von  Wohlfahrtseinrichtungen.  Die  Konferenz  tritt 
für  die  Abschaffung  des  gewerbsmäßigen  Vermittlungs- 
wesens ein  und  erklärt,  daß  die  Schaffung  von  Arbeitsver- 
mittlungsstellen seitens  privater  Interessengruppen,  gemein- 
nütziger Vereine  und  der  Gemeinden  den  Bedürfnissen  des 
Arbeitsmarktes  am  zweckdienlichsten  ist. 


M.  de  Sadeleer-Brüssel, 

Membre  et  ancien  President  de  la  Chambre  des  Representants,  President 
de  rAssociation  Beige  de  l'Union  Economique  Internationale: 

Monseigneur ! 

Messieurs ! 

Pour  ne  pas  devoir  reprendre  la  parole  sur  chacun  des 
points  qui  se  rattachent  ä  cette  partie  de  l'ordre  du  jour,  j'aurai 
l'honneur  de  presenter  quelques  observations  sur  l'ensemble  des 
questions  qui  sont  en  discussion. 

La   Liberty  du    travail. 

On  a  defendu  avec  eloquence  la  liberte  du  travail.  J'estime 
de  mon  cöte  que  cette  liberte  doit  etre  assuree  par  les  pouvoirs 
publics.  En  Belgique  toute  atteinte  de  ce  genre  est  severement 
punie  par  les  lois  penales.  J'ai  eu  l'occasion  d'etudier  cette 
question  de  pres  lorsqu'en  1896  et  1897  j'eus  l'honneur  d'etre  le 
rapporteur,  ä  la  Chambre  des  Representants,  du  projet  de  loi 
qui  a  accorde  la  personnification  civile  aux  Unions  profession- 
nelles.  La  loi  a  proclame  ce  principe  que,  si  les  syndicats  sont 
legitimes  et  doivent  pouvoir  faire  valoir  leurs  droits,  il  ne  leur 
est  pas  permis  cependant  d'organiser  le  boycottage  et  la  mise 
ä  l'index,  ni  de  porter  atteinte  aux  droits  des  tiers. 
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Lea  Bourses   du  travail. 

Voici  ce  qui  a  ete  fait  en  Belgique  en  ce  qui  concerne 
les  Bourses  du  travail.     Je  me  bornerai  ä  faire  un  court  expose. 

Depuis  longtemps  la  plupart  des  associations  profession- 
nelles  d'ouvriers  industriels  ont  cherche  ä  organiser  dans  leur 
sein  un  service  special  pour  le  placement  de  leurs  membres. 
Seulement,  il  n'y  a  guere  que  quelques  associations  tres  im- 
portantes  oü  ce  service  a  pu  fonctionner  d'une  facon  vraiment 
serieuse. 

(Test  en  1888  que  le  premier  bureau  public  de  placement, 
ouvert  gratuitement  ä  tous  les  ouvriers  indistinctement,  a  ete 
cree  ä  Liege  par  une  association  philanthropique. 

Cet  exemple  a  ete  suivi  bientöt  dans  d'autres  localites. 
G'est  ainsi  qu'on  vit  se  constituer  ä  Bruxelles,  ä  Charleroi,  ä 
Päturages,  ä  Gand,  etc.,  des  bourses  du  travail  dont  l'organi- 
sation  etait  due  ä  l'initiative,  soit  des  administrations  commu- 
nales,  soit  d'institutions  privees. 

En  1904,  il  n'existait  qu'une  dizaine  d'oeuvres  de  cette 
espece,  dont  5  communales  et  4  subsidiees  par  les  pouvoirs  com- 
munaux  et  provinciaux. 

A  partir  de  cette  annee  le  Gouvernement  a  voulu  encou- 
rager  les  bureaux  de  placement  gratuit  par  l'octroi  de  subsides. 
Mais  il  a  subordonne  l'obtention  de  ceux-ci  ä  differentes  con- 
ditions  edictees  en  vue  d'un  meilleur  developpement  des  in- 
stitutions. 

La  condition  essentielle  consiste  ä  exiger  que  l'organisa- 
tion  de  la  bourse  soit  paritaire,  c'est  ä  dire,  que  l'institution 
fonctionne  avec  l'appui  et  sous  le  contröle  ä  la  fois  des  chefs 
d'entreprise  et  des  ouvriers  et  employes. 

L'administration  de  la  Bourse  doit  etre  confiee  ä  une  com- 
mission  comprenant  autant  de  patrons  que  d'ouvriers. 

Un  nombre  important  de  chefs  d'entreprise  et  d'ouvriers  de 
la  circonscription  doivent  etre  appeles  ä  participer,  soit  indivi- 
duellement,  soit  par  l'intermediaire  d'associations  profession- 
nelles,  ä  la  designation  des  membres  de  cette  commission. 

Les  Bourses  doivent  envoyer  au  Ministere  de  1' Industrie  et 
du  Travail,  ä  la  fin  de  chaque  mois,  le  releve  de  leurs  Operations. 

Presque  toutes  les  Bourses  existant  ä  cette  epoque  consen- 
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tirent  ä  transformer  leur  Organisation  conformement  aux  vues 
du  Gouvernement. 

D'autre  part,  ä  la  suite  d'une  propagande  faite  par  l'Office 
du  Travail,  qui  est  une  Institution  du  Gouvernement,  dans  les 
principaux  centres  industriels,  il  s'est  forme  depuis  lors  une 
dizaine  de  nouvelles  bourses  paritaires. 

Ges  institutions  sont  venues  naturellement  accroitre  le 
chiffre  des  Operations  des  bourses,  mais  on  constate  en  outre 
que  depuis  l'intervention  du  Gouvernement  les  anciennes  bourses 
sont  en  serieux  progres. 

J'ai  l'honneur  de  deposer  sur  le  bureau  la  brochure  „Les 
Bourses  du  travail  en  1907"  qui  renferme  tous  les  renseignements 
ä  ce  sujet. 

Le  Gouvernement,  pour  les  bourses  du  travail  agreees  par 
lui,  accorde  des  subsides  de  fonctionnement  et  des  subsides  de 
premier  etablissement. 

L'Office  du  travail  intervient  encore  en  ce  qui  concerne 
le  marche  du  travail  par  son  organe  special  „La  Revue  du  Tra- 
vail". Cette  publication  parait  bi-mensuellement  et  donne  dans 
chaque  numero  le  detail  des  Operations  des  bourses.  II  donne 
en  outre  des  informations  sur  Pallure  du  marche  pendant  le 
mois  anterieur  dans  les  principales  localites  du  pays  et  pour 
chacune  des  grandes  industries  nationales.  Les  causes  des 
chömages,  des  greves,  l'importance  de  celles-ci,  les  resultats 
auxquels  elles  ont  abouti,  la  Situation  des  travailleurs  y  sont 
indiques  de  meme  qu'une  serie  de  renseignements  tres  inte- 
ressants. 

L'eraigra  tion. 

II  est  peu  de  pays  oü  ä  cöte  de  l'emigration  et  de 
l'immigration  habituelles,  il  existe  autant  d'emigrants  tem- 
poraires  qu'en  Belgique.  Des  milliers  d'ouvriers,  des  campagnes 
flamandes  en  tres  grande  partie,  se  rendent  chaque  annee  en 
France  pour  y  faire  les  travaux  de  la  moisson.  On  evalue  leur 
nombre  ä  plus  de  40  000.  Ils  rentrent  ensuite  dans  le  pays. 
Un  certain  nombre  d'entre  eux  retournent  en  France  ä  Parriere- 
saison  principalement  pour  y  faire  la  recolte  des  betteraves. 
Ils  reviennent  en  Belgique  au  commencement  de  l'hiver.  Parmi 
ces  ßmigrants  temporaires  on  rencontre  meme  de  petits  culti- 
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vateurs,  proprietaires  de  leur  metairie.  On  note  aussi  une  certaine 
emigration    temporaire   vers   quelques   parties   de   l'Allemagne. 

L'emigration  d'ouvriers  agricoles  vers  les  Etats -Unis  et  ie 
Ganada,  doncpresqu'exclusivement  versPAmeriquedu  Nord,  avait 
pris  un  grand  d^veloppement,  lorsqu'il  y  a  deux  ans  la  crise 
americaine  a  eclate.  Lorsque  j'ai  visite  la  ville  de  Detroit  en 
1904  on  y  comptait  pres  de  40  cabarets  tenus  par  des  flamands 
et  avec  enseigne  flamande.  Cette  emigration  sans  cesse  croissante, 
que  la  lutte  entre  les  compagnies  transatlantiques  et  l'extra- 
ordinaire  abaissement  du  prix  de  transport  avaient  singulierement 
favorisee,  pouvait  devenir  dangereuse  pour  le  depeuplement  des 
campagnes,  surtout  si  les  jeunes  Beiges  avaient  fini  par  se  fixer 
definitivement  sur  le  sol  americain.  Mais  un  grand  nombre  parmi 
eux,  apres  y  avoir  acquis  un  petit  capital,  sont  rentres  dans 
leurs  foyers;  d'autres  y  sont  revenus  ä  la  suite  de  la  crise. 

Voici  les  chiffres  extraits  de  l'annuaire  officiel  relatifs  ä 
l'emigration  par  le  port  d'Anvers  pour  les  annees  1906,  1907 
et  1908. 

Emigration  des  ouvriers  Beiges  par  le  port 
d'Anvers. 

Pays  de  destination: 
Annees  Ganada       Etats-Unis      Amerique 

et  Mexique       du  Sud 

1906 976  4501  136  Total   5613 

1907 1159  5179  79  „       6417 

1908 690  2103  113  „       2906 

On  remarque  dans  ce  tableau  une  diminution  considerable 
pour  1908. 

Le  Gouvernement  et  des  associations  privees,  s'occupent 
activement  des  interets  des  emigrants  de  toutes  categories. 

Le  Travail  agricole  et  industriel. 

Les  interessants  diagrammes  qui  sont  exposes  dans  la  salle 
et  qui  indiquent  pour  l'Allemagne  la  repartition  de  la  main 
d'oeuvre  agricole  et  industrielle  suivant  les  regions,  me  sug- 
gerent  une  premiere  Observation. 


—  so- 
ll est  difficile  en  ce  qui  concerne  Ia  Belgique  de  diviser  ex- 
actement  les  travailleurs  en  ouvriers  agricoles  et  ouvriers  in- 
dustriels.  Le  dernier  recensement  date  de  1895.  II  donne  d'apres 
l'annuaire  statistique:  1204  810  ouvriers  agricoles  et  842  000 
ouvriers  industriels  des  deux  sexes.  Mais  actuellement  ces 
chiffres  ne  paraissent  plus  exacts.  D'autre  part  beaucoup  d'ou- 
vriers  tout  en  exploitant  une  petite  culture  avec  leur  famille, 
travaillent  aussi  dans  l'industrie.  D'autres  pendant  la  bonne 
saison  s'adonnent  ä  l'agriculture  et  pendant  l'hiver  eherchent 
de  la  besogne  dans  l'industrie.  Dans  une  brochure  parue  en 
1906  et  intitulee  „La  Situation  economique  de  la  Belgique",  on 
evalue  la  masse  des  travailleurs  industriels  ä  plus  d'un  million 
gagnant  en  moyenne  au  moins  1000  Frs.  par  an,  reeevant  donc 
au  total  un  salaire  de  1  milliard  de  francs ;  et  celle  des  travailleurs 
agricoles  ä  1  200  000  environ,  jouissant  d'un  salaire  moins  eleve 
mais  estime  ä  pres  de  900  millions  de  francs  par  an. 

II  est  certain  que  l'agriculture  manque  souvent  de  main  d'ceu  vre 
en  Belgique  et  que,  d'autre  part,  certaines  industries,  notamment 
les  charbonnages,  se  plaignent  egalement  de  la  penurie  d'ou- 
vriers.  On  constate  aussi  depuis  plusieurs  annees  ce  pheno- 
mene  qu'un  grand  nombre  d'ouvriers  agricoles  flamands  vont 
travailler  journellement  dans  les  charbonnages  du  pays  de 
Charleroi  et  du  Centre.  L'administration  des  chemins  de  fer  a 
du  organiser  des  Services  speciaux  pour  leur  transport.  En 
raeme  temps,  gräce  ä  des  tarifs  de  chemin  de  fer  extremement  re- 
duits,  de  nombreux  ouvriers  habitant  la  campagne,  viennent 
journellement  travailler  en  ville,  notamment  dans  la  capitale, 
et  preferent  delaisser  les  travaux  des  champs  pour  gagner  des 
salaires  plus  eleves  dans  les  travaux  urbains. 

Dans  de  nombreuses  regions  du  pays  la  culture  moyenne  de- 
puis une  trentaine  d'annees  tend  de  plus  en  plus  ä  diminuer. 
La  petite  culture  s'est  par  contre  developpee  progressivement. 
En  meme  temps,  l'industrialisation  de  l'agriculture  et  I'esprit 
d'association  des  cultivateurs  ont  pris  un  remarquable  developpe- 
ment.  Les  comices  agricoles,  les  associations  diverses,  notam- 
ment Celles  ayant  pour  objet  la  construction  de  maisons  ä  bon 
marche,  les  unions  et  les  ecoles  professionnelles,  les  mutualites,  se 
multiplient  partout,  recoivent  les  encouragements  des  pouvoirs 
publics  et  des  particuliers  et  rendent  d'immenses  Services.  Malgre 
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lafluctuation  du  marche  du  travail.que  la  grandefacilitö  des  Com- 
munications rend  aujourd'hui  inevitable  dans  les  pays  oü, 
comme  en  Belgique,  la  population  est  extraordinairement  dense, 
j'ajoute  que  consideree  dans  son  ensemble,  la  Situation  n'est 
pas  mauvaise  dans  nos  campagnes. 

Dans  de  nombreux  pays  on  observe  aujourd'hui  la  fächeuse 
tendance  des  populations  ä  emigrer  vers  les  grands  centres. 
Je  declare  partager  l'avis  des  orateurs  qui  ont  demande  que  les 
pouvoirs  publics  encouragent  tous  les  efforts  qui  ont  pour  but 
de  developper  le  bien  etre  des  travailleurs  agricoles  et  de  com- 
battre  l'exode  des  campagnes. 

J'ai  pu  voir  par  les  travaux  de  vos  rapporteurs  combien 
l'importante  question  du  marche  du  travail  a  ete  examinee 
soigneusement  sous  ses  divers  aspects. 

En  terminant  ces  observations,  je  ne  puis  que  feliciter  la 
Conference  d'avoir  porte  cette  question  si  interessante  ä  son 
ordre  du  jour. 

(Beifall.) 


Generalsekretär  Dr.  Voltz-Kattowitz : 

Meine  Herren,  ich  werde  Ihre  Zeit  nur  kurz  in  Anspruch 
nehmen.  Ich  möchte  mir  nämlich  bezüglich  der  Kommission, 
die  ja  wohl  nach  dem  Vorschlage  des  österreichischen  Herrn 
Referenten  eingesetzt  werden  wird,  lediglich  eine  Bitte  erlauben. 

Als  ich  mir  dieser  Tage  und  auch  heute  wieder  die  Leitsätze 
der  verschiedenen  Herren  Referenten  ansah,  hatte  ich  das  Gefühl, 
daß  sie  in  einem  geradezu  erstaunlichen  und  mir  eigentlich  kaum 
verständlichen  Maße  darauf  hinauslaufen,  neue,  ganz  große 
Organisationen  zu  schaffen,  die  sich  auf  Gott  weiß  was  alles 
erstrecken  sollen.  Immer  und  immer  wieder  wird  eine  möglichst 
weitgehende  Zentralisation  angestrebt,  und  immer  wieder  wird 
auch  an  die  Gesetzgebung  appelliert  zur  Behandlung  des  uns 
beschäftigenden  Gebietes.  Es  ist  ja  erklärlich,  wie  man  zu  der- 
artigen Forderungen  gekommen  ist.  Dadurch,  daß  bisher 
in  diesen  mehr  allgemeinen  und  zentralisierenden 
Beziehungen  zu  wenig  geschehen  ist,  daß  man  vielfach  bis 
jetzt  bloß  im  einzelnen  gearbeitet  hat,  waren 
zweifellos    viele  Mängel    zu  beklagen  und  hat  häufig  auch  der 
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Arbeitsnachweis  recht  schlecht  funktioniert.  Das  ist  an  sich 
eine  ganz  richtige  Beobachtung.  Aber  nun  gleich  in  den  gegen- 
teiligen Fehler  an  Stelle  des  bisher  gernachten  zu  verfallen  und 
geradezu  ins  entgegengesetzte  Extrem  umzuschlagen,  wie  das 
an  vielen  Stellen  in  den  heute  vorliegenden  Leitsätzen  geschieht, 
davor  möchte  ich  denn  doch  ganz  entschieden  gewarnt  haben. 
Es  sind  da  zwei  ganz  kleine  geradezu  typische  Sätze,  die 
mich  vor  allem  stutzig  gemacht  haben,  und  die  als  Beispiele 
hier  erwähnt  seien.  In  den  Leitsätzen  unserer  zwei  deutschen 
Herren  Referenten  steht  unter  Va  folgender  Satz: 

„Zu  diesem  Behufe  ist  der  gewerbsmäßige  Arbeits- 
nachweis mit  dem  Endziel  der  gänzlichen  Aus- 
schaltung baldmöglichst  durch  die  Gesetzgegung  auf 
das  Mindestmaß  einzuschränken." 

Ich  glaube,  Sie  Alle  werden  mir  ohne  weiteres  zugeben,  daß 
die  „gänzliche  Ausschaltung  des  gewerbsmäßigen  Arbeitsnach- 
weises" als  das  „Endziel"  einer  neuen  „Gesetzgebung"  hinzu- 
stellen, entschieden  viel  zu  weit  geht. 

Ein  ähnlicher  Satz  findet  sich  bezüglich  der  Wechsel- 
beziehungen (in  der  Abgabe  von  Arbeitern  von  einem  Staat  an 
einen  oder  mehrere  andere  Staaten)  in  dem  VIII.  Leitsatz  des 
Herrn  Dr.  v.  F  ü  r  e  r  -  Wien.     Daselbst  heißt  es: 

„Diese  Wechselbeziehungen  bedürfen  dringend  einer 
Regelung,  und  es  erscheint  unbedingt  geboten,  daß  diese 
Wanderungen  von  Seiten  der  Öffentlichkeit  geleitet  und 
jede  private  Vermittlung  vollkommen  ausgeschaltet 
werde." 

Sie  sehen:  auch  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterwanderung 
von  einem  zum  anderen  Lande  und  der  hierbei  erforderlichen 
Anwerbung  wünscht  man  eine  „vollkommene  Ausschaltung  der 
privaten  Vermittlung." 

Gegenüber  solchen  Forderungen,  meine  Herren,  muß  ich 
nun  aber  doch  sagen,  wenn  ich  mir  unsere  oberschlesischen  und 
auch  andere  Verhältnisse  ansehe,  und  wenn  ich  dabei  insbe- 
sondere beobachte,  wie  hier  die  lokale  und  territoriale 
Vermittlung  nach  bestimmten  wirtschaftlichen  und  technischen 
Bedürfnissen  —  und  dabei  doch  stets  auch  individuell  —  durch 
in  den  einzelnen  Bezirken  selbst  s<  Bhafte  Vermittler  gut  organi- 
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siert  ist  und  gut  wirkt:  daß  mir  eine  derartige  lokal  und  indivi- 
duell organisierte  Vermittlung  stets  lieber  ist,  und  daß  sie  — 
soweit  erreichbar  —  auch  an  sich  als  das  Bessere  und  Erwünsch- 
tere gelten  muß,  als  eine  über  die  weitesten  Berufskreise  und 
über  ganze  große  Ländergebiete  sich  erstreckende  zentrale 
Vermittlung.  Hierzu  leuchtet  es  ganz  bestimmt  und  ohne 
weiteres  ein,  daß  jede  gut  funktioniorende,  in  einem  kleinen 
und  beschränkten  Kreise  sich  bewegende  Vermittlung  — 
hier  kommen  selbstverständlich  die  industriellen  Ver- 
hältnisse weit  mehr  in  Betracht,  als  die  landwirtschaft- 
lichen, da  ja  nicht  nur  die  gesamte  Entwicklung,  sondern 
auch  die  in  Betracht  kommenden  Arbeitsarten  in  der  Land- 
wirtschaft sehr  viel  gleichmäßiger  als  in  der  Industrie  sind  — 
sowohl  jedem  Arbeitgeber  als  auch  jedem  Arbeit- 
nehmer weit  mehr  als  eine  in  ganz  großem  Rahmen  sich  be- 
wegende und  über  weite  Gebiete  sich  erstreckende  Vermittlung 
nutzen  muß.  Man  kann  die  beiderseitigen  individuellen 
Wünsche  und  Bedürfnisse  durch  eine  derartige  im  kleinen  Kreise 
sich  bewegende  Vermittlungsart  weit  mehr  und  besser  berück- 
sichtigen. 

Ich  möchte  auf  diese  letzteren  Ausführungen  keine  Antwort 
des  österreichischen  Herrn  Referenten  provozieren  und  will 
deshalb  gleich  hier  erwähnen,  daß  ich  wohl  weiß  —  denn  er  selbst 
hat  es  ja  gesagt  — ,  daß  auch  er  einen  sehr  großen  Wert  auf  das 
individuelle  Moment  legt,  und  daß  er  es  durchaus  nicht 
ausgeschaltet  haben  will.  (Zustimmung  des  betreffenden  Herrn 
Referenten).  Aber  was  nützen  mich  einzelne  Ausführungen  in 
der  Begründung  der  Leitsätze,  wenn  ich  nachher  lese  — 
und  ich  habe  Ihnen  ja  den  betreffenden  Passus  zitiert  — ,  was 
in  den  Leitsätzen  selbst  steht.  (Zuruf  eines  anderen  Referenten : 
Wir  haben  noch  nicht  referiert.)  Ich  bitte  tausendmal  um  Ver- 
zeihung, wenn  ich  die  weiteren  Referate  nicht  abgewartet  habe, 
aber  ich  habe  ums  Wort  gebeten,  weil  die  Frage  der  Kommissions- 
bildung schon  jetzt  zur  Diskussion  gestellt  worden  ist,  und  weil 
ich  speziell  hierfür  meine  Bitte  vorzubringen  habe.  Im  übrigen 
habe  ich,  soweit  mir  vorliegend,  auch  die  Leitsätze  derjenigen 
Herren  Referenten,  die  noch  nicht  gesprochen  haben,  durch- 
gelesen und  auch  hier  ziemlich  ähnliche  sowie  im  großen  und 
ganzen  auf  dasselbe  hinauslaufende  Wünsche  und   Vorschläge 
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gefunden.     Nun  werden  wir  ja  heute  keine  Beschlüsse  fassen. 
(Zuruf:  Ablehnen.)   Nein,  meine  Herren,  heute  werden  wir  gar- 
nichts  ablehnen,  weil  wir  nach  dem  vorher  gehörten  Vorschlage 
voraussichtlich   heute   überhaupt   keine   Beschlüsse   zur   Sache 
fassen,   sondern   alle   Leitsätze  sowie   das   Diskussions-Material 
einer    Kommission  zur   Weiterberatung  sowie  zur   eventuellen 
Formulierung    neuer    gemeinschaftlicher    Leitsätze    überweisen 
werden.      Und    bezüglich    der    Bildung     eben     dieser 
Kommission  habe  ich  den  dafür  zuständigen  Stellen   eine 
dringende  Bitte  vorzutragen.    Leitsätze,  wie  die  vorhin  von  mir 
zitierten,  müssen  unbedingt  stutzig  machen,  und  da  ich  nicht 
weiß,  ob  nach  den  noch  ausstehenden  Referaten  noch  eine  lange 
Diskussion  zur  Sache  stattfinden  kann  und  ich  dabei  zu  Worte 
komme  (Zuruf)  ....  Aber  ich  muß  dringend  bitten,  mich  nicht 
immer  wieder  zu  unterbrechen.     Die  Herren  werden  ja  nachher 
ordnungsmäßig   das   Wort   erhalten,    und    dann   werde   ich   sie 
auch  nicht  unterbrechen.    Also  ich  bitte,  mich  ungestört  ausreden 
zu  lassen.    Die  Bitte,  welche  ich  vorbringen  möchte,  geht  dahin, 
daß,  wenn  die  heute  einzusetzende  Kommission,  der  in  erster 
Reihe  alle  Referenten  angehören  sollen,  durch  weitere  Mitglieder 
ergänzt  wird,  bei    dieser    Ergänzung    vor    allem 
auch    darauf    Rücksicht    genommen    werden 
möchte,  daß  auch  solche  Herren  in  die  Kom- 
mission   gewählt    werden,     welche     in     zahl- 
reichen   und    besonders    wichtigen    Punkten 
einen     durchaus     gegenteiligen     bzw.     sehr 
erheblich  abweichenden  Standpunkt  gegen- 
über    dem    einnehmen,    was    die   meisten   der 
Herren      Referenten      in      ihren      Leitsätzen 
vertreten.     Nur  wenn  das  geschieht,  kann  —  soweit  das 
überhaupt  möglich  ist  —  durch  die   Kommissionsarbeiten  ein 
wirklich  für  alle  beteiligten  Kreise  brauchbares  und  wertvolles 
Resultat  erzielt  werden.     Würde  die  Kommission  dagegen  nur 
einseitig  oder  auch  nur  in  ihrer  übergroßen  Mehrheit  einseitig 
zusammengesetzt  sein,  so  müßten  naturgemäß  auch  die  von  ihr 
auszuarbeitenden  gemeinsamen  Leitsätze  entsprechend  einseitig 
sein,  und  derjenige  Ausgleich  der  vorhandenen  Gegensätze,  der 
naturgemäß  am  zweckmäßigsten  in  der  Kommission  erfolgt, 
wurde  erst  in   der  später  einzuberufenden  neuen  Voll  v  er- 
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Sammlung  versucht  werden  können.  Und  warum  das 
nicht  praktisch  wäre,  brauche  ich  wohl  nicht  näher  darzulegen. 
Also  ich  bitte  um  gleichmäßige  und  ausreichende 
Berücksichtigung  der  verschiedenen  Standpunkte  bei 
der  endgültigen  Zusammensetzung  und  Berufung  der  Kommission 
(Beifall). 


Generalsekretär  Bueck-Berlin : 

Meine  geehrten  Herren!  Bei  der  interessanten  Lektüre 
der  vorgelegten  Leitsätze  bin  ich  immer  wieder  auf  den  dritten 
Leitsatz  zurückgekommen,  der  von  den  ersten  beiden  Referenten 
herrührt  und  lautet: 

„Von  den  zurzeit  zu  diesem  Zwecke  eingeführten  Systemen 
hat  bislang  keines  den  unbestrittenen  Vorzug  vor  dem  andern 
derart  bewiesen  oder  den  in  der  Lage  der  Sache  begründeten 
Anforderungen  soweit  entsprochen,  daß  es  berechtigt  wäre, 
als  Muster  einer  Normal-Arbeitsnachweis-Organisation  hin- 
gestellt zu  werden." 

Meine  Herren!  Das  entspricht  vollständig  meiner  Auf- 
fassung von  dieser  Angelegenheit. 

Wir  sind  noch  nicht  so  weit,  daß  wir  irgendeinem  der  heute 
teilweise  recht  eingehend  erörterten  Systeme,  irgendeinen  Vor- 
zug derart  geben  könnten,  daß  wir  sagen  möchten,  wir  wollen 
nach  diesem  System  die  ganze  Materie  ordnen.  Meine  Herren ! 
Ich  fasse  aber  diesen  Ausspruch  der  beiden  Herren  Referenten 
noch  weiter  dahin  auf,  daß  sie  sich  gewissermaßen  dagegen  er- 
klären, daß  nun  diese  Materie  nach  irgendeinem  System,  das 
noch  garnicht  einmal  als  das  beste  feststeht,  schematisiert 
werden  soll.  Ich  glaube,  in  der  Schematisierung  auf  dem  Gebiete 
derartiger  Angelegenheiten  ist  ganz  besonders  in  unserem 
Deutschen  Reiche  außerordentlich  viel  gesündigt  worden  (Sehr 
richtig!),  indem  eben  einzelne  Punkte  herausgegriffen  worden  sind, 
minutiöse  Bestimmungen  getroffen  sind  für  dieses,  für  jenes,  für 
ein  anderes  Gewerbe,  und  diese  dann  schematisiert  und  gleich- 
mäßig gestaltet  sind  für  die  gesamte  gewerbliche  Tätigkeit. 
Ich  möchte  nicht,  daß  unser  Verband  hier  die  Hand  dazu  bietet, 
um  auf  diesem  Gebiet  jetzt  eine  Schematisierung  vorzunehmen. 
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Das  würde  ich  lebhaft  bedauern.  Das  würde  aber  geschehen, 
wenn  sich  unser  Verband  für  irgendein  Programm  erklären 
wollte,  das  er  als  das  beste  hinstellt  und  auf  dem  weitergebaut 
werden  soll,  also  beispielsweise  die  Regelung  dieser  ganzen  Materie 
durch  den  Staat.  Ich  glaube,  das  würde  einen  Sturm  des  Wider- 
spruchs bei  den  deutschen  Gewerben,  bei  den  deutschen  Arbeit- 
gebern hervorrufen.  (Lebhafte  Zustimmung.  Zuruf:  Nord- 
deutschen!) Bei  den  norddeutschen  vor  allem.  (Prof.  Mi  schier: 
Arbeitgeberverbänden!)  Bitte  sehr,  die  Kommunen  und  die 
Vertreter  der  Kommunen  tun  es  wohl ;  die  süddeutschen  Arbeit- 
geber aber  sind  nicht  so  einstimmig,  wie  es  hier  anscheinend 
vorausgesetzt  wird.  Die  kommunalen  Arbeitsnachweis-Organi- 
sationen haben  ja  außerordentlich  Gutes  geleistet,  das  will  ich 
in  keiner  Weise  in  Abrede  stellen;  aber  sie  obligatorisch  für  die 
Industrie  auszugestalten  (Prof.  Mi  schier:  Das  will  ja 
niemand !)  würde  zu  außerordentlichen  Mißständen  führen 
(sehr  richtig!),  namentlich  wenn  man  dann,  wie  es  der  Herr 
Professor,  der  hier  mich  einige  Male  zu  unterbrechen  die  Güte 
gehabt  hat,  als  Grundprinzip  hinstellt,  es  auf  paritätischer 
Grundlage  machen  will.  (Prof.  M  i  s  c  h  1  e  r:  Gewiß  !)  Diese 
paritätische  Grundlage  perhorresziere  ich  aufs  äußerste.  (Beifall.) 
Denn  die  Erfahrung  hat  gelehrt,  daß  alle  diese  paritätischen 
Unternehmungen  sich  in  einseitige  umwandeln  (sehr  richtig!), 
und  daß  auch  dieses  Gebiet  dann  einseitig  in  die  Hand  der  Arbeit- 
nehmer gelangt.  (Prof.  Mi  schier:  Dann  ist  es  derselbe 
Fehler  wie  die  Einseitigkeit  von  Hause  aus!)  Und  das  ist  ja 
ganz  natürlich,  denn,  meine  Herren,  es  ist  ja  keine  Frage,  daß 
eine  sehr  große  Zahl  von  Arbeitgebern  heute  schon  der  sozial- 
demokratischen Partei  angehört.  (Sehr  richtig!)  (Prof. 
Mi  schier:  Gewiß,  warum  nicht!)  —  Gewiß,  warum  nicht! 
Da  stimme  ich  dem  Herren  Professor  vollständig  zu;  aber  wenn 
Sie  diese  Arbeitgeber  bei  Betrachtung  der  Parität  als  auf  der 
anderen  Seite  stehend  annehmen,  dann  ist  das  nicht  so  ganz 
gleichgültig.  (Zustimmung.)  Wenn  Sie  z.  B.  nach  Nürnberg 
gehen,  so  werden  Sie  finden,  daß  da  schon  Arbeitgeber,  die  20, 
30,  40  Arbeiter  beschäftigen,  vollständig  im  sozialdemokratischen 
Lager  stehen,  und  wenn  Sie  da  eine  Parität  bilden  wollen,  wird 
die  Macht  auf  Seiten  der  Arbeitnehmer  sein,  denn  diese  sozial- 
demokratischen Arbeitgeber  werden  sich  mit  ihrem  Denken  in 
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jenem  Lager  befinden.  Und  dann  sind  die  Arbeitgeber,  die 
noch  nicht  zur  Sozialdemokratie  übergegangen  sind  —  und  deren 
gibt  es  in  Deutschland  noch  eine  ganz  große  Zahl  —  (Heiterkeit) 
die  geleimten. 

Nun,  meine  Herren,  gerade  der  zweite  Herr  Referent, 
für  dessen  klare  Auseinandersetzungen  ich  außerordentlich 
dankbar  bin,  und  von  dem  ich  heute  sehr  viel  gelernt  habe, 
hat  gesagt,  daß  die  Vertreter  der  kommunalen  Arbeitsnach- 
weise und  die  Vertreter  der  Ausdehnung  dieser  Verbände  auf 
das  Ganze,  die  also  diese  kommunalen  Arbeitgeber -Verbände 
zur  Grundlage  der  staatlichen  Regelung  machen  wollen,  als 
Beispiel  und  Muster  auf  den  paritätischen  Arbeitsnachweis 
im  Buchdruckgewerbe  hinweisen.  Ja,  meine  Herren,  ich 
weiß  nicht,  ob  sich  die  Anwesenden  schon  eingehend  mit 
dieser  Frage  beschäftigt  haben.  Aber  wenn  man  irgendein  ab- 
schreckendes Beispiel  hervorheben  will  (sehr  richtig!)  von 
ungünstigen  Wirkungen  derartiger  paritätischer  Einrichtungen, 
dann  muß  man  auf  die  Wirksamkeit  des  paritätischen  Arbeits- 
nachweises und  auch  des  Tarifamtes  im  Buchdruckgewerbe 
eingehen,  um  zu  erkennen,  wie  die  Knute,  möchte  ich  sagen 
(sehr  richtig!),  der  Arbeitnehmer  schon  über  dem  Arbeit- 
geber geschwungen  wird.  (Lebhafte  Zustimmung.)  Das  ist  im 
deutschen  Buchdruckgewerbe  ganz  entschieden  der  Fall,  (sehr 
richtig!)  und  unter  diesem  Druck  wird  dieses  große  und  schöne 
Gewerbe  außerordentlich  leiden;  es  wird  niemals  in  der  Lage  sein, 
diesen  Druck  abzuschütteln,  denn,  meine  Herren,  durch  die  ge- 
schlossenen Verträge  ist  die  Organisation  der  Arbeitnehmer 
ganz  außerordentlich  stark  geworden;  sie  hat  ein  Vermögen 
von  über  8  Millionen,  sie  kann  ihre  Angehörigen  6,  8  Wochen 
unterhalten,  und,  meine  Herren,  bei  der  Gestaltung  des  Buch- 
druckgewerbes, das  ja  in  unserem  ganzen  staatlichen,  gesellschaft- 
lichen und  wirtschaftlichen  Leben  eine  eigentümliche  Lage  ein- 
nimmt, ist  ein  Stillstand  dieses  Gewerbes  zur  Abschüttlung  der 
Herrschaft  der  Gehilfen  undenkbar.  Also,  meine  Herren,  diesen 
Weg  möchten  wir  doch  am  besten  nicht  betreten. 

Ich  will  mich  dahin  resolvieren,  daß  ich  zunächst  glaube, 
mich  in  vollständiger  Übereinstimmung  zu  befinden  mit  dem 
allergrößten  Teil  der  deutschen  Arbeitgeber,  wenn  ich  mich 
zunächst  gegen  die  staatliche  Einrichtung  dieser  Sache  erkläre. 
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Vorläufig  stehe  ich  ganz  auf  dem  Standpunkt  des  ersten  und  des 
zweiten  Herrn  Referenten  —  besonders  auf  dem  des  zweiten 
Herrn  Referenten  — ,  weil  sie  sich  in  dieser  Frage  vollständig 
klar  und  eingehend  ausgesprochen  haben.  Vorläufig  muß  die 
Sache  sich  noch  weiter  frei  entwickeln.  (Beifällige  Zustimmung.) 
Und  dann,  meine  Herren,  bin  ich  entschieden  Gegner  der  so- 
genannten paritätischen  Einrichtungen  und  stehe  auf  dem 
Standpunkt,  daß  vorläufig  der  Arbeitsnachweis  in  den  Händen 
der  Arbeitgeber  die  vollkommenste  Einrichtung  ist.  (Sehr  richtig !) 
(Prof.  M  i  s  c  h  1  e  r:     Das  ist  eine  Anschauung !) 

Es  ist  ja  gesagt  worden,  daß  diese  Einrichtungen  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  nur  Kampf einrichtungen  sind.  Das 
ist  zum  Teil  richtig.  Aber,  meine  Herren,  durchaus  zu  Kampf- 
einrichtungen sind  die  Arbeitsnachweise  in  den  Händen  der  Ar- 
beiter gemacht  worden,  denn  die  Arbeiter  wollen,  daß  durch 
ihre  Nachweise  der  Arbeitgeber  gezwungen  wird,  den  Trunken- 
bold, den  Unbotmäßigen  (Prof.  Mi  schier:  Das  geht  doch 
zu  weit!),  den,  der  nichts  gelernt  hat,  der  nichts  leisten  kann, 
anzunehmen.  Der  wird  in  die  Liste  eingetragen,  wenn  er 
sich  meldet,  und  der  Arbeitgeber  wird  gezwungen,  ihn  zu  nehmen. 
(Prof.  Mi  seh  ler:  Das  sind  doch  Märchen!)  Das  ist  eine 
Tatsache,  meine  Herren,  und  deswegen  ist  eben  der  Arbeits- 
nachweis in  den  Händen  der  Arbeitgeber  auch  vom  ethischen 
Standpunkt  von  großer  Bedeutung,  denn  er  wirkt  erzieherisch 
auf  die  Arbeiter  (sehr  richtig!),  erzieherisch  insofern,  als  eben  der 
Arbeiter,  der  mit  Untugenden  und  Lastern  behaftet  ist,  der 
unfähig  ist,  solange  er  diese  Untugenden  nicht  abstreift,  keine 
Stelle  findet. 

Wenn  ich  sagte,  der  Arbeitsnachweis  in  den  Händen  der 
Arbeitgeber  wirkt  erzieherisch,  so  weiß  ich  ja,  daß  das  mit  Ent- 
rüstung zurückgewiesen  wird  einmal  von  den  Arbeitern  selbst 
und  anderseits  von  ihren  Vertretern  in  den  bürgerlichen  Parteien. 
Denn,  meine  Herren,  nach  Ansicht  der  Arbeiter  und  ihrer  Freunde 
bedarf  der  Arbeiter  keiner  Erziehung,  er  ist  erzogen,  und  wenn 
wir  so  die  Diskussionen  in  unserem  Reichstage  zuweilen  lesen, 
dann  ist  ja  danach  der  Arbeiter  eigentlich  ein  gewisses  höheres 
Wesen  (Heiterkoit.).  Nicht  vor  dem  einzelnen,  sondern  vor 
der  Masse  der  Arbeiter  muß  man  sich  beugen  und  tun,  was  sie 
vh   gut  und  was    sie  als   am   besten   anerkennt.     Aber,   meine 
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Herren,  diese  ganze  Richtung  muß  meiner  Ansicht  nach  zum 
Untergang,  zum  Ruin  führen,  und  deshalb  muß  sie  bekämpft 
werden,  und  wir  würden  einen  sehr  wesentlichen  Punkt  auf 
diesem  Gebiete  außer  acht  lassen,  wenn  wir  diese  Entwicklung 
heute  durch  einen  Beschluß  unseres  Vereins  in  dem  Sinne  der 
staatlichen   Regelung  oder  dergleichen  fördern  wollten. 

Es  hat  sich  ja  in  dem  kleinen  Zwiegespräch  herausgestellt, 
daß  zwischen  Herrn  Professor  M  i  s  c  h  1  e  r  und  mir  eine  unend- 
liche Kluft  der  Verschiedenheit  in  den  Ansichten  obwaltet. 
(Heiterkeit.)  Aber  bezüglich  seines  Antrags  bin  ich  vollständig 
mit  ihm  einverstanden.  Ich  unterstütze  ihn  auf  das  allernach- 
drücklichste,  weil  er  uns  davor  bewahrt,  heute  irgendeinen 
Beschluß  zu  fassen,  den  wir  vielleicht  später  einmal  bereuen 
könnten,  und  der  vielleicht  der  ganzen  Stellung  dieses  hoch- 
bedeutsamen Vereins  abträglich  sein  könnte,  und  daher,  meine 
Herren,  empfehle  ich  Ihnen  auf  das  dringendste,  dem  Antrag 
des  Herrn  Prof.  M  i  s  c  h  1  e  r  ,  der  mir  aus  der  Seele  gesprochen 
ist,  zuzustimmen.     (Lebhafter,  anhaltender  Beifall.) 

Vorsitzender : 

Meine  Herren!  Das  Wort  ist  vorerst  nicht  mehr  verlangt 
worden.     Ich  lasse  deshalb  eine  kurze  Pause  eintreten. 


(Pause.) 


Vorsitzender : 


Wir  nehmen  unsere  Verhandlungen  wieder  auf.  Das  Wort 
hat  der  ehemalige  ungarische  Ackerbauminister  Exzellenz 
v.  György. 

Ackerbau-Minister  a.  D.  Andreas  von  György-Budapest: 

Meine  Herren! 
Jener  tiefgehende  Unterschied,  welcher  zwischen  den  zwei 
Hauptgebieten   der   Produktion,    der   Landwirtschaft   und   der 
Industrie  unleugbar  besteht,  kommt  sowohl  in  der  Produktions- 
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wie  in  der  Arbeiter-Politik  der  Staaten  fühlbar  zum  Ausdruck. 
Das  ist  ganz  natürlich,  da  der  Charakter  des  Arbeiters 
notwendigerweise  mit  dem  Produktionsbetriebe  in  engem  Zu- 
sammenhange steht.  Es  genügt,  auf  die  Tatsache  hinzuweisen, 
daß  der  Sozialismus,  der  so  leichterdings  zu  dem  großen 
Fabriksystem  Stellung  genommen  hat,  entgegen  dem  kleinen 
gewerblichen  Unternehmer  noch  immer  schwankt,  wie  dies 
auch  die  letzten  französischen  Bewegungen  beweisen,  gegen 
das  private  Eigentum  am  Grundbesitz  einen  prinzipiellen 
Standpunkt  einzunehmen.  Dieses  Zaudern  ist  nicht  nur  auf 
taktische  Gründe  zurückzuführen,  sondern  auch  auf  die  Tat- 
sache, wonach  jeder  denkende  Mensch  gezwungen  ist,  bezüglich 
der  sonst  nicht  kontrollierten,  zum  Teile  auch  nicht  kontrollier- 
baren Betriebe,  wie  dies  auch  die  Landwirtschaft  ist,  das 
private  Interesse  als  wirksamste  Kontrolle  anzuerkennen.  Auf 
denselben  Standpunkt  ist  auch  die  lange  Zeit  hindurch 
beobachtete  Weigerung  der  Staaten  bezüglich  irgendwelcher 
Regelung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  zurückzuführen. 

Eine  natürliche  wirtschaftliche  Folge  des  Industrialismus, 
wie  er  in  der  modernen  Entwicklung  der  großen  Industrie 
sich  äußert,  war  die  Entwicklung  der  Städte;  die  unter  ge- 
meinsamer Leitung  stattfindende  Arbeit  hat  naturgemäß  die 
Ansammlung  der  Arbeiter  am  Arbeitsorte  und  die  Teilung 
der  Arbeit  zur  Folge  gehabt,  was  praktisch  wieder  dort  besonders 
hervortritt,  wo  das  größte  Maß  der  Hilfsmittel  aufzufinden 
war.  Eisenerze  und  Kohle  sind  ebenso  Hilfsmittel  der  Fabriks- 
industrie geworden  wie  die  billige  Verfrachtung,  die  Blüte  der 
Hilfsindustrien  und  die  Arbeitskraft  selbst.  All  dies  führte 
zur  Konzentrierung  der  Industrien,  zur  Entwicklung  des  städti- 
schen Lebens.  Demzufolge  sind  jene  Orte,  welche  in  der  einen 
oder  der  anderen  Richtung  des  Industrialismus  Erfolge  zeitigten, 
früher  oder  später  anerkannte  Brennpunkte  des  industriellen 
Lebens  geworden.  Pittsburg  in  den  Vereinigten  Staaten, 
Black  Country  in  England,  Rheinland-Westfalen  in  Deutsch- 
land, das  Clydethal  in  Schottland  sind  glänzende  Beispiele 
für  diesen  Entwicklungsgang. 

Eine  völlig  entgegengesetzte  Richtung  verfolgt  die 
Landwirtschaft,  nämlich  die  unbedingte  Dezentralisation.  Das 
Hauptziel  der  Industrie  ist,    die  Produktion  von   den    natür- 
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liehen  Kräften  zu  emanzipieren,  dasjenige  der  Landwirtschaft  ist: 
der  natürlichen  Entwicklung  zu  folgen.  Die  Industrie  beschäftigt 
sich  mit  leblosen  Rohmaterialien,  die  Landwirtschaft  mit  dem 
Leben  selbst;  sie  produziert  mit  dem  Leben  und  im  Leben.  Der 
Produktionsgang  der  Industrie  verändert  die  leblosen  Dinge, 
jener  der  Landwirtschaft  hingegen  fördert  den  Naturprozeß  für 
die  Zwecke  des  Menschen.  Theoretisch  kann  sich  die  Industrie 
überall  niederlassen  und  ihren  Ort  jederzeit  verändern, 
die  Landwirtschaft  ist  an  den  Ort  gebunden.  Die  Industrie  ver- 
trägt und  fördert  die  immer  weitere  Arbeitsteilung,  bei  der  Land- 
wirtschaft ist  diese  in  verhältnismäßig  enge  Grenzen  gezwängt. 
Die  Industrie  vermag  die  Produktion  endlos  zu  erhöhen;  die 
Landwirtschaft  bewegt  sich  auch  in  dieser  Hinsicht  zwischen 
verhältnismäßig  engen  Grenzen.  Bei  der  Industrie  wird  der 
Arbeiter  beinahe  zur  Maschine  herabgedrückt  und  kann 
trotzdem  ein  nützlicher  Bestandteil  der  auf  denselben  Pfaden 
schreitenden  Produktion  werden,  während  bei  der  Landwirt- 
schaft der  Arbeiter  von  Sekunde  bis  Sekunde  befähigt  sein  muß, 
den  fortwährend  sich  ändernden  Umständen  sich  anzupassen. 
Endlich  kann  der  Fabrikarbeiter  eben  zufolge  der  erwähnten 
Momente  selbst  bei  dem  Gewinnbeteiligungs-System  höchstens 
an  der  Leitung  teilnehmen,  er  bleibt  jedoch  immer  Arbeiter; 
seine  Wünsche  sind  stets  nur  auf  bessere  Bedingungen  be- 
züglich des  Arbeitslohnes,  der  Arbeitszeit  und  der  sanitären 
Zustände  beschränkt,  während  der  letzte  Traum  des  land- 
wirtschaftlichen Arbeiters  immer  auf  den  Besitz,  auf  Geflügel, 
Vieh,  Garten,  Haus  usw.  gerichtet  ist. 

Eine  begreifliche  Folge  dieser  Verschiedenheiten  in  der 
Natur  des  Betriebes  war  die  verschiedene  Entwicklung 
ihrer  Arbeiterklassen.  Es  kann  nicht  geleugnet  werden, 
daß  die  Entwicklung  der  Fabrikindustrie  der  mächtigste  Hebel 
zur  Entwicklung  der  Arbeiterklasse  als  Klasse  diente.  Wie- 
wohl zur  Beschäftigung  des  landwirtschaftlichen  Arbeiters 
individuell  eine  viel  größere  Verantwortlichkeit,  somit  auch 
ein  höheres  Maß  von  Intelligenz  nötig  ist,  hat  dennoch  in 
ihrer  Gesamtentwicklung  eben  die  Kraft  der  Gemeinsamkeit 
die  Industriearbeiter  auf  dem  Wege  der  Entwicklung  viel 
weiter  vorwärts  gebracht.  Das  enge  Beisammenleben  ermöglichte 
die  Organisierung;    die  Verhältnisse  des  Fabriklebens  erhöhten 
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die  Fachmäßigkeit;  und  diese  beiden  Momente  zusammen 
lieferten  die  Kraft  zur  Bewegung  der  Trade-Unions,  welche 
nacheinander  die  Freiheit  der  Arbeit,  den  höheren  Arbeitslohn, 
die  Fabrikordnung  und  die  Regelung  der  Arbeitszeit  und  der 
Löhne  im  Wege  der  Kollektivverträge  zu  erzwingen  wußten, 
somit  die  vollständige  Befreiung  der  Arbeiterklasse  und  die 
Besserung  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  bereits  in  der  Vergangen- 
heit durchführten,  ebenso  wie  sie  bezüglich  der  Zukunft  Aus- 
sichten auf  genossenschaftliche  Produktion  wie  auch  auf  Be- 
teiligung an  dem  Reingewinne  und  an  der  Leitung  des  Unter- 
nehmens eröffnen. 

In  all  diesen  Punkten  ist  der  Fabrikarbeiter  dem  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  wesentlich  zuvorgekommen,  und  es  ist 
deshalb  kein  Wunder,  wenn  bis  zu  den  allerletzten  Jahren  unter 
der  „Arbeiterfrage"  immer  nur  die  Frage  der  Fabrik- 
arbeiter verstanden  wurde;  denn  nur  diese  hatten  genug  Kraft, 
ihre  Macht  selbst  den  Faktoren  der  Gesetzgebung  gegenüber  zur 
Geltung  zu  bringen.  Ja  selbst  im  Kreise  der  industriellen 
Arbeiter  wurden  bis  zu  den  philanthropischen  Bestrebungen  Lord 
S  h  a  f  t  e  s  b  u  r  y  s  nur  die  sogenannten  gelernten  (skilled) 
Arbeiter,  die  bereits  fachgemäße  Bildung  besaßen  und  deshalb 
ständigere  Beschäftigung  fanden,  in  Betracht  gezogen,  während 
die  ungelernten  (unskilled)  Arbeiter,  die  lediglich  ihre  physische 
Arbeitskraft  am  Arbeitsmarkte  anbieten,  eben  zufolge  der  von 
Tag  zu  Tag  veränderlichen  Nachfrage  in  die  Kategorie  der  aus- 
gebeuteten (sweated)  Arbeiter,  der  Taglöhner,  Sackträger,  Dock- 
arbeiter usw.  gedrängt  wurden.  Lediglich  in  der  allerneuesten 
Zeit  ist  es  unter  dem  Druck  des  australischen  Beispieles  selbst  in 
England  dazu  gekommen,  daß  man  sich  mit  dem  Schicksal  der 
letzterwähnten  Kategorie  beschäftigt  und  zwar  im  legislatorischen 
Wege  vom  Gesichtspunkte  des  Schutzes  gegen  die  Gefahren  der 
Arbeitslosigkeit. 

Die  Lage  des  landwirtschaftlichen  Arbeiters  hat  zwar  durch 
die  Dampfmaschine  gleichfalls  gründliche  Änderungen  erfahren; 
dieselben  sind  jedoch  nicht  so  rasch  fühlbar  geworden.  Die  Be- 
freiung des  Bodens  war  zwar  die  Errungenschaft  des  vorigen 
Jahrhunderts;  der  Patriarchalismus  hat  sich  jedoch  in  der  Land- 
wirtschaft auf  ein  viel  größeres  Gebiet  erstreckt  als  im  Gewerbe. 
Die  Mitglieder  der  Innungen  vermochten  ihren  Arbeitern  gegen- 
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über  viel  schwerer  Willkür  zu  üben  als  die  Grundherren  ihren 
Hörigen  gegenüber,  da  zum  Schutze  der  ersteren  doch  immer 
irgendein,  wenn  auch  geringer  behördlicher  Einfluß  vorhanden 
war;  überdies  sind  die  Beschwerden  der  Arbeiter  infolge  des 
städtischen  Zusammenlebens  rascher  der  Kontrolle  des  öffent- 
lichen Bewußtseins,  der  Möglichkeit  des  gemeinsamen  Schutzes 
zugänglich  geworden  wie  die  der  Hörigen.  Solcherweise  konnte 
auch  die  Remedur  rascher  eintreten;  die  Großindustrie  fand 
sich  an  den  meisten  Orten  bereits  organisierten  Arbeitern  gegen- 
übergestellt. 

Der  landwirtschaftliche  Arbeiter  befand  sich  in  einer  auf- 
fallend inferioreren  Lage.     Die  Befreiung  des  Bodens,  welche 
durch  den  Austausch  der  verschuldeten  alten  Grundbesitzer  mit 
neuen  kapitalskräftigen  Besitzern  gemäß  der  Politik  der  Encam- 
bered   Estates  Acte   in   vielen   Fällen   planmäßig   beschleunigt 
wurde,  hat  nur  den  Rahmen  der  alten  patriarchalischen  Ver- 
hältnisse    verschont.      Auch    hier     ist     die    Folgeerscheinung 
eingetreten,    daß    die  den  Inhalt  überlebenden   Rahmen  stets 
die    besten    Warmbeete    der    Mißbräuche     und    Mißlichkeiten 
werden.      Die     den     Arbeiter    ausbeutenden     grundherrlichen 
Unternehmer    —    in     den     meisten    Fällen    mit    industriellen 
und  kommerziellen  Vorkenntnissen  und  auch  Vorurteilen  aus- 
gestattet —  besaßen  nicht  genügende  Kenntnisse  der  speziellen 
Verhältnisse  der  Landwirtschaft  und   beurteilten  deshalb   den 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  wie  den  industriellen.     Dies  führte 
dazu,  daß  der  landwirtschaftliche  Patriarchalismus  vollständig 
aufhörte;   es  trieb    die    landwirtschaftlichen   Arbeiter   zur   Ver- 
bitterung und   verursachte    nebst   dem   Rückgange    der  Land- 
wirtschaft das  Eintreten  der  landwirtschaftlichen  Auswanderung 
und  die  Arbeiterwirren. 

Als  der  Druck  der  überseeischen  Konkurrenz  die  Preise  der 
Produkte  herabdrückte,  ist  mit  denselben  in  der  Landwirtschaft 
auch  der  Arbeitslohn  zurückgegangen,  während  zur  selben  Zeit 
die  Nachfrage  nach  industriellen  Arbeitern  und  der  Arbeits- 
lohn derselben  zufolge  der  Eröffnung  neuer  Märkte  für  die 
industrielle  Produktion  sich  wesentlich  erhöhten.  Der  Ausgleich 
der  weiten  Kluft  zwischen  beiden  führte  notwendigerweise  dazu, 
daß  der  Überfluß  des  einen  in  die  andere  Richtung  übertrat. 
Es  war  dies  ein  wirtschaftlicher  Prozeß,  der  wohl  vom  Stand- 
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punkte  der  einen  wie  der  andern  Partei  bedauerlich  sein  mag, 
dessen  Gesetzmäßigkeit  jedoch  handgreiflich  sein  muß  für  alle, 
die  sich  zur  Lehre  des  Angebotes  und  der  Nachfrage  bekennen. 
Es  kann  fast  ziffermäßig  nachgewiesen  werden,  daß  die 
amerikanische  Auswanderung,  welche  eine  Folge  desselben  wirt- 
schaftlichen Gesetzes  war  wie  das  Drängen  und  der  Zulauf  in 
die  Städte,  mit  dem  Rückgange  der  Getreidepreise  und  der  Zu- 
nahme der  industriellen  Arbeitslöhne  in  den  Mutterländern  zeit- 
lich zusammenfiel;  und  eben  weil  dies  so  ist,  kann  es  nicht  be- 
zweifelt werden,  daß  wir  hier  den  Symptomen  eines  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Gesetzes  gegenüberstehen,  deren  natürliche  Aus- 
gleichung nur  im  Wege  der  Nivellierung  erhofft  werden 
kann,  und  zwar  sowohl  durch  verhältnismäßigen  Rückgang 
der  industriellen  Arbeitslöhne  als  im  Wege  der  verhältnis- 
mäßigen Erhöhung  der  landwirtschaftlichen  Arbeitslöhne. 

Das  rasche  Hinüberschieben  des  Arbeiterper- 
sonales von  der  landwirtschaftlichen  Arbeit  zur  industriellen 
oder  umgekehrt  ist  nicht  möglich  und  auch  nicht 
erwünscht. 

Da  die  landwirtschaftliche   Produktion  anders  geartet  ist 
wie    die    industrielle    Arbeit,     erfordert    sie    auch    eine    andere 
Trainierung  schon  vom  Ausgangspunkte.     Die  Landwirtschaft 
wird  durch  die  Natur  beherrscht,  die  Industrie  steht  unter  der 
Herrschaft  des  Menschen.    Eisen  zu  schmieden  ist  zu  jeder  Zeit 
möglich,  im  Winter  zu  ernten  aber  ist  unmöglich.    Die  Aufgabe 
der  Landwirtschaft  ist,  die  Erscheinungen  der  Natur  zu  beob- 
achten   und    sich    denselben    anzupassen;    die    Brauchbarkeit 
des  Arbeiters  ist  davon  abhängig,  in  welchem  Maße  er  hierzu  be- 
fähigt ist.    Die  Auffassung,  daß  der  landwirtschaftliche  Arbeiter 
nur  „unskilled"  sei,  ist  im  Grunde  genommen  schon  heute  als 
irrig    anzusehen;    je   mehr   die  Intensivität   des  landwirtschaft- 
lichen Betriebes   vorwärts   schreitet,    um    so  irriger    wird    sie 
sich  erweisen.       In  der  Milchwirtschaft   kann  man  mit  Ernte- 
arbeitern, ja  sogar  mit  Schäfern  nicht  mehr  fortkommen.     Die 
Fachbildung     wird     auch     bezüglich     der    landwirtschaftlichen 
Arbeiten      zur      Grundlage     der     Qualifikation     werden     und 
zwar     um    so    mehr,     je    kleiner    die    durchschnittliche    Aus- 
dehnung oder  Fläche  des  Grundbesitzes  ist,  und  je  intensiver  der 
Betrieb  sich  gestalten  wird.    Tatsächlich  ist  sie  es  schon  heute; 
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nur  liegt  das  Übel  darin,  daß  der  Arbeiter  die  Fachbildung  in 
der  Praxis,  also  auf  Rechnung  der  Landwirte  erwirbt,  und  nicht 
vor  Eintritt  in  den  Dienst;  solcherweise  auch  das  Lehrgeld  in  dem 
geringeren  Arbeitslohne  entrichtet. 

Zweifellos  ist  eine  fluktuirende  Arbeitermenge  vorhanden,  die 
ständig  nur  „unskilled"  bleibt,  aberdies  trifft  sowohl  bezüglich  der 
Industrie  wie  bezüglich  der  Landwirtschaft  zu.  Die  ungelernten 
Arbeiter  stehen  auch  in  der  Industrie  auf  der  niedrigsten  Stufe 
der  Leiter  und  werden  notwendigerweise  auch  in  der  Land- 
wirtschaft zufolge  des  Aufwärtsstrebens  des  fachtüchtigen 
Arbeiters  immer  dahin  gedrängt  in  dem  Maße,  wie  auch  die  land- 
wirtschaftliche Arbeitsteilung  mehr  und  mehr  vorwärts  schreitet. 
Diese  fluktuierende  Menge,  die  eine  besondere  Fachbildung  über- 
haupt nicht  erwerben  konnte,  oder  welche  zufolge  der  Konjunktur 
(als  Rückwirkung  der  Überproduktion)  in  dem  eigenen  Fache 
keinen  Platz  findet,  meldet  sich  in  den  Scharen  der  Arbeitslosen 
und  Platzsuchenden.  Die  Lösung  des  Problemes,  auf  welche 
Weise  der  Heilungsprozeß  am  zweckmäßigsten  durchzuführen  sei, 
ob  im  Wege  eines  künstlichen  Gleichgewichtes  zwischen  Angebot 
und  Nachfrage  während  des  Zustandes  der  Krise,  oder  ob  im 
Wege  der  Überführung  des  Überflusses  in  neue  Produktions- 
kanäle, unter  möglichst  wenigen  Erschütterungen  —  das  ist  eine 
große  politische  Frage.  Nur  das  eine  ist  klar,  daß  die  Über- 
führung der  überflüssigen  Arbeit  in  möglichst  verwandte  Be- 
rufe der  humanste  und   wirtschaftlichste   Vorgang  wäre. 

Die  Überführung  des  industriellen  Arbeiters  zur  Landwirt- 
schaft ist  ein  Lieblingsexperiment  Englands.  Die  Versuche 
I.  Bums  sind  jedoch  mißlungen,  die  Klagen  aus  den  Kolonien 
der  Salvation  Army  reißen  nicht  ab;  und  selbst  die  wohl- 
tätigen Resultate  der  vielgelobten  Kolonien  der  holländischen 
Maatschappy  van  Weldadigkeit,  deren  Devise  „Helfen  wir  den 
Armen  und  verbessern  wir  den  Boden"  lautet,  sind  haupt- 
sächlich bezüglich  der  ständigen  Kolonisten  fühlbar  und  nur 
dann,  wenn  der  Arbeiter  sich  in  der  Landwirtschaft  eingelebt 
hat,  was  aber  so  viel  Zeit  beansprucht,  daß  in  diesem  Falle  schon 
nicht  mehr  von  Überführung,  sondern  vielmehr  einfach  von 
Erziehung  gesprochen  werden  kann.  Das  Überführen  hat  nur 
selten  befriedigende  Resultate.  Die  Waisen  Barnardis  sind  gute 
Kolonisten  in  Kanada;  aber  dies  ist  keine  Überführung  industri- 
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eller  Arbeiter  in  die  Landwirtschaft,  sondern  die  Ausbildung  der 
Kinder  industrieller  Arbeiter  zu  landwirtschaftlichen  Arbeitern. 
Demzufolge  müßte  bei  jedem  Versuche,  welcher  auf  die  Ableitung 
im  Wege  der  Auswanderung  abzielt,  auf  die  entsprechende  vor- 
hergehende Ausbildung  das  Hauptgewicht  gelegt  werden. 

Ähnlich  ist  die  Schwierigkeit  bei  Überführung  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  in  die  Industrie.  Es  ist  natürlich,  daß  diese 
Arbeiter  in  Fabriken,  Bergwerken  usw.  nur  zu  den  gröbsten  Ar- 
beiten zugelassen  werden  können.  Der  überwiegend  größte  Teil 
unserer  ungarischen  Auswanderer  wird  sich  in  Amerika  niemals 
als  industrieller  Arbeiter  bewähren.  Entweder  geht  er  dort  zu- 
grunde, oder  er  kommt  zurück;  sein  Verbleiben  dort  kann  nur 
damit  begründet  werden,  daß  er  auch  so  in  derselben  Kategorie 
höheren  Lohn  zu  erwerben  vermag.  Selbstverständlich  ist  er 
mehr  den  Wechselfällen  ausgesetzt.  An  der  tiefsten  Stufe 
der  Leiter  bleibt  er  als  am  leichtesten  entbehrlich,  er  kommt 
am  raschesten  um  seine  Beschäftigung,  wie  dies  auch  die  letzte 
amerikanische  Krise  bewiesen  hat;  er  genießt  nicht  die  Seg- 
nungen der  Fachorganisation;  mit  einem  Worte:  er  bleibt  in  der 
Lage  der  im  Betriebe  nur  zur  Aushilfe  dienenden,  zurzeit  der 
Krise  überhaupt  nicht  geheizten  Maschine,  ohne  daß  seine  soziale 
Lage  sich  irgendwie  verändert  hätte.  Hingegen  sind  die  im 
jugendlichen  Alter  die  industrielle  Arbeit  antretenden  un- 
garischen Burschen  ein  gutes  industrielles  Arbeitermaterial,  wie 
dies  die  Praxis  der  ganzen  Welt  beweist.  Geschieht  jedoch  diese 
Überführung  im  späteren  Alter,  so  ist  der  Mann  auch  nur  ein- 
faches Füllsel,  welches  nach  den  veränderlichen  Konjunkturen 
nötig  oder  überflüssig  ist  an  einem  oder  dem  anderen  Orte. 
Zur  definitiven  Ausgleichung  ist  aber  nicht  die  Überführung, 
sondern  die  Erziehung  notwendig. 


Wenn  die  rasche  Überführung  nun  so  schwer  möglich  er- 
scheint, dann  ist  sie  zweifellos  weder  in  der  einen  noch  in  der 
anderen  Richtung  erwünscht.  Zur  Zeit  starker  Krisen  besteht 
selbstverständlich  die  Notwendigkeit,  das  tägliche  Brot  um 
jeden  Preis  zu  erwerben.  Die  billigste  und  am  leichtesten  ent- 
lassene Arbeiterkategorie  hat  ja  keine  andere  Wahl;  ebenso 
im  Falle  schwerer  Krisen  auch  der  gelernte  Arbeiter.      Hat  er 
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nicht  zur  rechten  Zeit  für  den  Eintritt  böser  Tage  vorgesorgt, 
und  ist  er  nicht  gedeckt,  so  wird  wohl  auch  der  Drechsler  ge- 
zwungen sein,  Erdarbeiten  zu  verrichten,  ebenso  wird  der  Kunst- 
gärtner sich  zum  Sacktragen  entschließen  müssen.  Daß  aber  ein 
auf  die  höchste  Stufe  der  Arbeiter-Aristokratie  hinaufgelangter 
Fachmann  auf  die  unterste  Stufe  eines  anderen  Zweiges  hinab- 
gedrängt wird,  ist  nicht  nur  für  das  arme  Opfer  geradezu  gräß- 
lich, sondern  auch  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  die  größte 
Vergeudung,  um  so  mehr,  als  ein  solches  Herabsinken  zumeist 
auch  das  Verkommen,  den  moralischen  und  wirtschaftlichen 
Tod  im  Gefolge  hat.  Zweifellos  besteht  eine  fluktuierende  Menge 
der  an  der  niedrigsten  Stufe  der  Arbeitersozietät  befindlichen 
„unskilled"  Arbeiter,  für  welche  diese  Überführung  nicht  so 
verhängnisvoll,  demnach  also  auch  leichter  ist;  aber  diese  Klasse 
nimmt  einerseits  in  jedem  wirtschaftlich  gut  eingerichteten  Staate 
immer  mehr  ab,  anderseits  ist  es  aber  auch  hier  ein  Verlust, 
den  viereckigen  Nagel  ins  runde  Loch  zu  treiben  und  umgekehrt, 
insofern  die  Volkswirtschaft  auch  im  günstigsten  Falle  der  mit 
Mühe  und  Kapitalsanlage  gewonnenen  Errungenschaften,  der 
besonderen  Rente  der  besonderen  Fähigkeit  verlustig  geht,  und 
die  Adaptierung  überdies  wieder  in  Zeitverlust,  Leiden,  Mühen 
und  in  den  Arbeitslöhnen  zum  Ausdruck  gelangt.  Es  ist 
natürlich,  daß  die  mit  solchen  Überführungen  verbundenen 
individuellen  Leiden  die  Quellen  der  Unzufriedenheit  mit  der 
gesellschaftlichen  Ordnung  sind,  indem  der  Arbeiter  unver- 
schuldet leidet. 

Es  bleibt  somit  bezüglich  der  Verteilung  der  industriellen 
und  landwirtschaftlichen  Arbeiter  nur  die  zweite  Modalität: 
das  Erziehen  einer  Gruppe  zu  den  Aufgaben  der 
anderen. 

Diese  Erziehung  war  bisher  einseitig,  insofern  der  Zulauf 
zur  Industrie  der  Landwirtschaft  die  Arbeiter  entzieht;  aber 
diese  Einseitigkeit  besteht  nicht  notwendigerweise,  und  es  scheint 
mir  sogar,  —  viele  Zeichen  weisen  darauf  —  daß  neben  der 
gegenwärtigen  Strömung,  welche  die  Dorf  jungen  in  die  Stadt 
lockt,  auch  eine  andere  Strömung  sich  entwickeln  kann  und 
vielleicht  auch  entwickeln  wird.  Die  ganze  Frage  ist  haupt- 
sächlich von  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  abhängig,  jedoch 
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kommen  auch  pädagogische,  psychologische  und  sonstige  soziale 
Momente  hierbei  zur  Geltung. 

Ich  habe  schon  früher  die  inferiorere  Lage  des  landwirt- 
schaftlichen Arbeiters  gegenüber  dem  Industriearbeiter  er- 
wähnt. Derselbe  ist  zurückgeblieben  sowohl  bezüglich  seiner 
Organisation  wie  auch  bezüglich  des  Arbeitslohnes.  Wohl 
überwand  er  den  alten  Patriarchalismus;  aber  er  vermochte 
seine  Interessen  nicht  so  wirksam  zu  vertreten  wie  der  industrielle 
Arbeiter.  Der  landwirtschaftliche  Arbeiter  vermag  kaum  eine 
ständige  Bewegung  kleinster  Ausdehnung  im  Interesse  der 
dauernden  Besserung  seiner  Lage  zu  organisieren.  Entweder  ist  sie 
so  unansehnlich,  daß  die  lokale  Behörde  sie  leicht  unterdrückt, 
oder  sie  nimmt  so  verhängnisvolle  Dimensionen  an,  daß  sie  die 
gesamte  Reaktion  der  Gesellschaft  gegen  sich  herausfordert.  Die 
Bauernerhebung  in  Deutschland,  die  D  ö  z  s  a  sehe  Revolution 
anfangs  des  XVI.  Jahrhunderts  in  Ungarn,  neuester  Zeit  die 
Bauernunruhen  Rumäniens  und  die  französische  Winzerbewegung 
sind  Beweise  hierfür,  wie  auch  der  Umstand,  daß  die  sozial- 
demokratische Partei  die  Organisation  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  fast  überall  oft  gegen  deren  augenfälligstes 
Interesse  auszubeuten  vermag.  Ist  es  möglich,  so  kokettiert 
die  sozialdemokratische  Partei  auch  mit  den  Bauern;  ist  es  nicht 
möglich,  dann  ist  sie  prinzipiell  ihr  Feind.  Meines  Wissens 
machten  diesbezüglich  nur  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter 
Englands  eine  Ausnahme;  aber  vielleicht  ist  auch  diese  einzige 
Ausnahme  mehr  der  ausgezeichneten  Mäßigung  und  dem 
Charakter  ihres  Führers  Josef  Arch  zuzuschreiben  als  der  all- 
gemeinen Richtung. 

Und  dieses  Schwanken  zwischen  der  tatlosen  Gleichgültigkeit 
und  der  bis  ins  Maßlose  gesteigerten  Leidenschaftlichkeit  ist  ganz 
natürlich.  Von  einander  entfernt  wohnende,  einander  selten  be- 
rührende Menschen  mit  primitiver  Bildung  können  nur  durch 
große  Leidenschaft  oder  durch  planmäßige  politische  Agitation 
zu  einer  Schar  zusammengetrieben  werden,  zu  einer  Aktion  von 
kurzer  Dauer,  aber  von  größter  Leidenschaft,  wo  dann  natürlich 
auch  der  nüchterne  Verstand  in  den  Hintergrund  tritt.  Es  er- 
übrigt demzufolge  für  sie  keine  andere,  praktische  Erfolge 
zeitigende  Möglichkeit,  als  der  nivellierenden  Strömung  des  In- 
dustrialismus  zu  folgen. 
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Das  ist  die  wirtschaftliche  Begründung  des  Zuges 
nach  den  Städten  und  nach  Amerika.  Das  Ziel,  in  dessen 
Dienst  der  landwirtschaftliche  Auswanderer  unbewußt  ge- 
standen hat,  führte  tatsächlich  zu  wesentlichen  Resultaten. 

In  Ungarn  ist  nach  offiziellen  statistischen  Daten  der  durch- 
schnittliche Tagelohn  des  erwachsenen  Mannes  bei  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeit  während  der  letzten  10  Jahre  von 
125  Heller  auf  205  Heller  gestiegen,  was  gegen  das  Jahr  1898 
einer  Erhöhung  von  nahezu  70%  und  gegen  den  Durchschnitt  der 
letzten  10  Jahre  einer  solchen  von  60%  entspricht.  Die  Haupt- 
ursache davon  ist  in  der  amerikanischen  Auswanderung  und  in 
den  mit  Hilfe  derselben,  den  Endresultaten  nach  wenigstens  be- 
züglich der  Arbeitslöhne  für  die  Arbeiter  günstigen  Streikbe- 
wegungen gegeben.  In  England  ist  nach  den  offiziellen  Daten 
Wilson  Fox's  die  Erhöhung  gleichfalls  ständig  wahrzunehmen; 
sie  ist  vielleicht  nicht  so  erheblich,  aber  nur  deshalb,  weil  das 
Verhältnis  zwischen  den  industriellen  und  landwirtschaftlichen 
Arbeitslöhnen  niemals  so  ungünstig  war  wie  bei  uns  in  Ungarn. 
Eine  ähnliche  Erhöhung  zeigt  sich  auch  bei  dem  ständig  ange- 
stellten Gesinde.  In  beiden  Fällen  ist  die  Zunahme  der  Löhne 
bei  der  Landwirtschaft  ungleich  lebhafter  wie  bei  der  industriellen 
Arbeit. 

Außer  den  höheren  Arbeitslöhnen  hat  aber  der  Zug  vom 
Land  in  die  Stadt  auch  andere  Ursachen. 

Im  städtischen  Leben  ist  der  Arbeiter  bezüglich  seiner 
Existenz  außerhalb  der  Arbeit  vom  Fabriksherrn  viel  unab- 
hängiger wie  der  landwirtschaftliche  Arbeiter  von  seinem 
Arbeitgeber.  In  der  Fabrikindustrie  hat  der  Arbeiter  nicht 
zu  denken;  er  bewegt  sich  fast  maschinenmäßig.  In  der 
Fabrikarbeit  befindet  er  sich  immer  in  Gesellschaft,  bei  der 
Landwirtschaft  ist  er  zumeist  für  sich  allein.  In  der  Fabrik  lebt 
er  stets  unter  Dach,  zumeist  in  reiner  und  warmer  Luft,  in  der 
Landwirtschaft  unter  freiem  Himmel,  im  Sommer  in  der  Hitze, 
im  Winter  in  der  Kälte.  Außerhalb  der  Arbeit  ist  in  der  Stadt 
die  Zerstreuung  größer,  der  Arbeiter  hat  mehr  Gelegenheit  zur 
Erziehung  seiner  Kinder,  und  das  gesellschaftliche  Leben  ist 
allgemein  viel  angenehmer. 

Wohl  ist  es  wahr,  daß  dem  entgegen  im  Dorfleben  eine 
bessere  physikalische  und  moralische  Luft  herrscht,  aber  dies 
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zieht  der  Arbeiter  für  gewöhnlich  nur  wenig  in  Betracht.  Die 
englische  Physical  Deterioration  Commission,  die  traurige  Re- 
kruten-Statistik aller  westlichen  Staaten,  weisen  offen  auf  den 
physischen  Rückfall  sowohl  betreffs  der  Körpergröße  als  der 
Kraft  hin ;  man  ist  gezwungen  zur  Herabsetzung  der  Rekrutierungs- 
bedingungen, alles  Beweise  dafür,  daß  die  besseren  Bedingungen 
der  industriellen  Arbeit  von  der  Gesamtheit  teuer  erkauft 
sind,  und  daß  sie  im  Grunde  genommen  eine  Art  Kapital 
vergeudenden,  aussaugenden  Systems  sind,  eine  schreckliche 
Kapitalsverschwendung,  die  die  gute  Kraft  der  Rassen  unter- 
gräbt. Die  schrecklichen  Verheerungen  der  ansteckenden  Krank- 
heiten, insbesondere  der  Phthisis,  Syphilis  und  Diphteritis,  die 
höheren  Sterblichkeitsziffern  der  Städte  beweisen,  daß  nicht  nur 
die  Lebenskraft,  sondern  auch  die  Lebensdauer  selbst  ernstlich 
bedroht  ist,  und  daß  die  Bekämpfung  dieser  Wirkungen  eine 
der  wichtigsten  Probleme  ist,  die  die  Not  dem  modernen  Sozial- 
politiker aufgegeben  hat. 

Es  würde  zu  weit  führen,  die  zur  Sanierung  der  Lage  emp- 
fohlenen Mittel  zu  erörtern,  die  fast  sämtlich  nur  partielle 
Heilmittel  sind.  England  marschiert  an  der  Spitze;  denn  die  Übel 
sind  dort  am  brennendsten.  Die  englischen  Gesetzmaßnahmen 
bezüglich  der  Gesundheit  und  Sicherheitskontrolle  haben  fast  alle 
Parlamente  des  Westens  übernommen;  hingegen  steht  bezüglich 
der  Unfall-  und  Invaliditätsversicherung  das  Beispiel  Deutsch- 
lands allen  voran;  während  wiederum  die  Tätigkeit  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeiterwohnungen  unter  behördlicher  Mitwirkung 
nach  dem  Beispiele  Irlands  und  Englands  sich  entwickelte,  ebenso 
auch  die  Bewegung  der  Gartenstädte,  welche  die  Fabriken  und 
deren  Arbeiter  insgesamt  in  gesunde  Gegenden  hinausversetzen 
will,  wie  dies  Lerer  mit  Port  Sunlight,  Cadbury  mit  Bourn- 
vill  und  neuerdings  Barnett  in  Hampstead  auf  rein  gesell- 
schaftlichem Wege  versuchten.  Die  Energie  der  englischen  Ge- 
setzgebung bezüglich  der  gesundheitlichen  Kontrolle  der  Arbeiter- 
wohnungen, die  Erfolge  der  deutschen  Verwaltung  betreffs  der 
Sicherheitskontrolle  der  Bergwerke  sind  glänzende  Resultate. 
All  diese  sind  aber  nur  partielle  Mittel  für  die  Lösung  der 
großen  Frage,  ja  selbst  das  große  Prinzip,  daß  die  Fabrik  die 
Wohlfahrt  der  Arbeiter  heben  soll,  entspricht  nicht  voll  dem 
großen  Ziele,  weil  es  nur  die  Interessen  der  bereits  auf  industrieller 
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Laufbahn  Befindlichen  schützt  und  das  Zuströmen  zur  Industrie 
eher  zu  fördern  geeignet  ist. 

Die  volkswirtschaftlich  gesunde  Lösung  der  Wiederher- 
stellung des  Gleichgewichtes  wird  ohne  Zweifel  nur 
dann  eintreten,  wenn  die  Arbeitslöhne  propor- 
tioniert werden.  Das  bedeutet  in  erster  Reihe  eine 
Steigerung  der  landwirtschaftlichen  Arbeitslöhne,  die  auch  die 
weiteren  Vorzüge  des  Industrialismus  zu  paralysieren  vermag. 
Für  die  Landwirtschaft  spricht  die  gesundere,  abwechslungs- 
reichere Beschäftigung,  für  die  Industrie  das  gesellschaftliche 
Zusammenleben  und  die  größere  Unabhängigkeit.  In  England 
wird  im  allgemeinen  darüber  geklagt,  daß  die  Arbeiter  nicht 
gerne  in  den  zu  der  Farm  gehörenden  Häusern  wohnen. 
Sie  zahlen  lieber  für  die  Miete  der  in  den  Dörfern  befindlichen 
Häuser  mehr,  von  wo  sie  täglich  in  die  Arbeit  gehen  müssen. 
Die  Erklärung  wird  durch  die  größere  Unabhängigkeit  und  das 
gesellschaftliche  Leben  geboten;  das  gezahlte  Plus  an  Geld 
und  die  Mühe  repräsentiert  sozusagen  den  Gegenwert  dieser  Vor- 
teile an  Geld.  Wenn  nun  auch  der  Arbeitslohn  ein  höherer  ist, 
so  ist  es  in  der  Tat  nicht  schwer,  den  Wettbewerb  der  Land- 
wirtschaft bei  Gewinnung  von  Arbeitern  gegenüber  der  In- 
dustrie mit  Aussicht  auf  Erfolg  aufzunehmen. 

Es  besteht  ebenso  ernste  Aussicht  dafür,  daß  der  Preis  der 
Industrieartike  lsinken  und  infolgedessen  auch  die  industriellen 
Arbeitslöhne,  wenn  auch  nicht  sinken,  so  doch  mindestens  stag- 
nieren werden,  wie  dafür,  daß  die  landwirtschaftliche  Produktion 
und  mit  dieser  die  Löhne  der  Feldarbeiter  steigen  werden. 

Ich  meine  hier  nicht  ausschließlich  und  auch  nicht  haupt- 
sächlich die  künstlichen  Einflüsse.  Die  die  Industrieförderung 
betreffende  Politik  eines  jeden  Landes  stößt  schließlich  auf  das 
unüberwindliche  Hindernis  der  internationalen  Märkte.  Die 
Märkte  werden  fortwährend  enger,  der  Wettbewerb  fortwährend 
lebhafter.  Nicht  nur  Weltindustrien,  wie  die  englische  oder  die 
deutsche,  fühlen  den  durch  die  Verengerung  der  Märkte  und  durch 
die  Belebung  des  Wettbewerbes  verursachten  Druck,  sondern 
auch  schon  Länder,  deren  Industrie  sich  erst  zu  entwickeln  be- 
ginnt, wie  z.B.  unsere  ungarische  Eisen- und  Zuckerindustrie.  Die 
Natur  der  Sache  bringt  das  mit  sich.  Wo  überdies  die  Industrie 
durch  die  Ausfuhr  großgezogen  wurde,  dort  sind  nur  die  Grenzen 
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weiter;  die  Überproduktion  aber  tritt  ebenso  ein  wie  in  dem  am 
meisten  isolierten  Staate. 

Dagegen  nimmt  das  landwirtschaftliche  Produktionsgebiet 
immer  zu,  auch  dann,  wenn  die  Industrieproduktion  schon  in 
das  Stadium  der  Kontraktion  gelangt.  Zwischen  einer  steigen- 
den und  einer  sinkenden  oder  mindestens  stationären  Linie 
bringt  die  natürliche  Entwicklung  selbst  die  Nivellierung  zu- 
stande. Fördern  wir  dann  auch  noch  die  landwirtschaftliche 
Produktion  in  künstlicher  Weise  (z.  B.  nach  deutschem  Vorbilde 
durch  Schutzzölle),  so  wird  der  Ausgleichungsprozeß  noch  be- 
schleunigt. Abgesehen  von  dem  politischen  Nachteil  der  Ober- 
wucherung der  Städte  sind  die  Aufrechterhaltung  der  nationalen 
Eigentümlichkeiten,  die  Wahrung  der  physischen  und  mora- 
lischen Gesundheit  schon  an  sich  Grund  genug,  damit  jeder  Staat 
trachte,  alles  zu  tun,  was  zur  Sicherung  dieser  Vorteile  dient. 

Eine  dieser  Pflichten  ist,  alle  gesellschaftlichen  und  gesetzlichen 
Vorteile  dem  landwirtschaftlichen  Arbeiter  nach  Tunlichkeit 
zuteil  werden  zu  lassen.  Ganz  unbefangen  wage  ich  zu  behaupten, 
daß  die  ungarische  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  auf  eine 
vornehme  Rolle  Anspruch  machen  kann.  Die  Regelung  der  ver- 
schiedenen landwirtschaftlichen  Rechtsverhältnisse  (zwischen  den 
Landwirten  und  ihren  Beamten,  zwischen  dem  Landwirt  und 
dem  Gesinde)  durch  ein  Gesetz,  die  Alterspensionen  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  und  Dienstboten,  ihre  Versicherung 
gegen  Unfall  und  Krankheit,  die  Regelung  der  Arbeitsvermittelung, 
die  Unterstützung  des  Baus  von  Gesinde-  und  Arbeiterwohnungen, 
bei  der  Gründung  von  Genossenschaften,  Landwirtschaftsvereinen, 
Erntefesten  usw.,  all  das  sind  weitgehende  und  Erfolg  ver- 
sprechende Versuche  auf  diesem  Gebiet.  Jedenfalls  ist  hier  noch 
sehr  viel  zu  tun.  So  wäre  es  wünschenswert,  neben  der  Organi- 
sation der  Landwirte  auch  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  in 
eine  Organisation  zu  bringen,  aus  der  die  Politik  ausgeschlossen, 
und  durch  welche  die  Mäßigkeit  der  Bewegung  an  sich  ge- 
sichert werden  könnte,  was  aber  nach  dem  Gesagten  derzeit 
fast  unmöglich  ist. 

Im  übrigen  ist  jedoch  dort,  wo  es  sich  hauptsächlich  um 
die  Entwicklung  der  Fähigkeiten  in  entsprechender  Richtung 
handelt,  die  Erziehung  der  Hauptfaktor.  Die  talentierteren 
Kinder  des  platten  Landes  betreten  nicht  deshalb  die  industrielle 
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Laufbahn,  weil  sie  eine  Scheu  vor  der  väterlichen  Beschäftigung 
haben,  sondern  hauptsächlich  deshalb,  weil  sie  dort  zu  höheren 
Löhnen  und  in  bessere  gesellschaftliche  Verhältnisse  gelangen. 
Wir  haben  nachgewiesen,  daß  die  Lockung  der  höheren  Löhne 
infolge  des  natürlichen  Zurückdrängens  des  Industrialismus 
an  Reiz  verlieren  und  vielleicht  zum  großen  Teil  verschwinden 
wird.  Was  aber  die  besseren  gesellschaftlichen  Verhältnisse 
betrifft,  so  kann  die  Gesetzgebung  die  den  landwirtschaftlichen 
Arbeiter   belastenden    Nachteile   wesentlich   vermindern. 

Darüber  hinaus  besteht  aber  schon  zum  Teil  ein  großer  Vor- 
teil in  der  Lage  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  welcher  sich  zum 
Teil  noch  vor  unseren  Augen  vorwärts  entwickelt,  während  er  sich 
bei  der  Industrie  geradezu  rückwärts  entwickelt.  Je  mehr  ein  Land 
in  der  Richtung  des  Industrialismus  fortschreitet,  um  so  weniger 
Aussicht  hat  der  industrielle  Arbeiter,  die  höheren  Stufen  der 
Leiter  zu  erklimmen.  Die  meisten  Arbeiter,  selbst  die  am  meisten 
ausgebildeten  nicht  ausgenommen,  bleiben  immer  Arbeiter. 
Die  Selbständigkeit  des  Kleingewerbetreibenden  kann  bei  dem 
Fortschritt  der  Fabrikindustrie  kaum  aufrecht  erhalten  werden, 
und  selbst  die  Sozialdemokratie  nimmt  ihm  gegenüber  prin- 
zipiell eine  entgegengesetzte  Tendenz  ein,  sowohl  aus  Gründen 
der  Organisation  wie  aus  politischen  Gründen.  In  der  Fabrik 
ist  ein  Vorwärtskommen  sehr  selten,  außerhalb  derselben  aber 
unmöglich,  was  eine  natürliche  Folge  der  Arbeitsteilung  ist. 
Einen  größeren  Wohlstand  kann  der  Fabrikarbeiter  sich  nur 
durch  Aufopferung  seiner  künftigen  Hoffnungen  erkaufen,  und 
das  wird  auch  seine  Lage  sein,  wenn  in  der  Zukunft  even- 
tuell Gopartnership  oder  genossenschaftliche  Produktion  ver- 
wirklicht werden,  und  zwar  notwendigerweise,  weil  die  Fabrik 
eine  einheitliche  Leitung  und  einen  maschinenmäßigen  Arbeiter 
erfordert. 

Dem  gegenüber  werden  sich  die  Aussichten  des  landwirt- 
schaftlichen Arbeiters  auf  Fortschritt  stets  günstiger  gestalten. 
Der  eine  Fortschritt  besteht  darin,  daß  der  unskilled  Arbeiter 
sich  in  immer  größerem  Maße  in  einen  skilled  Arbeiter  umwandelt. 
Der  andere  Fortschritt  besteht  darin,  daß  die  physische  Arbeit 
in  immer  größerem  Maße  durch  die  Maschine  ersetzt  wird.  Auch 
der  industrielle  Arbeiter  hatte  diese  zwei  Vorteile,  nur  genießt  er 
schon  die  Vorzüge  derselben,  und  es  ist  daher  für  ihn  darüber  hin- 
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aus  keine  Besserung  zu  erwarten;  der  landwirtschaftliche  Arbeiter 
aber  tritt  erst  jetzt  in  den  Genuß  dieser  Vorteile  und  zwar  stufen- 
weise. So  bessert  sich  auch  nach  und  nach  seine  Aussicht, 
seinen  besonderen  Fähigkeiten  und  seinem  Fleiß  gemäß  eine 
höhere  Stufe  zu  erlangen. 

Doch  winkt  ihm  noch  eine  weitere  bedeutsame  Aussicht: 
das  Eigentum,  das  ihn  vollkommen  selbständig  macht  und  ihn 
in  eine  höhere  Klasse  versetzt.  Selbst  der  hartnäckige  Verteidiger 
des  Privateigentums  Lord  Salisbury  hielt  die  Zwangsent- 
eignung von  Grundstücken  für  Allottments  als  politisch  gerecht- 
fertigt, wie  es  in  unseren  Tagen  dasSmall-Holdings-Gesetz  fordert, 
das  auch  zur  Schaffung  von  kleinen  Landwirtschaften  das  Ent- 
eignungsrecht gewährt,  wie  das  früher  das  irländische  Gesetz 
Wyndhams  getan  hat,  welches  die  Felder  englischer  Grund- 
besitzer zugunsten  der  Feldarbeiter  irischer  Pächter  enteignet. 
Heute  ist  auch  in  England  schon  dem  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  der  Weg  auf  der  ganzen  Linie  des  Grundeigentums 
frei,  was  in  anderen  Ländern  schon  früher  der  Fall  war. 
Natürlich  mußte  in  erster  Reihe  die  schon  vorhandene  Klasse 
der  Kleingrundbesitzer  geschützt  werden.  In  dieser  Hinsicht 
waren  zum  Teil  die  Syndikate  Frankreichs,  zum  Teil  die  Ge- 
nossenschaftspolitik Deutschlands  und  gleichzeitig  damit  die 
erfolgreiche  Schaffung  der  ungarischen  Landes-Genossenschafts- 
Zentrale,  zum  Teil  die  Normierung  der  Verschuldungsgrenze 
in  Preußen  und  die  verschiedenen  amerikanischen  und  kon- 
tinentalen Heimstättengesetze  die  Hauptmittel.  Neben  der 
Schutztendenz  ging  aber  auch  die  positive  Tendenz  zur  Schaffung 
und  Förderung  der  Klasse  der  Kleingrundbesitzer  einher. 
Abgesehen  von  den  Projekten  mit  sozialistischem  Geschmack 
dienen  auch  die  Ansiedlungen  und  die  Parzellierungen  mit  allen 
ihren  Fragen  diesem  Endzweck,  wofür  der  Gesetzentwurf  Dr. 
Daranyis  über  die  ungarischen  Ansiedlungen  ein  interessantes 
Beispiel  ist.  Da  ein  verhältnismäßig  geringes  erspartes  Kapital 
das  Erwerben  des  Eigentums  ermöglicht,  und  der  Erfolg  die  Folge 
der  Tüchtigkeit  ist,  ist  es  klar,  daß  der  landwirtschaftliche  Ar- 
beiter auf  diesem  Gebiete  gegenüber  dem  industriellen  Arbeiter 
bedeutend  im  Vorteile  ist. 

Es  ist  wahr,  daß  auch  der  industrielle  Arbeiter  von  diesem 
Rechte  Gebrauch  machen  kann,  aber  mit  weniger  Aussicht  auf 
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Erfolg.  Es  wäre  interessant,  zu  erfahren,  wie  viele  Prozente 
der  neuen  Landwirte,  die  früher  industrielle  Arbeiter  waren, 
prosperieren  werden,  und  wie  viele  von  denen,  die  früher  land- 
wirtschaftliche Arbeiter  waren.  Die  Ersterwähnten  werden 
mindestens  mit  den  Übergangsschwierigkeiten  zu  kämpfen  haben, 
und  sie  werden  auch  hier  das  Schulgeld  bezahlen  müssen,  während 
die  Letzterwähnten  eigentlich  nur  die  erfolgreiche  Anwendung 
dessen,  was  sie  früher  gelernt  haben,  genießen.  Daß  die  magic 
of  property  —  wie  es  Young  nennt  —  an  sich  nur  aneifert, 
aber  kein  den  Erfolg  sicherndes  Mittel  ist :  das  fällt  in  die  Augen. 

Und  schließlich  noch  eine  Bemerkung!  Das  ganze  System 
unserer  Erziehung  ist  dem  Industrialismus  günstig.  Da  die 
Städte  die  Zentren  der  höheren  Kultur  sind,  hat  sich  die  ganze 
Aufmerksamkeit  der  pädagogischen  Politiker  diesen  zugewendet. 
Den  Bedürfnissen  der  Städte  entsprechend  haben  wir  auch 
unseren  Elementarunterricht  eingerichtet.  Nur  in  der  jüngsten 
Zeit  beginnen  wir  die  Aufmerksamkeit  des  Kindes  auf  Grund  der 
nature  study  und  hauptsächlich  nach  dem  Vorbilde  der  kanadischen 
Concentrated  school  auf  seine  unmittelbare  Umgebung  zurück- 
zulenken  und  sein  Interesse  für  die  Erscheinungen  der  Natur 
zu  erwecken,  deren  gute  Beobachtung  die  Grundlage  der  erfolg- 
reichen Landwirtschaft  ist.  Auch  Schulgärten  rufen  wir  erst 
seit  kurzem  ins  Leben,  durch  die  wir  das  Interesse  des  Kindes 
der  Natur  wieder  zuführen  und  das  Kind  nach  und  nach  in 
den  Ideenkreis  der  Landwirtschaft  praktisch  einführen.  Ein 
überaus  großer  Teil  der  aus  der  Schule  entlassenen  Kinder  ist 
selbst  in  Ländern,  die  hauptsächlich  auf  die  Landwirtschaft  an- 
gewiesen sind,  wie  zum  Beispiel  in  Ungarn,  nicht  an  ihre  künftige 
Lebensweise  gewöhnt,  sie  sind  davon  tatsächlich  vielmehr  ent- 
wöhnt, und  es  kann  in  der  Theorie  das  Projekt  des  Grafen  Apponyi 
nur  gebilligt  werden,  daß  zu  diesem  Zweck  mindestens  die 
Wiederholungsschule  gesichert  werden  soll.  Doch  wird  das  bei 
dem  heutigen  Unterrichtssystem,  welches  für  jeden  anderen 
Weg,  nur  für  diesen  nicht  Liebe  erweckt  und  die  Aufmerksam- 
keit des  Kindes  hierauf  zu  lenken  vergißt,  jedenfalls  unge- 
nügend sein. 

Wie  immer  die  Sache  stehe,  es  ist  gewiß,  daß,  je  fach- 
mäßiger die  Beschäftigung  des  landwirtschaftlichen  Arbeiters 
wird,  je  mehr  sich  seine  Lage  bessert,  eine  um  so  größere  und 
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sorgfältigere  Vorbereitung  für  diese  Beschäftigung  notwendig 
ist,  wie  es  auch  um  so  notwendiger  wird,  daß  er  zur  Liebe,  zur 
Beobachtung  der  Natur,  zur  Verwertung  ihrer  Lehren  erzogen 
werde.  Das  ist  der  natürlichste  Weg  zur  Sicherung  eines  land- 
wirtschaftlichen Arbeiterstandes. 

Die  entsprechende  Reform  des  Systems  unserer  öffentlichen 
Erziehung,  die  Entwicklung  unseres  Dorflebens,  die  selbst- 
bewußte Schaffung  von  Wohn-  und  Wbhlfahrtseinrichtungen, 
die  humanen  Verfügungen  der  Dienstbotengesetze:  all  das  wird 
jene  Richtung  der  Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Lebens 
fördern,  die,  einer  gesteigerten,  intensiveren  Kultur  zufolge, 
das  Versehen  der  gröberen  Arbeiten  durch  Maschinen  sichert, 
von  den  Arbeitern  größere  Fachbildung  verlangt  und  dadurch 
dieselben  stabiler  macht,  ihnen  ihren  Fähigkeiten  entsprechende, 
stufenweise  steigende  Arbeitslöhne  sichert,  was  wieder  der 
beste  Weg  ist,  um  die  Arbeiterhand  bei  der  Landwirtschaft 
zurückzubehalten. 

Eine  der  traurigsten  Erscheinungen  in  unseren  landwirt- 
schaftlichen Gegenden  ist  der  beim  Morgengrauen  stattfindende 
Taglöhnermarkt.  Es  ist  das  ein  kurzer,  nur  einen  Tag  dauernder, 
fast  durch  vollkommen  primitive  Gebräuche  geregelter  Arbeits- 
markt. Eine  Schar  Arbeitsuchender,  für  die  selbst  die  tägliche 
Existenz  ungewiß  ist,  und  die  von  verzweifelter  Indolenz  oder 
Leidenschaft  erfüllt  sind.  Der  Landwirt,  der  nicht  imstande 
ist,  bei  seiner  dringenden  Arbeit  eventuell  den  letzten  geeigneten 
Arbeitstag  auszunützen,  von  dem  oft  bei  der  Ernte  sein  Jahres- 
einkommen abhängt,  und  der  mit  Zittern  die  aus  dem  Dunkeln 
sich  entwirrende  Arbeitergruppe  erwartet;  der  Taglöhner,  für 
den  selbst  das  täglische  Brot  vom  Zufall  abhängt,  und  für  den 
es  vollkommen  dem  Zufalle  überlassen  ist,  ob  es  regnet,  ob  nicht 
Arbeiter  von  anderwärts  aufgenommen  wurden,  der  dann  ge- 
zwungen ist,  mit  leerer  Hand,  mit  leerem  Beutel,  mit  leerem 
Magen  nach  Hause  zu  seiner  eventuell  ebenfalls  hungernden 
Familie  zurückzukehren,  — gibt  es  ein  asiatischeres  Bild?  Und 
wenn  in  dieses  dunkle  Bild  der  Blitz  der  Leidenschaften  ein- 
schlägt, wer  wird  dann  dafür  verantwortlich  sein?  Etwa  nur 
der  aufreizende  Agitator? 

Auf  der  untersten  Stufe  der  Arbeiterklasse  finden  wir  das 
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größte  Elend,  die  Ungewißheit  des  Erwerbs.  Und  dies  ist  am 
auffallendsten  bei  unseren  landwirtschaftlichen  Saisonarbeitern 
und  noch  auffallender  bei  den  Taglöhnern.  Die  Erbitterung  ist 
ein  schlechter  Ratgeber.  Denjenigen,  der  Arbeit  sucht  und  keine 
Arbeit  findet,  führt  der  Weg  in  der  Regel  in  das  Wirtshaus,  und 
der  Aufenthalt  in  den  Wirtshäusern  ist  das  Treibhaus  der  Krimi- 
nalität. 

Je  systematischer  der  Arbeitsmarkt  ist,  um  so  geringer 
ist  auch  die  Gefahr.  Die  unterste  Stufe  der  Arbeiterklassen  ist 
der  zufällige  Taglöhner  sowohl  bei  der  Industrie,  wie  in  der  Land- 
wirtschaft. Und  da  diese  Klasse  am  meisten  leidet,  sowohl  weil 
ihr  Verdienst  verhältnismäßig  schlecht,  wie  auch  weil  derselbe 
vor  allem  ungewiß  ist,  so  wird  es  für  diese  eben  von  größtem 
Segen  sein,  was  aber  auch  für  den  Arbeitgeber  nur  segensreich 
wäre,  wenn  schon  während  der  Übergangszeit  zur  stufenweisen 
ständigen  Besserung  die  Arbeitsvermittlung  entsprechend 
organisiert  sein  wird. 

Würde  diese  Arbeitsvermittlung  mit  den  Lehrern  der 
Vorbereitungsschulen  in  ständige  Verbindung  gebracht 
sein,  so  könnte  er  die  genaue  Kenntnis  des  Arbeitsmarktes 
auch  in  der  Richtung  verwerten,  daß  er  den  Eltern  der  der 
Schule  entwachsenen  Zöglinge  praktische  Ratschläge  darüber 
erteilt,  welcher  Laufbahn  sie  ihre  Kinder  widmen  sollen.  Da- 
durch würde  der  Lehrer  nicht  nur  den  Eltern,  sondern  auch 
der  Volkswirtschaft  einen  großen  Dienst  leisten,  indem  er  die 
Arbeitsteilung  zwischen  Industrie  und  Landwirtschaft  in  ein 
bedeutend  gesunderes  Bett  für  die  Zukunft  leiten  würde. 
Deshalb  ist  die  Schaffung  dieser  Verbindung  wünschenswert 
und    notwendig. 

(Lauter   und  langer   Beifall.) 

Vorsitzender: 

Das  Wort  hat  Herr  Bezirkskommissär  im  K.  K.  Acker- 
bau-Ministerium,  Dr.  von  F  ü  r  e  r. 

Dr.  Rudolf  Ritter  Fürer  von  Haimendorf-Wien: 

Wenn  wir  die  Frage  der  Verteilung  der  Arbeitskräfte  auf 
Industrie  und  Landwirtschaft  ins  Auge  fassen,  dann  finden  wir, 
daß  eigentlich  nur  die  Landwirtschaft  unter  einer  besonderen 
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Ungunst  der  Verhältnisse  des  Arbeitsmarktes  zu  leiden  hat. 
Die  Industrie  leidet  zu  normalen  Zeiten  in  der  Regel  nicht  an 
einem  Mangel  an  Arbeitskräften.  Nur  Betriebe,  bei  welchen 
mit  schwierigen  anstrengenden  Arbeitsverhältnissen  für  den 
Arbeiter  ungünstige  Lohnverhältnisse  verbunden  sind,  die  nicht 
in  der  Lage  sind,  ihren  Arbeitern  entsprechende  Unterkunft  zu 
verschaffen,  haben  bei  der  Aufrechthaltung  und  Ergänzung  ihres 
normalen  Arbeiterstandes  dauernd  mit  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen. 

In  keinem  Falle  aber  ist  ein  etwaiger  Mangel  an  Arbeits- 
kräften in  der  Industrie  auf  eine  Absorption  dieser  Kräfte  durch 
die  Landwirtschaft  zurückzuführen,  es  ist  vielmehr  immer  die 
Landwirtschaft,  der  durch  die  Industrie  Arbeitskräfte  entzogen 
werden. 

Die  Leutenot  auf  dem  Lande  ist  keine  vorübergehende, 
keine  an  bestimmte  Gegenden  geknüpfte  Erscheinung,  sondern  sie 
ist  dauernd  und  allgemein.  Wir  finden  sie  in  Ländern  mit 
intensivster  Wirtschaftsweise,  wo  relativ  gute  Löhne  gezahlt 
werden,  wir  finden  sie  aber  auch  in  den  Ländern,  die  selbst 
Feldarbeiter  exportieren,  wie  z.  B.  Galizien  und  Ungarn,  weil 
die  dortige  weniger  intensive  Bewirtschaftungsmethode  es  dem 
Grundbesitzer  nicht  gestattet,  jene  Löhne  zu  zahlen,  die  der 
Arbeiter  im  Falle  seiner  Abwanderung  verdienen  kann. 

Ich  glaubte  daher,  ebenso  wie  Seine  Exzellenz,  mein  ver- 
ehrter Herr  Vorredner,  meine  Aufgabe  dahin  lösen  zu  sollen, 
daß  ich  lediglich  die  Frage  untersuche,  worin  das  überall  fühl- 
bare Überfluten  der  landwirtschaftlichen  Arbeitskräfte  zur  In- 
dustrie seinen  Grund  hat,  und  wo  die  Mittel  zu  suchen  sind, 
um  dem  abzuhelfen. 

Herr  von  György  hat  hier  die  Verschiedenheit  in  der  Natur 
der  landwirtschaftlichen  und  der  industriellen  Arbeit  klargelegt 
und  auf  die  große  Bedeutung  hingewiesen,  welche  in  der  Er- 
ziehung des  Kindes  zum  Landarbeiter,  des  Landarbeiters  selbst 
zum  fachlich  ausgebildeten,  ich  möchte  sagen,  gelernten  Ar- 
beiter, liegt.  Ich  bin  mit  Seiner  Exzellenz  in  diesen  Punkten 
vollkommen  einer  Meinung,  glaube  jedoch,  daß  es  zur  Klärung 
der  Frage  beitragen  dürfte,  auch  die  anderen  Momente  zu  be- 
rücksichtigen, die  für  den  Übergang  von  der  Landarbeit  zur 
industriellen  Arbeit  maßgebend  sind. 
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Die  öffentliche  Meinung  geht  heute  dahin,  daß  die  Not  an 
Arbeitskräften  auf  dem  Lande  lediglich  oder  doch  in  erster 
Linie  dem  Zuge  nach  der  Stadt  in  dem  Sinne  zuzuschreiben 
ist,  daß  die  städtischen  Vergnügungen,  das  ungezwungene  Leben 
den  Landarbeiter  der  Industrie  und  dem  Gewerbe  in  die  Arme 
führen.  In  diesem  Schlagworte,  das  wir  täglich  neu  aufgewärmt 
erhalten,  äußert  sich  ein  gewisser  Groll  des  von  seinen  Arbeitern 
verlassenen  Grundherrn.  Aber  diesem  Schlagworte  kann  nicht 
entschieden  genug  widersprochen  werden. 

Der  Zug  zur  Stadt  kommt  gewiß  auch  in  Betracht,  aber 
nicht  in  diesem  Sinne.  Viel  stärker  als  er  ist  ein  anderes  Moment : 
der  Zug  zur  Industrie. 

Dieser  hat  keineswegs  immer  das  Verlassen  der  ländlichen 
Wohnsitze  zur  Folge,  der  Arbeiter  bleibt  in  seinem  ländlichen 
Milieu,  und  er  betreibt,  wenn  es  ihm  möglich  ist,  noch  nebenbei 
ein  wenig  Landwirtschaft.  Die  vielen  Fabriken  in  den  bergigen 
Grenzbezirken  Böhmens,  im  Norden  Mährens  und  die  in  stillen 
Alpentälern  verstreut  liegenden  Industriebetriebe  leiden  nicht 
unter  einem  Mangel  an  Arbeitskräften,  und  dort  bleibt  der 
Arbeiter  in  seiner  Bauernhütte  wohnen,  er  legt  täglich  zweimal 
einen  oft  mehrstündigen  Weg  zur  Fabrik  zurück  und  denkt 
nicht  daran,  sein  Heimatsdorf  zu  verlassen,  solange  der  Industrie- 
betrieb daselbst  ihm  Verdienst  gibt.  Erst  wenn  dieser  ausbleibt, 
und  er  seine  Arbeit  dort  verliert,  dann  wendet  er  sich  der  Stadt 
zu,  nicht  von  der  Sehnsucht  zur  Stadt  getrieben,  sondern  um 
Arbeit  in  dem  Berufe  zu  finden,  den  er  in  der  Heimat  erlernt, 
und  über  den  er  die  landwirtschaftliche  Arbeit,  wenn  sie  ihm 
überhaupt  je  vertraut  war,  verlernt  hat. 

Wenn  sie  ihm  überhaupt  je  vertraut  war.  Denn  eines 
dürfen  wir  nicht  übersehen.  Ein  großer  Teil  der  in  landwirt- 
schaftlichen Verhältnissen  geborenen  Menschen,  die  dann  der 
Industrie  ihre  Arbeitskraft  weihen,  haben  den  Übergang  von 
der  Landwirtschaft  gar  nicht  durchgemacht;  sie  sind  direkt  von 
der  Schule  in  den  industriellen  Betrieb  getreten. 

Aber  auch  derjenige,  der  ursprünglich  in  der  Landwirtschaft 
tätig  war,  wird  ihr  für  immer  entfremdet,  sobald  er  einmal  für 
längere  Zeit  eine  gewerbliche  oder  industrielle  Arbeit  aufgenom- 
men hat. 

Nun  zeigt  sich  aber  eine  Erscheinung,  die  auch  der  am  Lande 
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seßhaften  Industrie  mitunter  schädlich  sein  kann:  die  Stadt 
zieht  nicht  nur  den  Arbeiter,  den  die  Industrie  am  flachen  Lande 
nicht  mehr  ernährt,  an  sich  heran,  sie  hält  ihn  auch  dann  fest, 
wenn  die  städtische  Industrie  ihn  in  Zeiten  rückläufiger  Kon- 
junktur abstößt. 

Der  an  ländliche  Verhältnisse  gewöhnte  Arbeiter  fühlt  sich 
anfangs  in  der  Stadt  nicht  wohl.  Sie  alle,  meine  Herren,  haben 
den  trostlosen  Eindruck  wahrgenommen,  den  die  an  Sonntagen 
in  den  Straßen  der  Städte  meist  mitten  auf  der  Fahrbahn  herum- 
ziehenden Trupps  von  Arbeitern  machen,  die  sichtlich  noch  nicht 
eingelebt  sind,  und  mit  ihrer  freien  Zeit  nichts  anzufangen  wissen. 
Wenn  aber  der  Arbeiter  jahrelang  in  der  Stadt  gelebt  hat,  dann 
lernt  er  ihre  Vorzüge  schätzen,  und  selbst  wenn  sie  ihn  nicht  mehr 
ernährt,  bleibt  er  ihr  treu  und  verstärkt  die  industriellen  Re- 
servetruppen,  vermehrt   das   städtische   Proletariat. 

Ebenso  wie  der  Arbeiter,  der  die  industrielle  Beschäftigung 
zuerst  in  seiner  Heimat  kennen  gelernt  hat,  nicht  die  Stadt  sucht, 
sondern  die  industrielle  Arbeit,  so  strebt  auch  jener  Arbeiter, 
der  direkt  von  der  Feldarbeit  städtische  Industriebetriebe  auf- 
sucht, nur  nach  industriellen  Erwerbsverhältnissen,  die  er  in 
seiner  Heimat  nicht  findet.  Die  Stadt  an  sich  ist  nur  in  Ausnahme- 
fällen das  erstrebte  Ziel. 

Ein  drittes  Moment  ist  der  Zug  von  der  Heimat  fort.  Wenn 
die  ländliche  Heimat  ihre  Söhne  nicht  ernährt,  sei  es  infolge 
erheblicher  Unfruchtbarkeit  des  Bodens,  sei  es  infolge  einer 
ungerechten  Bodenverteilung,  dann  wird  der  landwirtschaftliche 
Arbeiter,  der  Zwerggrundbesitzer,  wie  wir  ihn  z.  B.  in  Galizien 
finden,  geradezu  gezwungen,  die  Heimat  zu  verlassen,  da  drängt 
es  ihn  hinaus  in  die  Fremde,  ohne  daß  er  danach  fragt,  ob  Stadt 
oder  Land,  ob  industrielle  oder  landwirtschaftliche  Arbeit  ihm 
Verdienst  geben  wird.  Von  diesem  Momente  getrieben,  treten 
jährlich  Tausende  galizischer  und  ungarischer  Arbeiter  die 
Reise  an,  und  da  ihnen  nichts  daran  liegt,  den  Boden,  der  ihnen 
fremd  ist,  zu  bebauen,  da  ihnen  die  landwirtschaftlichen  Be- 
triebsverhältnisse in  den  andern  Ländern  kaum  weniger  unver- 
traut sind  wie  gewisse  industrielle  Arbeiten,  so  nehmen  sie  die 
Arbeit  in  Bergbau-  und  anderen  Betrieben  an,  ohne  gerade  nach 
industrieller    Arbeit    verlangt    zu    haben. 

Unter    diesen    hier    flüchtig    skizzierten    Zuständen    leidet 


—    111   — 

natürlich  in  erster  Linie  die  landwirtschaftliche  Produktion, 
leiden  aber  auch  die  großen  Städte,  denen  in  Zeiten  rückgängiger 
Konjunktur  die  Fürsorge  um  die  arbeitslos  gewordenen  Reserve- 
truppen der  Industrie  obliegt,  leiden  die  angesessenen  Arbeiter 
der  Industriegebiete,  die  stets  in  Gefahr  sind,  von  neuen  an- 
spruchsloseren Arbeitern  verdrängt  zu  werden,  und  leidet  — wenn 
auch  vielleicht  zum  Teile  unbewußt  —  die  Industrie,  welche  der 
Versuchung,  gut  ausgebildete  teuerere  Arbeiter  durch  billigere 
schlechtere  Kräfte  zu  ersetzen,  nicht  immer  widerstehen  kann. 
Ich  kann  hier  leider  die  Frage  nicht  einmal  streifen,  welch' 
hemmenden  Einfluß  es  auf  die  Stabilisierung  des  sozialen 
Friedens  hat,  daß  demselben  Arbeitgeber  immer  wieder  andere 
Arbeitnehmer  gegenüberstehen. 

Die  Beseitigung  der  erwähnten  Zustände  kann  in  erster 
Linie  nur  in  der  Beseitigung  ihrer  Ursachen  liegen,  und  diese 
kann  nur  erfolgen  durch  die  Abschwächung  des  Zuges  zur 
Industrie,  des  Zuges  zur  Stadt  und  des  Zuges  von  der  ländlichen 
Heimat  fort. 

Was  den  Arbeiter  an  die  Industrie  heranzieht,  sind  vor 
allem  die  höheren  Löhne.  Daß  ihn  leichtere  Arbeit  anlockt,  ist 
wohl  nur  selten  der  Fall.  Die  Arbeit  an  der  Maschine,  im  tosenden 
Lärm  der  Arbeitsstätte,  die  Bergarbeit  unter  Tag  hat  für  den 
an  Tätigkeit  in  freier  Luft  gewöhnten  Mann  nichts  Verlockendes. 
Auch  ist  die  landwirtschaftliche  Arbeit  stets  abwechlungsreicher. 
Die  Hauptsache  ist  der  höhere  Lohn.  Der  Lohn  des  landwirt- 
schaftlichen Taglöhners  ist  nicht  so  gestiegen,  wie  es  die  Zeit 
erforderte.  Thünen  hat  im  „Isolierten  Staat"  ausgerechnet, 
daß  das  Einkommen  einer  Taglöhnerfamilie  auf  seinem  mecklen- 
burgischen Gute  Tellow  während  der  Jahre  1833  bis  1847  im 
Durchschnitte  196  V2  Taler,  das  ist  nahezu  600  Mark  betrug. 
Vor  kurzem  wurden  die  Einkommensverhältnisse  deutscher 
Taglöhnerfamilien  in  der  Gegenwart  erhoben,  und  es  ergab  sich 
hier  im  Durchschnitte  ein  Einkommen  von  1  000  Mark.  — 
600  Mark  im  Jahre  1840  waren  aber  mehr  als  heute  1  000  Mark. 
Sobald  die  Landwirtschaft  in  bezug  auf  die  Löhne  mit  der 
Industrie  konkurrieren  kann,  braucht  sie  sich  nicht  mehr  so  sehr 
um  die  Beschaffung  der  Arbeitskräfte  zu  sorgen.  Die  Einführung 
von  Akkordlöhnen  wird  mit  Recht  von  fachlicher  Seite  als  ein 
geeignetes  Mittel  zur  Besserung  der  Lohnverhältnisse  bezeichnet. 
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Sie  würde  auch  ermöglichen,  daß  die  Arbeitszeit  geregelt 
und  damit  herabgesetzt  werden  kann,  wodurch  eine  weitere 
Attraktion  der  Industrie  wegfiele.  Die  Reform  des  total  ver- 
alteten landwirtschaftlichen  Arbeitsvertrages  würde  gleichfalls 
die  Werbekraft  der  Industrie  abschwächen.  Ein  weiteres  Moment, 
das  heute  insbesondere  in  Österreich  schon  zugunsten  der  In- 
dustrie entscheidet,  ist  die  Ungleichheit  in  bezug  auf  die  soziale 
Versicherung.  Vor  allem  eine  weitgehende  Versicherung  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  gegen  Betriebsunfälle,  die  leider 
auch  die  letzte  Sozialversicherungsvorlage  der  österreichischen 
Regierung  vermissen  ließ,  wäre  von  großer  Bedeutung.  Bei  allen 
diesen  Momenten  müssen  wir  beachten,  daß,  wie  ich  schon  früher 
erwähnte,  meist  in  der  frühen  Jugend  der  Landbewohner  die 
Entscheidung  fällt,  ob  er  dem  Berufe  seiner  Eltern  treu  bleibt 
oder  zur  Industrie  übergeht.  Und  hier  entscheiden  doch  vor- 
wiegend die  Eltern,  für  die  der  höhere  Lohn,  die  bessere  Ver- 
sorgung ihres  Kindes  im  Falle  von  Krankheiten  und  Betriebs- 
unfällen bestimmend  sind. 

Ein  gewichtiger  Faktor  ist  aber  auch  die  geringe  Verdienst- 
möglichkeit für  den  landwirtschaftlichen  Arbeiter  im  Winter. 
Die  Zeiten,  wo  die  Wintertage  dem  Drusche,  die  langen  Abende 
dem  Drehen  von  Stricken  und  Strängen  durch  die  Knechte  und 
dem  Spinnen  oder  Talglichtziehen  durch  die  Mägde  gewidmet 
waren,  sind  vorbei.  Während  das  Verhältnis  zwischen  Winter-  und 
Sommerarbeitsmenge  zur  Zeit  der  Feldgraswirtschaft  1  zu  1,4  war, 
ist  es  heute  bei  intensiver  Bewirtschaftung  1  zu  2,6,  der  Bedarf 
des  arbeitsreichsten  Monats  verhält  sich  zu  dem  des  arbeits- 
ärmsten wie  4:1.  Der  für  den  Tag  entlohnte  Landarbeiter  ist 
im  Winter  ohne  Verdienst,  und  dann  beneidet  er  wohl  besonders 
den  Fabrikarbeiter  und  wünscht  seinen  Kindern  das  gleiche 
glücklichere  Los.  Die  Einführung  landwirtschaftlicher  Haus- 
industrien wäre  geeignet,  diese  Lücken  auszufüllen. 

Daß  schließlich  die  niedrige  soziale  Stellung,  die  große  Ab- 
hängigkeit vom  Herrn  und  die  Aussichtslosigkeit,  jemals  im  Leben 
vorwärts  zu  kommen,  im  Landarbeiter  den  Wunsch  nach  Ver- 
änderung seiner  Lage  oder  wenigstens  der  seiner  Kinder  er- 
wachen läßt,  darf  gleichfalls  nicht  übersehen  werden. 

Diese  rein  psychologischen  Momente  sind  es,  welche  auch 
den  Zug  nach  der  Stadt,  abgesehen  von  dem  Zuge  zur  Industrie, 


—     113     - 

hervortreten  lassen.  Die  Stadt  erscheint  dem  Landarbeiter  als 
eine  reine  Demokratie,  während  er  in  seiner  Dorfgemeinde  unter 
dem  Druck  einer  übermächtigen  Oligarchie  seufzt.  Und  deshalb 
könnte  die  Demokratisierung  der  Landgemeinden  nur  dazu  bei- 
tragen, den  Arbeiter  an  seine  Heimat  zu  fesseln. 

Was  denjenigen  Arbeiter,  der  einmal  städtische  Verhältnisse 
kennen  gelernt,  besonders  abschreckt,  sind  die  vielfach  ungemein 
schlechten  Wohnungsverhältnisse  auf  dem  Lande,  die  Unzuläng- 
lichkeit der  Armenpflege  und  der  Mangel  jeglicher  kultureller 
Einrichtungen.  Die  ländliche  Wohlfahrtspflege,  die  ja  gerade  in 
Deutschland  so  erfreulich  einsetzt,  findet  hier  ein  weites  Feld 
zur  Arbeit,  und  durch  ihre  Förderung  wird  gewi,ß  in  dem  Land- 
arbeiter die  Liebe  zu  seiner  Heimat  gefestigt  werden. 

Ich  habe  vorhin  erwähnt,  daß  die  Abwanderung  vom  Lande 
vielfach  geradezu  diktiert  wird  durch  die  ungünstigen  Bodenbesitz- 
verhältnisse. Die  Gebiete  mit  vorwiegendem  Großgrundbesitze 
sind  die  der  stärksten  Abwanderung  der  ländlichen  Bevölkerung 
und  des  stärksten  Arbeitermangels.  Nur  durch  die  Schaffung 
von  Kleinbauern-  und  Landarbeiterstellen  kann  dem  abgeholfen 
werden.  Alle  Bestrebungen  auf  Erhaltung  des  landwirtschaft- 
lichen Mittelstandes  einerseits,  auf  Neuschaffung  von  Bauern- 
stellen anderseits,  sind  hier  zu  begrüßen. 

Die  Aktionen  zur  Entschuldung  des  Bauernstandes  sowie 
die  neueren  Versuche  der  inneren  Kolonisation,  wie  sie  die  deut- 
schen und  die  polnischen  Ansiedlungsgesellschaften  durchführen, 
wirken  hier  zusammen.  Aber  auch  die  Schaffung  landwirtschaft- 
licher Hausindustrien  kann  nicht  nur  den  Arbeitsmangel  im 
Winter  ersetzen,  sondern  auch  zum  ständigen  Nebenerwerb  werden. 

In  dieser  Frage,  meine  sehr  geehrten  Herren,  laufen  alle 
Nerven  der  gesamten  Agrarpolitik  zusammen,  und  nur  eine 
glückliche  Lösung  des  ganzen  ungeheueren  Komplexes  von 
Problemen  wirtschaftlicher  und  sozialer  Natur  wird  die  ungünstige 
Lage  des  landwirtschaftlichen  Arbeitsmarktes,  die  heute  schon 
in  manchen  Gebieten  zum  Übergange  von  der  intensiven  zur 
extensiven  Wirtschaftsweise  geführt  hat  und  daher  für  die  All- 
gemeinheit in  höchstem  Grade  bedenklich  geworden  ist,  ver- 
bessern können;  dem  Arbeitsnachweise  bleibt  nur  ein  bescheidener 
Einfluß  auf  eine  den  Bedürfnissen  der  Industrie  und  der  Land- 
wirtschaft gerecht  werdende  Verteilung  vorbehalten. 
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Dieser  Einfluß  wird  entweder  ein  präventiver  sein,  indem 
er  die  Abwanderung  von  der  Landwirtschaft  verhütet,  oder  ein 
positiver,  indem  er  die  städtische,  bezw.  industrielle  Arbeiterschaft 
über  die  günstigen  Arbeitsbedingungen  in  der  Landwirtschaft 
aufklärt  und  sie  dieser  wieder  zuführt.  Hinsichtlich  der  Orga- 
nisation der  Arbeitsvermittlung  ist  festzuhalten,  daß  der  all- 
gemeine, vornehmlich  der  Industrie,  dem  Gewerbe  und  dem 
Haushalte  dienende  Arbeitsnachweis  die  Aufgabe  hat,  grund- 
sätzlich die  Arbeitssuchenden  an  sich  herantreten  zu  lassen;  nur 
in  Ausnahmefällen  hat  er  sie  aufzusuchen ;  er  dient  in  der  heutigen 
Zeit  mehr  den  Arbeitsnehmern  und  ist  das  wichtigste  Mittel  zur 
Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit. 

Der  landwirtschaftliche  Arbeitsnachweis  hat  dagegen  heute 
die  Aufgabe,  die  für  die  Landwirtschaft  notwendigen  Arbeits- 
kräfte ausfindig  zu  machen,  sie  anzuwerben.  Er  dient  unter  den 
obwaltenden  Verhältnissen  mehr  den  Interessen  der  Arbeitgeber. 
Aus  diesen  grundsätzlichen  Verschiedenheiten  ergeben  sich  mehr- 
fache Differenzen  in  der  inneren  Organisation  dieser  Nachweise. 
Insbesondere  ist  der  landwirtschaftliche  Arbeitsnachweis  berufen, 
in  einem  viel  höheren  Maße  beim  Abschlüsse  der  Arbeitsverträge 
mitzuwirken,  er  hat  zwischen  dem  Arbeitnehmer  und  dem  Arbeit- 
geber zu  verhandeln  und  hat  nicht  nur  die  kontrollierende  Funk- 
tion des  allgemeinen  Arbeitsnachweises.  Deshalb  muß  der  Grund- 
satz aufgestellt  werden,  daß  die  Versorgung  der  Landwirtschaft 
mit  Arbeitskräften  mit  Erfolg  nur  durch  besonders  eingerichtete 
Facharbeitsnachweise  durchgeführt  werden  kann,  die  jedoch  mit 
dem  allgemeinen  Arbeitsnachweise  in  enger  steter  Fühlung  stehen 
und  sich  in  dem  Rahmen  der  Organisation  des  öffentlichen 
Arbeitsnachweises  einpassen  müssen.  Nur  die  in  Landstädten 
bestehenden  öffentlichen  Arbeitsnachweise  werden,  soweit  es 
sich  um  die  Vermittlung  einheimischer  Arbeiter  handelt, 
leichter   diese   Funktion   selbständig  erfüllen  können. 

Schließlich  gestatten  Sie  mir  noch  folgende  Bemerkung: 
Ungarn  und  der  Osten  Österreichs  können  heute  noch  an  Deutsch- 
land eine  gewisse  Menge  von  Arbeitskräften  für  die  Landwirt- 
schaft und  die  Industrie  abgeben,  wie  Ungarn  auch  an  Österreich 
insbesondere  für  die  Landwirtschaft  Arbeiter  liefert. 

Diese  Wechselbeziehungen  bedürfen  dringend  einer  Regelung, 
und  os  erscheint  unbedingt  geboten,  daß  diese  Wanderungen  von 
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Seiten  der  Öffentlichkeit  geleitet  und  jede  private  Vermittlung 
vollkommen  ausgeschaltet  werde. 

Aus  diesem  Grunde  wäre  eine  innige  Fühlungnahme  zwischen 
den  Organisationen  für  öffentliche  Arbeitsvermittlung  in  den  drei 
Staaten  Mitteleuropas  überaus  wünschenswert. 

(Beifall.) 

Vorsitzender: 

Das  Wort  hat  der  Domänendirektor  im  Königl.  Ungarischen 
Ackerbau-Ministerium,  Herr  Dr.  S  i  e  r  b  ä  n. 

Domänendirektor  Dr.  Sierbän-Budapest: 

Zur  Sicherung  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  des 
Staates  und  zur  Wahrung  des  friedlichen  Zusammenwirkens 
und  der  harmonischen  Funktion  der  verschiedenen  gesellschaft- 
lichen Schichten  ist  die  richtige  Lösung  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiterfrage  aus  wirtschaftlichen  und  sozialen  Gesichtspunkten 
ein  Faktor  von  größter  Wichtigkeit. 

Im  Interesse  dieses  harmonischen  Zusammenwirkens  haben 
die  Staaten  zu  jeder  Zeit  verschiedene  Gesetze  und  Gesetzeskraft 
besitzende  Verfügungen  erlassen,  welche  den  ungestörten  Ver- 
lauf und  die  Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Lebens  ermög- 
lichten. Auch  in  Ungarn  waren  seit  Begründung  der  Staatlich- 
keit derartige,  den  damaligen  Verhältnissen  entsprechende  Ver- 
fügungen in  Geltung,  doch  wurden  während  der  jüngsten  11  Jahre 
zahlreiche,  den  modernen  sozialen  Prinzipien  entsprechende 
gesetzliche  Verfügungen  größtenteils  im  Interesse  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  eingeführt,  welche  jedoch,  obwohl  sie  im 
Interesse  der  Arbeiter  geschaffen  wurden,  gleichzeitig  auch  die 
Interessen  der  Arbeitgeber  schützen  und  die  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung sichern. 

Solche  wichtigere  Gesetze  sind:  G.  A.  II:  1898  über  die 
Regelung  der  Rechtsverhältnisse  zwischen  den  Arbeitgebern 
und  den  landwirtschaftlichen  Arbeitern; 

G.  A.  XLI:  1899,  über  die  bei  den  Wasserbauarbeiten,  bei 
dem  Straßen-  und  Eisenbahnbau  verwendeten  Tagelöhner  und 
Arbeiter; 
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G.  A.  XLII:  1899,  über  die  landwirtschaftlichen  Arbeits- 
unternehmer und  Hilfsarbeiter; 

G.  A.  XXVIII:  1900,  über  die  Forstarbeiter; 
G.  A.  XXIX:   1900,  über  die  Regelung  der  Rechtsverhält- 
nisse zwischen  den  Tabakproduzenten  und  den  Tabakgärtlern; 
G.  A.  XVI:  1900,  und  XIV:  1902,  über  die  Unterstützungs- 
kasse landwirtschaftlicher  Arbeiter   und   Dienstboten; 

G.  A.  XLV:  1907,  über  die  Regelung  des  Rechtsverhältnisses 
zwischen  den  Landwirten  und  dem  landwirtschaftlichen  Gesinde 
und  schließlich 

G.  A.  XLVI:  1907,  über  die  staatliche  Unterstützung  der 
Errichtung    von    landwirtschaftlichen    Arbeiterhäusern. 

Von  der  Erörterung  aller  dieser  wichtigen  sozialen  Gesetze 
muß  ich  hier  absehen,  weil  nur  die  Frage  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeitervermittlung  den  Gegenstand  meines  Vortrages 
bildet,  welche  Frage  auch  die  ungarische  Gesetzgebung  für  so 
wichtig  hielt,  daß  sie  im  §  77  des  Arbeitergesetzes  vom  Jahre  1898 
den  Ackerbauminister  ermächtigte,  die  Sache  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeitervermittlung  durch  eine  Verordnung  zu  regeln. 
Dieses  Statut  und  die  zehnjährigen  Resultate  desselben 
werde  ich  Ihnen  später  in  großen  Umrissen  darlegen. 

Die  durch  das  praktische  Leben  zur  Reife  gebrachte,  aus 
wirtschaftlichem  und  sozialem  Gesichtspunkte  so  wichtige  Frage 
der  Arbeitervermittlung  durchdrang  die  ungarische  Gesetz- 
gebung, als  sie  es  für  notwendig  hielt,  dieselbe  gesetzlich  und  statu- 
tarisch zu  regeln,  und  die  Ergebnisse  der  seit  der  Einführung 
des  Gesetzes  verflossenen,  ein  Dezennium  übersteigenden  Zeit 
haben  die  Weisheit  der  Gesetzgebung  gerechtfertigt. 

Diejenigen  Arbeiter,  welche  die  Arbeitsvermittlung  in  An- 
spruch nehmen,  also  nicht  an  Ort  und  Stelle  Arbeit  finden,  sind 
die  ärmsten  Bürger  des  Landes.  Sie  müssen  ihre  Heimstätte  und 
zumeist  auch  ihre  Familie  verlassen,  um  längere  Zeit,  oft  Monate 
hindurch  unter  den  primitivsten  Lebensverhältnissen  für  sich 
und  ihre  Familienmitglieder  das  tägliche  Brot  zu  erwerben. 

Diese  armen  Elemente,  oft  mit  sehr  beschränktem  Gesichts- 
kreis, sind  tatsächlich  auf  die  Unterstützung  angewiesen  und 
verdienen  es  billigerweisc,  daß  die  Staatsgewalt  in  ihrem  Interesse 
vermittle  und  sie  nicht  den  Privatinteressen  Einzelner  zur  Aus- 
beutung ausliefere. 
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Es  liegt  im  staatlichen  Interesse,  daß  jeder  Arbeiter  in  seinem 
Vaterlande  Arbeit  und  Erwerb  finde  und  so  sich  und  seiner 
Familie  die  Existenz  sichere;  doch  ist  es  auch  ein  staatliches 
Interesse,  daß  zur  tunlich  besten  Bebauung  des  Bodens  und  zur 
rechtzeitigen  Einheimsung  der  Produkte  stets  zur  rechten  Zeit 
Arbeiterhände   in   entsprechender   Zahl    zur  Verfügung   stehen. 

Aus  sozialem  Gesichtspunkte  aber  ist  es  sehr  richtig  und 
billig,  daß  der  Staat  bei  der  Arbeitervermittlung  mit  den  ihm 
zu  Gebote  stehenden  Organen  unentgeltlich  mitwirke,  weil  die 
Interessen  der  armen  und  vollkommen  unorientierten  Arbeiter 
dort,  wo  die  Arbeitervermittlung  auf  privatem  Wege  abgewickelt 
wird,  nicht  in  solchem  Maße  geschützt  sein  können,  als  wenn 
dieselbe  Arbeit  durch  unbeteiligte  behördliche  Organe  unter 
staatlicher  Aufsicht  besorgt  wird. 

Die  Arbeitervermittlung  ist  nicht  nur  in  dem  Staate  not- 
wendig, wo  ein  Überschuß  von  Arbeiterhänden  vorhanden  ist, 
sondern  auch  in  jenem  Staate,  der  infolge  des  Arbeitermangels 
auf  einen  Arbeiterimport  angewiesen  ist,  weil  weder  die  Arbeits- 
gelegenheit noch  die  Arbeiter  in  solchen  Proportionen  verteilt 
sind,  daß  eine  Mobilisierung  der  Arbeiter  nicht  notwendig  wäre. 
Es  ist  jedoch  sehr  natürlich,  daß  jeder  Staat  nur  auf  seinem 
eigenen  Gebiete  Arbeiter  staatlich  oder  durch  behördliche  Or- 
gane vermitteln  kann;  denn  wenn  regelmäßige  wirtschaftliche 
Verhältnisse  vorausgesetzt  werden,  soll  jede  Arbeiterhand  im 
eigenen  Vaterlande  Beschäftigung  und  Existenz  finden. 

Die  gegenwärtige  landwirtschaftliche  Produktion  kann  durch 
einen  intensiven  Betrieb  noch  gesteigert  werden,  und  infolgedessen 
können  noch  viel  mehr  Arbeiter  als  heute  in  der  Landwirtschaft 
Verwendung  finden.  Wenn  demnach  die  überflüssig  scheinenden 
Arbeiter  in  größeren  Massen  auf  dem  Gebiete  fremder  Staaten, 
wenn  auch  nur  zeitweilig,  Arbeit  übernehmen,  so  hemmen  sie 
dadurch  die  wirtschaftliche  Entwicklung  und  den  Fortschritt  ihres 
eigenen  Staates.  Der  Übergang  wird  noch  durch  den  Umstand 
erschwert,  daß  dort,  wo  Arbeiter  in  überflüssiger  Zahl  vorhanden 
sind,  die  Arbeitslöhne  niedriger  sind  als  in  Staaten,  die  auf  einen 
Arbeiterimport  angewiesen  sind.  Die  höheren  Arbeitslöhne, 
welche  die  Importstaaten  infolge  ihrer  entwickelteren  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  gewähren  können,  beeinflussen  daher  auch 
die  Arbeitslöhne  der  Arbeiter  exportierenden  Staaten. 
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Dieser  Umstand  ist  von  besonderer  Wichtigkeit  in  solchen 
Staaten,  zu  denen  auch  Ungarn  gehört,  aus  welchen  andere  Staaten 
Arbeiter  importieren,  während  die  landwirtschaftlichen  Produkte 
derselben  auf  den  Export  angewiesen  sind,  die  Staaten  aber  gegen 
den  Import  der  Produkte  sich  mit  hohen  Zöllen  schützen.  Der 
Arbeiter  importierende  Staat  verwertet  demnach  seine  Produkte 
besser,  erhöht  dadurch,  daß  er  höhere  Arbeitslöhne  zahlen  kann, 
die  Arbeitslöhne  des  Arbeiter  exportierenden  Staates  und  ver- 
teuert dadurch  die  Produktion. 

Die  Lage  Ungarns  ist  in  dieser  Hinsicht  eine  ganz  spezielle. 
Oberflüssig  scheinende  Arbeiter  wandern  in  Hoffnung  auf  einen 
großen  Erwerb  und  rasche  Bereicherung  nach  Amerika  aus, 
verdingen  sich  zur  provisorischen  Arbeit  in  beträchtlicher  Zahl 
nach  Deutschland,  dessen  entwickeltere  Landwirtschaft  den  be- 
reits geschilderten  Wettbewerb  verursacht,  und  verdingen  sich  — 
aus  dem  südlichen  und  südöstlichen  Teil  des  Landes  —  auch  nach 
Rumänien  für  landwirtschaftliche  Arbeiten,  die  eine  größere  Ge- 
schicklichkeit erheischen,  während  in  Ungarn,  wenn  dessen  Land- 
wirtschaft in  intensiver  Richtung  entwickelt  wird  und  seine  In- 
dustrie nur  einigermaßen  fortschreitet,  zweimal  soviel  Menschen 
als  heute  Nahrung  finden  könnten,  und  in  weiterer  Zukunft  von 
einem  Arbeiterüberschuß  keine  Rede  wäre. 

Diese  kleine  Abschweifung  mußte  ich  mir  gestatten,  um  zu 
motivieren,  warum  ich  es  für  begründet  erachte,  daß  der  Staat 
und  dessen  Behörden  Arbeiter  für  das  Gebiet  fremder  Staaten 
nicht  vermitteln  sollen. 

Den  freien  Staatsbürger  kann  der  Staat  in  seinen  Ent- 
schließungen nicht  behindern,  doch  kann  er  in  eigenem  Interesse 
dazu  seine  hilfreiche  Hand  verweigern.  Demgegenüber  ist  jedoch 
jedes  im  Inlande  in  dieser  Sache  gebrachte  noch  so  große  Opfer 
ein  billiges. 

Im  Inlande  sind  nämlich  —  und  in  dieser  Richtung  gibt 
es  kaum  eine  Ausnahme  —  in  der  Arbeiterfrage  das  Angebot 
und  die  Nachfrage  nicht  gleichmäßig  verteilt;  die  Evidenzhaltung 
der  Arbeitsgelegenheit  und  das  Angebot  der  Arbeiterhand  liegen 
daher  nicht  nur  im  Interesse  der  Arbeiter,  sondern  auch  in  dem 
der  Arbeitgeber. 

In  dieser  Hinsicht  erfordern  solche  Verhältnisse,  wie  sie 
auch  in  Ungarn  bestehen,  eine  besondere  Beurteilung,  weil  die 


—     119     — 

Nachfrage  nach  Arbeitern  selbst  in  kleineren  Umkreisen  sich 
von  Jahr  zu  Jahr  ändert.  Es  kam  vor,  daß  aus  einer  Gegend, 
in  der  in  einem  Jahre  Arbeiter  in  überflüssiger  Zahl  vorhanden 
sind,  die  Auswanderung  so  große  Dimensionen  annimmt,  daß  in 
der  folgenden  Arbeits-Saison  die  größte  Arbeiternot  eintritt, 
und  die  Grundbesitzer  gezwungen  sind,  Arbeiter  aus  einer 
anderen  Gegend  zu  holen.  Im  Jahre  1908  hinwieder  zeigte  sich 
infolge  der  größeren  Rückwanderung  aus  Amerika  in  derselben 
Gegend  eventuell  ein  Arbeiterüberschuß. 

Es  kam  vor,  daß,  während  heimische  Arbeiter  —  abge- 
sehen von  den  amerikanischen  Auswanderern  —  sich  zeitweilig 
ins  Ausland  verdingen,  in  der  nächsten  Nähe  derselben 
Gegend  hinwieder  aus  dem  Auslande  zeitweilig  Arbeiter 
importiert  werden  mußten. 

Auch  mit  Rücksicht  auf  diese  ungesunde  Lage  regelte  der 
ungarische  Staat  auf  Grund  der  in  dem  zitierten  Gesetzartikel 
vom  Jahre  1898  erhaltenen  Ermächtigung  die  Arbeitervermitt- 
lung durch  die  im  Jahre  1899  seinerzeit  erlassene  Verordnung, 
die  ich  im  Nachfolgenden  skizziere: 

Die  Verordnung  zerfällt  in  zwei  Teile.  Im  ersten  Teil 
regelt  sie  in  8  Paragraphen  die  landwirtschaftliche  Arbeiter- 
vermittlung; der  zweite  Teil,  in  4  Paragraphen,  enthält  die  auf 
die  privaten  Arbeitervermittler  bezüglichen  Verfügungen. 

Der  behördliche  Arbeitervermittler  und 
der  Stellvertreter  desselben  werden  in  Städten  mit  geregeltem 
Magistrate  und  in  Großgemeinden  aus  der  Reihe  der  Mitglieder 
des  Vorstandes  oder  des  Magistrats  oder  aber  des  Hilfspersonals 
durch  den  Vertretungskörper  bestimmt. 

Mit  Genehmigung  des  Vizegespans  des  Komitats  kann  zum 
Vermittler  auch  eine  Privatperson,  die  kein  öffentliches  Amt 
bekleidet,  gewählt  werden. 

Der  kommunale  Arbeitervermittler  unter- 
steht dem  Oberstuhlrichter  des  Bezirks. 

Die  Erfüllung  der  Vermittlungsaufgaben  bildet  eine  Amts- 
pflicht des  Betrauten,  ihre  Vernachlässigung  aber  ein  Diszipli- 
narvergehen. Die  Bestallung  kann  jederzeit  zurückgezogen 
werden. 

Die  Repräsentanz  kann  für  den  Vermittler  ein  Honorar 
feststellen;  derselbe  kann  für  jeden  auf  Ersuchen  der  Parteien 
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geschriebenen  Brief  und  für  jedes  derartige  Telegramm  von  der 
Partei  20  Heller  einheben. 

Auf  Grund  eines  vom  Vizegespan  des  Komitats  erstatteten 
Berichtes  kann  der  Ackerbauminister  den  kommunalen  Ver- 
mittlern für  hervorragende  Dienste  Prämien  anweisen. 

Der  kommunale  Arbeitervermittler  führt  über  die  sich  mel- 
denden, dort  ansässigen  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  die  ge- 
neigt sind,  sich  gruppenweise  in  andere  Gegenden  zu  verdingen 
und  über  Arbeiter  suchende  Arbeitgeber  besondere  Verzeich- 
nisse. Er  erteilt  der  Arbeitervermittlungs-Sektion  des  Acker- 
bauministeriums, den  munizipalen  und  kommunalen  Arbeiter- 
vermittlern, Arbeitgebern  und  Arbeitern  Aufklärung;  unter- 
stützt die  Arbeiter  durch  Förderung  des  Vertragsabschlusses 
in  entsprechender  Weise;  wenn  Angebot  und  Nachfrage  hin- 
sichtlich der  Arbeiter  keine  Ausgleichung  finden,  meldet  er 
die  Daten  dem  munizipalen  Arbeitervermittler  und  der  Arbeiter- 
vermittlungs-Sektion des  Ackerbauministeriums  an,  und  wenn 
in  den  angemeldeten  Daten  eine  Änderung  eintreten  sollte,  so 
hat  er  auch  hierüber  Bericht  zu  erstatten. 

Der  munizipaleArbeitervermittler  wird  von 
der  Kommunität  des  Munizipiums  bestimmt.  Für  diese  Würde 
kann  jeder  vermittelnde  Beamte  des  Munizipiums,  ebenso  auch 
auf  Empfehlung  des  landwirtschaftlichen  Vereins  der  Sekretär 
dieses  Vereins  oder  eine  ein  öffentliches  Amt  nicht  bekleidende, 
aber  am  Sitz  des  Munizipiums  wohnhafte  Privatperson  präsentiert 
werden. 

Auf  Vorschlag  des  Vizegespans  bewilligt  der  Ackerbaumi- 
nister für  den  Vermittler  im  Verhältnisse  zu  den  gelieferten 
Daten  ein  jährliches  Honorar. 

Die  Aufgabe  des  munizipalen  Vermittlers  ist,  die  von  den 
kommunalen  Vermittlern  eingelangten  Daten  allwöchentlich 
jenen  Gemeinden  seines  Komitats,  in  welchen  sich  Arbeiter  oder 
Arbeitersuchende  gemeldet  haben,  wie  auch  den  benachbarten 
munizipalen  Vermittlern  per  Post  einzusenden  oder  telephonisch 
mitzuteilen.  Er  erteilt  den  sich  meldenden  Parteien  Aufklä- 
rung und  unterstützt  die  Arbeitgeber  und  die  Arbeiter  durch 
Förderung  der  Vertragsabschlüsse. 

Die  Arbeitervermittlungs-Sektion  des 
Ackerbauministeriums  führt  auf  Grund  der  von  den 
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kommunalen  und  munizipalen  Vermittlern  eingelangten  Berichte 
Evidenzhaltungen  über  die  Arbeitsuchenden  und  die  Arbeits- 
gelegenheiten, erteilt  den  sich  an  die  Sektion  wendenden 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  mündlich,  brieflich  oder  telegraphisch 
die  verlangten  Aufklärungen  unentgeltlich  und  verkehrt  direkt 
mit  den  Vermittlern. 

Zur  geschäftsmäßigen  Ausübung  der  pri- 
vaten landwirtschaftlichen  Arbeitervermittlung 
kann  auf  Vorschlag  des  kompetenten  munizipalen  Verwaltungs- 
ausschusses der  Ackerbauminister  die  Bewilligung  erteilen, 
jedoch  nur  einer  Person,  die  die  ungarische  Staatsbürgerschaft 
besitzt,  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  begangenen  Verbrechens 
oder  Vergehens  nicht  bestraft  war  und  nicht  unter  einer  Strafe 
steht,  die  ihr  die  Führung  eines  ähnlichen  Geschäftes  verbietet. 
Der  private  Arbeitervermittler  hat  die  durch  den  Acker- 
bauminister festgestellte  Kaution  in  Barem  oder  in  annehm- 
baren Wertpapieren  in  der  Kasse  des  Munizipiums  zu  hinter- 
legen. Der  Ackerbauminister  kann  die  Bewilligung  in  be- 
gründeten Fällen  zurückziehen. 

Ein  Arbeiter,  welcher  Arbeiter  um  sich  schart, 
die  sich  mit  ihm  zusammen  verdingen  wol- 
len und  in  der  Arbeitergruppe  auch  selbst 
Arbeit  übernimmt  und  tatsächlich  versieht, 
gilt  nicht  als  Vermittler. 

Der  private  Vermittler  kann  nur  von  seinem  Auftraggeber 
eine  Vermittlungsgebühr  einheben.  Er  hat  über  die  Vermittlung 
eine  Evidenzhaltung  zu  führen,  die  unter  der  Kontrolle  der 
Behörde  erster  Instanz  steht. 

Es  ist  verboten,  einen  Arbeiter  zu  vermitteln,  der  kein 
Arbeiterzertifikat  hat. 

Diejenigen,  die  sich  gegen  dieses  Statut  vergehen,  machen 
sich  einer  Übertretung  schuldig  und  sind  mit  Haft  bis  15  Tagen 
und  zu  Geldbußen  bis  600  Kronen  zu  bestrafen. 

Dieses  Statut  beweist  zur  Genüge,  daß  die  landwirtschaft- 
liche Arbeitervermittlung  in  Ungarn  vorteilhaft  geregelt  ist,  und 
die  zehnjährige  Praxis  hat  bewiesen,  daß  das  Statut  den  an  das- 
selbe geknüpften  Hoffnungen  entsprochen  hat.  Es  hat  nicht 
nur  die  unverhältnismäßig  verteilten  Massen,  sondern  auch  die 
Arbeitslöhne  nivelliert.    Die  Löhne  und  auch  die  Zahl  der  ver- 
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mittelten  Arbeiter  wechselten  je  nach  Nachfrage  und  Angebot; 
dennoch  haben  die  Vermittler  im  Durchschnitt  jährlich  80  000 
bis  100  000  Arbeiter  vermittelt.  Wohl  ist  es  wahr,  daß  in  Ungarn 
eine  viel  größere  Zahl  landwirtschaftlicher  Arbeiter  Arbeit  über- 
nimmt, doch  ist  der  Umstand  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  die 
placierten  Arbeitergruppen,  insofern  die  Arbeitgeber  mit  der  ge- 
leisteten Arbeit,  die  Arbeiter  aber  mit  dem  Erwerb  zufrieden 
waren,  in  den  folgenden  Jahren  bereits  mit  Umgehung  des 
Vermittlers  direkt  mit  dem  Arbeitgeber  ein  Vertragsverhältnis 
eingehen. 

Der  unmittelbare  Verkehr  und  die  direkte  Vereinbarung 
sind,  namentlich  wenn  sie  darauf  beruhen,  daß  die  Parteien  ein- 
ander früher  kennen  gelernt  haben,  die  günstigsten  Umstände 
für  die  friedliche  und  befriedigende  Abwicklung  der  Angelegen- 
heit, da  doch  die  Arbeitsleistung  der  aus  verschiedenen  Gegenden 
stammenden  Arbeiter  eine  sehr  verschiedene  ist.  Aus  einzelnen 
Gegenden  bieten  sich  Arbeiter  für  doppelten  Taglohn  an,  und 
die  Erfahrung  hat  gelehrt,  daß  in  der  Regel  diejenigen  Arbeiter, 
die  sich  für  die  billigsten  Löhne  verdingen,  die  teuersten  Arbeiter 
sind,  weil  ihre  Arbeitsleistung  eine  sehr  geringe  ist. 

Schließlich  bemerke  ich  noch,  daß  in  Ungarn  Arbeiter,  die 
ein  Arbeiterzertifikat  gelöst  haben  und  an  den  Arbeitsort  sich 
begeben,  auf  den  Ungarischen  Staatsbahnen  zu  halben  Preisen 
in  den  eigens  bezeichneten  Abteilen  befördert  werden. 

Mit  Rücksicht  auf  das  Gesagte  ist  nach  meiner  Ansicht  die 
landwirtschaftliche  Arbeitervermittlung  eine  staatliche  Aufgabe, 
und  zwar  eine  so  wichtige  staatliche  Aufgabe,  daß  auch  dort, 
wo  die  Vermittlung  derzeit  sich  in  Händen  autonomer  Organe 
befindet,  dieselbe,  da  die  Interessenten  in  dieser  Frage  nicht 
objektiv  sein  können,  staatlichen  Organen  übertragen  und  voll- 
kommen unentgeltlich  gemacht  werden  müßte. 

An  Orten  aber,  an  denen  die  landwirtschaftliche  Arbeiter- 
vermittlung Privatpersonen  anvertraut  wird,  soll  nie  die  Gewerbe- 
behörde, sondern  die  höchste  Verwaltungsbehörde  die  Bewilligung 
erteilen. 

(Beifall.) 

Vorsitzender: 

Meine  Herren !    Ich  eröffne  nunmehr  wieder  die  Diskussion. 
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Graf  Zselenski-Budapest: 

Herr  Ritter  von  Fürer  hat  einige  Äußerungen  getan, 
an  die  eine  kurze  Bemerkung  zu  schließen  ich  mir  die  Freiheit 
nehme. 

Er  hat  gesagt,  daß  die  Gegenden,  in  denen  sich  große  Güter 
befinden,  eine  starke  landwirtschaftliche  Auswanderung  haben, 
und  daß  umgekehrt  in  Gegenden,  wo  der  Boden  parzelliert  ist, 
die  landwirtschaftliche  Auswanderung  gering  ist.  Ich  glaube, 
man  kann  das  nicht  als  Prinzip  aufstellen,  weil  die  Auswanderung 
nicht  von  der  Parzellierung  abhängt.  Es  wäre  dasselbe,  als 
wenn  wir  sagen  wollten,  daß  diejenigen  Gegenden,  wo  große 
Fabriken  bestehen,  eine  größere  Auswanderung  der  Arbeiter 
aufweisen  als  jene,  wo  keine  Fabriken  sind.  Wo  große  Fabriken 
bestehen,  finden  die  Arbeiter  Arbeit,  und  wo  keine  Fabriken 
sind,  müssen  die  Arbeiter  anderswo  hingehen,  um  Arbeit  zu 
finden.  Es  ist  gerade  so  mit  der  Landwirtschaft.  Die  großen 
Güter  sind  diejenigen,  die  am  besten  bewirtschaftet  sind,  die  am 
meisten  produzieren.  Ein  großes,  intensiv  bewirtschaftetes 
Gut  produziert  mehr  Weizen,  mehr  Fleisch  als  der  parzellierte 
Boden,  wobei  ich  nicht  jene  parzellierte  Böden  meine,  die  um 
große  Städte  herum  liegen,  wo  man  Gemüse,  Blumen  etc.  pro- 
duziert, sondern  das  flache  Land.  Da  produzieren  die  gut 
bewirtschafteten  großen  Güter  mehr  als  die  parzellierten.  Mehr 
Produktion  erfordert  mehr  Arbeitskräfte,  und  wo  mehr  Arbeits- 
kräfte benötigt  werden,  muß  die  Auswanderung  geringer  sein, 
als  wo  weniger  Arbeitskräfte  gebraucht  werden.  In  Ungarn  zum 
Beispiel,  in  Gegenden,  wo  große  Güter  sich  befinden,  und  wo 
der  Boden  gut  ist,  kenne  ich  nur  eine  geringe  Auswanderung 
der  landwirtschaftlichen  Arbeiter.  Dagegen  ist  die  Aus- 
wanderung stark  z.  B.  im  Gebirge  West-Galiziens,  wo  der 
Boden  sehr  parzelliert  ist,  und  wo  die  Boden-  und  klimatischen 
Verhältnisse  schlecht  sind.  Dort  wachsen  z.  B.  auf  einem  Joch 
Ackerland  höchstens  4  Meter-Zentner  Weizen.  Der  Arbeiter 
kann  dort  nicht  so  bezahlt  werden,  wie  z.  B.  in  Deutschland 
oder  in  der  flachen  Gegend  Galiziens,  wo  10 — 12  Meter- 
Zentner  Weizen  auf  dem  Joch  wachsen.  Aus  dieser  Gegend, 
wo  nur  4  Meter-Zentner  wachsen,  wandert  im  Sommer  die 
ganze  männliche   Landbevölkerung    aus,    und    es   bleiben    nur 
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Weiber  und  Kinder  zurück.  Warum?  Weil  in  der  dortigen 
Gegend  nicht  der  Lohn  bezahlt  werden  kann  wie  in  Schlesien, 
in  Ostdeutschland  und  in  der  flachen  Gegend  von  Galizien. 
Die  Ursachen  der  Auswanderung  liegen  nicht  in  den  Verhält- 
nissen der  Bodenverteilung,  sondern  unter  anderen  auch  darin, 
wieviel  der  Boden  produzieren  kann,  und  wie  intensiv  er  be- 
wirtschaftet wird.  Ich  kann  also  das  Prinzip  nicht  bestätigen, 
daß  die  Bodenverteilung  Ursache  der  landwirtschaftlichen  Aus- 
wanderung ist.     (Beifall.) 


Handelskammer-Syndikus  Dr.  Tille-Saarbrücken: 

Meine  Herren !  Ich  möchte  nur  ein  paar  Bemerkungen  zu 
dem  machen,  was  Seine  Exzellenz,  der  Herr  Ackerbauminister 
von  G  y  ö  r  g  y  ,  uns  vorgetragen  hat,  und  zwar  aus  dem  Grunde, 
weil  ich  nicht  möchte,  daß  vor  dem  großen  Kreise  von 
Industriellen,  der  hier  vertreten  ist,  eine  Reihe  von  Angaben, 
die  er  uns  über  Ungarn  gemacht  hat,  als  allgemein  gültig  an- 
erkannt würde. 

Seine  Exzellenz  hat  uns  z.  B.  mitgeteilt,  daß  die  Kinder- 
sterblichkeit in  Ungarn  in  den  Städten  größer  sei  als  auf  dem 
Lande.  Ich  bemerke  dazu :  das  ist  im  Deutschen  Reiche  nicht  der 
Fall.  Im  Deutschen  Reiche  ist  die  Kindersterblichkeit  auf  dem 
Lande  größer.  Ob  das  ein  Nachteil  oder  ein  Vorteil  ist,  ob  es  nicht 
vielleicht  zur  stärkeren  Auslese  der  nächsten  Generation  dient, 
das  mag  hier  dahingestellt  bleiben.  Jedenfalls,  die  Kindersterb- 
lichkeit auf  dem  Lande  ist  bei  uns  größer  als  in  den  Städten. 
Die  allgemeine  Sterblichkeit  ist  aber  auf  dem  Lande  nur  darum 
kleiner,  weil  viele  Erwachsene  vom  Lande  abwandern  und  dann 
in  den  Städten  sterben,  weil  die  Landbevölkerung  also  mehr 
junge  Bestandteile  erhält,  durchschnittlich  also  jünger  ist. 

Weiterhin  hat  er  uns  mitgeteilt,  daß  die  Fabrikarbeiter 
nur  mechanische  Arbeit  täten,  und  daß  sie  ihre  Geisteskräfte 
in  den  Fabriken  nicht  zur  Verwendung  brächten.  Das  trifft 
bei  uns  auch  nicht  zu.  Die  Anforderungen  an  die  Geistesgegen- 
wart, an  die  körperliche  und  geistige  Frische  des  Fabrikarbeiters 
sind  bei  uns  so  enorm,  daß  zweifellos  unter  10  Landarbeitern 
kaum  einer  imstande  ist,  z.  B.  das  Drahtwalzen  zu  erlernen. 
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Dann  möchte  ich  auch  dem  Satze  widersprechen,  daß 
in  unseren  Fabriken  ein  Vorwärtskommen  für  den  Industrie- 
arbeiter nicht  möglich  sei.  Im  Gegenteil:  es  gibt  vielleicht  keinen 
Stand,  der  durch  seine  Leistungen  so  rasch  aufzusteigen  in  der 
Lage  ist  wie  der  des  deutschen  Fabrikarbeiters.  Die  Leute 
steigen  vom  Arbeiter  auf  zum  Vorarbeiter,  zum  Platzmeister, 
zum  Meister,  ja  sie  steigen  zu  Werkmeistern  auf,  und  wir  haben 
überdies  in  unseren  großen  Bergbezirken,  z.  B.  an  der  Saar, 
eine  Fülle  von  alten  Bergleuten,  die  dann  selbständige  Kaufleute 
usw.  werden.  Das  Aufsteigen  des  gewerblichen  Lohnarbeiters 
ist  also  vielleicht  so  stark  wie  das  Aufsteigen  in  keinem  anderen 
Stande. 

Ferner  kann  ich  auch  nicht  der  Behauptung  zustimmen, 
daß  wir  —  wie  das  in  Ungarn  ja  sein  mag  —  einer  Zeit  entgegen- 
gehen, wo  die  Industrielöhne  im  Sinken  und  die  Agrarlöhne  im 
Steigen  sind.  Im  Gegenteil,  ich  bin  der  Meinung,  daß  mit  der 
fortschreitenden  Differenzierung  der  Arbeit  und  mit  der  Möglich- 
keit des  Einzelnen,  immer  höhere  Fähigkeiten  in  der  Industrie- 
arbeit zu  verwenden,  auch  die  Löhne  noch  weiter  steigen  werden 
wie  bisher. 

Schließlich  ist  uns  eine  ganze  Reihe  von  sogenannten  kleinen 
Mitteln  genannt  worden,  welche  den  Zuzug  von  Landarbeitern 
in  die  Städte  und  insbesondere  zur  Industrie  verhindern  oder 
aufhalten  sollen.  Ich  möchte  darauf  hinweisen,  daß  es  doch 
eigentlich  sehr  wenig  Zweck  hat,  diese  kleinen  Mittel  als  Haupt- 
gegenstand zu  behandeln,  daß  es  vielmehr  notwendig  ist,  sich 
die  große  Entwicklung  gegenwärtig  zu  halten,  in  die  man  damit 
eigentlich  rückläufig  eingreifen  will.  Das,  was  wir  hier  vor  uns 
haben,  ist  nämlich  die  außerordentliche  Bedarfsverschiebung,  die 
alle  Kulturstaaten  in  den  letzten  100  Jahren  durchgemacht 
haben.  Vor  100  Jahren  brauchte  der  Kleinbürger  2/3  bis  % 
seines  Einkommens  für  das  Essen  auf,  für  die  Ernährung  seiner 
Familie.  Heute  braucht  er  kein  Drittel  mehr,  und  es  gibt  viele, 
die  noch  nicht  ein  Zehntel  dafür  ausgeben.  Im  Essen  und  Trinken 
sind  die  Menschen  eben  beschränkt,  sie  können  diese  Fähigkeiten 
nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade  entwickeln.  Aber  sämtliche 
anderen  Kulturbedürfnisse  sind  einer  riesenhaften  Entwicklung 
fähig,  und  so  haben  wir  heute  die  Tatsache,  daß  selbst  unsere 
Lohnarbeiter    weit     über    die    Hälfte    ihres    Einkommens  auf 
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anderes  verwenden  als  auf  die  Nahrung.  Die  Folge  davon  ist, 
daß  ein  viel  größerer  Teil  der  internationalen  Arbeit  auf  gewerb- 
liche Erzeugnisse  verwendet  wird  als  auf  landwirtschaftliche, 
und  solange  wir  eine  Kulturentwicklung  in  dieser  Richtung 
haben,  werden  wir  auch  die  weitere  Entwicklung  haben,  daß 
nach  den  hoch  gelohnten  Gewerben  Leute  vom  Lande  hinströmen. 

Der  Punkt,  den  man  sich  vor  allem  gegenwärtig  halten 
muß,  wenn  man  von  den  kleinen  Mitteln  spricht,  ist  folgender: 
man  muß  sich  fragen:  inwieweit  ist  es  denn  logisch  und  ver- 
nünftig, in  diesen  großen  Strom  vielleicht  lindernd,  mildernd 
und  hindernd  einzugreifen?  Man  wird  aber  nicht  die  kleinen 
Mittel    überschätzen    dürfen. 

Dann,  meine  Herren,  hat  uns  vorhin  Seine  Exzellenz  von 
„asiatischen  Verhältnissen"  erzählt  und  dabei  berichtet,  daß  die 
Tagearbeiter  auf  dem  Lande  bei  schönem  Wetter  früh  sich  zur 
Arbeit  melden.  Das  ist  aber  nicht  nur  auf  dem  Lande  so.  Das 
ist  überall  so,  wo  die  Gelegenheitsarbeit  die  Hauptsache  ist. 
Gehen  sie  nach  London  in  die  großen  Docks,  und  gehen  sie  früh 
um  6  Uhr  die  Dock-Straße  herunter,  dann  finden  sie  Tausende 
von  Menschen  angestaut,  die  alle  warten,  ob  Schiffe  einlaufen, 
und  ob  sie  Entladearbeit  bekommen.  Das  ist  keineswegs  asiatisch, 
ist  auch  keineswegs  ein  Merkmal  der  Landwirtschaft,  sondern 
ein  Merkmal  jeder  Form  von  Gelegenheitsarbeit. 

Ich  glaube  vor  allem,  wenn  man  diese  Dinge  einmal  im 
allgemeinen  bespricht  und  das  Eingreifen  des  Staates  anruft, 
muß  man  sich  noch  eine  Tatsache  vor  Augen  halten.  Dasjenige, 
was  den  Gegenstand,  den  wir  heute  besprechen,  so  ungeheuer 
schwierig  macht,  ist  nämlich,  daß  er  überhaupt  keine  selbständige 
wirtschaftliche  oder  soziale  Tatsache,  sondern  eine  Gruppe  von 
Tatsachen  ist,  die  von  etwas  ganz  anderem  abhängt,  was  wir 
heute  nicht  erörtern.  Der  Arbeitsmarkt  ist  keine  selbständige 
Tatsache,  er  befindet  sich  in  absoluter  Abhängigkeit  vom  Waren- 
markt. Wenn  ich  meine  Waren  nicht  absetzen  kann,  kann  ich 
keine  Arbeiter  beschäftigen.  Zuerst  entscheidet  sich  die  Kon- 
junktur immer  auf  dem  Warenmarkt,  und  der  Warenmarkt 
wirkt  dann  zurück  auf  den  Arbeitsmarkt.  Was  in  der  Welt  hat 
es  nun  für  einen  Zweck,  den  Arbeitsmarkt  so  zu  betrachten,  als 
ob  er  eine  selbständige  Tatsache  wäre?  Das  können  wir  gar  nicht, 
das  werden  wir  nie  können,  und  in  je  größerem  Maße  wir  das 
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versuchen  wollen,  um  so  mehr  werden  wir  uns  in  sozialistische 
Träumereien  verrennen.  Das  ist  ja  gerade  das  merkwürdige, 
daß  es  in  unserer  liberalen  Gesellschaftsordnung  keine  wirtschaft- 
liche nationale  Instanz  gibt,  welche  etwa  die  nationale  Waren- 
erzeugung regeln  könnte.  Die  Gesamtheit  der  Unternehmer 
jedes  Volkes  leistet  ohne  staatliche  Aufsicht  die  Aufgabe,  die 
Produktion  zu  regulieren,  und  sie  leistet  auch  die  Hauptaufgabe 
des  Welt  Wirtschaftslebens,  nämlich  die  Aufgabe,  den  Weltmarkt- 
preis der  Waren  zu  unterbieten  durch  die  heimischen  Selbst- 
kosten. Bis  Sie  nicht  eine  staatliche  Instanz  gefunden  haben, 
die  diese  Aufgabe  der  Gesamtheit  der  Unternehmer  abnehmen 
kann,  so  lange  wird  auch  der  Warenmarkt  abhängig  sein  von  der 
Tätigkeit  der  Unternehmer,  und  so  lange  wird  auch  der  Arbeits- 
markt abhängig  sein  von  der  Tätigkeit  der  Unternehmer. 

Das  führt  mich  zu  dem  nächsten  Punkte,  der  in  der  Er- 
örterung wiederholt  gestreift  worden  ist.  Wenn  wir  ein 
kommunistisches  Wirtschaftssystem  hätten,  wo  die  Produk- 
tion durch  den  Staat  geregelt  wäre,  und  es  eine  solche  staatliche 
Instanz  gäbe,  die  es  fertig  brächte,  den  Weltmarktpreis  von 
Waren  durch  die  heimischen  Selbstkosten  zu  unterbieten  und 
damit  zu  verdienen,  dann  könnten  wir  auch  auf  eine  staatliche 
Regelung  des  Arbeitsmarktes  ausgehen.  Bis  dahin  aber  wird 
dieser  Versuch  vertagt  werden  müssen,  und  bis  dahin  werden 
alle  solche  Versuche  fehlschlagen.  Heute  leben  wir  in  einer  Gesell- 
schaftsordnung, wo  jeder  sein  Lebensrisiko  selbst  trägt.  Solange 
er  selbstverantwortlich  dafür  ist,  so  lange  wird  ihm  auch  der 
Staat  die  Verpflichtung,  sich  Arbeit  zu  suchen,  nicht  abnehmen 
können,  und  ich  glaube,  es  liegt  in  dieser  Hinsicht  —  und  damit 
möchte  ich  schließen  —  alle  Notwendigkeit  vor,  sehr  vorsichtig 
zu  sein.  Denn,  meine  Herren,  was  die  Verhältnisse  schafft,  die 
wir  heute  betrachten,  den  Zustand,  daß  die  Landwirtschaft  in 
schlechten  industriellen  Zeiten  nicht  etwa  die  städtischen  Arbeiter 
wiederbekommt,  ist  gerade  der  herrschende  Kommunalsozialis- 
mus und  Sozialmoralismus.  (Sehr  richtig!)  Wenn  Sie  in  den 
Städten  Arbeitslosenunterstützungen  und  Notarbeiten  schaffen, 
dann  strömen  eben  die  Leute  nicht  aufs  Land  zurück,  wo  natür- 
liche Arbeitsgelegenheit  vorhanden  ist  (sehr  richtig);  und  wenn 
Sie  gar  noch  hohe  Arbeitslosenunterstützung  zahlen,  wie  das 
jetzt  geschieht,  —  warum  sollen  die  Leute  dann  aufs  Land  gehen, 
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wo  sie  gegen  die  gleiche  Summe  arbeiten  müssen?  Und  wenn 
Sie  beides  kombinieren,  wie  in  Straßburg,  wo  Sie  das  Genter 
System  haben,  wo  zu  einer  großen  Unterstützung  durch  die 
Gewerkschaft  noch  eine  städtische  tritt,  und  wo  schließlich  die 
Notstandsarbeiter  sich  einen  Streik  geleistet  haben,  dann  wird 
sich  doch  jeder  bedenken,  auf  das  Land  zurückzugehen. 

(Beifall.) 


Generalsekretär  Dr.  v.  Stojentin-Stettin: 

Meine  Herren!  Ich  möchte  nur  ein  paar  Worte  zu  einer 
Bemerkung  des  Herrn  von  Fürer  über  die  Höhe  des  Lohnes 
der  Landarbeiter  in  Deutschland  sagen. 

Herr  vonFürer  hat  ihn  im  Durchschnitt  auf  1000  Mark 
angegeben.  Ich  glaube,  daß  es  zur  Vermeidung  von  Mißver- 
ständnissen am  Platz  ist,  darauf  hinzuweisen,  daß  es  kaum 
möglich  ist,  einen  den  wirklichen  Verhältnissen  entsprechenden 
Durchschnittssatz  für  die  jährliche  Lohnhöhe  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  in  Deutschland  anzugeben.  Ich  möchte  darauf 
verweisen,  daß  nicht  bloß  in  den  einzelnen  Provinzen,  sondern 
selbst  in  den  einzelnen  kleineren  Territorien  die  Löhne  außer- 
ordentlich verschieden  sind,  und  daß  eine  Durchschnittsberechnung 
um  so  schwieriger  ist  und  um  so  weniger  der  Wirklichkeit  Rech- 
nung trägt,  als  in  einem  Teile  die  reinen  Geldlöhne,  in  einem 
anderen  wieder  Geld-  und  Naturallöhne  obwalten.  (Sehr  richtig !) 
Ich  bin  der  Meinung,  daß,  von  besonderen  Verhältnissen  ab- 
gesehen, die  Löhne  der  Landarbeiter  den  von  Herrn  von 
F  ü  r  e  r  angegebenen  Satz  mehr  oder  weniger  überschreiten, 
und  daß  sie  sich  durch  Akkordarbeit  zum  Teil  recht  erheblich 
höher  stellen,  wie  ich  wenigstens  aus  meiner  eigenen  Provinz 
das  zahlenmäßig  nachweisen  kann.  Neuerdings  hat  sich  her- 
ausgestellt, daß  aus  den  Kreisen  der  Landarbeiter  sich  ein  er- 
heblicher Teil  der  Rentenkolonisten  rekrutiert,  und  daß  diese 
ihre  Rentengüter  von  ihren  Ersparnissen  bezahlen.  Da  möchte 
ich  doch  sagen,  meine  Herren,  wo  Ersparnisse  gemacht  werden, 
muß  die  Entlohnung  doch  auch  über  das  gewöhnliche  Maß  hin- 
ausgehen. Muhlert  hat  jüngst  in  Königsberg  eine  meines 
Erachtens   geradezu    klassische    Arbeit    über    24   Landarbeiter- 
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Familien  in  Stadt  und  Land  erscheinen  lassen  und  schlagend 
nachgewiesen,  daß  der  Verdienst  der  von  ihm  zur  Untersuchung 
der  Verhältnisse  herangezogenen  Landarbeiter  —  er  hat  sich 
dazu  nur  besonders  gute  Familien  ausgesucht  —  erheblich  höher 
war,  und  daß  sie,  als  sie  auf  dem  Lande  waren,  ganz  entschieden 
besser  gestellt  waren  als  nachher  in  der  Stadt.  Diese  Angaben 
sind,  wie  gesagt,  ziffernmäßig  bewiesen  und  belegt. 

Ich  hielt  es  für  notwendig,  hierauf  hinzuweisen,  um  die 
vielfach  verbreitete  irrige  Meinung  nicht  unwidersprochen  zu 
lassen,  daß  die  materielle  Lage  der  Arbeiter  ausschlaggebend 
für  die  Landflucht  sei,  daß  sie  soviel  schlechter  sei  als  die  der 
ungelernten  Stadtarbeiter,  und  insbesondere,  daß  man  hier  mit 
Durchschnittszahlen  manipulieren  kann.     (Zustimmung.) 

Dr.  Rudolf  Ritter  Fürer  von  Haimendorf-Wien: 

Ich  möchte  nur  zur  Aufklärung  bemerken,  daß  ich  diese 
Ziffern  Publikationen  entnommen  habe,  die  von  deutschen  land- 
wirtschaftlichen Organisationen  veröffentlicht  wurden,  daß  sie 
sich  auf  verschiedene  Gegenden  des  Deutschen  Reiches  bezogen 
haben,  und  daß  ich  bei  Anführung  dieses  Durchschnitts  von 
1000  Mark  schon  ziemlich  nach  oben  hin  abgerundet  habe. 
Allerdings  gebe  ich  sehr  gern  zu,  daß  die  Verhältnisse  verschieden 
sind,  und  daß  die  Lohnstatistik,  die  Einkommenstatistik  über- 
haupt ungemein  schwer  zu  übersehen  ist.  Ich  glaube  daher,  daß 
es  in  Deutschland  wohl  Löhne  geben  kann,  die  höher  sind,  daß  es 
aber  ganz  unbedingt  —  unter  den  hier  angeführten  Löhnen  ist 
alles  berechnet  und  einbegriffen,  da  ist  der  Arzt  dabei,  die 
Apotheke,  jede  Fuhre,  welche  der  Arbeitgeber  dem  Arbeiter  zur 
Verfügung  stellt  —  doch  auch  Löhne  geben  wird,  die  schließlich 
noch  unter  diesen  Betrag  sinken. 

Universitätsprof.  Dr.  Ernst  Mischler-Graz: 

Ich  wollte  mir  nur  als  Nachtrag  zu  dem,  was  Herr  von  Fürer 
gesagt  hat,  dem  früheren  Herrn  Vorredner  zu  entgegnen  erlauben, 
wie  es  mit  den  Ersparnissen  steht.  Es  verblüfft  auf  den  ersten  An- 
blick, aber  in  der  Hauptsache  liegt  es  so,  daß  der  volle  ersparte  Bar- 
lohn zurückgelegt  wird,  während  der  Arbeiter  imstande  ist,  von 
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dem  kleinen  Gütchen,  dem  Fleck  Landes  oder  von  was  immer,  oder 
durch  die  Arbeit  seiner  Familie  zu  leben,  zudem,  weil  er  vielleicht 
durch  das  Leben  auf  dem  Lande  reduziertere  Lebensbedürfnisse 
hat  als  der  Arbeiter  in  der  Stadt,  bei  dem  von  verschiedenen 
Seiten  die  Konsumtionskraft  gestärkt  wird.  Auf  diese  Weise  ist 
es  durch  eine  Jahre  und  Jahrzehnte  lange,  zähe  und  nachhaltige 
Art  der  Lebensführung  immerhin  möglich,  namentlich  wenn 
Unterstützungen  von  Rentengutseinrichtungen  hinzukommen, 
daß  aus  sogenannten  Ersparnissen  ein  solches  Rentengut  er- 
worben werden  kann.  Das  sind  Ersparnisse,  die  aus  dem  Arbeits- 
lohn und  gleichzeitig  auch  aus  den  Erträgen  eines  Kapitals  und 
eines  Landbesitzes  bestehen. 

Ferner  ist  von  einem  Vorredner  auf  den  Warenmarkt  so  viel 
Wert  gelegt  worden,  daß  dieser  das  allein  Seligmachende  und  der 
Menschenmarkt  gar  nichts  sei.  Meine  Herren,  dieser  Ansicht  bin 
ich  nicht,  mir  steht  der  Mensch  höher  als  die  schönste  Ware, 
und  gerade  der  Warenmarkt,  meine  Herren,  und  dessen  Fluk- 
tuieren sind  das  für  den  Menschenmarkt  so  furchtbar  verderb- 
liche, nämlich  die  heftigen  Konjunkturschwankungen,  die 
starken  Konzentrierungen,  welche  sich  in  krampfartigen  Be- 
wegungen äußern,  während  die  Menschenmasse  leider  Gottes 
nicht  plötzlich  erzeugt  und  ebenso  schnell  wieder  dezimiert 
werden  kann.  Das  kann  man  nicht  machen,  sondern  diese  Masse 
ist  nun  einmal  unglücklicherweise  hier,  und  sie  lebt  lange,  und  sie 
lebt  Dezennien  lang,  und  sie  will  merkwürdigerweise  auch  immer 
leben  und  essen  und  da  sein.  Ist  nun  aber  diese  Menschenmenge 
hier,  und  ist  sie  stabil,  so  hat  sie  ihre  fortwährenden  Bedürfnisse 
konstant  weiter,  so  kann  sie  damit  bei  einer  Regelung  des  Arbeit- 
nachweises eine  gewisse  Einwirkung  auf  ein  stabileres  Fort- 
schreiten der  Industrie  gewiß  ausüben.  Stellen  Sie  aber  das 
umgekehrte  Prinzip  als  das  herrschende  hin,  daß  der  Menschen- 
markt sich  nach  dem  Warenmarkt  zu  richten  habe,  so  haben  Sie 
das  fortgesetzte  Spiel  zwischen  Abstoßung  im  Falle  der  Arbeits- 
losigkeit und  Arbeitermangel  im  Falle  der  Hochkonjunktur. 
(Sehr  richtig!) 

Dann,  meine  Herren,  ist  immer  gesprochen  worden  von 
Sozialismus,  von  staatlichem  Sozialismus,  wobei  dieses  Wort 
immer  so  ein  gewisses  unangenehmes  Rieseln  über  den  Rücken 
hervorruft.     (Heiterkeit.)     Meine  Herren,  das  ist  ja  alles  dock 
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kein  Sozialismus,  was  wir  hier  machen.  Sie  verwechseln  Ver- 
waltung, sie  verwechseln  den  öffentlich-rechtlichen  Gedanken 
und  den  Sozialismus.  Das  ist  wohl  ein  starkes  Verwechseln  der 
Begriffe.  Von  einem  Sozialismus  ist  gar  nicht  die  Rede,  außer 
Sie  geben  zu,  daß  die  Erhebung  einer  jeden  privatrechtlichen 
Einrichtung  im  Zuge  der  Zeit  in  den  öffentlichen  Gedankenkreis 
hinein  Sozialismus  ist.  Damit  negieren  Sie  das  ganze  Fort- 
schreiten der  staatlichen  Einrichtungen.  Damit  wollen  Sie, 
daß  wir  wieder  dorthin  zurückkommen,  wo  der  Staat  nichts 
weiter  als  Polizei  und  Steuern  und  höchstens  noch  Militär  hat. 
Meine  Herren,  dieser  Zeitpunkt  ist  Jahrhunderte  vorüber,  und 
Sie  werden  ihn  nie  mehr  wiedererlangen;  das  ist  ganz  klar. 
(Bravo !) 

Abgesehen  davon,  wie  steht  es  aber  mit  dem  Munizipal- 
Sozialismus?  Das  ist  das  falscheste  Wort,  das  es  geben  kann. 
Das  ist  nur  für  denjenigen  so  schreckenerregend,  der  Kommunal- 
politik und  Sozialpolitik  nicht  auseinanderhalten  kann.  Wenn 
Sie  städtische,  munizipale  Sozialpolitik  sagen  —  alle  Achtung, 
aber  wenn  Sie  sagen  Munizipal-Sozialismus,  so  ist  das  unver- 
ständlich (Beifall). 

Eine  kleine  Bemerkung  gestatten  Sie  mir  zu  dem,  was  gegen 
mich  gesagt  worden  ist,  um  mich  in  meiner  weitgehenden  Betonung 
des  öffentlichen  Standpunktes  in  der  Arbeitsvermittlung  lahm- 
zulegen. Ich  wollte  meinem  früheren  Vorredner  nicht  opponieren, 
weil  wir  vor  der  Frühstückspause  standen.  Darum  jetzt  nur  ein 
Wort! 

Es  ist  gesagt  worden,  der  paritätische  Arbeitsnachweis  hätte 
die  merkwürdige  Erscheinung  an  sich,  daß  er  in  kürzester  Zeit 
ein  einseitiger  würde  (Sehr  richtig!),  und  damit  hätte  er  sich 
selbst  negiert.  Meine  Herren!  Was  ist  er  dann?  Dann  ist  er 
das,  was  Sie  wollen,  und  was  Sie  haben,  nämlich  ein  einseitiger. 
Nur,  meine  Herren,  haben  Sie  den  einseitigen  Arbeitsnachweis 
jetzt  vom  Standpunkt  der  Arbeitgeber,  und  dann  ist  er 
der  einseitige  vom  Standpunkt  der  Arbeitnehmer.  (Sehr 
richtig!)  „Ja  Bauer,  das  ist  ganz  was  anderes",  sagt  man  bei 
uns  in  Österreich.  Aber  einseitig,  meine  Herren,  ist  beides. 
Bitte,  messen  wir  die  Kräfte !  Ich  bin  kein  Anhänger  der  Sozial- 
demokratie und  habe  nicht  deren  Angelegenheiten  zu  führen, 
sondern  ich  spreche  einfach  logisch.   Dann  messen  wir  die  Kräfte, 
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wer  der  stärkere  ist:  Wir  vom  Standpunkte  der  öffentlichen 
Arbeitsnachweise  oder  Sie  vom  Standpunkte  der  Arbeitgeber- 
nachweise? Das  ist  sozial  berechtigt.  Theoretisch  ist  niemand 
„berechtigt",  sondern  nur  derjenige  ist  berechtigt,  der  imstande 
ist,  seine  theoretischen  Ansichten  durch  das  Spiel  der  sozialen 
Kräfte  an  die  Oberfläche  zu  bringen. 

Ackerbau-Minister  a.  D.  von  György-Budapest: 

In  erster  Linie:  ich  habe  nicht  von  Kindersterblichkeit  ge- 
sprochen. (Es  freut  mich  sehr  zu  hören,  daß  die  Kindersterblich- 
keit in  den  industriellen  Gegenden  in  Deutschland  noch 
günstiger  ist  als  auf  dem  platten  Lande.)  Ich  habe  vielmehr 
von  der  Lebensdauer  und  Sterblichkeitsproportion  überhaupt 
gesprochen,  um  zu  zeigen,  daß  der  landwirtschaftliche  Arbeiter 
und  seine  Beschäftigung  gesund  ist. 

Ich  habe  ebensowenig  gesagt,  daß  die  Arbeiter  in  der  In- 
dustrie dümmer  sind  als  die  Arbeiter  in  der  Landwirtschaft. 
Es  ist  ganz  natürlich,  daß  sie  in  kultureller  Hinsicht  weit  voran 
sind.  Was  ich  gesagt  habe,  ist  einfach  dieses,  daß  die  Arbeit  in 
der  Industrie  viel  monotoner  ist.  Das  kann  nicht  geleugnet 
werden.  Das  ist  eine  ganz  natürliche  Konsequenz  der  Teilung 
der  Arbeit. 

Meine  dritte  Bemerkung  ist  diese:  Es  ist  zuzugeben,  daß 
die  kasuellen  Tagelöhner  auch  in  der  Industrie  existieren.  Auch  da 
sind  aber  diese  kasuellen  Tagelöhner,  wie  sie  von  Herrn  Dr.  Tille 
bei  den  Dock-Arbeiten  erwähnt  wurden,  überhaupt  wie  überall, 
wo  keine  permanente  Beschäftigung  für  die  Leute  existiert,  eine 
sehr  traurige  Sache.  Aber  die  Differenz  ist  die,  daß  bei  den 
landwirtschaftlichen  Arbeitern  dies  beinahe  die  Regel  ist  und 
bei  der  Industrie  weit  mehr  die  Ausnahme,  und  eben  darum 
habe  ich  gesagt,  daß  die  Verhältnisse  für  den  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  bedeutend  ungünstiger  sind  als  für  die  Industrie- 
arbeiter. 

Viertens  möchte  ich  bemerken,  daß  das,  was  wir  durch 
die  Organisation  des  Arbeitsmarktes  anstreben,  wenn  möglich 
die  Anpassung  des  Arbeitsmarktes  und  überhaupt  der  Arbeiter- 
verhältnisse an  die  Nachfrage  und  an  den  Warenmarkt  ist. 
Darin  sind  wir  einig.     (Beifall.) 
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Generalsekretär  Dr.  Voltz-Kattowitz. 

Meine  Herren!  Nur  eine  ganz  kurze  Bemerkung,  die  mir 
einfiel,  als  sich  Herr  Universitätsprofessor  Mi  schier  gegenüber 
Herrn  Dr.  Tille  darüber  beschwerte,  daß  es  neuerdings  vielfach 
Sitte  sei,  überall,  wo  man  Anforderungen  allgemeiner  bzw. 
das  Volkswohl  betreffender  Art  an  den  Staat  oder 
an  die  Gesetzgebung  richte,  ohne  weiteres  derartige  Forderungen 
mit  dem  Einwand,  das  sei  Staatssozialismus,  abzutun.  Die 
Zeiten  von  früher,  wo  der  Bürger  nichts  zu  sagen  und  vom 
Staate  nichts  zu  fordern  hatte,  sondern  lediglich  seine  Steuern 
bezahlen  mußte,  seien  glücklicherweise  vorüber.  Demgegen- 
über möchte  ich  doch  hier  konstatieren,  daß  in  Deutschland 
in  sehr  weiten  Kreisen  die  Auffassung  besteht,  daß  es  schon  seit 
geraumer  Zeit  um  das  Deutsche  Reich  erheblich  besser  stände, 
wenn  es  sehr  viel  weniger  Staatssozialismus, 
dafür  aber  das  so  notwendige  Mehr  an  volkswirt- 
schaftlich richtigen  und  guten  Steuern 
hätte.     (Sehr  richtig!  und  "Heiterkeit.) 


Vorsitzender: 

Meine  Herren! 

Ich  wollte  mir  nur  erlauben,  ein  paar  ganz  kurze  Bemerkungen 
zu  einigen  Punkten  zu  machen,  deren  Erwähnung  ich  in  der 
bisherigen  Erörterung  vermißt  habe. 

Ich  stimme  mit  den  Herren  Referenten  darin  überein,  daß 
der  Hauptanreiz  für  den  Arbeiter,  in  die  Industrie  einzutreten, 
darin  liegt,  daß  der  Arbeiter  abgesehen  von  der  Lohnsteigerung 
dort  Aussicht  hat,  vorwärts  zu  kommen.  Aber  ein  Punkt  ist 
hierbei  gar  nicht  erwähnt  worden;  das  ist  der,  daß  —  was  nament- 
lich für  die  östlichen  Provinzen  fast  überall  wohl  zutrefFen  dürfte, 
und  ebenso  in  Österreich-Ungarn  vielfach  der  Fall  ist  —  mit 
dem  Eintritt  des  landwirtschaftlichen  Arbeiters  in  die  Industrie 
auch  die  Frau  fast  immer  als  Lohnarbeiterin  aus  der  Landwirt- 
schaft ausscheidet  und  nicht  mehr  in  Frage  kommt  (sehr  richtig), 
daß  also  mit  dem  Übertritt  des  Mannes  aus  der  Landwirtschaft 
in  die  Industrie  der  Landwirtschaft  nicht  eine  Arbeitskraft, 
sondern  zwei  Arbeitskräfte  entzogen  werden. 
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Im  Osten  werden  in  der  Industrie  Mädchen  beschäftigt, 
aber  Frauen  verhältnismäßig  wenig.  Jedenfalls  gehen  die- 
jenigen Frauen,  die  mit  leidlich  bezahlten  Industriearbeitern  ver- 
heiratet sind,  fast  nie  mehr  in  die  Arbeit,  sondern  verbleiben  in 
der  Familie.  Das  ist  ja  besonders  auch  eine  Folge  der  höheren 
Lebenshaltung.  Auch  im  Norden,  wo  der  landwirtschaftliche 
Arbeiter  sehr  viel  höher  entlohnt  wird,  finden  Sie  sehr  wenig 
Frauen,  die  überhaupt  eine  andere  Arbeit  verrichten  als  solche 
in  der  Familie.  In  England,  wo  die  Lebenshaltung  im  all- 
gemeinen eine  höhere  ist  als  bei  uns,  finden  Sie  fast  gar  keine 
Frauen  in  anderer  Beschäftigung. 

Ein  anderer  Punkt,  und  zwar  einer,  auf  den  von  den  meisten 
Rednern  als  unumstößliche  Tatsache  hingewiesen  wurde,  ist,  daß 
die  größte  Abwanderung  da  stattfände,  wo  die  Güter  des  Groß- 
grundbesitzes lägen.  Ich  glaube,  daß  man  das  nicht  als  so  unum- 
stößlich hinstellen  kann.  Die  Abwanderung  ist,  glaube  ich, 
dort  verhältnismäßig  am  größten,  wo  es  einen  mittleren  Bauern- 
stand gibt,  wenigstens  bei  uns  in  den  östlichen  Provinzen.  Das 
erklärt  sich  daraus,  daß  der  mittlere  Bauer  nicht  in  der  Lage 
ist,  Lohnarbeiter  in  dem  Maße  zu  beschäftigen  wie  der  Groß- 
grundbesitzer. 

Wo  Großgrundbesitz  vorhanden  ist,  entwickeln  sich  doch 
auch  Industrien,  landwirtschaftliche  Industrien.  Da  sind 
Zuckerfabriken  vorhanden  und  Stärkefabriken.  Auf  diese 
Arbeiter,  die  zur  Hälfte  in  der  Landwirtschaft,  zur  Hälfte  in 
der  Industrie  arbeiten,  ist  eigentlich  noch  gar  nicht  hinge- 
wiesen worden.  Ich  glaube  nicht  fehl  zu  greifen,  wenn  ich  an- 
nehme, daß  in  den  landwirtschaftlichen  Berufsgenossenschaften 
sich  auch  solche  Arbeiter  befinden,  die  in  diesen  Industrien 
arbeiten. 

Das  waren  die  Punkte,  auf  die  ich  kurz  hinweisen  wollte. 
Ich  glaube,  daß  die  Statistik  wohl  nicht  ausreicht,  um  darüber 
vollständige  Klarheit  zu  geben,  von  wo  die  Auswanderung  nun 
am  größten  ist.  Das  hängt  teils  mit  den  Geländeverhältnissen, 
teils  mit  den  Bodenverhältnissen,  teils  mit  der  Bodenverteilung 
zusammen;  aber  als  unumstößlich  richtig  kann  man  nicht  hin- 
stellen: sie  ist  am  größten  dort,  wo  Großgrundbesitz  ist,  und  am 
kleinsten  dort,  wo  der  Bauernstand  herrscht. 

(Beifall) 
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Es  ist  niemand  mehr  für  die  Diskussion  vorgemerkt.  Wir 
fahren  also  mit  den  Referaten  fort. 

Das  Wort  hat  der  Landes-  und  Gerichtsadvokat  und  Vize- 
präsident der  Gesellschaft  für  Pflege  der  sozialen  Wissenschaften, 
Herr  Dr.    Leopold    Caro    in  Krakau. 

Advokat  Dr.  Leopold  Caro-Krakau: 

Eine  der  schmerzlichsten  Fragen  für  zwei  von  drei  im  mittel- 
europäischen Wirtschaftsverein  vertretenen  Staaten:  Österreich 
und  Ungarn  bildet  die  Auswanderungsfrage.  In  Österreich-Ungarn 
beträgt  die  Zahl  der  überseeischen  Auswanderer  mindestens 
300  000  Menschen  jährlich  und  gleich  viel  oder  noch  mehr  die 
der  Saisonwanderer,  welche  sowohl  vom  Standpunkt  des  die 
Leistungen  seiner  Staatsangehörigen  einbüßenden  Staates,  als 
auch  vom  Standpunkt  des  im  Ausland  erwerbsuchenden  Indivi- 
duums gleichfalls  als  Auswanderer  gelten  müssen.  Unter  Aus- 
wanderer verstehe  ich,  konform  der  vom  Freiherrn  v.  Call,  der 
österreichischen  Regierungsvorlage  und  der  italienischen  Praxis 
vertretenen  Ansicht,  jedermann,  der  sich  auf  unbestimmte  Zeit 
aus  der  Heimat  entfernt  mit  der  Absicht,  im  Ausland  seinen 
Lebensunterhalt  zu  suchen,  sowie  seine  ihn  begleitenden  oder 
ihm  dahin  nachfolgenden  Familienangehörigen. 

Während  Sie  in  Deutschland  einen  prinzipiellen  Unterschied 
zwischen  Auswanderung  sensu  stricto,  die  bei  Ihnen  eine  be- 
neidenswert geringe  Rolle  spielt,  und  der  Saisonwanderung 
machen,  die  bei  Ihnen  nicht  als  Ab-,  sondern  als  Zuwanderung 
auftritt,  kann  ich  vom  Standpunkt  eines  Arbeiterexport-  bzw. 
Auswanderungsstaates,  wie  es  Österreich  leider  im  hohen  Maße 
ist,  zwischen  diesen  beiden  Kategorien  keinen  grundsätzlichen 
Unterschied  anerkennen  und  muß  deshalb  von  beiden  gemein- 
schaftlich sprechen,  da  beiden  sowohl  das  Schutzbedürfnis  des 
Individuums  wie  die  Einbuße  an  Arbeiterkraft  seitens  des  Ex- 
portstaates gemeinsam  ist.  Da  übrigens  die  österreichische 
Amerika-Wanderung  sich  zum  großen  Teil  als  Auswanderung 
mit  Rückkehrabsicht  darstellt,  so  fällt  auch  dieses  letzte  äußere 
Merkmal :  die  Reise  über  See,  welches  früher  als  für  die  Unter- 
scheidung zwischen  Aus-  und  Abwanderung  maßgebend  an- 
genommen wurde. 
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Zwischen  dem  Staat,  der  Arbeiter  liefert,  und  dem,  der  sie 
durch  Arbeitsgelegenheit  überhaupt  oder  durch  günstigere  Ar- 
beitsbedingungen an  sich  zieht,  besteht  ein  natürlicher  Interessen- 
gegensatz, analog  dem  zwischen  Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber. 
Sowie  es  Pflicht  einer  in  die  Zukunft  schauenden  Sozialpolitik 
sein  muß,  diesen  natürlichen  Interessengegensatz  zwischen  den 
einzelnen  Bevölkerungsklassen  innerhalb  desselben  Staates  zu 
mildern,  so  muß  es  auch  Aufgabe  der  Wissenschaft  und  der  sie 
pflegenden  internationalen  Vereine,  wie  insbesondere  unseres 
mitteleuropäischen  Wirtschafts  Vereins  sein,  zur  Milderung  be- 
stehender Gegensätze  zwischen  den  einzelnen  Staaten  und  Na- 
tionen beizutragen.  Es  geschieht  schon  viel,  wenn  man  sich 
dieser  Gegensätze  bewußt  wird  und  —  auf  einander  angewiesen 
—  Verhältnisse  anbahnt,  die  den  beiderseitigen  Interessen  mög- 
lichst Rechnung  zu  tragen  suchen.  Die  notwendige  Verständi- 
gung wird  dann  der  genauen  Kenntnis  der  Tatsachen  auf  dem 
Fuße  folgen  müssen. 

Einerseits  ist  es  klar,  daß  ein  Arbeiterexportstaat  die  Ten- 
denz haben  muß,  durch  Hebung  der  Produktionskraft  und  des 
inneren  Konsums,  sowie  der  Volksbildung  bei  den  häufig  von 
den  Agenten  zur  Auswanderung  verleiteten  Analphabeten  die 
Zahl  der  Auswanderer  auf  ein  Mindermaß  wirklich  Überzähliger 
zu  beschränken  und  der  Düngung  fremden  Bodens  durch  die 
tüchtigsten  Kräfte  des  eigenen  Volkstums  ein  Ziel  zu  setzen. 
Andererseits  darf  sich  derselbe  der  Einsicht  nicht  verschließen, 
daß  in  der  Auswanderung  —  insbesondere  derjenigen  auf  kür- 
zere Zeit  —  eineSchule  wirtschaftlichen  Fortschrittes  enthalten  ist, 
der  schließlich  dem  Heimatlande  zu  gute  kommt ;  er  muß  solange, 
bis  sich  seine  wirtschaftlichen  Verhältnisse  nicht  entsprechend 
gehoben  haben,  die  Auswanderung  als  ein  Sicherheits-Ventil, 
als  einen  notwendigen  Beitrag  zur  Abschwächung  sozialer  Ge- 
gensätze und  als  ein  günstiges  Mittel,  wenn  auch  von  zeitlicher 
Dauer,  ansehen,  den  beim  gegenwärtigen  Stand  der  Industrie 
und  Landwirtschaft  Unbeschäftigten  lohnende  Arbeit  zu  ver- 
schaffen. Ist  nach  längerer  Anstrengung  das  wirtschaftliche 
Niveau  des  Arbeiterexportstaates  gehoben,  was  nie  in  raschem 
Tempo,  sondern  immer  nur  allmählich  erfolgt,  dann  sind  die 
Arbeiterimportstaaten  infolge  des  Erscheinens  immer  neuer  Völker 
auf  der  Bildfläche  des  internationalen  Verkehrs  inzwischen  mit 
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Arbeitern  anderer  Staaten  und  Völker  versorgt  worden,  und  die  Er- 
findungen der  Technik  haben  daneben  das  Bedürfnis  einer 
größeren  Anzahl  von  Arbeitern  wohl  auch  herabgemindert,  poli- 
tische Ereignisse  haben  ihre  Grenzen  verschoben,  so  daß  sie 
eine  jähe  Stagnation  ihrer  Alimentierung  mit  ausländischen  Ar- 
beitskräften und  Ansiedlern  wohl  in  keinem  Falle  zu  befürchten 
haben. 

Ist  ein  Staat  in  der  ungünstigen  Lage,  ca.  V/z  °/o  seiner 
Bevölkerung  an  das  Ausland  abzugeben,  wie  es  in  Österreich- 
Ungarn  der  Fall  ist,  so  muß  er  sowohl  vom  Standpunkt  der  so- 
zialen Fürsorge  für  sie,  wie  auch  vom  Standpunkt  der  Hoffnung, 
sie  jemals  zurückzugewinnen  und  ihre  Kräfte  für  die  eigene  Zu- 
kunft zu  verwerten,  zwischen  verschiedenen  Einwanderer-  und 
Arbeiterimportstaaten  Unterscheidungen  anstellen.  Offenbar 
tritt  der  wirtschaftliche  Gegensatz  zwischen  Export-  und  Import- 
staat um  so  stärker  hervor  a)  je  weniger  Aussicht  für  den 
ersteren  vorhanden  ist,  seine  connationalen  Arbeitskräfte  zurück- 
zugewinnen, —  also  wenn  dieselben  z.  B.  selbständige  Land- 
wirte in  den  Einwanderungsstaaten  werden,  wie  dies  in  den  drei 
Südstaaten  Brasiliens  und  Nordwestkanada,  teilweise  auch  in 
Argentinien  meistens,  wenn  auch  nicht  immer  der  Fall  ist  — 
trotzdem  gerade  hier  neben  unleugbarer  Einbuße  seitens  des 
Staates  materieller  und  gesundheitlicher  Vorteil  für  das  In- 
dividuum in  Erscheinung  treten  kann;  b)  je  größeren  Gefahren 
ihr  Leben  oder  ihre  Gesundheit  z.  B.  durch  Klimawechsel,  un- 
gewohnt intensive  Arbeit,  insbesondere  Akkordarbeit  —  des- 
gleichen in  gewissen  Industrieunternehmungen  und  Bergwerken 
ausgesetzt  ist;  c)  je  ungünstiger  das  materielle  Ergebnis  ihrer 
Lohnarbeit  ausfällt  und  insbesondere,  je  mehr  dasselbe  durch 
unproduktiven  Vermittler-  und  Agentengewinn  reduziert  wird; 
d)  lad  not  hast  je  empfindlicher  ihre  Moral  und  ihr  Wohl- 
ergehen durch  böses  Beispiel,  Verführung,  allgemeine  Rechts- 
unsicherheit in  ihrem  neuen  Milieu  untergraben  werden. 

Diese  leitenden  Grundsätze  muß  die  zielbewußte  Aus- 
wanderungspolitik eines  Auswanderer-  und  Arbeiterexportstaates 
wie  Österreich  immer  vor  Augen  behalten,  wenn  sie  in  den 
Grenzen  der  Notwendigkeit  das  kleinere  Übel  dem  größeren 
gegenüber  vorziehen  soll.  Die  Erforschung  dieser  Erschei- 
nungen   erschöpft   jedoch    nicht    die    Aufgabe  des  Staates,    sie 
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können  auch  für  die  Richtung  der  österreichischen  Auswande- 
rungspolitik nicht  ausschließlich  maßgebend  sein,  da  einerseits 
der  gänzliche  Verlust  der  bisherigen  Staatsangehörigkeit  zu- 
gunsten eines  fremden  Staates  durch  engen  Zusammenschluß 
der  Auswanderer  und  Konzentration  der  nationalen  Auswanderung 
in  kleineren  Bevölkerungsmittelpunkten  wettgemacht  werden 
kann  —  andererseits  die  relativ  günstige  eigentliche  Saison- 
wanderung viel  von  ihrem  sympathischen  Wesen  einbüßt,  wenn 
im  Arbeiterimportland,  trotzdem  es  auf  die  ausländischen  Ar- 
beiter angewiesen  ist  und  dieselben  als  unentbehrlich  anerkennt, 
Differenzierungen  in  der  Behandlungsweise  einzelner  Nationen 
vorkommen,  die  ihr  eigentliches,  verstecktes  Ziel  jedesmal  ver- 
fehlen, wobei  nicht  nur  eine  Verschärfung  staatlicher  und 
nationaler  Gegensätze  ganz  überflüssigerweise  eintritt,  die  wir 
ja  vermeiden  wollen,  sondern  auch  die  einzige  Folge  meist 
ungewolltes  Bewußtwerden  nationaler  Eigenheit  und  Zuführung 
frischer  Säfte  an  das  Arbeiterexportvolk  bildet,  was  sich  in 
der  Geschichte  der  Beziehungen  auch  zwischen  anderen  Wirts- 
und Gastvölkern  bewahrheitet. 

Die  Einführung  des  zeitweiligen  Aufenthaltsverbotes  für 
einen  Teil  österreichischer  Saisonarbeiter  in  Deutschland  und  der 
ihnen  hierdurch  zugefügte  weitere  wirtschaftliche  Nachteil,  daß  sie 
im  Falle  einer  Verunglückung  ein  für  allemal  in  der  Höhe  einer 
dreijährigen  Rente  abgefunden  werden,  als  ob  sie  freiwillig 
Deutschland  verlassen  hätten,  die  Aberkennung  der  Unfallent- 
schädigung den  in  Österreich  zurückgebliebenen  Witwen  und 
Waisen  verunglückter  ausländischer  landwirtschaftlicher  Arbeiter, 
die  Monopolisierung  des  Arbeiterbezugs  aus  Österreich-Ungarn 
und  Rußland  in  einer  nicht  bloß  von  wirtschaftlichen  Tendenzen 
geleiteten  Institution,  und  die  Unterstützung  österreichischer, 
nicht  einmal  konzessionierter  Privatagenten  niedrigster  Sorte 
seitens  derselben  unter  Ausschluß  der  österreichischen  öffent- 
lichen Arbeitsvermittlungsämter,  die  zwangsweise  Ausstellung  von 
Legitimationspapieren  und  zwar  in  besonderen  Farben  nach  den 
einzelnen  Nationen,  schließlich  die  Zuweisung  der  Arbeiter  bei 
Überschreitung  der  Grenze  im  voraus  an  bestimmte  Arbeit- 
geber und  die  darin  enthaltene  offenbare  Einschränkung  ihres 
freien  Dispositionsrechtes  sind  gewiß  nicht  geeignete  Mittel, 
staatliche  Interessengegensätze  zu  mildern.      Ist  auch  das  zeit- 
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■weilige  Aufenthaltsverbot  eher  aus  national-politischen  Rück- 
sichten begreiflich,  —  wenn  ich  persönlich  auch  in  dieser  Hin- 
sicht die  Gesetzesmotive  nicht  als  zutreffend  ansehe,  —  so  kann 
der  wirtschaftliche  Schaden,  der  seine  Folge  ist,  nämlich 
der  Wegfall  der  vollen  Unfallversicherungsrente,  gewiß  in 
keinem  Falle  berechtigt  erscheinen.  Der  die  Einführung  der 
Legitimationspapiere  angeblich  begründende  so  häufige  Kon- 
traktbruch der  polnischen  Saisonarbeiter  würde  gewiß  eher 
aufhören,  als  bedauerliche  Massenerscheinung  aufzutreten  oder 
selbst  ganz  verschwinden,  wenn  angesehene  Institutionen  sich 
nicht  galizischer  Privatvermittler  bedienen  würden,  die  er- 
wiesenermaßen durch  Versorgung  der  Arbeiter  mit  auf  ver- 
schiedene Namen  lautende  Arbeitsbüchern,  durch  Zureden  und 
Agitationen  sie  in  den  meisten  Fällen  erst  zum  Kontraktbruch 
verleiten,  um  sie  dann  gegen  nochmalige  Beziehung  der  Ver- 
mittlungsgebühren an  neue  Arbeitgeber  zu  verschachern.  Schuld 
trägt  also  der  Vermittler  —  gestraft  werden  die  Arbeiter. 
Man  will  den  leichtsinnigen  und  die  Landwirtschaft  wirklich 
empfindlich  schädigenden  Kontraktbruch  mit  Recht  bekämpfen 
und  bindet  tatsächlich  den  Arbeiter  an  die  Scholle,  weil  doch 
das  theoretisch  ihm  zuerkannte  Recht  auf  nachträgliche  Lösung 
des  Arbeit  Vertrages  faktisch  so  viele  Plackereien  und  Schwierig- 
keiten bei  seiner  Realisierung  für  ihn  nach  sich  zieht,  die  durch 
Unkenntnis  seiner  Sprache  und  nationalen  Antagonismus  noch 
verschärft  werden,  daß  es  nur  selten  in  Wirklichkeit  ausgeübt 
werden  dürfte.  Ich  spreche  hier  eine  Befürchtung  aus,  die,  wie 
mein  verehrter  heutiger  Kollege,  Herr  Dr.  Bodenstein,  in  einer 
seiner  Arbeiten  ausführt,  sowohl  von  ihm  selbst,  wie  auch  von 
hervorragenden  Bergwerksindustriellen  Oberschlesiens  deutscher 
Nation  geteilt  wird. 

Wer  daher  eine  ehrliche  Verständigung  und  Annäherung 
zwischen  den  einzelnen  Nationen  und  Staaten  oder  wenigstens 
einen  erträglichen  modus  vivendi  im  gemeinschaftlichen  Interesse 
herbeiwünscht,  muß  die  soeben  flüchtig  erwähnten  Versuche 
wirtschaftlicher  Sonderbehandlung  nur  als  ebenso  viele  Hinder- 
nisse zur  Erreichung  jenes  Zieles  ansehen. 

Was  soll  nun  in  den  Grenzen  der  Möglichkeit  geschehen, 
um  für  die  Arbeiterexportstaaten  das  Minimum  zu  leisten, 
welches    sie  in  ihrem  Lebensinteresse    anzustreben    gezwungen 
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sind?  Vor  allem  muß  in  Österreich  der  öffentliche  Arbeits- 
nachweis entsprechend  ausgebaut  werden,  die  einzelnen  Ämter 
muß  man  mit  einer  gut  honorierten  und  auf  der  Höhe  sozialer 
Bildung  stehenden  Beamtenelite  besetzen  —  dieselben  müssen  be- 
hufs Austausch  von  Angebots-  und  Nachfragemeldungen  nach 
Kronländern  gruppiert  und  mit  einem  Reichsarbeitsamt  an  der 
Spitze  in  engen  Zusammenhang  miteinander  gebracht  werden 
und  das  ganze  Geschäft  der  Arbeitsvermittlung  nach  dem  Aus- 
lande und  wohl  auch  zum  großen  Teil  im  Inland  in  die  Hand 
nehmen.  Gleichzeitig  muß  in  den  Arbeiterimportländern  sowohl 
in  deren  eigenem  wirtschaftlichen  Interesse,  wie  auch  im  richtig 
verstandenen  nationalen,  d.  h.  behufs  Abschwächung  schädlicher 
Gegensätze  zwischen  den  einzelnen  Nationen  und  Staaten  der 
Bezug  der  Arbeiter  aus  dem  Auslande  ausschließlich  durch  Ver- 
mittlung der  öffentlichen  Arbeitsnachweisämter  im  Nachbar- 
staate erfolgen,  damit  endlich  das  betrügerische  und  ausbeu- 
tende Privatagententum  aus  dem  beiderseitigen  Verkehr  zum  Wohl 
und  Frommen  beider  Teile  ausgeschaltet  werde.  Daneben 
müssen  die  Arbeiterimportländer  im  eigenen  Interesse  alle  wirt- 
schaftlichen Benachteiligungen  der  ausländischen  Arbeiter,  die 
ihnen  doch  als  anerkannte  Arbeitskräfte  wünschenswert  sind, 
vermeiden  und  bestehende  Ausnahmegesetze  aufheben. 

Für  den  Arbeiterexportstaat  verbleibt  eine  weitere  Auf- 
gabe, an  deren  Zustandekommen  jedoch  auch  die  Importstaaten 
indirekt  interessiert  sind.  Ich  meine  das  Zustandekommen 
eines  österreichischen  Schutzgesetzes  für  Auswanderer,  welches 
schon  seit  Jahrzehnten  für  uns  ein  dringendes  Bedürfnis  ist, 
und  welches  durch  strenge  Kontrolle  des  Agententums,  Verbot  der 
Auswanderung  nach  ungünstigen  Ländern  usw.  die  Folge  nach 
sich  ziehen  würde,  daß  große  Massen  von  bisher  über  See  ge- 
lockten Arbeitern  im  Lande  blieben  und  sowohl  zur  Verwen- 
dung im  Inneren  des  Staates  wie  im  Auslande  —  in  erster  Linie 
in  Deutschland  —  frei  würden.  Eine  in  Osterreich  unter  mi- 
nisterieller Oberaufsicht  zu  gründende  und  durch  die  diploma- 
tischen Vertretungsbehörden  entsprechend  informierte,  wenn 
auch  von  einem  privaten  Verein  geleitete  Zentralauskunftstelle 
würde  über  Arbeits-  und  Ansiedelungsgelegenheit  im  Ausland 
jedermann  Auskunft  geben  und  ein  Reichsauswanderungsamt 
die  Ausführung  des  Schutzgesetzes  überwachen  und  leiten. 
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Sehr  wichtig  sind  hier  für  uns  zwei  Momente,  die  bei  der 
gewünschten  Regelung  der  Auswanderungsfrage  in  Österreich 
in  Erinnerung  kommen,  und  von  denen  wir  erwarten  dürfen, 
daß  wir  diesbezüglich  sowohl  in  Österreich,  wie  in  Ungarn  auf 
Ihre  loyale  Unterstützung  rechnen  dürfen.  Erstens  ist  nach 
dem  deutschen  Gesetz  vom  9.  Juni  1897  die  Beförderung  von 
Wehrpflichtigen  abhängig  von  der  Beibringung  einer  Ent- 
lassungsurkunde oder  eines  Zeugnisses  der  Ersatzkommission 
des  Inhalts,  daß  ihrer  Auswanderung  aus  dem  Grunde  der  Wehr- 
pflicht kein  Hindernis  entgegensteht.  Diese  Bestimmung  (§  23a) 
bezieht  sich  ausdrücklich  auch  auf  Ausländer,  wie  dies  die 
Textierung  der  §§  23  a  und  b  im  Gegensatz  zu  c  beweist,  in 
dem  bloß  von  Reichsangehörigen  die  Rede  ist.  Überdies  hat 
sich  die  Königl.  preußische  Regierung  in  den  §§13,  14  und  17 
der  noch  zu  Recht  bestehenden  Kartellkonvention  vom  10.  Fe- 
bruar 1831  ausdrücklich  unserer  Regierung  gegenüber  ver- 
pflichtet, die  Beförderung  der  Flucht  unserer  Militärpflichtigen 
oder  die  Verführung  derselben  zur  Flucht  in  gleichem  Maße 
wie  der  eigenen  Staatsangehörigen  unter  Strafe  zu  stellen. 
Trotzdem  ist  die  Beförderung  von  österreichischen  und  ungari- 
schen Wehrpflichtigen  sowohl  in  Hamburg,  wie  in  Bremen  auf 
der  Tagesordnung.  Ich  will  mich  diesbezüglich  der  Berufung 
auf  private  Informationen  seitens  sowohl  der  Auswanderer  selbst, 
wie  seitens  der  glaubwürdigsten  Persönlichkeiten  aus  anderen 
Kreisen  enthalten,  um  mich  nicht  dem  Vorwurf  der  Verallge- 
meinerung einzelner  Tatsachen  auszusetzen.  Aber  ich  möchte  bloß 
darauf  hinweisen,  daß  in  den  jedem  zugänglichen  Prospekten  des 
Norddeutschen  Lloyd  wie  der  Hamburg-Amerika-Linie  bloß 
zwischen  Deutschen  und  Nichtdeutschen  unterschieden  wird,  so- 
wie daß  von  den  letzteren  keinerlei  Dokumente  nach  §  23  a  ver- 
langt werden.  Ist  meine  Interpretation  der  betr.  gesetzlichen  Be- 
stimmungen richtig,  dann  wäre  es  im  hervorragenden  Interesse  so- 
wohl Österreichs  wie  Ungarns,  wenn  die  Herausgabe  einer  ent- 
sprechenden Rechtsbelehrung  an  die  beiden  großen  deutschen 
Gesellschaften  veranlaßt  würde. 

Das  zweite  Moment  bezieht  sich  auf  die  Auswanderung  nach 
Brasilien.  Während  die  Beförderung  von  deutschen  Auswande- 
rern nach  Brasilien  bloß  aul  die  drei  Südstaaten  beschränkt 
ist,  werben  deutsche  Agenten  in  Österreich  für  den  Staat  Sao 
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Paolo,  der  die  Beförderungskosten  ganz  oder  teilweise  auf  sich 
genommen  hat,  Landwirte,  und  da  der  Boden  dort  für  öster- 
reichische Auswanderer  zu  teuer  ist,  eigentlich  Plantagenarbeiter. 
Allerdings  widerspricht  dieses  Vorgehen  nicht  dem  Text  des 
§  23  c,  der  seinen  Schutz  bloß  auf  Reichsangehörige  beschränkt, 
aber  den  erprobten  freundschaftlichen  Beziehungen  zwischen 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland  würde  die  gesetzliche  Aus- 
dehnung des  §  23  c  auf  alle  Auswanderer  ohne  Unterschied  der 
Staatsangehörigkeit  entsprechen,  um  so  mehr,  als  dafür  all- 
gemein humanitäre  Grundsätze  sprechen  würden,  und  die  schlechte 
Behandlung,  der  niedrige  und  häufig  in  „vales",  d.  h.  An- 
weisungen an  den  Lebensmittelkaufmann  gezahlte  Lohn  und 
die  hohen  Lebensmittelpreise  sowie  das  für  den  mitteleuropäi- 
schen Arbeiter  unzuträgliche  Klima  auf  den  Kaffeeplantagen 
Sao  Paolos  notorisch  bekannt  ist. 

Es  hieße  die  Bedeutung  der  Auswanderungsfrage  verkennen, 
wollten  wir  bei  diesem  Resultat  stehen  bleiben  und  die  Inter- 
nationalität  des  großartigen  Problems  vergessen,  das  schon  in- 
folge der  modernen  Verkehrsverhältnisse  und  der  Millionen- 
wanderung auf  dem  Erdball  seinesgleichen  in  der  Vergangen- 
heil nicht  kennt.  Sowohl  aus  sozial-politischen  wie  aus  sozial- 
ethischen Gründen  erscheint  es  daher  wünschenswert,  zwischen 
den  einzelnen  Staaten  der  Welt,  für  welche  die  europäische, 
vielleicht  auch  die  chinesische  und  ostindische  Kuliauswanderung 
in  Frage  kommt,  das  Zustandekommen  von  internationalen  Ver- 
trägen anzubahnen,  in  denen 

1.  gemeinschaftliche  Grundsätze  der  Auswanderungs-,  so- 
wie der  Einwanderungsstatistik  festgelegt  würden,  da 
die  bisherigen  auf  Grund  verschiedener  Methoden  er- 
wirkten statistischen  Daten  in  vielen  Hinsichten  keinen 
genügenden  Aufschluß  bieten  und  in  einigen  für 
unsere  Frage  besonders  wichtigen  Staaten  wie  Österreich- 
Ungarn,  Brasilien,  Argentinien,  Rußland  und  die  Balkan- 
länder die  offizielle  Statistik  noch  in  den  Kinderschuhen 
steckt  oder  politischen  Sonderinteressen  dienstbar  ge- 
macht wird. 

In  diesen  Verträgen  sollte  weiter 

2.  die  Lieferung  von  angeworbenen  Arbeitern  nach  dem  Aus- 
land, wo  dieselbe  nicht  ohnehin  staatlicherseits  verboten  ist, 
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ausschließlich  öffentlichen  Arbeitsvermittlungsanstalten 
vorbehalten  und  bis  zur  allgemeinen  Durchführung 
dieses  Grundsatzes  die  strengste  Kontrolle  konzes- 
sionierter und  hochkautionierter  Privatagenten  seitens 
der  Reichsaus-  bzw.  Einwanderungsämter  eingeführt 
werden. 

Es  müßte  sonach 

3.  der  weitere  Ausbau  des  internationalen  Vertrages  vom 
18.  Mai  1904  und  Angliederung  sämtlicher  gesitteter 
Staaten  der  Welt  an  denselben  zwecks  Bekämpfung  des 
noch  immer,  meist  nach  Südamerika  und  dem  Orient, 
insbesondere  aus  Österreich-Ungarn  und  Rußland,  aber 
auch  aus  anderen  Staaten  schwunghaft  betriebenen 
Mädchenhandels  angestrebt, 

4.  das  Mindestmaß  von  Licht,  Luft  und  Verpflegung  für 
jeden  Zwischendecks -Passagier  aller  Schiffahrtslinien 
festgesetzt  und  die  möglichste  Einführung  von  Kabinen 
dritter  Klasse  an  Stelle  des  gemeinschaftlichen  Zwischen- 
decks oder  mindestens  besonderer  Essräume  bei  neu 
zu  erbauenden  Schiffen  aller  Vertragsstaaten  vorge- 
schrieben werden. 

5.  Die  obligate  Schaffung  von  Auswandererhallen  und  ihre 
entsprechende  Einrichtung  sowohl  in  den  Kontroll- 
stationen bei  Überschreitung  der  Grenze,  wie  in  den 
Einschiffungshäfen  aller  Länder;  nicht  minder  die 
Gründung  von  offiziellen  Geldwechselbureaus  daselbst 
behufs  Vermeidung  der  so  häufigen  Übervorteilungen 
seitens  der  Privatgeldwechsler,  schließlich  die  Gründung 
von  öffentlichen  Arbeitsvermittlungsämtern  auch  in  den 
Einwanderungsländern  müßte  den  Vertragsstaaten  zur 
Pflicht  gemacht  werden. 

Es  müßten  weiter  in  internationalen  Verträgen 

6.  die  Bedingungen  der  Rechtsverbindlichkeit  von  im  Aus- 
land ausgestellten  öffentlichen  Urkunden,  wie  Geburts- 
oder Tauf-,  Trau-  und  Totenscheinen  für  das  Inland 
vereinfacht  werden,  da  gegenwärtig  auf  diesem  für  das 
Privat-  insbesondere  das  Erb-  und  Eherecht,  die  Militär- 
stellungspflicht etc.  so  wichtigen  Gebiete  infolge  Mangels 
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von  als  vollkommen  glaubwürdig  anerkannten  Urkunden 
die  im  Ausland,  insbesondere  in  Amerika  geborene  doch 
nach  Österreich  zuständige  Bevölkerung  bei  ihrer  Rück- 
kehr nur  allzu  häufig  bedeutenden  Schaden  leidet. 
7.  Schließlich  könnten  auf  diesem  Wege  die  gegenwärtig 
so  überteuerten  Geldheimsendungen,  insbesondere  von 
Amerika,  entsprechend  verbilligt  werden,  unter  eventueller 
gleichzeitiger  Einführung  des  Scheckverkehrs  durch  Ver- 
mittlung vertrauenswürdiger,  überseeischer  Banken. 

So  viel  Gemeinschaftliches,  so  viel  Großzügiges  gibt  es  in 
der  Auswanderungsfrage,  so  vieles,  was  die  Empfindung  all- 
gemein menschlicher  Solidarität  neben  treuem  Festhalten  an 
seiner  Nation  wachruft,  so  vieles,  was  dem  sozialen  Frieden 
dient  und  inmitten  einer  großen,  aber  durch  kurzsichtigen 
Materialismus  vom  richtigen  Wege  abgekommenen  Zeit  dem 
Dürstenden  aus  dem  nie  versiegenden  Brunnen  des  Ideals,  des 
Glaubens  an  Recht  und  Fortschritt  des  Menschengeschlechts 
frische  Kräfte  zu  neuen  Siegen  einflößt.  Es  ist  Zeit,  dass  die 
Nationen  und  Staaten,  welche  an  den  Triumph  der  Gerechtig- 
keit glauben,  sich  endlich  ihrer  solange  vergessenen  Pflicht 
bewußt  werden  und  sich  der  rechtlosen  Hunderttausende  er- 
innern, die  —  aus  anderen  Ländern  kommend  —  hier  und  da 
verstoßen  und  zurückgesetzt  unter  ihnen  weilen. 

Will  man  einen  Gedanken  in  die  Wirklichkeit  umsetzen 
und  seine  Ausführung  überwachen,  so  gehört  hierzu  mehr  als 
augenblickliche  Begeisterung,  mehr  als  eine  internationale  Kon- 
ferenz von  Staatsmännern,  wie  sie  seinerzeit  Roosevelt  vor- 
geschlagen hat,  mehr  als  ein  wissenschaftlicher  Kongreß  —  es 
bedarf  der  einheitlichen  und  ausdauernden  Leitung  durch  ein 
alle  Bemühungen,  Kenntnisse  und  erstrebenswerte  Gedanken 
konzentrierendes  internationales  Institut.  Ein  solches  hätte 
die  Aufgabe,  genaue  Informationen  von  den  Auswanderungs- 
ämtern der  verschiedenen  Staaten  über  die  Lage  der  Aus- 
wanderer in  den  einzelnen  Ländern,  über  die  dort  bestehende 
Imigrations-,  Kolonisations-,  Eigentums-  und  Arbeitsgesetz- 
gebung, Lohnhöhe,  Lebensunterhalt,  Fauna  und  Flora  etc.  zu 
sammeln  und  wissenschaftlich  zu  verarbeiten,  sowie  die  soeben 
skizzierten  und  weitere  entweder  direkt  gemeinschaftliche,  oder 
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mindestens  von  denselben  Grundsätzen  beseelte,  wenn  auch  ver- 
schiedene Bestimmungen  für  die  Gesetzgebungen  der  einzelnen 
Staaten  und  für  die  von  ihnen  abzuschließenden  internationalen 
Verträge  anzuregen  und  vorzubereiten. 

Von  den  Staaten  Europas  und  vielleicht  auch  der  Union 
gemeinschaftlich  erhalten,  würde  ein  solches  Institut  zugleich 
zur  großen  Aufgabe  der  Besiedelung  der  Erde  auf  bisher  un- 
bewohnten, ungeheuren  Flächen  beitragen  und  durch  seine 
Forschungen  zugleich  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft, 
der  Völkerkunde  und  den  Naturwissenschaften  zu  dienen  be- 
rufen sein.  Unterstützen  Sie  diesen  Gedanken  und  Sie  werden 
sich  um  das  Wohlergehen  des  Menschengeschlechts,  um  den 
Sieg  der  Gerechtigkeit  und  Wahrheit,  um  den  Fortschritt  der 
Wissenschaft  verdient  machen! 

(Beifall.) 


Vorsitzender: 

Ich  erteile  nunmehr  das  Wort  dem  letzten  Referenten, 
dem  Direktor  des  Bundes  ungarischer  Fabrikindustrieller,  Dr. 
Roland  von   Hegedüs. 


Direktor  Dr.  Roland  von  Hegedüs-Budapest: 

Die  zielbewußten  Bestrebungen  der  mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine waren  bisher  auf  die  Abstellung  der  Reibungen 
des  Waren-  und  Zahlungs-Verkehrs  und  der  wirtschaftlichen 
Rechtsnormen  gerichtet.  Auf  der  heutigen  Konferenz  befassen 
sich  die  Vereine  mit  der  Regelung  des  teuersten  Artikels  der 
Ein-  und  Ausfuhr,  mit  dem  Massenverkehr  des  Menschen- 
materials. Die  Bedeutung  der  internationalen  Regelung  der 
Frage  der  Ein-  und  Auswanderung  ist  hierdurch  gekennzeichnet, 
und  es  ist  wohl  überflüssig,  wenn  ich  vor  dieser  illustren  Ver- 
sammlung die  große  Wichtigkeit  derselben  eingehender  erörtern 
wollte. 

Es  wird  deshalb  wohl  das  Richtigste  sein,  wenn  ich 
direkt  den  Kern  des  Problems  herausgreife  und  von  dem  Satze 
ausgehe,   daß    Abmachungen   auf  keinem  anderen  Gebiete   so 

10 
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außerordentliche  Bedeutung  innewohnt  als  einer  internationalen 
Regelung  der  Massenwanderung  der  Arbeiter,  indem  ein  jeder 
Zusammenstoß  widersprechender  Gesetze  oder  die  gegensätzliche 
Stellungnahme  der  Exekutivgewalt  der  Nachbarstaaten  gleich- 
bedeutend ist  mit  der  Zertrümmerung  von  vielen  Tausenden 
wirtschaftlicher  Existenzen.  Solche  Gegensätze  in  den  Gesetzen 
und  Verfügungen  einerseits  der  Ein-  und  Auswanderungs- 
Staaten,  anderseits  zwischen  diesen  und  den  durchlassenden 
Staaten  bestehen  tatsächlich  und  verursachen  zeitweise  die 
merkwürdigsten  Verwicklungen.  Wenn  ich  noch  hinzufüge, 
daß  gerade  auf  diesem  Gebiete  die  auf  internationale  Be- 
ziehungen sich  erstreckenden  legislativen  Maßnahmen  sich  fort- 
während ändern,  dann  erscheint  es  unzweifelhaft,  daß  die 
Bevölkerung  aller*  Staaten  ein  unmittelbares  Interesse  daran 
hat,  daß  die  Gesetze  betreffs  der  Ein-  und  Auswanderung  durch 
die  am  Volksaustausch  verkehr  teilnehmenden  Staaten  in  Ein- 
klang gebracht  und  solche  Vereinbarungen  geschaffen  werden, 
welche  die  gesunde  Abwicklung  der  Völkerwanderung  unter 
Mitwirkung   der    staatlichen    Organe    ermöglichen. 

Der  heute  bestehende  Zustand,  welcher  bereits  die  Quelle 
so  vieler  Übel  war  und  Anlaß  zu  stets  sich  erneuernden  Ver- 
wicklungen bieten  kann,  ist  auf  zwei  sehr  tiefgehende,  für  das 
Individuum  wie  für  die  Staaten  gleich  bedeutsame,  fast  welt- 
geschichtliche Ursachen  zurückzuführen.  Die  eine  ist  die  Ein- 
wanderungspolitik des  die  meisten  Menschen  aufsaugenden 
Staates,  der  nordamerikanischen  Union;  die  zweite  liegt  in 
der  merkwürdigen  Gestaltung  der  Auswanderung  der  mittel- 
europäischen Staaten.  Die  Aufhellung  dieser  zwei  Tat- 
sachenreihen zeigt  uns  das  Problem,  welches  wir  die  inter- 
nationale Auswanderungsfrage  benennen  können,  in  seiner 
wahren  Wesenheit. 

Die  Einwanderungspolitik  der  Vereinigten  Staaten 
Amerikas  hat  von  der  Declaration  of  Indepence,  von  den 
berühmten  Beschlüssen  des  Kongresses  von  1868  bis  zum 
neuen  Einwanderungsgesetz  vom  Jahre  1907  einen  riesigen 
Weg  zurückgelegt.  Der  Kongreßbeschluß  vom  27.  Juli  1868 
nannte  die  Ein-  und  Auswanderung  „ein  unveräußerliches 
Recht  (inalienable  right)"  und  erklärte  sogar,  daß  eine  jede 
Äußerung,   Ansicht,   Weisung,   Verordnung  oder   Entscheidung 
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der  Beamten  der  Vereinigten  Staaten,  welche  das  Recht  des 
Heimatstausches  leugnet,  beschränkt,  verletzt  oder  in  Zweifel 
zieht,  mit  den  Grundprinzipien  der  Republik  unvereinbar  wäre. 
Dem  entgegen  erwähnen  wir  nun  folgende  Feststellungen  des 
Report  of  the  immigration  investigating  Gommission  v.  J.  1895: 
,, Zwischen  1872  und  1882  hat  die  öffentliche  Meinung  bezüglich 
der  Einwanderung  eine  völlige  Änderung  erfahren;  nicht  nur 
daß  keine  Gesetze  erlaßen  wurden,  um  Einwanderer  anzu- 
locken, sondern  man  begann  schon  strenge  Maßnahmen  gegen 
die  Einwanderung  zu  fordern."  So  ist  das  Gesetz  vom  August 
1882  entstanden,  welches  eine  Steuer  von  50  Gents  per  Kopf 
der  Einwanderer  einführte  (seit  1894  ist  diese  Kopfsteuer  auf 
1  Dollar  und  mittels  Gesetzes  vom  Jahre  1907  sogar  schon  auf 
4  Dollars  erhöht  worden),  und  es  werden  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
Irrsinnige  und  solche  Personen,  die  sich  nicht  erhalten  können, 
ohne  der  öffentlichen  Hilfe  bedürftig  zu  sein,  mit  der 
Schiffsgesellschaft,  welche  sie  befördert  hat,  und  auf  deren  Kosten 
wieder  abgeschoben.  (§  4  des  Gesetzes  vom  August  1882.)  Die 
Gesetze  vom  Jahre  1885,  1887  und  1888  haben  diese  Maßnahmen 
nicht  nur  verschärft,  sondern  auch  schon  einen  neuen  Pfad  be- 
treten, insofern  das  Verbot  eingeführt  wurde,  daß  kontrakt- 
liche Arbeiter  (contract  labourer)  nicht  mehr  in  das  Gebiet  der 
Union  zugelassen  werden.  Die  Acte  vom  3.  März  1891  organisiert 
eine  Kontrollbehörde,  das  Gesetz  vom  3.  März  1903  hingegen 
dehnte  den  Begriff  der  unerwünschten  Einwanderer  auf  einen 
noch  weiteren  Kreis  aus.  Endlich  verfährt  das  neue  Gesetz 
vom  Jahre  1907  (wiewohl  die  Lodge  Bill,  welche  die  Analphabeten 
ausschließen  wollte,  nicht  Gesetzeskraft  erlangen  konnte)  am 
allerstrengsten  mit  den  Einwanderern  und  hat  sich  von  den 
„unveräußerlichen  und  unabänderlichen  Prinzipien"  der  freien 
Wanderung  sehr  weit  entfernt. 

Wie  bekannt,  kommt  im  Gesetz  vom  20.  Februar  1907  jene 
neue  amerikanische  Politik  am  stärksten  zum  Ausdruck,  welche 
sich  darauf  stützt,  daß  die  Einwanderung  in  die  neue  Welt 
quantitativ  in  ebenso  riesigem  Maße  angeschwollen  ist,  als 
sie  sich  in  ihrer  Zusammensetzung  nach  Rassen  verändert  hat, 
indem  jetzt  an  Stelle  West-  und  Nordeuropas  die  Einwohner 
der  südlichen  und  östlichen  Staaten  an  die  Tore  Amerikas 
pochen.     Das  Gesetz  vom  Jahre  1907  erhöht  nicht  nur  —  wie 
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bereits  erwähnt  —  die  Kopfsteuer  der  Einwanderer  auf  4  Dollars, 
verschärft  nicht  nur  die  Kontrollmaßnahmen  und  die  Strafen 
der  sich  einschmuggelnden  Personen,  sondern  erweitert  noch 
mehr  den  Kreis  jener,  welche  von  der  neuen  Heimat  zurück- 
gewiesen und  nach  Europa  zurückgeworfen  werden.  Gemäß  §  2 
des  neuen  Gesetzes  sind  folgende  Kategorien  von  Ausländern 
von  der  Zulassung  in  die  Vereinigten  Staaten  ausge- 
schlossen: 

„Alle  blödsinnigen  und  schwachsinnigen  Personen,  Fall- 
süchtige, Irrsinnige  und  Leute,  die  innerhalb  der  letzten 
fünf  Jahre  irrsinnig  gewesen  sind;  Personen,  die  zwei 
oder  mehrere  Anfälle  von  Irrsinn  zu  irgend  einer  Zeit 
gehabt  haben;  Mittellose;  Personen,  die  wahrscheinlich  dem 
Staate  zur  Last  fallen  werden;  gewerbsmäßige  Bettler;  Per- 
sonen, die  mit  Lungenschwindsucht  oder  mit  einer  ekel- 
erregenden oder  gefährlichen  ansteckenden  Krankheit  be- 
haftet sind;  Personen,  die  in  keiner  der  vorhergehenden 
Kategorien  inbegriffen,  aber  von  dem  Untersuchungsarzte 
als  geistig  oder  körperlich  mangelhaft  befunden  und  durch 
Attest  so  bezeichnet  worden  sind,  wenn  dieser  geistige  oder 
körperliche  FehlerMerart  ist,  daß  er  die  Fähigkeit  eines  solchen 
Ausländers,  sich  zu  ernähren,  beeinträchtigen  kann;  Per- 
sonen, die  eines  schweren  Verbrechens  oder  eines  Sittlich- 
keitsvergehens für  schuldig  erklärt  worden  sind,  oder  die 
zugeben,  ein  solches  begangen  zu  haben;  Personen,  die 
Vielweiberei  treiben,  oder  die  die  Vielweiberei  verteidigen; 
Anarchisten  oder  Leute,  die  sich  zu  der  Theorie  des  gewalt- 
samen Umsturzes  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
oder  jeglicher  Regierung,  aller  gesetzlichen  Formen  oder  der 
Ermordung  öffentlicher  Beamten  bekennen  und  dafür  ein- 
treten; Prostituierte  oder  Frauen  oder  Mädchen,  die  zur 
Prostitution  oder  zu  irgend  einem  andern  unmoralischen 
Zweck  nach  den  Vereinigten  Staaten  kommen;  Personen, 
die  Prostituierte  oder  Frauen  oder  Mädchen  zur  Prostitution 
oder  zu  irgendeinem  andern  unmoralischen  Zweck  anwerben 
oder  ins  Land  zu  bringen  versuchen;  „Kontraktarbeiter", 
d.  i.  Personen,  die  durch  Angebote  oder  Versprechungen 
von  Beschäftigung  oder  infolge  von  mündlichen,  geschriebe- 
nen oder  gedruckten,  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden 
Vereinbarungen  veranlaßt  oder  aufgefordert  worden  sind. 
nach  diesem  Lande  auszuwandern,   um  hier  Arbeit  irgend- 
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welcher  Art,  erlernte  oder  unerlernte,  zu  verrichten;  solche, 
die  innerhalb  eines  Jahres  vom  Datum  des  Gesuchs  um  Zu- 
lassung in  die  Vereinigten  Staaten  zurückgewiesen  worden 
sind,  weil  sie  zur  Auswanderung,  wie  vorstehend  angegeben, 
veranlaßt  oder  aufgefordert  worden  sind;  jede  Person,  deren 
Fahrkarte  oder  Passage  mit  dem  Gelde  eines  Andern  be- 
zahlt worden  ist,  oder  der  Andere  zum  Kommen  behilflich 
gewesen  sind,  es  sei  denn,  daß  bestimmt  und  genügend  be- 
wiesen wird,  daß  solche  Personen  nicht  zu  einer  der  vor- 
stehenden ausgeschlossenen  Kategorien  gehören,  und  daß 
die  erwähnte  Fahrkarte  oder  Passage  weder  direkt  noch 
indirekt  durch  irgendeine  Korporation,  Vereinigung,  Gesell- 
schaft, Gemeinde  oder  fremde  Regierung  bezahlt  war;  alle 
Kinder  unter  16  Jahren,  die  nicht  von  einem  oder  beiden 
ihrer  Elternteile  begleitet  werden,  nach  dem  Gutdünken  des 
Handels-  und  Arbeitssekretärs  oder  nach  solchen  Anord- 
nungen, die  er  von  Zeit  zu  Zeit  erlassen  kann." 

Wenn  hierzu  noch  erwogen  wird,  daß  nach  §  20  dieses 
Gesetzes  all  diese  unerwünschten  Fremden  auch  noch  drei 
Jahre  nach  ihrer  Einwanderung  aus  den  erwähnten  Gründen 
abgeschoben  werden  können,  so  steht  es  klar  vor  uns,  welch 
riesige  Änderung  die  Einwanderungspolitik  des  freien  Amerikas 
in  kurzer  Zeit  durchgemacht  hat. 

Es  hätte  ein  gewisses  Interesse,  wenn  ich  auch  auf  die 
Einwanderungspolitik  Kanadas  und  mehrerer  englischer  Ko- 
lonien, die  größtenteils  unter  dem  Einflüsse  der  Union  stehen, 
bezüglich  der  europäischen  Einwanderer  eingehen  oder  aus- 
führlicher die  Werbungen  der  südamerikanischen  Staaten  dar- 
stellen würde ;  aber  bei  dem  knapp  bemessenen  Räume  glaube 
ich,  daß  auch  die  schon  erörterte,  gewaltige,  weltgeschichtliche 
Wandlung  im  Einwanderungssystem  der  Vereinigten  Staaten  ge- 
nügt, um  unser  Problem  von  dieser  Seite  aus  als  beleuchtet  er- 
achten zu  können.  Hinter  dem  absoluten  Dogma  der  alten 
unveräußerlichen  Rechte  bricht  langsam,  aber  mit  elementarer 
Kraft  die  Politik  der  Auswahl  und  des  Zu- 
rückdrängens der  Einwanderer  hervor.  Seit 
1872,  als  die  Zahl  der  Einwanderer  der  Union  zum  ersten  Male 
die  Höhe  von  400  000  erreichte  (404  806),  bis  1906,  als  bereits 
eine   Million    einhunderttausend    neue  Ankömmlinge   innerhalb 
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eines  einzigen  Jahres  landeten,  hat  Amerika  eben  zufolge  dieser 
Menschenflut  eine  außerordentliche  Wandlung  durchgemacht  und 
reagiert  nun  angesichts  der  immer  neuen,  und  noch  mehr  der  ge- 
änderten Einwanderung  selbstverständlich  ganz  anders  wie  früher. 
Diese  epochale  Änderung  zeigt  uns  nicht  nur,  daß  es  eben  die 
demographische  und  wirtschaftliche  Evolution  ist,  die  sich  mäch- 
tiger erweist  als  die  kategorischsten  absoluten  Rechtsprinzipien, 
sondern  bietet  uns  gleichzeitig  fast  handgreiflich  jene  unab- 
weisliche  Folgerung,  daß  diese  Phasen  der  Einwanderungspolitik 
des  wichtigsten  Einwanderungsstaates  und  die  stets  sich  er- 
neuernden Änderungen  in  den  internationalen  Verhältnissen  der 
Auswanderung  die  Konsolidierung  erschütterten  und  diese  neue 
Völkerwanderung  des  menschlichen  Massenverkehrs  und  des 
Heimatstausches   fortwährend  neuen  Konvulsionen  aussetzten. 

Wird  noch  berücksichtigt,  welch  riesiger  Weg  von  der  An- 
lockung der  Einwanderer  beginnend  bis  zum  (auch  nach  drei- 
jährigem Aufenthalte  daselbst  zulässigen)  Zurückjagen  derselben 
liegt,  und  daß  auf  diesem  langen  Wege  nicht  ein  einziges  Merk- 
zeichen einer  gegenseitigen  internationalen  Abmachung  aufzu- 
finden ist,  wird  weiter  erwogen,  daß  z.  B.  Österreich-Ungarn, 
dessen  Staaten  so  hervorragend  an  der  Frage  der  amerikanischen 
Einwanderung  interessiert  sind,  seinen  hierauf  bezüglichen 
Staatsvertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  am  2.  September 
1870  abgeschlossen  hat  (ungarisches  Gesetz  XLIII  vom  Jahre 
1871),  dann  kann  wohl  niemand  leugnen,  daß  seit  der  neuen 
Wendung  der  amerikanischen  Einwanderungspolitik  eine  inter- 
nationale Verwirrung  auf  dem  Gebiete  des  allerwichtigstcn 
Massenverkehres  klaffend  vor  uns  liegt. 

Ich  gehe  nun  auf  die  andere  Seite  des  Problems  über, 
die  merkwürdige  Gestaltung  der  Auswanderung  der 
mitteleuropäischen  Staaten.  Hierin  äußern  sich  die  tat- 
sächlichen und  politischen  Erscheinungen  der  entlassenden  oder 
abstoßenden  Länder.  Hier  habe  ich  die  Ausgestaltungen  in 
noch  engerem  Rahmen  zu  beleuchten,  da  ja  die  diesbezüglichen 
Erfahrungen  Deutschlands  und  Österreichs  von  berufener 
Seite  hier  zur  Erörterung  gelangten.  Nichts  kann  jedoch  die 
Notwendigkeit  der  internationalen  Regelung  dieser  Frage  mehr 
erhärten  als  jene  vielfachen,  gemeinsamen  Lehren,  die  aus  den 
besonderen     Erfahrungen     der     drei     Auswanderungs-Staaten 
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(Deutschland,  Österreich  und  Ungarn)  insgesamt  gezogen 
werden  können. 

Die  neueste  Geschichte  der  Auswanderung  der  mitteleuro- 
päischen Staaten  weist  mehrere  gemeinsame  Züge  auf  und  zwar 
einerseits  in  dem  Charakter  der  Auswanderungsströmung  und 
in  der  sozialen  Auffassung  derselben  selbst,  anderseits  in  der 
Entwicklung  der  Rechtsnormen.  Die  Bedeutung  dieser  gemein- 
samen Züge  tritt  dann  besonders  hervor,  wenn  wir  dieselben 
den  vorher  erwähnten  Wandlungen  der  amerikanischen  Ein- 
wanderungspolitik gegenüberstellen. 

Schon  an  der  (unten  näher  aufgeführten)  chronologischen 
Reihenfolge  der  europäischen  legislativen  Schöpfungen  ist 
erkennbar,  daß  der  Zeitpunkt  ihres  Zustandekommens  nicht 
so  sehr  durch  den  inneren,  autochtonen  Bedarf  festgestellt  wurde ; 
vielmehr  ist  an  denselben  jener  äußere  Reifendruck  klar  ersicht- 
lich, der  von  Amerika  aus  erfolgte.  Schon  aus  dieser  einen  Tat- 
sache kann  die  Folgerung  abgeleitet  werden,  daß  die  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereine  ihren  innersten  Existenzinte- 
ressen dienen,  wenn  sie  — •  die  seit  ihrer  Begründung  ihr  größtes 
Augenmerk  unausgesetzt  auf  jene  wirtschaftlichen  Wandlungen 
richten,  die  durch  den  weltwirtschaftlichen  Druck  der  Ver- 
einigten Staaten  in  den  Ländern  Mitteleuropas  allgemein  ver- 
ursacht wurden  —  nun  auch  auf  dem  Gebiete  der  Aus- 
wanderungspolitik ihre  gemeinsame  Arbeit  in  An- 
griff  nehmen. 

Aber  auch  weitere  Folgerungen  drängen  sich  uns  auf, 
denen  wir  um  so  weniger  auszuweichen  haben,  als  dieselben 
gleichzeitig  zur  Feststellung  praktischer  Wünsche  führen. 

Der  Auswanderungsprozeß,  der  seit  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts Ströme  unserer  Arbeiter  in  den  Bannkreis  Amerikas 
zog,  zeigt  für  Mitteleuropa  gemeinsame  Momente,  die  in  jedem 
einzelnen  Staate  besonders  dargestellt  und  nachgewiesen 
werden  können.  Für  meinen  Teil  trachtete  ich  seit  mehreren 
Jahren  die  Auswanderungsgebiete  Ungarns  zu  bereisen,  und  ich 
habe  dann  auch  die  aus  diesen  entstammenden  Auswanderungs- 
kolonien sowohl  in  den  Vereinigten  Staaten  wie  auch  in  Rumänien 
aufgesucht.  Die  Untersuchungen,  die  in  ungarischer  Sprache 
publiziert  wurden,  führten  zu  dem  Resultate,  daß  die  Schwan- 
kungen  der    amerikanischen  Konjunktur  die  Arbeiterschichten 
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jenes  Landes  vollständig  ihrer  Macht  unterwerfen,  welches  zu- 
folge seiner  wirtschaftlichen  Konstruktion  den  Abzug  bzw. 
Verlust  organisch  nicht  zu  binden  vermag.  Dieselbe  Er- 
scheinung äußerte  sich  früher  auch  in  Deutschland,  bis  der 
riesige  Menschenabfluß  zu  Anfang  der  achtziger  Jahre  durch 
die  kraftvolle  Wirtschaftspolitik  zu  Beginn  des  20.  Jahrhunderts 
genau  auf  den  zehnten  Teil  herabgedrückt  wurde  (in  runden 
Zahlen  ist  die  Auswanderung  von  200  000  auf  das  Minimum  von 
15  700  im  Jahre  1900  gesunken).  Ganz  dasselbe  äußert  sich  augen- 
fällig heute  in  Ungarn,  wo  die  Statistik  der  amerikanischen  Aus- 
wanderung die  folgenden  Zahlen  aufweist.1) 

(Tabelle  S.  153.) 

Im  Jahre  1908  ist  die  Gesamtauswanderung  Ungarns  nach 
Amerika  auf  30  814  Personen  gesunken,  während  die  Zahl  der 
Rückwanderer  auf  48  682  angewachsen  ist.  Innerhalb  eines 
Jahres  ist  die  Zahl  der  Auswanderer  um  mehr  als  170000  zurück- 
gegangen ! 

Dieses  letzte  Jahr,  welches  der  Tornado  der  amerikanischen 
Krise  durchfegte,  zeigt  in  geradezu  gigantischer  Abmessung,  was 
wir  in  den  vorhergegangenen  Jahrzehnten  ebenso,  nur  in  viel  ge- 
ringerem Umfange,  gespürt  haben,  daß  nämlich  jede  Änderung 
in  der  amerikanischen  Konjunktur  einen  Abdruck  an  der 
Arbeiterbewegung  der  Auswanderungsstaaten  hinterläßt,  daß 
Flut  und  Ebbe  unserer  Arbeitermassen  nicht  durch  die  hei- 
mischen Konjunkturen,  sondern  —  wie  das  Meer  durch  die 
Anziehungskraft  des  Mondes  —  durch  Amerika  beeinflußt 
werden.  Dies  geht  so  weit,  daß  jede  wiederkehrende  Präsidenten- 
wahl in  Amerika  die  Anzahl  unserer  Auswanderer  herab- 
drückt. Ich  selbst  habe  in  von  den  Hauptlinien  weit  ent- 
fernten Dörfern  Fälle  beobachtet,  daß  Messen  gelesen  wurden 
für  die  Erwählung  des  Präsidenten-Kandidaten  der  amerika- 
nischen Republik  in  der  Hoffnung,  daß  er  die  Einwanderung 
erleichtern  wird.     Diese  ungarischen  Erfahrungen  wiederholen 


*)  Die  Tabelle  ist  mir  seitens  des  ungarischen  landesstatistischen  Amtes 
freundlichst  zur  Verfügung  gestellt  worden.  Sie  dient  den  weiteren  Auf- 
gaben meiner  Darlegungen  auch  deshalb,  weil  in  derselben  die  Auswanderer 
nach  Hafenstädten  eingereiht  erscheinen. 
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sich  in  jeder  überwiegend  agrarischen  Gegend  Mitteleuropas. 
Und  wie  auch  aus  den  Tabellen  der  Weltstatistik  der  Aus- 
wanderung ersichtlich  ist,  daß  Amerika  statt  der  früheren  Ein- 
wanderer der  Industriestaaten  von  Jahr  zu  Jahr  immer  mehr 
sein  neues  Menschenmaterial  aus  den  Ländern  mit  spärlicher 
Bevölkerung  bezieht,  ebenso  ist  auch  das  ersichtlich,  daß,  so- 
lange dies  so  bleibt,  der  tatsächliche  Zustand  des  Arbeitsmarktes 
dieser  Staaten  —  vom  Gesichtspunkte  der  vaterländischen 
Produktion  aus  betrachtet  —  eigentlich  nichts  anderes  ist  als 
der  negative  Abdruck  der  amerikanischen  Konjunktur.  Hieraus 
folgen  zwei  Tatsachen:  einmal,  daß  diese  Staaten  bezüglich 
ihres  Arbeiterbestandes  dann  und  in  dem  Verhältnisse  von  der 
Anziehungs-  und  Stoßkraft  des  überseeischen  Mag- 
netes sich  werden  befreien  können,  als  sie  ihre  Lati- 
fundien abschaffen  und  zum  Industriestaate  übergehen.  Die 
zweite  Folgerung  ist,  daß  es  das  humanitäre  Interesse  all 
dieser  Staaten  ist,  daß  zum  Zwecke  des  richtigen  Schutzes  der 
auswandernden  Massen  zwischen  dem  Einwanderungs- 
rechte Amerikas  und  ihrem  eigenen  Auswanderungs- 
rechte vorerst  Übereinstimmung  geschaffen,  und 
dann  aber  auch  tunlichst  die  gemeinschaftliche  Mitwirkung 
sichergestellt  werde. 

Wollen  wir  die  richtige  Lösung  finden,  so  ist  die  Richtung 
der  Auswanderungsströmungen  nicht  nur  unter  dem  Gesichts- 
punkte jener  Reibungsflächen  zu  untersuchen,  die  zwischen 
Amerika  und  den  einzelnen  europäischen  Auswanderungs-Staaten 
entstehen  und  den  teuersten  Exportartikel,  nämlich  die  Arbeits- 
kraft, betreffen.  Ebenso  bedeutend  sind  diese  Massener- 
scheinungen der  Auswanderung  auch  vom  Standpunkte  der  Ab- 
wicklung der  Arbeiterbewegung  zwischen  den  euro- 
päischen Staaten  untereinander;  ja,  die  übrigen  gemein- 
samen Probleme  der  sonstigen  Organisation  des  Arbeitsmarktes 
und  der  Verteilung  der  Arbeiter  können  —  nach  meiner  be- 
scheidenen Meinung  —  ohne  die  Regelung  der  Auswanderung 
überhaupt  nicht  gelöst  werden.  Eine  jede  gemeinsame  oder 
gleiche  Aktion,  die  den  Arbeitsmarkt  berührt,  müßte  deshalb 
naturgemäß  gerade  von  hier  ausgehen  und  zwar  aus  verschiedenen 
Gründen,  die  alle  zu  denselben  Erfordernissen  führen.  Es 
gebön  nämlich  diese  mitteleuropäischen  Staaten,   die  den   Ein- 
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fluß  Amerikas  mehr  oder  weniger  gemeinsam  zu  spüren  be- 
kommen, auch  gegenseitig  Auswanderer  an  einander  ab;  es  be- 
steht auch  zwischen  ihnen  ein  großer  Massenaustausch  mit  gleich- 
falls starken  konjunkturalen  Änderungen.  So  sind  z.  B.  in 
Ungarn  im  Jahre  1907  287068  Pässe  ausgefertigt  worden,  von 
denen  207  058  nach  Amerika,  40  828  nach  Rumänien  und 
39182  nach  den  übrigen  Staaten  lauteten.  Von  unseren  Aus- 
wanderern gingen  im  Jahre  1907  nach  Deutschland  7359  und  nach 
Rumänien  7890.  Laut  Daten  des  hervorragenden  Direktors  des 
Budapester  hauptstädtischen  Statistischen  Amtes,  Dr.  Gustav 
T  h  i  r  r  i  n  g  hat  die  Anzahl  der  in  Österreich  eingewanderten 
ungarischen  Staatsbürger  vom  Jahre  1857  bis  1900  etwa  um 
220  000  zugenommen;  auch  das  deutet  zweifellos  auf  eine 
größere  und  ständigere  Wanderbewegung,  daß  im  Jahre  1906 
1548  und  im  Jahre  1907  1460  österreichische  Staatsbürger  unga- 
rische Untertanen  geworden  sind,  während  in  denselben  Jahren 
3746  bzw.  2941  ungarische  Staatsbürger  in  den  Verband  der 
österreichischen  Staatsbürgerschaft  übertraten. 

Die  Dimensionen  der  ungarisch-deutschen  Auswanderung 
charakterisiert  die  Statistik  des  Deutschen  Reiches  dadurch, 
daß,  während  im  Jahre  1890  in  Deutschland  9252  aus  Ungarn 
gebürtige  Personen  befunden  wurden,  diese  Zahl  im  Jahre  1900 
auf  23  639  emporgeschnellt  ist.  Nach  den  neuesten  (noch  nicht 
veröffentlichten)  ungarischen  offiziellen  Daten  hingegen  sind  in 
Ungarn  im  Jahre  1906  141  und  in  1907  72  deutsche  Bürger 
naturalisiert  worden,  während  in  jedem  von  diesen  zwei  Jahren 
die  Zahl  derjenigen,  die  die  ungarische  Staatsbürgerschaft  mit 
der  deutschen  vertauschten,  in  gleicher  Weise  88  betragen  hat. 
Selbst  bei  der  spärlichen  Beleuchtung,  die  diese  Daten  bieten, 
tritt  die  Tatsache  immer  mehr  hervor,  daß  es  zwecks  Ver- 
meidung von  Gefahren  und  Unannehmlichkeiten  dringend  not- 
wendig wäre,  daß  die  Nachbarstaaten  ihren  Menschenverkehr 
zumindest  durch  kongruente  Gesetze  regeln,  nachdem  sie 
doch  ihren  —  Viehverkehr  für  so  wichtig  erachten,  daß  sie  den- 
selben bis  zur  Minutiosität  geregelt  haben! 

Andernteils  drängt  auch  der  Umstand  zur  Untersuchung 
der  Situation  in  diesem  Sinne,  daß  bezüglich  des  einen  Aus- 
wandererstaates der  andere  als  durchlassendes  oder  gar 
als  verfrachtendes  Land  fungiert.    Unsere  Tabelle  (S.  153) 
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weist  nach,  daß  z.  B.  im  Jahre  1907  unter  209  000  ungarischen 
Auswanderern  nicht  weniger  als  112  788  durch  deutsche 
Häfen  und  14  000  durch  niederländische  Häfen  die  überseeische 
Reise  angetreten  haben.  Vom  Standpunkte  des  Schutzes  der 
Auswanderer  —  und  dies  ist  sicherlich  der  wichtigste  Stand- 
punkt —  erreichen  wir  nichts,  wenn  die  Situation  an  den  beiden 
Endpunkten  der  Aus-  und  Einwanderung  wohl  übereinstimmend 
geordnet  wird,  hingegen  in  der  Mitte  die  Zusammenstöße 
weiter  aufrecht  erhalten  bleiben.  So  würde  gerade  das  zer- 
stört, was  an  den  beiden  Enden  des  Wanderungsvorganges  mit 
schwerer  Arbeit  errichtet  wurde. 

Es  ist  jedoch  noch  ein  dritter  wirtschaftlicher  Faktor  vor- 
handen, welcher  es  gerade  vom  Standpunkte  der  Nachbar- 
staaten so  äußerst  dringend  und  unerläßlich  erscheinen  läßt, 
daß  die  gleichartige  Regelung  der  Arbeiter-Ein-  und  Auswande- 
rung durch  diese  Staaten  selbst  in  Angriff  genommen  werde :  d  i  e 
Wanderung  der  Saisonarbeiter,  welche  genau  mit  der  zeit- 
weiligen Wanderung  der  Vögel  in  die  Erscheinung  tritt.  Natür- 
lich betrifft  die  Frage  der  Sachsengängerei  hauptsächlich  Deutsch- 
land und  Österreich,  und  deshalb  will  ich  diese  Ursache  eben  nur 
als  charakteristisch  erwähnt  haben,  darf  jedoch  wohl  hinzufügen, 
daß  ähnliche  Zustände  auch  in  den  Szekler  Comitaten  Ungarns 
beobachtet  werden  können,  von  wo  eine  ähnliche  zeitweilige 
Arbeiter-Auswanderung  nach  Rumänien  stattfindet.  Weiter  darf 
die  Regelung  dieser  Frage  auch  deshalb  verlangt  werden,  weil, 
seitdem  die  Arbeiter- Werbeblanquette  mehrerer  deutscher  Land- 
wirtschaftskammern, also  quasi  offizieller  Körperschaften,  in  den 
südungarischen  Ortschaften  auftauchten,  die  Gegensätze  der 
verschiedenen  Vorgänge  im  Inlande  selbst  wie  auch  an  den 
Grenzen  bedeutend  gewachsen  sind. 

Soweit  es  der  enge  Rahmen  gestattet,  trachtete  ich  jene 
wirtschaftlichen  und  wirtschaftsgeschichtlichen  Momente  in 
denselben  einzufügen,  welche  bezüglich  der  Auswanderungs- 
Strömungen  als  gemeinsame  der  hauptsächlich  interessierten 
mitteleuropäischen  Staaten  zu  gelten  haben,  und  die  in  der  Tat 
in  um  so  innigerem  Zusammenhange  auf  uns  einwirken,  je 
mehr  wir  uns  die  obenerwähnten  Variationen  der  amerikani- 
schen Einwanderung  vor  Augen  halten.  Alle  diese  wirtschaft- 
lichen Tatsachen  sprechen  in  beredter  Weise  für  die  gemein- 
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same  Regelung  und  bieten  für  dieselbe  auch  eine  praktische 
Grundlage. 

Wie  erwähnt,  kann  an  unser  Problem  auch  von  einer  andern 
Seite  herangetreten  werden,  insbesondere  vom  Standpunkte  der 
Entwicklung  der  Rechtsnormen.  Diese  zweite  Gruppe  der 
Folgerungen  führt  uns  noch  näher  zum  Ziele.  Da  ich  die  deutschen 
und  österreichischen  Referate  tunlichst  vom  Gesichtspunkte 
des  ungarischen  Materiales  ergänzen  möchte,  wolle  es  nicht 
als  Einseitigkeit  beurteilt  werden,  wenn  ich  die  gemeinsamen 
Aufgaben  unter  besonderer  Berücksichtigung  des  ungarischen 
Rechtszustandes  festsetzen  will. 

Theoretisch  ist  es  leicht  festzustellen,  welche  Entwicklungen 
das  Recht  des  Auswanderers  durchzumachen  hatte.  Der 
erste  Zustand  war  der  der  mittelalterlichen  Gebundenheit, 
welche  die  polizeilichen  Verbote,  die  Verhinderung  der  freien 
Bewegung  der  Menschen  und  Klassen  und  das  Wildfangrecht 
hervorbrachte.  Die  zweite  Etappe  ist  die  Auffassung  der 
französischen  Revolution,  die  alles  der  Freiheit  des  Individuums 
überläßt.  Die  dritte  Epoche  ist  die  der  neuesten  Ent- 
wicklung, welche  die  Auswanderung  durch  Gesetze  regelt, 
davon  ausgehend,  daß  die  Mitglieder  der  Gesellschaft  einerseits 
bis  zur  Grenze  des  Staates  und  auch  darüber  hinaus  geschützt 
werden  müssen,  anderseits  daß  es  eine  besondere  Pflicht  ist,  die 
innere  Zusammengehörigkeit  der  Gesellschaft  gegen  äußere 
Einwirkungen  zu  bewahren.  Die  neue  Einwanderungspolitik 
Amerikas  tritt  gerade  in  diesem  dritten  Stadium  mit 
immer  schärferen  Maßnahmen  hervor,  welche  auch  in  unser 
Auswanderungsrecht  einschneiden,  auch  die  Existenzinteressen 
unserer  Auswanderer  berühren.  Dies  war  schon  früher  bei  unserer 
Skizze  der  Gesetzentwicklung  Amerikas  erwähnt  worden;  noch 
mehr  und  besser  ist  es  ersichtlich,  wenn  wir  daran  erinnern, 
welchen  Druck  die  Arbeiterorganisationen  auf  die  öffentliche 
Meinung  Amerikas  bezüglich  der  Durchführung  des  Gesetzes 
ausüben  möchten. 

Vollends  offenkundig  wird  vor  unseren  Blicken  die  tiefe 
Kluft,  welche  das  Einwanderungsrecht  Amerikas  von  den  Rechts- 
normen Europas  trennt,  wenn  wir  uns  in  die  ziffermäßigen  Daten 
des  Annual  Report  of  the  Gommissioner  General  of  Immigration 
vertiefen.     Im  statistischem  Jahre,  welches  mit  30.  Juni  1906 
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abschließt,  haben  die  Einwanderungsfunktionäre  der  Vereinigten 
Staaten  12  432  Fremde  zurückgewiesen,  von  denen  nur  ein  ganz 
kleiner  Bruchteil  auf  außereuropäische  Staaten  entfällt.  Es 
ist  interessant,  daß  die  Union  im  Jahre  1893  insgesamt  nur  1  000 
Personen  ausgeschlossen  hat;  innerhalb  13  Jahren  hat  also  die 
Tätigkeit  der  Zurückweisungsmaschinerie  sich  mehr  als  verzehn- 
facht. (Die  prozentuelle  Zunahme  ist  von  0,72%  im  Jahre  1901 
auf  1,12%  der  Gelandeten  gestiegen)  Auch  der  Ausschluß  der 
kontraktmäßigen  Arbeiter  (Gontract  labourer)  hat  sich  von  1905 
auf  1906  verdoppelt  (von  1  164  auf  2  314.)  Nicht  weniger  wichtig 
ist  es,  daß,  während  die  Ursachen  der  Zurückweisung  (seit  dem 
Gesetze  vom  Jahre  1907  noch  intensiver)  sich  vermehren,  das 
Gesetz  auch  immer  weiter  zurückzugreifen  trachtet,  insoferne 
z.  B.  im  Jahre  1906  615  Personen  nach  dreijährigem 
Aufenthalte  in  Amerika  ihrer  alten  Heimat  zurückgeschickt 
wurden. 

Wer  es  —  wie  meine  Wenigkeit  —  mit  angesehen  hat,  welch 
dramatische  Szenen  sich  bei  diesen  Zurückweisungen  abspielen, 
wer  es  beobachtet  hat,  daß  z.  B.  in  einzelnen  englischen  Hafen- 
städten ganze  Bureaus  davon  leben,  die  Gründe  der  Zurück- 
weisung (durch  ärztliche  Behandlung  usw.)  verschwinden  zu 
lassen,  wer  auch  das  berücksichtigt,  daß  die  allerärgsten  Neben- 
umstände der  Auswanderung  eigentlich  dann  schon  überstanden 
sind,  wenn  der  Wanderer  die  Scholle  verlassen  hat:  der  muß  nur 
noch  daran  erinnert  werden,  daß  zufolge  der  Unsicherheit  des 
Auswanderungsrechtes  einzelne  italienische  Versicherungs-Ge- 
sellschaften die  Auswanderer  auch  gegen  die  Risiken  und  Ver- 
luste der  Zurückweisung  versichern.  Ich  glaube :  klarer  kann  das 
Leben  die  Unsicherheit  eines  Rechtszustandes  kaum  bestätigen. 
Es  muß  deshalb  unser  Bestreben  in  erster  Linie  darauf  gerichtet 
werden,  daß  zwischen  den  Rechtsnormen  Amerikas  und  der 
europäischen  Auswanderungsstaaten  die  volle  Kongruenz  her- 
gestellt wird  derart,  daß  derjenige,  der  unsere  Häfen  verläßt, 
bereits  mit  vollster  Sicherheit  wissen  soll,  ob  er  vom  Standpunkte 
Amerikas   als   legaler   Einwanderer   betrachtet   wird. 

Wie  bekannt,  steht  unter  den  Ländern  Mitteleuropas 
Frankreich  noch  heute  auf  der  Grundlage  des  Gesetzes  vom 
25.  Juli  1860;  in  Belgien  hingegen  ist  das  Gesetz  vom  14.  De- 
zember 1876  in  Geltung,  wiewohl  mit  der  seit  29.  April  1890,  bezw. 
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am  2.  Dezember  1905  neu  erlassenen  Durchführungs- Verordnung. 
Diese  Gesetze  fallen  also  noch  in  die  Zeit,  da  Amerika  sich  zum  „un- 
veräußerlichen" Einwanderungsrecht  bekannte.  Die  erste  euro- 
päische Widerspiegelung  der  neuen  Einwanderungspolitik  Ame- 
rikas finden  wir  im  schweizerischem  Gesetze  vom  22. Mai  1888. 
Dann  hat  das  deutsche  Auswanderungsgesetz  vom  9.  Juni  1897 
jene  Richtung  bestimmter  festgesetzt,  welche  seither  die  Legis* 
laturen  Mitteleuropas  beschäftigt  hat.  Die  beiden  italienischen 
Gesetze  vom  Jahre  1901  (23  und  24  Concernenti  disposizioni  sull' 
emigrazione  e  sulla  tutela  dell'  rimesse  e  dei  risparmi  degli 
emigranti  italiani  all  estero)  weisen  schon  vielfach  die  voll- 
kommenere Anpassung  an  die  neue  Rechtsordnung  der  ame- 
rikanischen Republik  nach.  Der  in  Österreich  im  Jahre  1904 
vorgelegte  Auswanderungs-Gesetzentwurf  hat  bekanntlich  nicht 
Gesetzeskraft  erlangt,  wiewohl  im  Jahre  1905  eine  besondere 
Enquete  hierüber  stattgefunden  hat. 

Was  endlich  den  ungarischen  Rechtszustand  betrifft,  so 
ist  folgendes  zu  erwähnen.  Der  G.  A.  XXXVIII  vom  Jahre  1881 
hat  die  Auswanderung  insofern  geregelt,  als  betreffs  der  Aus- 
wanderungsagenturen die  Konzessionspflichtigkeit  eingeführt 
und  Übertretungen  mit  Strafen  belegt  wurden.  Die  außer- 
ordentliche Zunahme  der  Auswanderung,  ebenso  die  neuen 
amerikanischen  Verfügungen,  dann  auch  die  Wirkung  des  deut- 
schen Gesetzes  und  endlich  die  seitens  des  ungarischen  Landes- 
Agrikulturvereins  im  Jahre  1902  in  mehreren  Landesteilen  ver- 
anstalteten Auswanderungs- Kongresse  haben  die  Schaffung  eines 
Auswanderungsgesetzes  derart  gefördert,  daß  anläßlich  des  letzten 
(Pozsonyer)  Landwirtekongresses  der  Vertreter  der  Regierung 
schon  die  Grundprinzipien  des  neuen  Entwurfes  mitgeteilt  hat, 
welche  durch  G.  A.  IV.  vom  Jahre  1903  auch  verwirklicht  wurden. 
In  den  folgenden  Jahren  hat  sich  jedoch  die  Zahl  der  Aus- 
wanderer immer  mehr  erhöht;  die  im  Jahre  1906  durch  den  Bund 
der  ungarischen  Fabriksindustriellen  veranstaltete  Enquete  hat 
bereits  das  Vorhandensein  einer  Landesgefahr  konstatiert  und 
in  ihren  Beschlüssen  die  Schaffung  eines  neuen  Auswanderungs- 
gesetzes betrieben.  Der  neue  Entwurf  wurde  am  18.  Februar 
d.  J.  sanktioniert  und  als  G.  A.  II  vom  Jahre  1909  veröffentlicht. 

Im  Mittelpunkte  dieser  mitteleuropäischen  Regelung  steht  das 
deutsche  Reichs-Auswanderungsgesetz  vom  9.  Junil897, 
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welches  einerseits  an  die  Stelle  des  wankenden  und  verworrenen 
Vorgehens  der  Verwaltungsbehörden  innerhalb  der  gegebenen 
europäisch -amerikanischen  Situation  eine  einheitliche  Rechts- 
grundlage setzen  wollte,  anderseits  aber  für  den  Schutz  des 
Auswanderers  vorzusorgen  trachtete.  Das  Auswanderungsgesetz 
besagt  in  seinen  fünfzig  Paragraphen  sehr  klar  und  präzis,  was 
es  will.  Es  will  den  Auswanderern  die  Richtung  angeben  und  sie 
dorthin  weisen,  wo  sie  geeigneten  Platz  finden,  und  will  sie  von 
dort  zurückhalten,  wo  kein  geeigneter  Platz  für  sie  vorhanden 
ist;  es  überwacht  die  Agenten  derart,  daß  der  Staat  selbst  in  die 
kleinsten  Details  ihrer  Rechnungsführung  wie  durchs  Fenster 
hineinzuschauen  vermag;  es  will  die  Rechte  des  Auswanderers, 
aber  auch  dessen  Gesundheit  und  Moral  wahren.  Endlich  bestellt 
es  einen  Auswanderungs-Beirat,  damit  die  ganze  Angelegenheit 
eine  oberste  Leitung  und  eine  staatliche  Beaufsichtigung  erhalte. 
Betrachten  wir  nun  die  ungarische  Regelung  vom  Stand- 
punkte des  deutschen  Gesetzes,  so  gelangen  wir  zu  folgenden 
Resultaten.  Wie  bereits  angedeutet,  trachtete  das  ungarische 
Gesetz  vom  Jahre  1881  nur  die  Auswanderungs-Agenturen  zu 
reglementieren;  die  Resultate  waren  aber  ebenso  gering  und 
fragmentarisch  wie  die  der  in  Österreich  und  Italien  vor  längerem 
versuchten  ähnlichen  Regulierungen.  Bis  zu  der  am  7.  Nov.  1902 
erfolgten  Vorlage  des  ungarischen  Gesetzentwurfes  kann  also 
von  einer  Regelung  der  ungarischen  Auswanderung  ungefähr  nur 
in  dem  Sinne  gesprochen  werden  wie  in  Deutschland  zur  Zeit 
der  partikularen  und  im  Verwaltungswege  erfolgten  Regelung, 
also  vor  1897.  Derartige  „Regelungen"  sind  am  aller- 
wenigsten geeignet,  eine  Klärung  der  internationalen  Seite  der 
Frage  herbeizuführen.  Der  ungarische  Entwurf,  der  im  Jahre  1903 
Gesetzkraft  erlangte,  war  eigentlich  nur  die  Rezipierung  des 
deutschen  und  zum  kleineren  Teile  des  italienischen  Gesetzes; 
es  kann  daher  nicht  geleugnet  werden,  daß  es  die  Förderung 
der  gleichmäßigen  mitteleuropäischen  Regelung  versucht  hat. 
Nichts  dient  besser  als  Beweis  hierfür  denn  der  Umstand,  daß 
unter  den  52  Paragraphen  des  Gesetzes  (mit  Hinweglassung  der  in 
den  §§  50 — 52  enthaltenen  Kompetenz  und  Schlußbestimmungen) 
insgesamt  49  Paragraphen  dispositiv  sind,  (von  diesen  sind 
32  Paragraphen  fast  wortgetreu  dem  deutschen  Auswanderungs- 
gesetz entnommen)  weitere    zwei   Paragraphen     sind    aus  der 
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Durchführungsverordnung  zum  deutschen  Gesetze  genommen, 
und  fünf  Paragraphen  finden  wir  in  den  italienischen  Gesetz- 
artikeln 23  und  24  vom  Jahre  1901  wieder.  Als  eine  Neuerung 
kann  höchstens  gelten,  daß  die  im  Gesetzentwurfe  geplante 
Institution  der  Agenten  durch  das  Abgeordnetenhaus  verworfen 
wurde,  und  daß  statt  derselben  Auswanderungs-Bevollmächtigte 
vorgesehen  wurden. 

Weiter  bestanden  gemäß  §  2  des  Gesetzes  bezüglich  der 
Auswanderung  folgende  Beschränkungen: 

a)  diejenigen,  die  auf  Grund  des  Wehrpflichtgesetzes  sich 
noch  unter  Stellungs-  oder  Dienstpflichtigkeit  befinden, 
können  nur  mit  Bewilligung  der  diesbezüglich  kompe- 
tenten Behörde  auswandern; 

b)  diejenigen,  gegen  welche  wegen  eines  mit  Freiheitsstrafe 
zu  ahndenden  Vergehens  das  Kriminalverfahren  im  Zuge 
ist,  ebenso  die  Verurteilten  können  vor  Abbüßung  der 
Strafe  nicht  auswandern; 

c)  Minderjährige  können  nur  gegen  schriftlich  erteilte  und 
behördlich  legalisierte  Einwilligung  des  Vaters  oder  Vor- 
mundes, männliche  Personen  von  unter  15  Jahren  sowie 
minderjährige  weibliche  Personen  können  überdies  auch 
in  diesem  Falle  nur  dann  auswandern,  wenn  sie  in  Be- 
gleitung verläßlicher  erwachsener  Personen  reisen  und 
bezüglich  ihrer  Unterkunft  am  Bestimmungsorte  vorge- 
sorgt ist. 

Nicht  auswandern  können  ferner 

d)  diejenigen  Eltern,  die  ihre  Kinder  im  Alter  von  unter 
15  Jahren  daheim  zu  lassen  beabsichtigen,  ohne  daß  sie 
deren  entsprechende  Pflege  sichergestellt  haben  ; 

e)  diejenigen,  die  nicht  über  einen  zur  Reise  nach  dem  Be- 
stimmungsorte nötigen  Geldbedarf  verfügen  oder  jenen  Be- 
dingungen nicht  zu  entsprechen  vermögen,  die  in  dem 
Staate,  wohin  sie  auswandern  wollen,  bezüglich  der  Ein- 
wanderung festgesetzt  sind; 

f)  endlich   solche,    für   welche   seitens  der  Regierung   eines 
Auslandstaates  oder  einer  Kolonisierungs-  oder  ähnlichen 
Gesellschaft  oder  seitens  Privatpersonen  zwecks  einer  ge- 
ll 
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planten  Kolonisierung  die  Gratisbeförderung  im  ganzen 
oder  zum  Teile  oder  die  Vergütung  der  Beförderungskosten 
in  Aussicht  gestellt  wurde. 

Gemäß  §  3  des  Gesetzes  muß  jeder  Auswanderer  mit  einem 
nach  dem  Staate  lautenden  Paß  versehen  sein,  wohin  er  aus- 
zuwandern beabsichtigt. 

Ich  habe  seinerzeit  sowohl  im  Wege  der  Presse  als  auch 
im  Parlament  das  Verbot  laut  Punkt  d  als  nicht  zweckent- 
sprechend bekämpft.  Abgesehen  von  diesem  Detail  kann 
jedoch  festgestellt  werden,  daß  das  ungarische  Gesetz  vom  Jahre 
1903  auf  die  in  Deutschland  akzeptierten  legalen  Prinzipien 
aufgebaut  wurde.  Es  wehrt  hierdurch  einerseits  den  Vorwurf 
Amerikas  ab,  daß  der  ungarische  Staat  die  Auswanderung  be- 
fördert, anderseits  aber  trachtet  es,  sich  in  das  Rechtssystem 
des  seine  Auswanderer  durchlassenden  deutschen  Staates  so 
weit  wie  möglich  einzuordnen.  Trotzalledem  mußte  das 
Gesetz  vom  Jahre  1903  abgeschafft  und  im  Jahre  1909  ein 
neues  Gesetz  erbracht  werden.  Die  Erklärung  dieses  merkwür- 
digen Ergebnisses  kurz  zusammenfassend  gelange  ich  am 
raschesten  zu  meinen  Thesen. 

Die  Zahl  der  ungarischen  Auswanderer  hat  sich  seit  den 
fünf  Jahren  nach  dem  Inslebentreten  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1903  um  nahezu  80  000  erhöht  (1903:  119  944,  1907: 
203  332),  wobei  die  Abwicklung  der  Auswanderung  leiden- 
schaftliche Kämpfe  brachte,  welche  einerseits  zu  großem  Schaden 
der  gesamten  interessierten  Faktoren  führten,  andererseits 
auch  sehr  viel  zur  unnatürlichen  Anschwellung  der  Wogen  der 
Auswanderung  beigetragen  haben.  Diese  Situation  erscheint  in 
authentischster  Weise  in  der  Motivierung  des  neuen  Gesetz- 
entwurfes geschildert,  den  der  Minister  des  Innern,  Graf  Julius 
Andrässy  am  9.  Mai  1908  dem  ungarischen  Reichstage  vor- 
gelegt hat. 

Die  namhafteren  Punkte  dieses  Motivenberichtes  können 
in  Folgendem  zusammengefaßt  werden. 

,,Es  wäre  ungerecht,  die  gerade  in  den  letzten  fünf  Jahren 
beobachtete  Erhöhung  des  Auswanderungsfiebers  dem  Aus- 
wanderungsgesetze zur  Last  zu  legen.  Tatsache  ist  je- 
doch,    daß    gewisse    Mängel    .des    Auswanderungsgesetzes    zu 


—     163     — 

der  Besorgnis  erregenden  Zunahme  der  Auswanderung  wesent- 
lich beigetragen  haben,  die  eben  nur  im  Lichte  der 
Erfahrungen  erkannt  werden  konnten."  Der  Motivenbericht 
führt  hiernach  aus,  daß  „auch  die  neue  Regelung,  wie  dies 
in  einem  Rechtsstaate  gar  nicht  anders  möglich  ist,  von  dem 
Grundprinzipe  ausgeht,  daß  die  Auswanderung  nicht  verboten 
und  nicht  verhindert  werden  kann  und  darf;  denn  ein 
solches  Verbot  würde  gegen  jene  allgemeine  Bedingung  der 
öffentlichen  Freiheit  verstoßen,  wonach  jedermann  nach  seinem 
Fortkommen  und  Wohle  ohne  Verletzung  Anderer  ungehindert 
trachten  darf."  Die  Mängel  des  alten  Gesetzes  findet  die  Regierung 
einmal  darin,  daß  der  Begriff  des  Auswanderers  falsch  festgestellt 
wurde,  ferner  war  die  Beschränkung  der  Auswanderung  gemäß 
des  erwähnten  §  2  ungenügend,  denn  die  schärfere  Beschränkung 
der  Auswanderung  minderjähriger  Mannspersonen  ist  ins- 
besondere zwecks  Sicherung  der  Erfüllung  der  Stellungspflichtig- 
keit  nötig    geworden. 

Der  wichtigste  und  uns  vom  Standpunkte  der  mittel- 
europäischen Regelung  zumeist  interessierende  Teil  der  kri- 
tischen Erörterung  des  Gesetzentwurfes  ist  jener,  in  welchem 
festgestellt  wird,  daß  ,,die  auf  die  Beförderungs-Unternehmer 
und  Bevollmächtigten  sowie  die  auf  die  Auswanderungs-Weg- 
richtungen  bezüglichen  gesetzlichen  Verfügungen  sich  gleichfalls 
als  mangelhaft,  ja  sogar  betreffs  ihrer  praktischen  Wirkung  ge- 
radezu für  schädlich  und  nicht  selten  für  gefährlich  erwiesen 
haben." 

Die  Regierung  basiert  dieses  Urteil  darauf,  daß  die  Kon- 
zessionierung der  Unternehmer  zur  Beförderung  der  Auswanderer, 
welche  sich  in  anderen  Staaten  zumeist  bewährt  hat,  in  Ungarn 
den  Erwartungen  nur  zum  Teile  entsprochen  hat.  „In  anderen 
Staaten  nämlich  bilden  die  Häfen  des  Landes  das  natürliche  Bett 
des  Auswanderungsstromes,  und  kann  sich  deshalb  die  behördliche 
Konzessionierung  des  Beförderungsgeschäftes  anderswo  ohne 
Weiteres  bewähren  und  die  gewünschten  Resultate  ergeben. 
Wir  sind  jedoch  im  Gegensatze  zu  dem  großen  Teile  der  übrigen 
Staaten  in  der  absonderlichen  und  nachteiligen  Lage,  daß  zwischen 
jenen  Häfen,  über  welche  die  Auswanderung  erfolgt,  nur  ein 
einziger,  der  Fiumaner  sich  auf  dem  Gebiete  Ungarns  befindet. 
Wie  sehr  immer  bei  unseren  Verhältnissen  der  nationale  Gesichts- 

11* 
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punkt  sonst  die  ausschließlich  durch  den  vaterländischen* 
Hafen  zu  erfolgende  Leitung  der  Auswanderung  erwünscht  er- 
scheinen läßt,  ist  es  unmöglich,  dies  in  vollem  Maße  zu  verwirk- 
lichen, das  heißt  die  Auswanderung  ganz  durch  Fiume  zu  leiten." 

Der  Entwurf  der  Regierung  gelangt  nun  bezüglich  der  Reform 
zu  folgenden  Schlüssen:  „Gemäß  der  gewonnenen  Erfahrungen 
wünscht  der  Gesetzentwurf  die  auf  die  Transport-Unternehmer 
bezüglichen  Verfügungen  zum  Teil  auf  neue  Grundlagen  zu 
stellen.  Es  soll  einerseits  sichergestellt  werden,  daß  alle  jene 
Unternehmer,  die  sich  mit  der  Beförderung  von  Auswanderern  be- 
schäftigen, die  staatliche  Bewilligung  hierzu  —  unter  Vermeidung 
aller  überflüssigen  Hindernisse  —  sich  tatsächlich  auch  sollen 
beschaffen  können;  andererseits  bestrebt  ersieh,  den  Wirkungs- 
kreis der  Unternehmer  beziehungsweise  deren  Angestellten  zu 
beschränken  und  die  Verbote  zum  Zwecke  der  Verhinderung 
von  Mißbräuchen  zu  vermehren  und  die  behördliche  Kontrolle 
auf  der  ganzen  Linie  wirksamer  zu  gestalten." 

So  der  Motivenbericht  der  Regierung,  mit  welchem  sie 
ihren  neuen  Entwurf  dem  ungarischen  Parlamente  vorlegte,  der 
als  G.  A.  II  vom  Jahre  1909  das  Gesetz  vom  Jahre  1903  samt 
allen  zugehörigen  Verfügungen  außer  Kraft  gesetzt  hat. 

Wir  müssen  nun  fragen:  worin  bestand  die  schädliche 
Wirkung  des  hiermit  abgeschafften  Gesetzes?  Wie  will  das  neue 
Gesetz  die  Reform  des  Auswanderungsrechtes  durchführen? 
Endlich:  ist  die  neue  Regelung  dazu  geeignet,  in  die  einheit- 
liche mitteleuropäische  Regelung  der  Auswanderung  eingefügt 
zu  werden? 

Die  eben  gekennzeichneten  Vorschriften  des  ungarischen 
Auswanderungsgesetzes  vom  Jahre  1903  sollten  durch  die  am 
3.  April  1904  erlassene  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern 
ins  Leben  übertragen  werden.  Zu  diesem  Behufe  erklärte  §  4 
der  Verordnung,  daß  als  überseeische  Auswanderungslinie  vorerst 
nur  Fiume  zu  gelten  habe,  und  daß  zur  Beförderung  von 
Auswanderern  vorläufig  nur  für  diese  Linie  Bewilligungen  erteilt 
würden.  Andere  über  ausländische  Häfen  führende  Linien  sollten 
nur  dann  herangezogen  werden,  wenn  die  Auswanderer  über  Fiume 
nicht  befördert  werden  könnten.  „Wenn  jemand  abweichend 
von  der  bezeichneten  Linie  in  überseeische  Länder  wandern  will, 
so  kann  er  wohl  hierin  durch  Gewalt  nicht  verhindert  werden, 
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der  Betreffende  muß  aber  in  seinem  eigenen  Interesse  darauf 
aufmerksam  gemacht  werden,  daß  die  ungarischen  Behörden 
nicht  in  der  Lage  sind,  ihm  den  Schutz  angedeihen  zu  lassen, 
den  eben  die  bezeichnete  Linie  bietet." 

Entsprechend  dieser  Verordnung  ist  nun,  da  die  Ver- 
handlungen mit  den  deutschen  Rheedereien  kein  Resultat 
ergaben,  am  4.  Juni  1904  zwischen  der  Gunard  Steam  Ship 
Company  und  der  ungarischen  Regierung  der  auf  die  Etablierung 
der  ungarisch  -  amerikanischen  Linie  bezügliche  Vertrag  ab- 
geschlossen worden.  Im  Sinne  des  Vertrages  unterwarf  sich 
diese  Gesellschaft  den  Maßnahmen  des  ungarischen  Gesetzes 
und  den  Verordnungen.  Der  Preis  der  Schiffskarte  III.  Klasse 
ist  mit  180  bzw.  (bei  Fahrten  von  stündlich  mehr  als 
15  Seemeilen)  mit  200  Kronen  festgesetzt  worden;  die 
Gunard  hatte  für  jeden  Auswanderer  zehn  Kronen  in  den 
Auswanderungsfond  einzuzahlen  und  die  ungarischen  Rück- 
wanderer gegen  Entrichtung  von  50  Kronen  heimzuführen. 
Auf  Grund  des  auf  die  Dauer  von  10  Jahren  (bis  1914)  abge- 
schlossenen Vertrages  wurde  dieser  Dampfergesellschaft  das 
Recht  erteilt,  Auswanderungsbevollmächtigte  anzustellen.  Den 
zur  Beförderung  der  Auswanderer  konzessionierten  Unternehmern 
ist  zum  Zwecke  der  Anstellung  von  Bevollmächtigten  im 
Laufe  des  Jahres  1904  in  52,  im  Jahre  1905  in  8,  im  Jahre 
1906  in  2,  insgesamt  also  in  62  Fällen  die  Genehmigung  des 
Ministers  des  Innern  erteilt  worden. 

Die  Tätigkeit  der  Bevollmächtigten  erstreckte  sich  zeitweilig 
auf  das  Gebiet  von  59  Komitaten  und  18  städtischen  Munizipien. 

Unmittelbar  nach  diesem  Vertrage  brach  zwischen  der 
Cunard  Gesellschaft  und  dem  „Pool"  der  Kampf  aus,  welcher 
gleichzeitig  auch  zu  einem  Kampfe  um  die  Auswanderer  in  Ungarn 
ausartete.  Es  unterliegt  gar  keinem  Zweifel,  und  die  lokalen  Be- 
obachtungen, die  wir  nach  allen  Richtungen  machen  konnten,  be- 
stätigten es  in  jeder  Weise,  daß  dieser  Kampf  die  Auswanderung 
einerseits  künstlich  anschwellen  ließ  und  dieselbe  auch  auf  Gegenden 
ausdehnte,  wo  die  Lockungen  derselben  bisher  unbekannt 
blieben;  anderseits  aber  auch  den  Zwiespalt,  welcher  zwischen 
dem  Rechtszustande  der  Auswanderer-Staaten  und  der  die  Aus- 
wanderer durchlassenden  Staaten  besteht,  in  der  deutlichsten 
Beleuchtung  erkennen    ließ.     Die    Änderung  dieser   nach  allen 
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Richtungen  hin  peinlichen  Situation  ist  ein  vitales  Interesse 
sämtlicher  beteiligten  Parteien,  aber  auch  das  wichtigste 
Lebensinteresse  der  Auswanderer  selbst,  deren  Schutz  unsere 
Vereine  anstreben,  indem  sie  die  Klarstellung  der  inter- 
nationalen Lage  derselben  unternommen  haben.  Die  un- 
garische Regierung  hat  für  sich  die  richtigen  Schlüsse  bereits 
gezogen,  indem  sie  die  an  die  Auswanderungs-Bevollmächtigten 
erteilten  Mandate  zurückgezogen  hat,  und  zwar  im  Jahre  1904  10, 
im  Jahre  1905  19,  im  Jahre  1906  11,  im  Jahre  1907  22,  insgesamt 
in  62  Fällen,  so  daß  nach  November  1907  kein  einziger 
Bevollmächtigter  mehr  tätig  sein  konnte. 

Hierdurch  hat  die  Einseitigkeit  der  Lage  in  dieser  Richtung  auf- 
gehört, und  es  blieb  nun  nur  mehr  die  Aufgabe,  eine  Rechtsgrund- 
lage zu  finden,  auf  welche  sich  auch  die  die  Auswanderer  durch- 
lassenden Staaten  stellen  könnten.  Dem  zu  Liebe  hat  die  unga- 
rische Legislative  das  Auswanderungsgesetz  vom  Jahre  1903 
abgeschafft  und  den  G.  A.  IL  vom  Jahre  1909  ins  Leben  gerufen. 

Hiermit  gelangen  wir  zu  unserer  zweiten  Frage,  welche 
die  Reform  des  neuen  Gesetzes  betrifft.  Das  neue  Gesetz  enthält 
außer  jenen  Verfügungen,  welche  die  Verantwortlichkeit  der 
Beförderungsunternehmungen  sowie  das  Rechtsverhältnis 
zwischen  diesen  und  den  Auswanderern  im  Geiste  des  deutschen 
Auswanderungs-Gesetzes  vom  Jahre  1897  bestimmen,  sehr 
genaue  Definitionen,  mit  welchen  die  Grenzen  der  Auswanderung 
festgesetzt  werden,  und  zwar  auf  Grund  des  Paßzwanges.  Das- 
selbe bestimmt  auch  eine  Neuregelung  der  Konzessionen,  und 
ahndet  schließlich  auch  die  Verlockung  zur  Auswanderung  mit 
weitaus  strengeren  Strafen.  (Die  Maximalstrafe  im  Falle  geschäfts- 
mäßig betriebener  Verlockung  oder  des  Rückfalles  ist  mit  5  jäh- 
rigem Kerker  und  einer  Geldbuße  von  2  000 — 8  000  Kronen 
festgesetzt.) 

Bezüglich  der  Auswanderung  wurden  die  folgenden  Be- 
schränkungen festgesetzt : 

a)  Unter  väterlicher  Gewalt  stehende  Minderjährige  können 
ohne  ihren  Vater  nur  unter  Vorweisung  schriftlich  erteilter 
und  behördlich  beglaubigter  Einwilligung  des  Vaters,  die 
unter  Vormundschaft  stehenden  aber  nur  gegen  durch 
die  Vormundschaftsbehörde    genehmigte  Einwilligung    de9 
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Vormundes  und  überdies  in  beiden  Fällen  nur  dann  aus- 
wandern, wenn  es  nachgewiesen  ist,  daß  für  ihre  Unter- 
kunft am  Bestimmungsorte  vorgesorgt  ist.  Minderjährige 
Frauen  und  männliche  Personen  unter  16  Jahren  können 
ohne  Eltern  nur  dann  auswandern,  wenn  außer  den  vor- 
her erwähnten  Bedingungen  überdies  auch  noch  nach- 
gewiesen wird,  daß  sie  bis  zu  ihrem  Bestimmungsorte  in 
Begleitung  vollkommen  verläßlicher  erwachsener  Personen 
reisen. 

b)  Männliche  Personen  können  vom  1.  Januar  jenes  Jahres 
angefangen,  in  welchem  sie  das  17.  Lebensjahr  beendigen, 
und  insolange  sie  unter  der  Stellungs-  oder  Dienst- 
pflichtigkeit im  Sinne  des  Wehrgesetzes  stehen,  nur  mit 
einer  seitens  des  Ministers  des  Innern  einverständlich 
mit  dem  Landesverteidigungsminister  erteilten  Bewilligung 
auswandern.  Die  Bewilligung  kann  nur  dann  erteilt  wer- 
den, wenn  der  Gesuchsteller  die  seitens  des  Ministers  des 
Innern  im  Betrage  von  100  bis  1000  Kronen  feststellbare 
Kaution  im  voraus  erlegt  hat. 

Die  Kaution  wird  eingezogen,  wenn  ^der  Betreffende 
aus  eigenem  Verschulden  bis  Ablauf  der  Gültigkeit  seines 
Passes  nicht  zurückkehrt.  Das  Ministerium  kann,  im  Falle 
die  Auswanderung  von  Wehrpflichtigen  größere  Dimensionen 
annimmt,  die  Auswanderung  der  im  erwähnten  Punkte 
benannten  männlichen  Personen  für  die  Dauer  eines  Jahres 
überhaupt  oder   bezüglich  einzelner  Munizipien   verbieten. 

Ferner    können    nicht    auswandern 

c)  diejenigen,^  gegen  welche  wegen  '  eines  mit  Freiheitsstrafe 
zu  ahndenden  Vergehens  das  Kriminalverfahren  eingeleitet 
ist,  dann  Personen,  die  zu  Freiheitsstrafen  oder  Geldbußen 
verurteilt  wurden,  zur  Zeit  der  Vollziehung  der  Strafe; 

d)  diejenigen  Eltern,  die  ihre  Kinder  unter  16  Jahren  daheim 
zu  lassen  beabsichtigen,  ohne  daß  deren  ständige  Pflege 
sichergestellt  worden  wäre; 

e)  solche  Personen,  die  für  die  entsprechende  Versorgung 
ihrer  daheimbleibenden  erwerbsunfähigen  und  somit  auf 
ihre  Hilfe  angewiesenen  Angehörigen   nicht  gesorgt  haben; 
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f)  diejenigen,  die  nicht  über  den  zur  Reise  bis  zum  Be- 
stimmungsorte benötigten  Geldbetrage  verfügen  oder  jenen 
Bedingungen  nicht  entsprechen,  die  in  dem  Staate,  wohin 
sie  auswandern  wollen,  bezüglich  der  Einwanderung  erfordert 
werden ; 

g)  diejenigen,  für  welche  seitens  der  Regierung  eines  aus- 
ländischenStaates  oder  einer  Kolonisierungs-  oder  ähnlichen 
Gesellschaft  oder  Privatperson  zwecks  einer  geplanten 
Kolonisierung  die  unentgeltliche  Reise  im  ganzen  oder 
zum  Teile  oder  die  Vorlage  der  Beförderungskosten  in 
Aussicht  gestellt  wurde; 

h)  Personen,  die  vom  Auslande  auf  Staatskosten  heim- 
befördert wurden  und  die  Beförderungsspesen  nicht  zurück- 
erstattet haben; 

i)  die  im  Sinne  der  Bestimmungen  sonstiger  Gesetze  be- 
züglich der  Auswanderung  beschränkt  sind. 

Wie  hieraus  ersichtlich,  wollen  die  Beschränkungen  be- 
züglich der  Auswanderung  einerseits  die  Übereinstimmung  mit 
den  neuen  Einwanderungs-Verboten  Amerikas  hervorbringen 
(Punkt  f  und  g,  2),  anderseits  entsprechen  sie  auch  den  in 
den  übrigen  mitteleuropäischen  Staaten  bestehenden  Bedin- 
gungen (Punkt  b,  c,  g  und  i.  2),  endlich  enthalten  sie  solche 
Verfügungen,  zu  welchen  ein  Staat,  der  zufolge  seiner 
geographischen  Lage  seinen  Auswanderungsverkehr  nicht 
selbst  abzuwickeln  vermag,  gezwungen  ist,  um  seinen  Aus- 
wanderern den  humanitären  Schutz  angedeihen  zu  lassen  und 
zumindest  die  Erfüllung  der  elementaren  staatsbürgerlichen 
Pflichten  (Wehrpflicht)  sicherzustellen.  Nachdem  nun  Ungarn 
zufolge  seiner  geographischen  Lage  selbst  zur  Zeit  des  höchsten 
Aufschwunges  der  Fiumaner  Linie  nur  den  vierten  Teil  seiner 
Auswanderung  über  den  vaterländischen  Hafen  abzuwickeln  ver- 
mochte, ist  es  nicht  in  der  glücklichen  Lage  wie  das  Deutsche 
Reich,  welches  die  Bestimmungen  der  Auswanderungsnormen 
dadurch  sicherzustellen  vermag,  daß  Auswanderungsverträge, 
die  den  Auswanderungsverboten  widersprechen,  verboten  und 
die  Häfen  durch  seine  eigenen  Behörden  kontrolliert  werden. 
Im  Gegensatze  hierzu  ist  ein  Staat,  dessen  geographische  Lage 
dies  nicht  gestattet,  einerseits  zum  Schutze  der  Interessen  der 
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Auswanderer  und  seiner  unleugbarsten  staatlichen  Interessen, 
anderseits  unter  dem  Drucke  der  zwingenden  Not,  sein  Aus- 
wanderungsrecht mit  den  Rechtsnormen  der  amerikanischen 
Einwanderungsstaaten  in  Einklang  zu  bringen,  gezwungen,  die 
Verbote  im  Gesetze  selbst  festzulegen  und  die  Durchführung 
derselben  im  Wege  der  Pässe  sicherzustellen.  Nichts  ist  dafür 
charakteristischer,  als  daß  ähnliche  Bestimmungen  wie  die  auf 
das  Verbot  der  Auswanderung  der  Minderjährigen  bezüglichen 
Verfügungen  des  neuen  ungarischen  Gesetzes  laut  Bericht  des 
Ausschusses  des  Deutschen  Reichstages  vom  7.  April  1897  auch 
dort  beantragt  und  nur  deshalb  nicht  ins  Gesetz  aufgenommen 
wurden,  weil  gemäß  Erklärung  des  Regierungsvertreters  die 
deutsche  Regierung  dieselben  auf  Grund  des  §  23  und  24  auch  im 
Verwaltungswege  zur  Geltung  bringen  kann. 

Die  Reihenfolge  der  Tatsachen  führt  uns  zu  dem  Schlüsse, 
daß  das  neue  ungarische  Gesetz  im  wesentlichen  dazu  dient, 
bezüglich  der  Abwicklung  der  Auswanderung  eine  solche  ge- 
meinsame Regelung  zu  erreichen,  welche  die  Interessen  der  Aus- 
wanderungs-,  der  Durchlaß-  und  der  Einwanderungsstaaten  in 
Einklang  bringt  und  auf  dieser  Grundlage  die  Zusammenstöße 
im  Interesse  der  Auswanderer  vermeidet.  Dieses  Ziel  wird  auch 
dadurch  gefördert,  daß  §  3  des  neuen  Gesetzes  den  Ministern 
die  Vollmacht  erteilt,  auch  mit  solchen  Schiffahrtsgesellschaften 
Vereinbarungen  zu  treffen,  welche  die  ungarischen  Auswanderer 
in  ausländischen  Häfen  einschiffen.  Es  ist  von  diesem 
Standpunkte  nichts  anderes  nötig,  als  daß  die  auf  die  Beför- 
derungs-Unternehmungen bezüglichen  Bestimmungen  des  neuen 
Gesetzes  auch  seitens  der  Organe  und  Gesellschaften  der  durch- 
lassenden Staaten  akzeptiert  bezw.  in  Anspruch  genommen 
werden,  und  hierdurch  jenes  gleichmäßige  Vorgehen  zustande 
komme,  auf  welches  wir  nach  den  Motiven  des  Entwurfes  als 
Absicht  und  Ziel  des  Gesetzes  hingewiesen  haben. 

Ich  gestatte  mir  deshalb  in  Form  von  Schlußfolgerungen 
meines  Referates  die  folgenden  Anträge  vorzulegen  mit  dem 
Ersuchen,  jene  derselben,  denen  auch  die  Brudervereine  zu- 
stimmen können,  zu  gemeinsamen  Beschlüssen  erheben,  und 
insofern  einzelnen  Wünschen  nicht  zugestimmt  werden  sollte, 
dieselben  als  spezielle  Wünsche  des  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereins in  Ungarn  betrachten  zu  wollen. 
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1.  Es  ist  erwünscht,  daß  die  mitteleuropäischen  Staaten  mit 
den  Einwanderungsstaaten  Amerikas  Vereinbarungen  treffen 
bezüglich  einheitlicher  Regelung  des  Auswanderungs-  bezw. 
Einwanderungs-Rechtes.  Die  mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine empfehlen  von  diesem  Gesichtspunkte  ihren  Re- 
gierungen die  Durchführung  jener  anläßlich  der  Beratung  des 
neuen  Einwanderungsgesetzes  vom  Jahre  1907  im  Kongresse  zu 
Washington  gebilligte  Idee,  die  Gegensätze  im  Wege  eines 
internationalen  Auswanderungs-Kongresses  auszugleichen. 
Bezüglich  der  südamerikanischen  Staaten  wäre  es  überdies  er- 
wünscht, über  die  Modalitäten  des  Erwerbes  und  des  Ver- 
lustes der  Staatsbürgerschaft  genaue  Vereinbarungen  zu  treffen. 
Die  internationalen  Vereinbarungen  sollten  in  der  Richtung  ge- 
troffen werden,  daß  bereits  in  den  europäischen  Häfen  die  Sicher- 
heit dafür  erlangt  sein  soll,  daß  die  abfahrenden  Auswanderer 
seitens  der  Einwanderungsstaaten  nicht  zurückgewiesen  werden. 

2.  Bezüglich  Regelung  des  Einwanderungsrechtes  der 
mitteleuropäischen  Staaten  müßte  streng  unterschieden 
werden : 

a)  die  mit  dem  Verluste  der  Staatsbürgerschaft  verbundene 
Ansiedlung, 

b)  die  eigentliche  Auswanderung, 

c)  die  zeitweilige  Arbeiterwanderung. 

Als  Grundprinzip  soll  gelten,  daß  der  Verlust  der  Staats- 
bürgerschaft nicht  schon  mit  der  Tatsache  der  Auswanderung 
einzutreten  habe. 

Diesbezüglich  wären  die  Regierungen  insbesondere  zu  er- 
suchen, die  Meldung  zum  Militärdienste  zu  erleichtern 
und  das  Verbot  der  Rückkunft  der  nach  dem  Stellungs- 
pflichtigen Alter   Heimkehrenden  aufzuheben. 

Bezüglich  der  eigentlichen  Auswanderung  könnten  das 
deutsche  Reichsgesetz  vom  Jahre  1897  und  das  ungarische  Gesetz 
vom  Jahre  1909  im  allgemeinen  zur  Grundlage  der  internationalen 
Regelung  dienen.  Es  wäre  also  erwünscht,  daß  auch  Österreich 
ein  ähnliches  Gesetz  erlasse. 

Bezüglich  der  Kontrolle  der  Saisonarbeiter  wären  leichte, 
auch  durch  die  lokalen  Behörden  vorzunehmende  Durchführungs- 
und Kontroll-Maßnahmen  festzusetzen,  welche  die  gemeinsame 
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Tätigkeit    der    Behörden    der    nachbarlichen    Grenzgebiete    er- 
möglichen könnten. 

3.  Bezüglich  der  Regelung  der  eigentlichen  Aus- 
wanderung könnten  als  Grundlage  der  speziellen  Regelung 
die  folgenden  Vorschläge  des  Kopenhagener  Kongresses  (1897) 
des  Institut  de  droit  international  angenommen  werden: 

Die  Freiheit  der  [Auswanderung  wird  sowohl  bezüglich 
einzelner  Personen  als  bezüglich  der  Massenauswanderung 
anerkannt;  sie  kann  nur  dann  beschränkt  werden,  wenn 
eine  der  Regierungen  aus  sozialen  oder  politischen  Gründen 
gezwungen  ist,  ein  Verbot  zu  erlassen,  welches  sie  den 
übrigen  Mächten  mitzuteilen  verpflichtet  ist  (Art.  1).  Die 
Auswanderung  ist  jenen  Personen  zu  verbieten,  welchen  der 
Einwanderungsstaat  die  Einwanderung  nicht  gestattet  (Art.  2). 
Jeder  Staat  bestellt  zwecks  einheitlicher  Leitung  der  Aus- 
wanderungsangelegenheiten und  zwecks  Beschaffung  von 
Berichten  und  Daten  ein  besonderes  Amt.  Diese  Aemter 
können  ermächtigt  werden,  mit  einander  unmittelbar  in 
Berührung  zu  treten  (Art.  3  und  4).  Die  Staaten  haben 
jene  Unternehmungen  abzuschaffen,  welche  für  ausländische 
Staaten  oder  ausländische  Arbeitgeber  Auswanderer  an- 
werben; die  konzessionierten  Auswanderungs- Agenten  haften 
mit  ihren  Gesellschaften  solidarisch  für  Fehler  und  Unter- 
lassungen, gleichgültig  ob  diese  Gesellschaften  im  Lande 
oder  im  Auslande  bestehen  (Art.  5  und  6).  Der  Auswande- 
rungsstaat verständigt  seine  eigenen  Konsulate,  daß  Aus- 
wanderer nach  dem  betreffenden  fremden  Lande  oder  nach 
dem  betreffenden  Hafen  aufgebrochen  sind ;  das  Einwanderungs- 
land hinwieder  hat  durch  sein  eigenes  Amt  den  Schutz  und 
die  Unterbringung  der  Ankommenden  zu  besorgen  (Art.  7  u.  8). 

Endlich  sollen  überall  die  Übertretungen  der  Auswanderungs- 
Verordnungen  und  Verfügungen  mit  strengen  Strafen  belegt 
werden. 

4.  Speziell  für  Ungarn  sind  die  Erfahrungen  mit  der  seit  der 
gesetzlichen  Regelung  der  letzten  Jahre  und  der  durch  die 
Schiffahrts  -  Verträge  geschaffenen  Lage  wie  folgt  zusammen- 
zufassen : 

In  jedem  Staate  ist  es  nötig,  einen  Auswanderungsbeirat  zu 
bestellen,    welcher  entweder  lokale  Organisationen  schafft  oder 
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aber  Verbindungen  mit  einer  auf  gesellschaftlicher    Grundlage 
stehenden   Auswanderungs-Zentralstelle   unterhält. 

Es  ist  erwünscht,  daß  diese  in  Deutschland,  Öster- 
reich und  Ungarn  errichteten  Organisationen  miteinander  un- 
mittelbar in  Berührung  treten,  vor  Allem  im  Interesse  der 
Unterbringung  der  Rückwanderer. 

Es  ist  erwünscht,  daß,  insofern  einer  der  Staaten  den  Paß- 
zwang als  Grundlage  seines  Auswanderungsrechtes  akzeptiert, 
dies  sowohl  seitens  der  die  Auswanderer  durchlassenden  wie 
auch  seitens  der  Einwanderungsstaaten  respektiert  werde. 

Es  erscheint  nicht  zweckdienlich,  einer  Schiffahrts- 
gesellschaft die  Bewilligung  zum  Sammeln  der  Auswanderer 
im  Innern  des  Landes  zu  erteilen;  hingegen  ist  es  richtig, 
an  den  Grenzen,  hauptsächlich  in  Hafenstädten  unter  be- 
hördlicher Aufsicht  stehende  Bureaus  zu  bewilligen.  Die 
Agenten,  welche  nach  der  Anzahl  der  Auswanderer  Provisionen 
beziehen  oder  Wanderbureaus  unterhalten,  sind  mit  aller- 
strengsten  Strafen  zu  belegen. 

Es  ist  zweifelhaft,  ob  die  Bewilligung  zur  Auswanderung 
vom  Erläge  einer  Kaution  abhängig  gemacht  werden  soll. 

5.  Außer  diesen  Wünschen  wären  auch  vom  Standpunkte 
der  internationalen  Regelung  der  Auswanderung  all  jene  Wünsche 
zu  betonen,  die  sich  auf  die  Ergänzung  der  Konsularorgani- 
sationen,  auf  die  Gründung  von  Schulen  für  ausgewanderte 
Staatsbürger,  auf  den  kirchlichen  usw.  Schutz  derselben  beziehen, 
und  die  endlich  dahin  streben,  daß  betr.  Regelung  der  Ver- 
pflegung, der  hygienischen  Einrichtung  usw.  der  die  Aus- 
wanderer befördernden  Schiffe  eine  internationale  Vereinbarung 
getroffen  werden  soll. 

(Lebhafter  Beifall.) 


Vorsitzender: 

Meine  Herren !  Die  Liste  der  Herren  Referenten  ist  er- 
schöpft, und  ich  glaube,  wir  können  ihnen  allen  herzlichst 
danken  für  die  überaus  interessanten  Berichte,  die  sie  uns  vor- 
getragen haben,  und  die  mit  so  großer  Sorgfalt  vorbereitet 
worden  sind. 
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Es  ist  ein  Antrag  eingegangen  von  Herrn  Universitäts- 
professor Dr.  M  i  s  c  h  1  e  r  ,  der  vorhin  schon  zur  Verlesung 
gekommen  ist: 

„Die  Versammlung  beschließt,  eine  Kommission 
einzusetzen,  welche  aus  Vertretern  der  Leitungen 
der  Gruppen  des  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereins und  den  heutigen  Referenten  über  die 
Organisation  des  Arbeitsmarktes  besteht  und  die 
Aufgabe  hat,  die  heute  vorgelegten  Thesen  zu 
diesem  Programmpunkt  zu  beraten  und  der  nächsten 
Versammlung  einen  übereinstimmenden  Entwurf 
vorzulegen." 

Ich  bitte  die  Herren,  die  gegen  die  Annahme  dieses  Antrages 
sind,  die  Hand  zu  erheben. 

Es  ist  Niemand  dagegen ;  damit  wäre  dieser  Antrag 
angenommen. 

Ich  glaube,  daß  die  Herren  wohl  die  verschiedenen  Präsidien 
ermächtigen  werden,  zu  dieser  Konferenz  außer  den  Herren 
Referenten  noch  andere  Sachverständige  zuzuziehen,  damit  die 
verschiedenen  Ansichten,  die  heute  hier  zutage  getreten  sind, 
und  die  ja  gewissermaßen  zwei  Parteien  angehören,  auf  der 
Konferenz  vertreten  sind. 


Fabrikbesitzer  Max  Friedmann -Wien: 

Mit  Rücksicht  auf  die  Annahme  dieses  Antrages  bitte  ich, 
meinen  Antrag  nicht  zur  Abstimmung  gelangen  zu  lassen,  sondern 
ihn  der  Kommission  mit  zur  Begutachtung  zu 
übergeben. 

Vorsitzender: 

Ich  glaube  mit  dem  Antragsteller,  es  wird  am  richtigsten 
sein,  wenn  wir  über  seinen  Antrag*)  nicht  abstimmen,  ihn  viel- 
mehr der  Kommission  überweisen,  damit  sie  ihn  mit  zur  Unter- 
lage ihrer  weiteren  Arbeiten  macht. 

*)  S.   S.   76. 
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Ist  die  Versammlung  damit  einverstanden?  —  Es  erhebt 
sich  kein  Widerspruch.  Auch  dieser  Antrag  ist  also 
angenommen. 

Nun  wird  es  darauf  ankommen,  ob  wir  in  unserer  Tagesord- 
nung fortfahren,  oder  ob  wir  bei  der  vorgerückten  Zeit  die  Be- 
ratungen des  1.  Tages  schließen  sollen. 

Ich  bitte  diejenigen  Herren,  die  dagegen  sein  würden,  daß 
wir  jetzt  Schluß  machen,  die  Hand  zu  erheben. 

(Geschieht.) 

Das  ist  die  Minderheit.  —  Ich  schließe  also  die  heutige 
Beratung  und  setze  den  Beginn  der  morgigen  Verhandlungen 
wieder  auf  9V2  Uhr  an. 


(Schluß  4y2  Uhr. 


Zweiter  Verhandlungstag. 

Dienstag,   18.  Mai  1909,  Vormittag  9%  Uhr. 

Vorsitzender: 

Meine  Herren! 

Bevor  wir  unsere  Verhandlungen  heute  wieder  aufnehmen, 
möchte  ich  zwei  Telegramme  verlesen,  die  inzwischen  eingetroffen 
sind;*)  ein  Telegramm  Sr.  Majestät  des  deutschen  Kaisers 
aus   Wiesbaden,   lautend : 


*)  Beim  Festmahl  am  Abend  des  17.  Mai  hatte  der  Vorsitzende  des 
Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins  in  Deutschland  bereits  folgende  zwei 
Depeschen  bekannt  gegeben: 

Seiner  Hoheit  dem  Herzog  Ernst  Günther  zu  Schleswig-Holstein, 

Berlin. 
Für  die  mir  vom  Präsidium  namens  der  Berliner  Wirtschafts- 
konferenz freundlichst  übermittelte  Begrüßung  bestens  dankend, 
vereinige  ich  mich  mit  den  versammelten  Vertretern  der  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereine  gerne  in  dem  Wunsche,  daß  die 
Förderung  der  wirtschaftlichen  Interessen  der  auf  der  Konferenz 
vertretenen  Staaten  auch  zur  Festigung  der  sie  verknüpfenden 
freundschaftlichen  Bande  beitrage. 

Franz  Joseph. 

An  den  Herzog  Ernst  Günther  zu  Schleswig-Holstein,  Hoheit, 

Berlin. 
Durch  meine  Abreise  nach  Wiesbaden  leider  verhindert,  die 
Präsidien  der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  empfangen 
zu  können,  bitte  ich  Eure  Hoheit  der  Konferenz,  der  ich  mein 
volles  Interesse  entgegenbringe,  meine  besten  Wünsche  für  das 
gedeihliche  Gelingen  ihres  Werkes  übermitteln  zu  wollen. 

B  ü  1  o  w. 
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Herzog  Ernst  Günther  zu  Schleswig-Holstein,  Berlin. 

Ich  habe  mich  über  die  Begrüßung  der  in  meiner  Haupt- 
und  Residenzstadt  zur  gemeinsamen  Arbeit  zusammen- 
getretenen MitteleuropäischenWirtschaf  tsvereine  Oesterreichs, 
Ungarns,  Belgiens  und  Deutschlands  gefreut  und  ersuche 
Euere  Hoheit,  den  Versammelten  meinen  Dank  und  meine 
besten  Wünsche  für  ihre  Beratungen  auszusprechen. 

Wilhelm  LR. 
(Beifall) 

Von  Sr.  Majestät  dem  König  der  Belgier: 

A  la  Conference  des  associations  pour  les  interets  6conomiques 
de  l'Europe  centrale, 

Berlin. 
Je  suis  extremement  sensible  au  telegramme  qu'a  bien 
voulu  m'adresser  l'association  pour  les  intörets  economiques 
de  l'Europe  centrale  sous  la  signature  de  Votre  Altesse  et  de 
MM.  Plener,  Ottlik  et  de  Sadeleer.  Je  me  joins  aux  souhaits 
que  vous  avez  la  bont6  de  m'exprimer  de  voir  vos  travaux 
etre  utiles  egaleinent  ä  la  Belgique  et  je  vous  prie  d'agreer 
mes  voeux  les  plus  sinceres  pour  le  plein  succes  de  la  Con- 
ference des  associations  pour  les  interets  Economiques  de 
l'Europe  centrale. 

Leopold. 
(Beifall) 

Meine  Herren !  Es  wird  gewünscht,  daß  das  Thema  Teilung 
der  Handelsverträge  in  stehenden  Text  und  wechselnden  Tarif 
vor  dem  Thema  ,, Postüberweisungsverkehr"  verhandelt  werde. 
Namentlich  hat  Herr  Geh.  Oberregierungsrat  Lusensky,  der 
nachher  im  Abgeordnetenhause  zu  tun  hat,  aus  diesem  Grunde 
gebeten,  wenn  möglich,  den  Gegenstand  voranzustellen.  Ich 
möchte  das  nicht  tun,  ohne  die  Versammlung  befragt  zu  haben, 
und  bitte  diejenigen  Herren,  die  gegen  eine  derartige  Umstellung 
wären,  die  Hand  zu  erheben. 

Es  ist  Niemand  dagegen.  Wir  würden  dann  zunächst  zur 
Beratung  über  die 

Teilung  der  Handelsverträge  in  stehenden  Text 
und  wechselnden  Tarif 

kommen.      Herr  Geheimrat  Lusensky  hat  das  Wort. 
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Geheimer  Oberregierungsrat  Lusensky-Berlln : 

Meine  Herren,  unsere  Handelsverträge  mit  tarifmäßigen 
Abmachungen  zerfallen  nach  ihrem  Inhalt  und  der  Art  der 
Anordnung  des  Stoffes  in  zwei  Teile.  Den  einen  Teil  bilden 
die  Vertragstarife,  worin  die  Zugeständnisse  aufgeführt  sind, 
welche  die  vertragschließenden  Teile  einander  auf  dem  Gebiete 
ihrer  Zolltarife  machen;  der  andere  Teil  enthält,  artikelweise 
geordnet,  eine  Reihe  von  Vorschriften,  die  den  sogenannten 
Vertragstext  darstellen.  Gewöhnlich  findet  sich  in  den  Handels- 
verträgen noch  ein  Schlußprotokoll,  das  ergänzende  und  er- 
läuternde Bestimmungen  trifft.  Früher  war  es  üblich,  daß 
diese  Ergänzungen  und  Erläuterungen  sich  sowohl  auf  den  Ver- 
tragstext als  auch  auf  die  Vertragstarife  bezogen.  In  neuerer 
Zeit  ist  man  dazu  übergegangen,  das  Schlußprotokoll  auf  Er- 
gänzungen des  Vertragstextes  zu  beschränken. 

Meine  Herren,  wer  Handelsverträge  liest,  wird  sich  des 
Eindrucks  nicht  erwehren  können,  daß  sich  in  den  Vertrags- 
texten eine  gewisse  Systemlosigkeit  geltend  macht.  Er  wird 
darüber  erstaunt  sein,  daß  manche  Gegenstände,  die  für 
den  Güteraustausch  und  die  Beziehungen  der  Staaten  zu- 
einander Bedeutung  haben,  in  den  Verträgen  nicht  geregelt 
sind,  obschon  sie  den  darin  geordneten  Gegenständen  nahe  ver- 
wandt sind.  Er  wird  auch  darüber  verwundert  sein,  daß  manche 
der  Vorschriften  sich  nicht  auf  den  Handel  und  das  Gewerbe 
speziell  beziehen,  sondern,  über  diesen  Rahmen  herausgehend, 
allgemein  die  Verhältnisse  der  Staatsgehörigen  des  einen  Teils 
zu  dem  anderen  Teil  zum  Gegenstande  der  Regelung  machen. 

Der  Grund  hiervon  liegt  in  der  historischen  Entwicklung 
der  Handelsverträge.  Man  hat,  je  nach  Bedürfnis,  Vorschriften 
und  Abmachungen  aller  Art  in  die  Handelsverträge  aufgenommen 
und  dabei  nicht  streng  danach  gefragt,  ob  sie  nun  gerade  zur 
Belebung  des  Güteraustausches  dienen,  für  den  Handel  und 
für  die  gewerbliche  Tätigkeit  von  Bedeutung  sind. 

Für  die  Behandlung  meines  Themas  wird  es  notwendig  sein, 
daß  ich,  ohne  irgendwie  erschöpfend  sein  zu  wollen,  doch  kurz  auf 
den  Inhalt  der  Handelsverträge  eingehe.  Es  finden  sich  in  den 
Textteilen  der  Handelsverträge  zunächst  Vorschriften,  welche 
die  Stellung  der  Untertanen  des  einen  Staates  innerhalb  des 
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anderen  Staates  zum  Gegenstande  haben.  Die  Handelsverträge 
beginnen  regelmäßig  mit  der  Aufstellung  des  Grundsatzes,  daß 
die  Untertanen  jedes  der  beiden  vertragschließenden  Teile 
in  Beziehung  auf  Handel  und  Gewerbe  in  dem  anderen  Teile 
den  Inländern  gleichgestellt  sind.  Dieser  Grundsatz  wird  des 
weiteren  durch  Einzelvorschriften  ausgeführt,  namentlich  auch 
hinsichtlich  der  Abgaben.  Es  wird  bestimmt,  daß  die  An- 
gehörigen des  einen  Staates  in  Beziehung  auf  Handel 
und  Gewerbebetrieb  in  dem  anderen  Staat  größeren  und 
lästigeren  Abgaben  als  die  Inländer  nicht  unterworfen  sein 
sollen.  An  anderen  Stellen  findet  sich  dann  bisweilen  eine  Ver- 
allgemeinerung dieses  Grundsatzes  dahingehend,  daß  allgemein 
die  Staatsangehörigen  jedes  der  beiden  Staaten  in  Beziehung 
auf  Abgaben,  Steuern,  Taxen  und  ähnliche  Lasten  in  dem 
andern  Staate  den  Einheimischen  gleichgestellt  werden.  Das 
ist  eine  der  vorhin  erwähnten  Vorschriften,  die  über  den  Rahmen, 
der  durch  den  Zweck  der  Handelsverträge  gezogen  ist,  hinaus- 
gehen. 

Ebenso  gehen  über  den  Rahmen  der  Handelsverträge  hin- 
aus diejenigen  Vorschriften,  welche  die  Rechtsstellung  der  Unter- 
tanen des  einen  Staates  im  anderen  Staate  zum  Gegenstande 
haben.  Hier  wird  stipuliert,  daß  die  Untertanen  jedes  der 
beiden  Staaten  in  dem  anderen  Staate  in  Beziehung  auf  das 
Zivilrecht  und  in  Beziehung  auf  das  Prozeßverfahren  den  In- 
ländern gleichgestellt  sind. 

Ober  die  öffentlich-rechtliche  Stellung  der  Staatsangehörigen 
der  Gegenpartei  finden  sich  im  allgemeinen  in  den  Handels- 
verträgen nur  wenig  Vorschriften.  Soweit  es  sich  um  politische 
Rechte  handelt,  ist  das  naturgemäß,  da  die  politischen  Rechte 
von  der  Staatsangehörigkeit  mehr  oder  weniger  abhängig  sind; 
es  finden  sich  hingegen  regelmäßig  Abmachungen  bezüglich  der 
politischen  Pflichten  insofern,  als  dem  Gedanken  Ausdruck  ver- 
liehen wird,  daß  solche  politischen  Pflichten,  die  auf  der  Staats- 
angehörigkeit beruhen,  die  Angehörigen  des  anderen  Teiles  nicht 
treffen  sollen,  beispielsweise  die  allgemeine  Dienstpflicht,  die 
Verpflichtung  zu  andern  persönlichen  militärischen  Leistungen, 
die  Verpflichtung,  im  Gemeindedienst  oder  im  Staatsdienst 
Ehrenämter  anzunehmen. 

Abgesehen  von  politischen  Rechten  gibt  es  aber  eine  ganze 
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Reihe  höchst  wichtiger  öffentlicher  Rechte,  bezüglich  deren  sich 
in  den  Handelsverträgen  nichts  vorfindet,  obwohl  es  doch  ander- 
seits sehr  erwünscht  wäre,  daß  hier  die  Gleichstellung  mit  den 
Inländern  ebenso  wie  bezüglich  des  Zivilrechts  ausgesprochen 
würde.  Wenn  derartige  Bestimmungen  mangeln,  so  liegt  das 
daran,  daß  das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechts  erst  in  neuerer 
Zeit  mehr  wissenschaftlich  herausgebildet  worden  ist,  nament- 
lich durch  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit;  der  Wortlaut  der 
Verträge  aber  stammt,  mit  Ausnahme  einiger  neuerdings  zu- 
gefügter Bestimmungen,  aus  älterer  Zeit,  wo  das  öffentliche 
Recht  noch  nicht  genügend  wissenschaftlich  entwickelt  war. 

Auf  die  besonderen  Vorschriften,  die  bezüglich  der  juristi- 
schen Personen  getroffen  sind,  will  ich  bei  der  Kürze  der  mir 
zur  Verfügung  stehenden  Zeit  nicht  eingehen. 

Ein  anderes  Gebiet,  das  sich  in  allen  Handelsverträgen 
geregelt  findet,  betrifft  die  Handlungsreisenden.  Hier 
findet  eine  Regelung  in  dreifacher  Beziehung  statt:  erstens  hin- 
sichtlich der  Legitimation,  zweitens  hinsichtlich  der  Besteuerung 
der  Handelsreisenden  und  drittens  bezüglich  der  Zollfreiheit  der 
Muster,  die  sie  mit  sich  führen. 

Weiter  sind  verschiedene  Grundsätze  über  den  Waren- 
verkehr vereinbart,  insbesondere  ist  allgemein  der  Satz  auf- 
gestellt, daß  der  Durchfuhrhandel  von  Abgaben  frei  sein  soll. 

Ferner  hat  sich  die  Notwendigkeit  herausgestellt,  um  nicht 
die  tarifmäßigen  Abmachungen  illusorisch  zu  machen,  gewisse 
Schranken  für  die  Ein-  und  Ausfuhrverbote  zu  ziehen.  Es 
finden  sich  daher  in  den  Handelsverträgen  regelmäßig  Grund- 
sätze, durch  welche  die  Zulässigkeit  der  Ein-  und  Ausfuhr- 
verbote scharf  umschrieben  wird. 

Weitere  Bestimmungen  betreffen  die  Verkehrsmittel.  Hier 
ist  besonders  die  Seeschiffahrt  eingehend  nach  dem  Grundsatze 
der  Gleichstellung  mit  den  Inländern  geregelt  worden,  wobei 
regelmäßig  eine  Ausnahme  für  die  Küstenschiffahrt  gemacht 
wird.  Auch  für  den  Verkehr  im  Inlande  ist  bezüglich  des  Ver- 
kehrs auf  den  Chausseen,  Landstraßen,  öffentlichen  Strömen, 
Kanälen  usw.  die  Gleichstellung  mit  den  Inländern  regelmäßig 
vereinbart.  Ebenso  findet  sich  hinsichtlich  der  Eisenbahnen 
in  der  Regel  die  Klausel,  daß  die  Staatsangehörigen  des  einen 
Teils  in  dem  anderen  Teile  in  Beziehung  auf  die  Beförderung 
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der  Personen  und  der  Güter  und  die  Bemessung  der  Fracht- 
sätze den  Staatsangehörigen  des  letzteren  Teiles  gleichgestellt 
sein  sollen.  Dagegen  sind  spezielle  Abmachungen  über  die 
Eisenbahntarife  im  allgemeinen  nicht  getroffen  worden,  weil 
viele  Staaten  das  erheblichste  Gewicht  darauf  legen,  daß  dieser 
Gegenstand  aus  einer  vertragsmäßigen  Regelung  ausscheidet. 

In  neuerer  Zeit  ist  das  Gebiet  der  in  den  Handelsverträgen 
geregelten  Gegenstände  noch  dadurch  erweitert  worden,  daß 
auch  die  Sozialpolitik  in  die  handelsvertragliche  Regelung  ein- 
bezogen worden  ist.  Da  dieses  Gebiet  sich  in  fortschreitender 
Entwicklung  befindet  und  namentlich  im  Anschluß  an  die 
deutsche  Gesetzgebung  die  Frage  der  Arbeiter- Versicherung  die 
Gesetzgebung  verschiedener  Staaten  mehr  und  mehr  beschäftigt, 
so  ist  anzunehmen,  daß  dieses  Gebiet  bei  künftigen  Vertrags- 
verhandlungen eine  erheblichere  Rolle  spielen  wird. 

Endlich  ist  als  eine  Neuerung  aus  den  letzten  Verträgen 
die  Schiedsgerichtsklausel  zu  erwähnen,  durch  die  vorgesehen 
ist,  daß  Streitigkeiten  zwischen  den  vertragschließenden  Teilen, 
welche  sich  auf  die  Vertragstarife  oder  auf  die  Meistbegünsti- 
gung bezüglich  der  Zölle  erstrecken,  einem  schiedsgerichtlichen 
Verfahren  unterworfen  sein  sollen. 

Fast  alle  diese  Bestimmungen  betreffen  Gegenstände  von 
allgemeiner  internationaler  Bedeutung.  Sie  sind  nicht  aus  be- 
sonderen und  individuellen  Bedürfnissen  der  vertragschließenden 
Teile  hervorgegangen;  ihre  Voraussetzungen  bestehen  vielmehr 
für  den  Güteraustausch  und  die  Beziehungen  aller  Kultur- 
staaten zueinander.  Sie  sind  wertvoll  und  notwendig  für  den 
gesamten  internationalen  Verkehr. 

Daneben  finden  sich  aber  in  den  Vertragstexten  auch 
einzelne  Vorschriften,  die  auf  den  individuellen  Beziehungen  der 
einzelnen  Vertragsstaaten  zueinander  beruhen.  Solche  Vor- 
schriften werden  namentlich  veranlaßt  durch  die  nachbarliche 
Lage  der  vertragschließenden  Staaten.  Häufig  finden  sich 
Bestimmungen,  die  Erleichterungen  im  Grenzverkehr  zum 
Gegenstande  haben,  den  sogenannten  kleinen  Grenzverkehr 
regeln,  hinsichtlich  deren  regelmäßig  vereinbart  ist,  daß  sie 
von  der  Meistbegünstigung  ausgeschlossen  sind.  Andere  der- 
artige Vorschriften  individuoller  Natur  haben  ihren  Grund  in 
der  Eigenartigkeit  der  Gesetzgebung  einzelner  Staaten.    Ich  ver- 
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weise  in  dieser  Hinsicht  auf  die  Paßbestimmungen,  die  wir  mit 
Rußland  vereinbart  haben,  die  nötig  waren  infolge  der  strengen 
Vorschriften,  die  die  russische  Gesetzgebung  in  dieser  Hinsicht 
hat.  Noch  andere  individuelle  Vorschriften  haben  ihren  Grund 
in  besonderen  wirtschaftlichen  Beziehungen  der  vertragschließen- 
den Teile.  Als  Beispiel  möchte  ich  auf  die  Abmachungen  über 
den  Veredlungsverkehr  hinweisen,  die  sich  im  deutsch-schwei- 
zerischen Handelsvertrag  finden. 

Mein  Vorschlag  geht  nun  dahin,  aus  den  Handels- 
verträgen in  der  jetzt  üblichen  Gestaltung  die- 
jenigen Vorschriften,  die  nicht  auf  den  individuellen 
Verhältnissen  zwischen  den  vertragschließenden 
Staaten  beruhen,  sondern  einen  allgemeinen  Charakter 
haben  und  für  die  internationalen  Beziehungen  ins- 
gesamt von  Bedeutung  sind,  herauszunehmen  und  für 
diese  eine  einheitliche  internationale  Regelung  unter 
Beteiligung  möglichst  vieler  Staaten  anzustreben. 

Meine  Herren,  unsere  Entwicklung,  unser  Kulturstand, 
drängt  zu  internationalen  Regelungen.  Die  außerordentliche 
technische  Entwicklung  des  vorigen  Jahrhunderts,  die  Über- 
windung von  Raum  und  Zeit  durch  unsere  Verkehrsmittel  und 
die  Schnelligkeit  der  Nachrichtenbeförderung  hat  die  Nationen 
einander  näher  gebracht,  als  das  je  zuvor  der  Fall  war.  Mehr 
und  mehr  ringt  sich  der  Gedanke  durch,  daß  die  Organisation 
des  Menschengeschlechts  nicht  ihren  Schlußstein  in  den  einzelnen 
Nationen  findet,  sondern  daß  darüber  noch  die  Völkergesamtheit 
steht,  und  daß  ein  Bedürfnis  vorliegt,  für  die  Beziehungen 
innerhalb  dieser  Völkergemeinschaft  allgemein  verbindliche 
Rechtsnormen  zu  schaffen. 

Wenn  ich  den  Satz  aufstelle,  daß  eine  derartige,  möglichst 
viele  Staaten  umfassende  Regelung  gerade  für  die  allgemeinen 
Grundlagen  des  internationalen  Güteraustausches  und  der  inter- 
nationalen Verkehrsbeziehungen,  die  zurzeit  in  vielfach  un- 
genügender Weise  in  den  Handelsverträgen  vereinbart  sind, 
empfehlenswert  ist,  so  verspreche  ich  mir  von  einer  solchen 
einheitlichen  internationalen  Regelung  Vorteile  nach  den  ver- 
schiedensten Seiten  hin. 

Zuerst  bin  ich  der  Auffassung,   daß  dadurch  eine  erheb- 
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liehe  Entlastung  der  Handelsvertragsverhandlungen  eintreten 
würde.  Mit  Recht,  meine  Herren,  hat  bei  unserm  gestrigen 
Festmahle  der  preußische  Herr  Handelsminister  auf  die  Schwie- 
rigkeiten des  Zustandekommens  von  Handelsverträgen  in  der 
heutigen  Zeit  hingewiesen.  Er  hat  sie  gegenüber  den  früheren 
einfachen  Verhältnissen  als  schwer  zu  errichtende,  oft  noch 
schwerer  zu  verstehende  Kunstwerke  bezeichnet.  Der  Güter- 
austausch hat  zwischen  den  einzelnen  Nationen  in  ganz  außer- 
ordentlicher Weise  zugenommen.  Dazu  kommt,  daß  die  Waren, 
die  Gegenstände  des  internationalen  Güteraustausches  sind,  sich 
außerordentlich  differenziert  und  vermehrt  haben;  dazu  kommt 
ferner  die  Handelspolitik  der  einzelnen  Staaten,  die  es  in  stei- 
gendem Maße  für  erforderlich  erachten,  ihre  Tarife  möglichst 
zu  spezialisieren. 

Alles  dies  sind  Momente,  welche  die  Vertragsverhand- 
lungen außerordentlich  schwierig  gestalten.  Die  Herren,  die  an 
Handelsvertragsverhandlungen  mitgearbeitet  haben,  werden  mir 
zugestehen  müssen,  daß  die  Aufgabe,  die  dabei  dem  Unter- 
händler gestellt  wird,  sich  nicht  in  kurzer  Zeit  erledigen  läßt. 
Bei  den  Verhandlungen  muß  das  ganze  volkswirtschaftliche  Ge- 
triebe der  vertragschließenden  Staaten  vorgeführt  werden,  die 
Bedürfnisse  der  meisten  Gewerbe  müssen  mehr  oder  weniger  ein- 
gehend behandelt  werden.  Dabei  stellt  sich  regelmäßig  heraus, 
obgleich  man  glaubt,  die  für  die  Verhandlungen  verfügbare 
Zeit  ausreichend  bemessen  zu  haben,  daß  die  Zeit  zu  knapp 
wird.  Die  Verhandlungen  stehen  schließlich  fast  stets  unter 
einem  gewissen  Druck;  um  sie  möglichst  schnell  abzuschließen, 
muß  das  nicht  unbedingt  Notwendige  abgekürzt  oder  gar  aus- 
geschaltet werden. 

Bei  dieser  Sachlage  kommen  die  allgemeinen  Bestimmungen, 
die  im  Vertragstext  zu  regeln  sind,  nicht  genügend  zu  ihrem 
Recht.  Bei  den  letzten  Vertragsverhandlungen  hat  sich  das 
deshalb  nicht  so  stark  geltend  gemacht,  weil  man  von  vornherein 
den  Vertragstext  aus  der  Zahl  der  Gegenstände,  die  verhandelt 
werden  sollten,  ausgeschieden  hat.  Man  hat  sich  darauf  be- 
schränkt, Zusatzabkommen  zu  den  früheren  Verträgen  zu  treffen 
und  lediglich,  insoweit  Abweichungen  des  Textes  erwünscht 
erschienen,  die  Verhandlungen  darauf  erstreckt.  Und  doch 
besteht    ein    dringendes   Bedürfnis,   die  in    den  Vertragstexten 
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enthaltenen  allgemeinen  Grundsätze,  deren  Fassung  zumeist  aus 
längst  verflossenen  Zeiten  stammt  und  den  veränderten  Ver- 
hältnissen vielfach  nicht  mehr  gerecht  wird,  einer  recht  gründ- 
lichen Durchprüfung  zu  unterziehen. 

Eine  Reihe  von  Vorschriften  findet  sich  gleichmäßig  in  den 
verschiedenen  Handelsverträgen.  Wenn  nun  auch  ursprünglich 
die  Absicht,  die  man  mit  den  Bestimmungen  verfolgt  hat,  durch- 
gängig die  gleiche    war  und    ihr  Inhalt  im  wesentlichen  über- 
einstimmen sollte,  so  kommt  das  nicht  immer  in  der  Form  zum 
Ausdruck.     Es  findet  sich  zumeist  für  denselben  Gedanken  in 
verschiedenen    Verträgen     eine    verschiedene   Ausdrucksweise. 
Das  kann  unter  Umständen   zu  Zweifeln  und  Bedenken  Anlaß 
geben,  indem  man  auf  Abweichungen  in  der  Ausdrucksweise 
die  Behauptung  gründen  kann,  daß  ein  von  der  üblichen  Regelung 
abweichender  Inhalt  vereinbart  sei.    Daneben  kommen  übrigens 
auch  beabsichtigte  sachliche  Abweichungen  in  größerem  Um- 
fange vor.     Auf  manchen  Gebieten  haben  sich  die  meisten  der 
in    Betracht   kommenden    Nationen   zu    erheblichen   Verkehrs- 
erleichterungen verstanden,  während  einzelne  Staaten  auf  der- 
artige   Verkehrserleichterungen    einzugehen    abgelehnt    haben. 
Es  pflegt  dann  bei  Gelegenheit  des  Abschlusses  eines  Handels- 
vertrages der  Versuch  gemacht  zu  werden  —  ich  weise  beispiels- 
weise auf  die  Behandlung  der  Handlungsreisenden  hin  —  den- 
jenigen Staat,  der  sich  zu  den  üblichen  Erleichterungen  nicht 
verstanden  hat,  dahin  zu  drängen,  auf  seine  lästigen  Sonder- 
vorschriften zu  verzichten.     Nach  meinen  Erfahrungen  schlägt 
dieser  Versuch  regelmäßig  fehl.     Ich  glaube,  wenn  wir  zu  einer 
einheitlichen   internationalen    Regelung  kämen,    so    würde   der 
Druck  auf  derartige  Staaten,    welche    zum  Nachteil    der   wirt- 
schaftlichen Beziehungen   lästige    Sonderbestimmungen  haben, 
ungleich  stärker  sein,  und  man  würde  viel  eher  zu  einem  all- 
gemein befriedigenden  Ergebnis  kommen,  als  im  Wege  der  indivi- 
duellen  Handelsvertragsverhandlungen  zwischen   zwei  Staaten. 
Daß    der   internationale    Handel    und    Verkehr    von   einer 
derartigen    einheitlichen    Regelung    erhebliche   Vorteile    haben 
würde,  brauche  ich  nicht  besonders  hervorzuheben.     Derartige 
Erleichterungen   sind    für   den   internationalen    Handel   um   so 
wünschenswerter,  als  seine  Aufgabe  im   Hinblick  auf  die  Ge- 
staltung der  Zolltarife  in  den  einzelnen  Staaten    und  auf  die 
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Schwierigkeit  der  Klassifikation  der  Waren  ohnedies  außerordent- 
lich schwierig  ist. 

Einen  weiteren  Vorteil  erblicke  ich  in  folgendem.  Wenn 
es  gegenwärtig  nach  Ablauf  oder  Kündigung  eines  Handels- 
vertrages nicht  gelingt,  zu  einem  neuen  Abkommen  zu 
gelangen,  dann  tritt  zwischen  den  Staaten  ein  vertrags- 
loser Zustand  ein,  eine  Möglichkeit,  die  in  unseren  Zeiten 
selbst  zwischen  befreundeten  Nationen  keineswegs  als  aus- 
geschlossen gelten  kann.  Trotz  der  guten  Beziehungen,  in 
denen  die  Nationen  zumeist  zueinander  stehen,  trotz  des 
Bestrebens  der  Regierungen,  zu  einer  Verständigung  zu  ge- 
langen, übt  die  Handelspolitik  auf  weite  und  einflußreiche 
Kreise  der  Bevölkerung  bisweilen  einen  so  mächtigen  Einfluß 
aus,  sohafft  solche  Erregung  und  so  starke  Widerstände,  daß 
man  schließlich  nicht  zu  einem  Vertragsschlusse  gelangen  kann. 
Das  hat  dann  zur  Folge,  daß  ein  völlig  vertragloscr  Zustand 
zwischen  den  Staaten  entsteht.  Man  hat  zwar  bisher  hieraus 
im  allgemeinen  nicht  die  Konsequenz  gezogen,  die  Staatsange- 
hörigen des  anderen  Teils  als  völlig  rechtlos  zu  behandeln. 
Man  hat  vielmehr  den  Zwist,  der  etwa  entstanden  ist,  selbst  im 
Falle  eines  Zollkriegs  regelmäßig,  lediglich  auf  dem  Gebiete  der 
Zolltarife  ausgetragen.  Wer  aber  möchte  die  Gewähr  dafür 
übernehmen,  daß  nicht  unter  Umständen  die  Leidenschaften 
so  gewaltig  werden,  daß  man  auch  zu  weitergehenden  Kampf- 
mitteln greift?  Ich  glaube,  dem  sollte  von  vornherein  vorgebeugt 
werden. 

Einen  besonderen  Vorteil  der  von  mir  vorgeschlagenen 
Regelung  erblicke  ich  hiernach  darin,  daß,  wenn  man  zu  einer 
einheitlichen  internationalen  Abmachung  über  die  allgemeinen 
Grundlagen  des  Handelsverkehrs  gelangt,  insoweit  wenigstens 
der  Verkehr  zwischen  den  Nationen  auch  dann  nicht  gestört 
würde,  wenn  einmal  für  kürzere  oder  längere  Zeit  ein  vertrags- 
los^r  Zustand  einträte. 

Schließlich  sehe  ich  einen  weiteren  Vorteil  in  der  Entwick- 
lungsfähigkeit einer  derartigen  internationalen  Abmachung. 
Man  wird  sich  anfänglich  naturgemäß  auf  wenige  Punkte  be- 
schränken müssen,  auf  solche  Punkte,  bezüglich  deren  eine 
gewisse  communis  opinio  zwischen  den  Staaten  besteht,  oder 
hinsichtlich  deren  die  Widerstände  nicht  so  erheblich  sind,  daß 
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sie  nicht  unschwer  tiberwunden  werden  können.  Aber  ist  erst 
einmal  die  Grundlage  geschaffen,  dann  glaube  ich,  wird  natur- 
gemäß die  Entwicklung  dahin  führen,  daß  immer  neue  Gebiete 
in  diese  Abmachungen  einbezogen  werden. 

Ich  möchte  mich  nicht  in  das  Land  unbegrenzter  Möglich- 
keiten verirren.  Aber  ich  glaube,  daß  es  beispielsweise  sehr 
reale  Bedeutung  hätte,  und  in  dem  Bereich  des  Möglichen  liegen 
würde,  wenn  man  anstrebte,  auf  dem  Wege  einer  internationalen 
Union  zu  einer  größeren  Einheitlichkeit  hinsichtlich  der  Zollvor- 
schriften und  des  Abfertigungsverfahrens  zu  gelangen.  Die  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereine  haben  im  vorigen  Jahr  in 
Nürnberg  eine  Beratung  veranlaßt,  die  den  Zweck  hatte,  zwischen 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  zu  einer  Gleichmäßigkeit 
in  den  Zollvorschriften  zu  gelangen.  Aber  das  Bedürfnis  nach 
einer  größeren  Einheitlichkeit  auf  diesem  Gebiete  besteht  nicht 
nur  in  dem  Verkehr  zwischen  den  hier  vertretenen  Staaten, 
sondern  es  besteht  ganz  allgemein,  und  es  würde  für  den  inter- 
nationalen Handelsverkehr  jedenfalls  eine  ganz  außerordentliche 
Erleichterung  bedeuten,  wenn  bezüglich  des  Abfertigungs- 
verfahrens und  der  gegenwärtig  ohne  sachliche  Notwendigkeit 
recht  verschiedenartigen  Zollvorschriften  eine  Einheitlichkeit 
erzielt  würde. 

Meine  Herren,  ich  habe  mit  Interesse  vor  einigen  Tagen 
einen  Aufsatz  in  der  Zeitschrift  des  „Handelsvertrags- 
Vereins"  gelesen,  in  dem  Herr  Dr.  B  o  r  g  i  u  s  sich  auf  ähnlichem 
Gebiete  bewegt,  wie  das,  welches  ich  hier  behandle.  Herr  Dr. 
Borgius  weist  in  diesem  Artikel  darauf  hin,  daß  der  Vertrags- 
text sehr  wenig  systematisch  aufgebaut  sei,  daß  sich  darin  Be- 
stimmungen von  gleicher  Bedeutung  finden,  die  aber  in  den 
verschiedenen  Verträgen  eine  verschiedene  Form  erhalten  haben, 
und  er  befürchtet  daraus  die  Möglichkeit  von  Komplikationen. 
Er  empfiehlt  demgegenüber,  es  möchte  ein  einheitliches  Vertrags- 
schema aufgestellt  werden,  welches  den  zukünftigen  Handels- 
verträgen zugrunde  zu  legen  sei.  Als  er  diesen  Aufsatz  vollendet 
hatte,  erfuhr  er  von  der  Anregung,  die  innerhalb  der  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereine  gegeben  worden  ist,  und  von 
den  Leitsätzen,  die  ich  und  mein  österreichischer  Kollege 
aufgestellt  haben.  Er  nahm  dazu  Stellung,  indem  er  diese 
Vorschläge  für  recht  beachtenswert  erklärte,    glaubt  aber,   daß 
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seine  Idee  deshalb  den  Vorzug  verdiene,  weil  sie  sich  leichter  in 
die  Tat  würde  umsetzen  lassen. 

Ich  glaube,  meine  Herren,  auf  Grund  der  Erfahrungen,  die 
ich  als  Unterhändler  bei  zahlreichen  Handelsvertragsverhand- 
lungen gemacht  habe,  daß  die  Annahme  des  Dr.  Borgius, 
ein  von  Deutschland  aufgestelltes  Vertragsschema  würde  sich 
bei  Handelsvertragsverhandlungen  leicht  durchsetzen  lassen, 
irrig  ist.  Ich  habe  schon  vorhin  erwähnt,  daß  bei  den  Vertrags- 
verhandlungen regelmäßig  sehr  wenig  Zeit  für  die  Erörterung 
des  Vertragstextes  zur  Verfügung  steht.  Ferner  ist  mit  dem 
Mißtrauen  zu  rechnen,  das  die  Unterhändler  auf  beiden  Seiten 
naturgemäß  gegeneinander  haben.  Wird  von  einer  Seite  eine 
neue  Fassung  seit  lange  bestehender  Bestimmungen  vorgeschlagen, 
so  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß  der  andere  Teil,  mag  ihm 
die  Fassung  auch  ganz  plausibel  erscheinen,  mit  Argwohn  an 
den  Vorschlag  herantritt;  er  wird  leicht  Hintergedanken 
vermuten,  wird  die  Besorgnis  haben,  daß  die  neue  Fassung 
irgendwelchen  verborgenen  Kern  enthalten  könnte,  der  ihm 
möglicherweise  zum  Nachteil  ausschlagen  könnte,  und  deshalb 
erheblichen  Widerstand  leisten. 

Diese  Auffassung  ist  nicht  etwa  bloß  theoretischer  Natur; 
ich  kann  vielmehr  auf  ein  Beispiel  aus  der  Praxis  verweisen. 
Wir  haben  es  für  nötig  erachtet,  bei  den  letzten  Handelsver- 
trägen eine  einheitliche  Fassung  hinsichtlich  der  Einfuhr-  und 
Ausfuhr-Verbote  anzuregen.  Es  hat  außerordentliche  Mühe 
gekostet,  bei  den  verschiedenen  Staaten  unsere  Fassung  durch- 
zusetzen, und  es  ist  durchaus  nicht  bei  allen  Staaten  gelungen. 
So  haben  beispielsweise  unsere  österreichischen  und  ungarischen 
Freunde  sich  nicht  dazu  entschließen  können,  diesem  unserem 
Vorschlage  zuzustimmen,  so  daß  hier  die  ältere  Fassung  er- 
halten geblieben  ist. 

Ich  glaube  also,  die  Auffassung  des  Herrn  Dr.  Borgius, 
daß  ein  von  Deutschland  ausgearbeitetes  Vertragsschema  so 
ohne  weiteres  von  den  anderen  Staaten  angenommen  werden 
würde,  ist  irrig.  Ich  bin  vielmehr  der  Meinung,  die  anderen 
Staaten  würden  sich  aufs  entschiedenste  dagegen  sträuben,  und 
wenn  wir  unser  Schema  schließlich  doch  durchsetzten,  so  würde 
bei  der  Bilanzierung  der  gegenseitigen  Zugeständnisse  ganz 
gewiß   auf    der  Liste   der   uns   gemachten  Zugeständnisse   das 
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Eingehen  der  Gegenpartei  auf  unseren  Vorschlag  als  eine  sehr 
wesentliche  und  teuer  zu  erkaufende  Konzession  erscheinen. 

Aber  auch  materiell  wird  meines  Ermessens  durch  den 
Vorschlag  des  Herrn  B  o  r  g  i  u  s  sehr  viel  weniger  erreicht,  als 
wenn  man  zu  einer  einheitlichen  internationalen  Regelung  nach 
meinem  Vorschlage  gelangen  könnte.  Die  internationale  Rege- 
lung bietet,  wie  ich  vorhin  darlegte,  verschiedene  Vorteile,  die 
ein  einheitliches  Tarifschema  allein  nie  gewähren  würde,  bei- 
spielsweise den,  daß  ein  vertragsloser  Zustand  bezüglich  der 
allgemeinen  Grundlagen  des  Handelsverkehrs  zwischen  den  an 
der  Regelung  beteiligten  Staaten  ausgeschlossen  sein  würde, 
selbst  wenn  sie  sich  über  einen  Handelsvertrag  nicht  verstän- 
digen könnten. 

Meine  Herren,  was  nun  das  Vorgehen  in  der  Sache  betrifft, 
so  hat  mein  österreichischer  Freund  empfohlen,  es  möchte  eine 
internationale  Kommission  zur  Behandlung  der  Frage  eingesetzt 
werden.  Ich  kann  mich  diesem  Vorschlage  nicht  anschließen; 
soweit  scheint  mir  die  Sache  noch  nicht  vorgeschritten  zu  sein. 
Wir  müssen  bedenken,  daß  jeder  auf  die  Teilnahme  zahlreicher 
Staaten  berechneten  internationalen  Regelung  erhebliche 
Schwierigkeiten  im  Wege  stehen,  und  daß  die  Anregung  einer 
solchen  nur  dann  Aussicht  auf  Erfolg  hat,  wenn  hinsichtlich 
der  zu  regelnden  Gegenstände  eine  allgemeinere  Auffassung 
dahin  vorhanden  ist,  daß  ihre  internationale  Regelung  im  Be- 
dürfnis liegt. 

Der  Gedanke  aber,  der  hier  zum  Ausdruck  gebracht  wird, 
ist  eigentlich  ganz  neu.  In  der  Literatur  findet  sich  dieser  Ge- 
danke noch  in  keiner  Weise  vertreten.  Deshalb,  glaube  ich, 
sollte  man  nicht  sofort  eine  internationale  Konferenz  in  Aus- 
sicht nehmen.  Ich  weiß  nicht,  ob  die  Staaten,  die  hier  beteiligt 
sind,  bereit  sein  würden,  eine  solche  ohne  weiteres  einzuberufen. 
Ich  bin  besonders  nicht  informiert  über  die  Stellung,  die  meine 
Regierung  in  der  Sache  einnimmt,  da  ich  selbstverständlich 
hier  nicht  als  Vertreter  der  Regierung,  sondern  lediglich  als 
Privatperson  spreche.  Aber  selbst  wenn  die  Regierungen  der 
Staaten,  die  im  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsverein  vertreten 
sind,  andere  in  Frage  kommende  Staaten  zu  gemeinsamen 
Verhandlungen,  zu  einer  internationalen  Konferenz  einladen 
würden,  so  ist  es  mir  zweifelhaft,  ob  diese  Einladung  akzeptiert 
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werden  möchte,  und  ich  glaube,  es  würde  für  die  fernere  Ent- 
wicklung eine  Ablehnung  sehr  nachteilig  sein. 

Ich  möchte  deshalb  empfehlen,  daß  man  zunächst  einmal 
die  Sache  nach  Möglichkeit  propagiert.  Dazu  ist  es  selbst- 
verständlich erforderlich,  daß  man  das  Interesse  der  beteiligten 
Regierungen  für  den  Gegenstand  wachruft.  Aber  darüber  hin- 
aus sollten  die  einzelnen  Mitteleuropäischen  Vereine  auch  noch 
eine  eigene  Tätigkeit  auf  diesem  Gebiet  entfalten;  sie  sollten 
dafür  wirken,  daß  in  Fachzeitschriften,  in  der  Literatur,  in  der 
Wissenschaft  der  vorgetragene  Gedanke  weiter  vertieft  wird. 
Insbesondere  würde  es  mir  zweckmäßig  erscheinen,  wenn  man 
das  Material,  welches  für  die  Beurteilung  der  Frage  von  Be- 
deutung ist,  sammelt.  Ich  denke  mir  das  in  der  Weise,  daß 
etwa  die  Vorschriften  allgemeinen  Inhalts,  die  sich  in  den  ver- 
schiedenen Handelsverträgen  finden,  nach  Materien  geordnet 
werden,  daß  dabei  festgestellt  wird,  welche  Rechtsgedanken 
bereits  internationales  Gemeingut  geworden  sind,  und  bei  welchen 
Rechtsgedanken  noch  Widerstände  bestehen,  ferner,  ob  diese 
Widerstände  starker  oder  schwacher  Art  sind. 

Ich  möchte  verweisen  auf  ein  sehr  gut  geschriebenes  Buch 
des  Sekretärs  des  Deutschen  Mitteleuropäischen  Vereins, 
Dr.  G 1  i  e  r  ,  über  die  Meistbegünstigung.  In  der  Weise, 
wie  dort  die  Frage  der  Meistbegünstigung  behandelt  ist,  sollten 
meines  Ermessens  die  verschiedenen  Gebiete,  die  hier  in  Frage 
kommen,  auch  erörtert  werden. 

Ich  möchte  auch  nicht  von  der  heutigen  Versammlung  er- 
warten, daß  sie  zu  all  den  einzelnen  Punkten,  die  in  meinen 
Leitsätzen  und  denen  meines  österreichischen  Freundes  aus- 
gesprochen sind,  nun  Stellung  nimmt.  Bei  der  Neuheit  des 
Gedankens  würde  es  mir  vollständig  genügen,  wenn  Sie  dem 
Gedanken  an  sich  Ihre  Zustimmung  erteilten  und  alle  Details 
dabei  beiseite  ließen.  Insbesondere  scheint  es  mir  auch  ver- 
früht zu  sein,  etwa  die  Frage  zu  erörtern,  welche  Staaten  bei 
einer  internationalen  Regelung  in  Betracht  kommen  könnten, 
und  auf  welche  speziellen  Rechtssätze  diese  internationale 
Regelung  zurzeit  zu  erstrecken  sein  würde. 

Ich  werde  mir  daher  gestatten,  für  den  Fall,  daß  meine 
Anregung  bei  der  Versammlung  Zustimmung  findet,  eine  all- 
gemein gehaltene  Resolution  Ihnen  vorzuschlagen,  die  den  Grund- 
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gedanken  meiner  Ausführungen  billigt  und  die  weitere  Verfol- 
gung und  Propagierung  des  Gedankens  den  einzelnen  mittel- 
europäischen Vereinen  anheimgibt.  Ich  dachte  mir  die  Reso- 
lution etwa  in  folgender  Weise: 

Die  Versammlung  erachtet  es  für  erstrebenswert,  daß 
die  allgemeinen  Grundlagen  der  internationalen  Handels- 
beziehungen, die  bisher  einen  Teil  des  Inhalts  der  Handels- 
verträge bildeten,  einheitlich  durch  internationalen  Vertrag 
geregelt  werden.  Sie  ersucht  die  einzelnen  mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine,  ihre  Regierungen  für  diesen  Gedanken  zu 
interessieren  und  ihn  auch  durch  andere,  zweckentsprechende 
Maßregeln  seiner  Verwirklichung  entgegenzuführen. 

(Beifall.) 

Vorsitzender: 

Das  Wort  hat  der  Sektionsrat  im  K.  K.  Handelsministerium, 
Dr.  Richard  Schüller. 

Sektionsrat  Dr.  Richard  Schüller-Wien : 

In  Österreich-Ungarn  sind  bei  der  letzten  Zählung  114  000 
Angehörige  des  deutschen  Reiches,  im  deutschen  Reiche  391  000 
Österreicher  und  Ungarn  ermittelt  worden.  Über  ihre  wirt- 
schaftliche Stellung  enthält  der  Artikel  19  des  Handelsvertrags 
zwischen  dem  deutschen  Reiche  und  Österreich-Ungarn  folgende 
Bestimmung: 

„Die  Angehörigen  der  vertragschließenden  Teile  sollen 
gegenseitig  inbezug  auf  den  Antritt,  den  Betrieb  und  die 
Abgaben  von  Handel  und  Gewerbe  den  Inländern  völlig  gleich- 
gestellt sein." 

Nach  dem  Wortlaute  dieser  Bestimmung  wären  nur  aus- 
ländische Handels-  und  Gewerbetreibende  den  Inländern  gleich- 
gestellt, nicht  aber  Landwirte,  Fabrikanten,  Direktoren,  An- 
gestellte und  Lohnarbeiter.  Daher  müßten  diese  Berufsklassen, 
denen  der  größte  Teil  der  Ausländer  angehört,  überhaupt  nicht 
oder  doch  nicht  unter  denselben  Bedingungen  wie  die  Inländer 
zur  Erwerbstätigkeit  zugelassen  werden.  Man  könnte  ihnen 
höhere  Steuern  oder  sonstige  Erschwernisse  auferlegen. 
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Diese  Folgerungen  würden  aber  dem  Sinne  des  Artikels  19 
widersprechen,  welcher  unzweifelhaft  dahin  geht,  daß  die  An- 
gehörigen der  vertragschließenden  Teile  nicht  nur  beim  Be- 
trieb von  Handel  und  Gewerbe,  sondern  überhaupt  bei  ihrer 
Erwerbstätigkeit  den  Inländern  gleichgestellt  sein  sollen,  wo- 
von nur  einzelne  vertragsmäßig  normierte  Ausnahmen  (Apo- 
theker, Makler  und  Hausierer)  bestehen.  Dies  geht  übrigens 
schon  aus  der  Entstehungsgeschichte  dieses  Artikels  hervor. 

Der  zwischen  dem  deutschen  Zollverein  und  der  Monarchie 
abgeschlossene  Handelsvertrag  vom  11.  April  1865  enthielt  im 
Artikel  18  folgende  Bestimmung: 

„Die   vertragenden  Teile   wollen    gemeinschaftlich   dahin 

wirken,  daß der  Befugnis  der  Untertanen  des 

einen  Teiles,  in  dem  andern  Arbeit  und  Erwerb  zu  suchen, 
möglichst  freier  Spielraum  gegeben  werde." 

In  demselben  Artikel  wurde  vorläufig  festgesetzt,  daß 
„von  den  Untertanen  des  einen  der  vertragenden  Teile,  welche 
in  dem  Gebiete  des  andern  Handel  und  Gewerbe  treiben,  oder 
Arbeitsuchen,  keine  Abgabe  entrichtet  werden  solle,  welcher 
nicht  gleichmäßig  die  in  demselben  Gewerbsverhältnisse 
stehenden  eigenen  Untertanen  unterworfen  sind."  In  dem  Ver- 
trage vom  9.  März  1868  ist  dann  tatsächlich  die  —  im  65er  Ver- 
trage hinsichtlich  der  Entrichtung  der  Abgaben  vereinbarte  — 
Gleichstellung  der  Inländer  mit  den  Ausländern  auch  auf  den 
Antritt  und  Betrieb  der  Erwerbstätigkeit  ausgedehnt  worden, 
indem  im  Artikel   18  bestimmt  wurde: 

„Die  Angehörigen  der  vertragenden  Teile  sollen  gegen- 
seitig inbezug  auf  den  Antritt,  den  Betrieb  und  die  Abgaben 
von  Handel  und  Gewerbe  den  Inländern  völlig  gleich- 
gestellt sein." 

Im  Vertrage  von  1865  waren  also  das  Arbeitsverhältnis 
und  der  Erwerb  überhaupt  ausdrücklich  unter  den  Gewerbs- 
verhältnissen inbegriffen;  es  wäre  eine  völlig  haltlose  Annahme, 
daß  im  Vertrag  vom  Jahre  1868  die  Einschränkung  auf  die 
Handels-  und  Gewerbetreibenden  beabsichtigt  worden  sei.  Die 
Bestimmung  des  Artikels  18  des  1868er  Vertrages  wurde  dann 
unverändert  in  alle  späteren  und  auch  in  unseren  letzten  Vertrag 
mit  dem  deutschen  Reiche  aufgenommen. 
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Den  gleichen  Sinn  haben  auch  die  analogen  Bestimmungen, 
die  in  unseren  Verträgen  mit  anderen  Staaten  enthalten  sind, 
trotz  ihrer  verschiedenen  Fassungen.  So  heißt  es  in  unserem 
Vertrage  mit  Großbritannien,  daß  die  beiderseitigen  Staatsbürger 
in  Beziehung  auf  den  Betrieb  des  Handels  und  der  Gewerbe  die 
nämlichen  Rechte  genießen  sollen  wie  die  Angehörigen  des  in 
dieser  Beziehung  am  meisten  begünstigten  dritten  Landes; 
im  Vertrage  mit  Rumänien  nur  allgemein,  daß  die  Angehörigen 
dieselben  Rechte  genießen  wie  die  der  meistbegünstigten  Nation. 
Die  Bestimmung  der  russischen,  des  italienischen  und  des  belgi- 
schen Vertrages  ist  der  des  deutschen  ungefähr  analog.  In  Ver- 
trägen mit  überseeischen  Staaten  ist  oft  bloß  das  Recht  fest- 
gestellt, Waren  einzukaufen  oder  zu  verkaufen  oder  den  Handels- 
geschäften nachzugehen.  Im  Vertrage  mit  der  Schweiz  ist, 
abgesehen  von  Einzelbestimmungen  über  Handlungsreisende 
und  Frachtfuhrgewerbe,  ebenso  wie  in  manchen  anderen  Ver- 
trägen eine  solche  Bestimmung  überhaupt  nicht  vorhanden. 
Nur  in  den  Verträgen  mit  Serbien  ist  ausdrücklich  die  Gleich- 
stellung der  inländischen  mit  den  ausländischen  Arbeitern, 
bei  der  Bestimmung  ihrer  Löhne  und  hinsichtlich  der  Abgaben, 
Steuern,  Gebühren  und  Taxen  enthalten.  Es  bedarf  wohl  keiner 
besonderen  Bemerkung,  daß  nicht  beabsichtigt  wurde,  den 
serbischen  Arbeitern  Rechte  einzuräumen,  die  den  Arbeitern 
aller  anderen  Staaten  versagt  werden.  Der  Inhalt  dieser  Bestim- 
mungen ist  vielmehr  tatsächlich  der  gleiche  und  besteht  darin, 
daß  die  Ausländer  den  Inländern  in  ihrer  Erwerbstätigkeit  und 
Steuerpflicht  gleichgestellt  werden  sollen. 

Den  besten  Beweis  hierfür  bietet  der  Umstand,  daß  diese 
Bestimmungen  in  der  Praxis  tatsächlich  so  gehandhabt  werden, 
ohne  Rücksicht  auf  die  verschiedenen  Fassungen  und  auch 
gegenüber  denjenigen  Staaten,  mit  denen  überhaupt  keine 
Verträge  bestehen,  oder  in  deren  Verträgen  doch  keine  Be- 
stimmungen über  diese  Frage  vorkommen. 

Man  wird  vielleicht  einwenden,  bei  dieser  befriedigenden 
Sachlage  habe  es  keinen  Zweck,  die  Bestimmungen  über  die 
Erwerbstätigkeit  und  Besteuerung  der  Ausländer  einer  neuen 
Formulierung  und  internationalen  Vereinbarung  zu  unterziehen; 
man  renne  nur  eine  offene  Tür  ein.  Hierauf  ist  zunächst  zu  er- 
widern, daß  gerade  die  allgemeine  Anerkennung  dieser  Grund- 
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Sätze  in  der  Praxis  beweist,  daß  sie  zur  internationalen  Feststellung 
reif  sind.  Diese  ist  aber  nicht  nur  möglich,  sondern  auch  not- 
wendig; denn  tatsächlich  ergeben  sich  immer  wieder  Streitfälle 
von  großer  realer  Bedeutung,  bei  denen  die  unzureichende 
Formulierung  dieser  Handelsvertrags-Bestimmungen  eine  große 
Rolle  spielt.  Um  dies  zu  zeigen,  müßten  die  einzelnen  Fälle 
angeführt  werden;  doch  soll  mit  Rücksicht  auf  den  Charakter 
dieses  Kongresses  die  Nennung  der  betreffenden  Staaten  und 
jede  Kritik  unterbleiben.  Es  hat  z.  B.  ein  Staat  eine  Verfügung 
getroffen,  nach  welcher  die  ausländischen  Arbeiter  beim  Abschluß 
des  Lohnvertrages  und  bei  der  Lösung  desselben  andern  Bedin- 
gungen unterworfen  sind  als  die  inländischen  Arbeiter.  Auch 
sind  den  ausländischen  Arbeitern  besondere  Gebühren  auferlegt 
worden.  Hierbei  wurde  die  Frage  natürlich  sehr  aktuell,  ob  unter 
dem  in  den  Handelsverträgen  enthaltenen  Ausdruck  „Gewerbe" 
nur  Gewerbe  im  engeren  Sinne  oder  der  Erwerb  im  allgemeinen 
zu  verstehen  ist. 

Es  könnten  mehr  solche  praktischen  Beispiele  angeführt 
werden.  Dazu  kommt  die  Erwägung,  was  alles  auf  Grund  der 
bestehenden  Bestimmungen  geschehen  kann.  Daß  tatsächlich 
nur  ein  relativ  geringer  Teil  der  möglichen  Streitfälle  eintritt, 
ändert  nichts  an  der  Unsicherheit,  die  durch  die  mangelhaften 
geltenden  Vereinbarungen  hervorgerufen  wird.  Auch  muß 
darauf  hingewiesen  werden,  daß  in  einzelnen  Staaten  Anomalien 
in  der  Behandlung  der  Ausländer,  insbesondere  der  ausländischen 
Handlungsreisenden  bestehen.  Die  von  Herrn  Geheimrat 
Lusensky  ausgesprochene  Erwartung,  daß  sich  die  be- 
treffenden Staaten  wegen  solcher  Einzelbestimmungen  von 
internationalen  Vereinbarungen  nicht  ausschließen  würden,  ist 
berechtigt. 

Angesichts  dieser  Tatsachen  wird  aus  der  Einwendung,  daß 
wir  mit  internationalen  Grundsätzen  über  Erwerbsfähigkeit 
und  Besteuerung  der  Ausländer  eine  offene  Tür  einrennen, 
vielleicht  die  entgegengesetzte  Einwendung,  daß  wir  damit  eine 
unbezwingliche  Pforte  öffnen  wollen.  II  faut  qu'une  porte  soit 
ouverte  ou  fermee.  In  Wahrheit  wollen  wir  eine  schlecht 
schließende  Tür  richten.  Wir  geben  uns  hierbei  keiner  Täuschung 
darüber  hin,  daß  durch  die  bessere  Formulierung  der  Grund- 
sätze nicht  alle  künftigen  Streitigkeiten  verhindert  werden  können, 
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und  daß  es  leichter  ist,  die  alten  unklaren  Bestimmungen  immer 
wieder  unverändert  zu  übernehmen,  als  diese  Fragen  einmal  klar- 
zustellen und  zu  ordnen.  Dies  ist  aber  —  wie  die  allgemein 
herrschende  Praxis  zeigt  —  möglich  und,  wie  die  Erfahrung 
lehrt,  notwendig. 

Es  würde  den  Rahmen  dieses  Referates  überschreiten,  wenn 
ich  jeden  Punkt  so  ausführlich  behandeln  wollte;  es  sollen  deshalb 
zu  den  weiteren  Fragen  nur  einzelne  Bemerkungen  gemacht 
werden. 

Neben  der  wirtschaftlichen  Stellung  der  Aus- 
länder kommt  ihre  rechtliche  Position  in  Betracht.  Auch 
hier  ist  die  Gleichstellung  mit  den  Inländern  auf  privatrecht- 
lichem Gebiete  allgemeine  Übung;  doch  bestehen  zahlreiche  Aus- 
nahmen, die  zum  Teil  sachlich  ganz  unbegründet  und  in  Niemandens 
Interesse  gelegen  sind,  daher  leicht  beseitigt  werden  könnten. 
So  kann  in  manchen  Staaten  der  Ausländer  die  Gerichte  nur  an- 
rufen, wenn  er  nachweist,  daß  auch  in  dem  Staate,  dem  er  an- 
gehört, den  Ausländern  der  Rechtsweg  offen  steht.  Hierdurch 
werden  dem  Ausländer  Schwierigkeiten,  Kosten  und  Verzöge- 
rungen verursacht.  In  einzelnen  Staaten  muß  wenigstens  eine 
der  beiden  Streitparteien  ein  Inländer  sein,  so  daß  ein  Ausländer 
von  einem  Ausländer  nicht  belangt  werden  kann;  eine  nur 
historisch  zu  erklärende  Ausnahmebestimmung. 

Ähnlich  wie  bei  der  Behandlung  der  Ausländer  liegen  die 
Verhältnisse  bei  der  Behandlung  ausländischer  j  uristischer 
Personen,  insbesondere  der  Aktien-Gesellschaften. 

Die  Bestimmungen  der  Handelsverträge  über  Verkehrs- 
wege und  Verkehrsmittel  sind  zum  großen  Teil 
veraltet.  Bei  vielen  dieser  Bestimmungen  hat  die  ungleichartige 
Formulierung  der  einzelnen  Verträge  keinen  Sinn.  Ausländische 
See- Handelsschiffe  werden  ganz  allgemein  unter  den  gleichen 
Bedingungen  und  Abgaben  zugelassen  wie  die  eigenen.  Von 
Schiffen,  welche  in  Unglücksfällen  Seehäfen  anlaufen,  werden 
keine  Abgaben  erhoben.  Auf  natürlichen  und  künstlichen 
Wasserstraßen  werden  ausländische  Schiffe  wie  die  eigenen  be- 
handelt. Straßen,  Brücken,  Krahne,  Lagerhäuser  usw.  stehen 
Ausländern  wie  Inländern  zur  Verfügung;  ebenso  die  Benützung 
der  Eisenbahnen  zu  gleichen  Preisen.  Übrigens  werden  nicht 
bloß    diese    allgemeinen    Grundsätze,    sondern    auch    zahlreiche 
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nur  in  einzelnen  Verträgen  enthaltene  Vereinbarungen  allgemein 
angewendet.  So  die  Bestimmungen,  nach  welchen  Güterzüge 
die  Zollgrenze  auch  zur  Nachtzeit  und  an  Sonn-  und  Festtagen 
überschreiten  dürfen,  das  Handgepäck  der  Reisenden  in  den 
Wagen  selbst  revidiert  wird  usw.  .  .  Sie  werden  nicht  auf  die  be- 
treffenden Vertragsstaaten  beschränkt,  sondern  allen  Staaten 
gegenüber  gehandhabt.  Eine  internationale  Regelung  wäre 
daher  angemessen;  doch  dürfte  sich  für  die  Verkehrsfragen  mit 
Rücksicht  auf  ihren  spezifisch  technischen  Charakter  ein  inter- 
nationales Sonderübereinkommen  empfehlen,  wie  dies  Herr 
Ministerialrat  von  L  e  r  s  in  seinen  Leitsätzen  vorgeschlagen  hat. 

Die  Behandlung  der  ausländischen  Waren  bildet 
den  Hauptgegenstand  der  Handelsverträge  und  müßte  diesen 
überlassen  bleiben.  Aber  auch  hier  wären  ergänzende  inter- 
nationale Regelungen  bestimmter  Fragen  erwünscht  und  möglich. 
So  würde  eine  allgemeine  Einigung  über  die  Fälle,  in  denen 
Ein-  oder  Ausfuhrverbote  erlassen  und  Beschränkungen 
der  Durchfuhr  verfügt  werden  können,  leicht  zu  erzielen 
sein,  weil  solche  Verbote  gegenwärtig  nur  in  ganz  bestimmten 
Fällen  —  Monopolgegenstände,  Gründe  der  Sicherheits-  und 
Gesundheitspolizei,  Kriegsbedürfnisse,  Mißernte  —  vorkommen. 
Selbst  im  Zollkriege  werden  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrverbote 
nicht  angewendet. 

Sehr  viele  Streitigkeiten  und  Nachteile  entstehen  daraus, 
daß  der  Begriff  der  Meistbegünstigung  in  den  Handels- 
verträgen nicht  näher  bestimmt  ist.  Es  kommt  daher  sehr 
häufig  vor,  daß  ein  Staat  ein  Recht  auf  Grund  der  Meistbe- 
günstigung beansprucht,  während  der  andere  sich  zur  Ein- 
räumung desselben  nicht  für  verpflichtet  hält.  Die  Feststellung 
des  Begriffes  der  Meistbegünstigung  ist  deshalb  dringend  not- 
wendig und  scheint  mir  ein  geeigneter  Gegenstand  für  eine  Verein- 
barung internationalen  Charakters  zu  sein.  Dieser  Vorschlag 
darf  nicht  dahin  mißverstanden  werden,  daß  alle  an  dem  inter- 
nationalen Vertrag  teilnehmenden  Staaten  einander  durch  diesen 
Vertrag  selbst  die  Meistbegünstigung  einräumen;  dies  kann 
vielmehr,  wie  bisher,  nur  in  Einzelverträgen  geschehen.  Auch 
wäre  der  Zweck  des  Übereinkommens  nicht,  den  Inhalt  der 
Meistbegünstigung  weiter  auszudehnen.  Es  handelt  sich  viel- 
mehr nur   darum,   ihren   Umfang  einverständlich   festzustellen. 
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Die  zolltechnischen  Erleichterungen  des  Waren- 
verkehrs sollten  aus  den  gleichen  Gründen  wie  die  verkehrs- 
technischen einem  internationalen  Sonderübereinkommen  über- 
lassen werden. 

Schiedsgerichte  zur  Entscheidung  der  aus  den 
Handelsverträgen  entstehenden  Streitfälle  könnten  unzweifelhaft 
viel  allgemeiner  angenommen  werden,  als  dies  bisher  der  Fall  ist. 
Wenn  zwischen  zwei  Staaten  kein  Schiedsgericht  vereinbart  ist, 
haben  sie  auch  gegen  ganz  offenbare  Verletzungen  ihrer  Vertrags- 
rechte kein  Mittel  zur  Abhilfe;  sie  können  nur  Repressalien  üben, 
begeben  sich  aber  dadurch  auf  eine  schiefe  Ebene.  Die  schieds- 
gerichtliche Austragung  ist  ganz  besonders  geeignet,  ein  inter- 
national anerkannter  Rechtsgrundsatz  zu  werden. 

Es  ist  das  Bedenken  geäußert  worden,  daß  zu  reich- 
liches Material  der  internationalen  Vereinbarung  zuge- 
wiesen werde.  Tatsächlich  können  gewiß  nicht  alle  bezeichneten 
Fragen  mit  einem  Male  erledigt  werden.  Es  handelt  sich  vor 
allem  darum,  diese  Arbeit  in  Angriff  zu  nehmen;  die  weitere 
Fortbildung  wird  dann  nicht  ausbleiben. 

Die  Befürchtung,  daß  der  Inhalt  der  Handelsverträge  durch 
solche  internationale  Vereinbarungen  zu  sehr  eingeengt  werden 
könnte,  ist  unbegründet.  Die  betreffenden  Bestimmungen  nehmen 
zwar  im  Texte  der  Verträge  beträchtlichen  Raum  ein,  spielen 
aber  bei  den  Verhandlungen  nur  eine  sehr  geringe  Rolle.  Auch 
darf  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  nur  die  allgemeinen 
Grundsätze  international  festzustellen  wären,  während  weiter- 
gehende spezielle  Vereinbarungen  über  die  gegenseitige  Be- 
handlung der  Staatsangehörigen  usw.  wie  bisher  in  den  Handels- 
verträgen zu  treffen  sein  würden.  Übrigens  sind  Handels- 
verträge und  Vertragsverhandlungen  kein  Selbstzweck;  man 
kann  sie  unbedenklich  zu  Gunsten  internationaler  Konventionen 
einschränken,  wenn  die  Interessen  der  beteiligten  Staaten  durch 
diese  besser  gewahrt  werden.  Die  Vertragsunterhändler  werden 
eine  solche  Erleichterung  ihrer  Aufgabe  mit  Freude  begrüßen, 
da  sie  gegenwärtig  die  Empfindung  haben,  diesen  wichtigen 
Fragen  keine  entsprechende  Aufmerksamkeit  schenken  zu  können. 

Es  wird  eingewendet,  daß  die  Regierungen  diesen  Stand- 
punkt der  Unterhändler  nicht  teilen  würden,  weil  sie  sich  zu  den 
in    Betracht   kommenden   Bestimmungen   zwar   in   zeitlich   be- 
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grenzten  Handelsverträgen  bereit  finden,  aber  nicht  geneigt 
wären,  sie  zeitlich  unbegrenzt  und  ohne  Kom- 
pensation zu  gewähren.  Demgegenüber  ist  zu  bemerken, 
daß  gerade  die  angeführten  allgemeinen  Grundsätze  ihrer  Natur 
nach  keine  zeitliche  Begrenzung  erfordern,  unbesehen  von  Vertrag 
zu  Vertrag  übernommen  und  in  der  Regel  auch  dann  ge- 
handhabt werden,  wenn  kein  Vertrag  zustande  kommt.  Sie  sind 
ferner  zur  Verwendung  alsKompensationsobjekte  ganz  ungeeignet. 
Kein  Staat  erhält  ein  Zugeständnis  dafür,  daß  er  die  reziproke 
Gleichstellung  der  Ausländer  mit  den  Inländern  im  Erwerbsleben, 
in  der  Besteuerung  und  im  Rechtsleben  anerkennt.  Dieser  Ein- 
wand könnte  übrigens  viel  eher  auf  dem  Gebiete  des  Patent-, 
Marken-  und  Musterschutzes  gemacht  werden,  auf  dem  die 
Interessen  der  einzelnen  Staaten  viel  ungleichmäßiger  und 
leichter  als  Kompensationsmaterial  zu  verwenden  sind,  was 
das  Zustandekommen  internationaler  Vereinbarungen  aber 
nicht  gehindert  hat. 

Herr  Ministerialrat  von  Lers  hat  in  seinen  Leitsätzen  mit 
Recht  darauf  hingewiesen,  daß  man  die  Schwierigkeiten  solcher 
internationaler  Vereinbarungen  nicht  unterschätzen  dürfe.  Doch 
soll  eben  endlich  versucht  werden,  diese  Schwierigkeiten  zu 
lösen.  Bisher  ist  ein  solcher  Versuch  nicht  gemacht  worden; 
denn  in  den  Handelsverträgen  wird  diesen  Fragen  in  der  Regel 
keine  oder  keine  genügende  Aufmerksamkeit  geschenkt.  Dies 
kann  nicht  geändert  werden  und  ist  auch  kein  Vorwurf  für  die 
Unterhändler,  deren  Kräfte  vollständig  von  der  für  das  Zustande- 
kommen der  Verträge  entscheidenden  Aufgabe  in  Anspruch 
genommen  werden,  die  Interessenkonflikte  auszugleichen. 
Handelsvertragsverhandlungen  sind  daher  kein  geeigneter  Boden 
für  die  Erfüllung  allgemeiner  Kulturforderungen.  Inter  arma 
silent  musae. 

Man  vergleiche  die  ausführlichen  präzisen  Bestimmungen  der 
Handelsverträge  über  die  zu  einem  bestimmten  Zollsatze  zu 
verzollenden  Waren  mit  den  verschwommenen  unklaren  Texten 
der  Rechtsgrundsätze.  Diese  müßten  überdies  in  100  Handels- 
verträgen immer  wieder  erörtert  werden,  was  viel  mehr  Mühe 
erfordert  und  Schwierigkeiten  bereitet,  als  das  Zustandebringen 
eines  internationalen  Vertrages,  der  außerdem  den  Zweck  viel 
besser  erreicht. 
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Gerade  weil  die  besprochenen  Fragen  wichtig  und  schwierig 
sind,  sollen  sie  nicht  nur  nebenher  in  den  Handelsverträgen 
gestreift,  sondern  entsprechend  behandelt  werden.  Bisher  fehlt 
es  an  einer  hiermit  befaßten  Stelle  und  an  einem  dazu  geeigneten 
Apparat.  Ein  solcher  soll  jetzt  geschaffen  werden.  Hierzu 
wird  es  wesentlich  beitragen,  daß  der  Kongreß  der  mitteleuropä- 
ischen Wirtschaftsvereine  diese  Frage  auf  die  Tagesordnung 
gestellt  hat. 

(Beifall.) 

Vorsitzender: 

Das  Wort  hat  der  dritte  Referent,  Herr  Ministerialrat 
Dr.  Wilhelm  von  Lers. 

Ministerialrat  Dr.  W.  von  Lers- Budapest: 

Hochverehrte  Versammlung! 
Meinen  Bemerkungen,  welche  teils  auf  den  offiziell  ver- 
öffentlichten „Leitsätzen"  der  beiden  Herren  Antragsteller 
fußen,  teils  auf  den  soeben  gehörten  mündlichen  Beleuchtun- 
gen und  Darlegungen,  habe  ich  voranzuschicken  und  dabei 
besonders  zu  betonen,  daß  unter  den  Mitgliedern  des  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereines  in  Ungarn  auch  meine  Wenig- 
keit stets  alle  Vereinheitlichungsbestrebungen,  welche  auf 
handelspolitischem  Gebiete  die  Vereinfachung  der  Berührungs- 
formen und  die  Vertiefung  der  Relationen  mit  sich  bringen 
können,  würdigt  und  mit  Begeisterung   begrüßt. 

Es  will  somit  keine  destruktive  Tendenz  sein,  und  es  ist 
vielleicht  auch  kein  übertriebener  Pessimismus,  wenn  ich  wage, 
den  durch  die  hochverehrten  Herren  Referenten,  Geheimen 
Oberregierungsrat  Lusensky  und  Sektionsrat  Sc  hüll  er,  bean- 
tragten Reformvorschlägen  aus  einigen  Gesichtspunkten  heraus 
skeptische  Bemerkungen  entgegenzustellen,  welche  einerseits 
den  Umkreis  der  einzubeziehenden  Staaten,  anderseits 
aber  besonders  den  Umfang  der  im  „stehenden  Texte" 
einheitlich  zu  regelndenMaterien  betreffen,  und 
wenn  ich  einer  weiteren  Erwägung  anheimgeben  möchte,  ob  der 
Zeitpunkt  und  die  Vorbedingungen  für  eine  solche  Aktion 
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derzeit  schon  gegeben  erscheinen.  Da  mir  in  der  Vor- 
besprechung der  Referenten  bedeutet  wurde,  daß  der  Ausdruck 
„stehender  Text",  wie  er  im  Titel  des  Themas  enthalten  ist, 
in  möglichst  weitem  Sinne,  nicht  wortgemäß  genommen  und 
verstanden  werden  soll,  will  ich  mich  über  diese  Benennung 
nicht  des  weiteren  auslassen,  sondern  akzeptiere  sinngemäß 
auch  die  gestern  in  der  Eröffnungsrede  von  Exzellenz  Plener 
vorkommenden  Ausdrücke  des  „konstanten",  „permanenten" 
Textes  im  Gegensatze  zum  „variablen  (periodisch  wieder- 
kehrenden)" Inhalt  der  Handelsverträge.  Ob  diese  Teilung 
praktisch  möglich  ist,  ist  aber  eben  eine  andere  Frage. 

Ich  will  übrigens  meine  Bemerkungen  nicht  systematisch 
gruppieren;  vielleicht  sind  sie  klarer,  wenn  ich  mich  ganz 
der  Reihenfolge  der  Darlegungen  und  Argumente  anschließe, 
wie  selbe  in  den  soeben  mündlich  erläuterten  und  dabei  ge- 
milderten Leitsätzen,  respektive  Vorschlägen  meiner  hochver- 
ehrten Korreferenten  enthalten  sind. 

Zur  völkerrechtlichen  Regelung  der  für  den  internationalen 
Handelsverkehr  allgemein  bedeutungsvollen  Gegenstände 
wünscht  Lusensky  die  „Teilnahme  möglichst  vieler 
Staaten";  an  anderer  Stelle  sprach  er  über  die  gemeinsamen 
Züge  der  von  „europäischen  Staaten"  abgeschlossenen 
Verträge.  Schüller  spricht  von  der  Einladung  der  Regierungen 
„der  anderen  Staaten." 

Allerdings  müssen  wir  vorerst  eine  Idee  haben,  an  welche 
Staaten  wir  bei  dieser  ganzen  Aktion  denken  sollen.  Sehr  nahe 
liegt  die  Frage,  ob  auch  die  amerikanischen  Staaten  gemeint 
werden  können.  Es  wäre  darauf  leicht  zu  antworten,  wenn  jemand 
prophezeien  könnte,  ob  im  Jahre  1917  oder  bald  nachher  das 
Grundsystem  der  „Meistbegünstigung"  noch  weiterbestehen 
wird,  oder  ob  wir  etwas  von  Amerika  gelernt  haben  und 
mehr  zu  Reziprozitätsverträgen  neigen  werden.  Es  sprechen 
wohl  heute  noch  mehr  Indizien  für  die  erstere  Eventualität; 
aber  sollte  die  zweite  Tatsache  werden,  so  ist  es  mit  dem 
Herauslösen  der  allgemeinen  Bestimmungen  der  Handels- 
verträge sehr  schlecht  bestellt,  da  selbst  ganz  primitiv  und 
selbstverständlich  erscheinende  Bestimmungen  in  der  Rezi- 
prozitätsauffassung ihre  speziell  verwertbare  Kaufkraft  haben 
können.     Ans   diesem   Grunde   und    auch   aus   Ursachen   weit- 
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liegenderer,  disparitätiseher  Erscheinungen  wird  wohl  schon 
heute  die  Miteinbeziehung  der  amerikanischen  Verträge  außer 
acht  bleiben  können. 

Wie  sieht  es  nun  aber  mit  den  europäischen 
Verträgen  aus?  Vielleicht  war  man  bei  der  Geburt  des 
hier  zu  behandelnden  Vorschlages  nur  darauf  bedacht,  inner- 
halb der  Staaten  des  mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereines irgendeine  Unifizierung  der  ständig 
erscheinenden  Teile  der  Handelsverträge  zu  erreichen;  erst 
später  dürfte  man  die  hoffnungsvolle  Idee  weiter  entwickelt 
haben.  Somit  ist  es  etwa  überflüssig,  darzulegen,  daß 
man  sich  —  soweit  überhaupt  etwas  zu  machen  ist  —  zu- 
vörderst mit  einem  engeren  Kreise  begnügen  könnte  und  sollte. 
Für  den  Berliner,  resp.  deutschen  Fachmann  ist  dies  nicht 
so  naheliegend  und  evident,  als  für  den  Wiener  und  Budapester 
Handelspolitiker. 

Österreich  und  Ungarn  haben  nach  Süden,  respektive  Süd- 
osten und  Osten  Nachbarländer,  mit  denen  sie  —  im  Ver- 
gleiche zu  den  westlichen  Nachbarn  —  vielfach  recht  tiefgehend 
und  grundsätzlich  abweichende  Vertragsbestimmungen  haben. 
Es  sei  beispielsweise  darauf  hingedeutet,  daß  selbst  im 
vorjährigen  Vertrage  mit  Serbien  Stipulationen  nötig 
waren,  welche  in  gewissen  Richtungen  die  inneren  Steuer- 
systeme Serbiens  binden  mußten;  mit  Bulgarien  konnte 
bisher  auch  nicht  ganz  auf  der  Grundlage  der  Textschablonen 
der  westlichen  Handelsverträge  verhandelt  werden.  Selbst  in  den 
Verhandlungen  mit  Rumänien  mußten  Versuche  zum 
Abweichen  von  westlichen  Verträgen  gemacht  werden.  Von 
Montenegro  gar  nicht  zu  sprechen,  stehen  mit  der 
benachbarten  Türkei  noch  unabsehbare  Schwierigkeiten 
und  Sonderlichkeiten  bevor.  Somit  ergibt  sich  schon  für 
Österreich-Ungarn  allein  bestenfalls  zumindest  eine  Trennung 
in  „Schablone"  nach  dem  Westen  und  nach  dem  Osten  — 
schon  in  den  Nachbar  beziehungen.  Für  Deutschland 
ist  all  dies  freilich  ebenfalls  praktisch,  wenn  auch  nicht  so  rasch 
ins  Auge  fallend.  Herr  Lusensky  sagte  soeben,  er  selber 
halte  die  Frage  für  verfrüht,  welcher  Kreis  von  Staaten  in  die 
Vereinheitlichungsaktion  einzubeziehen  wäre.  Dies  Bekenntnis 
ist  wahrlich  keine  Stütze  für  seinen  Standpunkt;  im  Gegenteil: 
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der  möglicherweise  in  die  Unifizierung  einzubeziehende  Kreis 
der  Staaten  ist  ja  ausschlaggebend  für  das  Maß  des  Ma- 
teriales.  Oder  umgekehrt:  ein  gewisser  Umfang  von  Materien 
kann  geradezu  nur  unter  gewissen  Staaten  ähnlicher  Kultur- 
stufe vereinheitlicht  werden. 

Der  Punkt  3  in  der  Einleitung  zu  den  Lusensky'schen 
Thesen  meint,  es  würde  durch  die  Heraustrennung  des  stän- 
digen Stoffes  der  Handelsverträge  die  Sache  darauf  hinaus- 
laufen, „daß  die  Handels-  und  Schiffahrtsverträge  zwischen 
zwei  Staaten  in  der  Hauptsache  auf  gegenseitige  Zugeständnisse 
auf  dem  Gebiete  des  Zolltarifs  beschränkt  werden  können". 
Ich  will  es  mir  versagen,  auch  nur  beispielsweise  Themata 
unserer,  d.  h.  österreichisch-  und  ungarischerseits  Serbien  gegen- 
über notwendigerweise  aufgestellt  gewesenen  Forderungsliste 
aufzählen,  welche  weder  schablonenmäßig  in  den  meisten 
Handelsverträgen  vorkommen,  noch  aber  einfach  Tarif reduk- 
tionen  sind.  Und  ist  denn  nicht  bei  den  modernen  Handels- 
verträgen Mitteleuropas  außer  den  Tarifanlagen  das  Material 
der  Konzessionen  auf  veterinärpolizeilichem  Ge- 
biet fast  das  schwierigste,  welches  an  und  für  sich  schon 
die  mannigfachste  Abwechslung  der  Bareme  mit  sich  bringt? 
Können  zugleich  auch  auf  diesem  Gebiete  durch  Textschablone 
große,  wesentliche  Erleichterungen  der  Verständigung  gesichert 
werden? 

Ich  habe  also  schon  am  Anfange  meiner  Erörterung  den  Ein- 
druck, daß  wir  einem  fatalen  Dilemma  gegenüberstehen:  Ent- 
weder erreichen  wir  bei  der  Unifizierung  nur  ganz  weite,  glatte 
Allgemeinheiten,  quasi  die  Stiluniformierung  der  völkergewohn- 
heitsrechtlich figurierenden  Prinzipien  der  in  wirtschaftlicher 
Berührung  stehenden  Staaten,  deren  Bürger  oder  Einwohner, 
wobei  dann  aber  recht  wenig  praktischer  Wert  im  Resultate 
liegen  wird  (wiewohl  ich  auch  schon  auf  eine  mit  ernster 
Absicht  festgelegte  Terminologie  der  Verträge  Wert 
legen  würde).  Oder:  wollten  wir  recht  viel  Positives  umfassen, 
Praktisch  -  Alltägliches  formulieren,  so  begegnen  wir  un- 
zähligen Reibungsflächen,  so  vielen  Schwierigkeiten,  daß 
vor  jeder  10-  oder  12jährigen  Vertragsperiode  diese  Kollektiv- 
verhandlung zumindest  doppelt  so  langwierig  und  kompliziert 
sein   wird    wie   die   bisher   separate  Verhandlung.    Sobald   ich 
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mir  vorstelle,  daß  im  letzteren  Sinne  eine  Verhandlung  an- 
gebahnt wäre,  fällt  mir  sofort  jene  schlagende  Tatsache  ein, 
daß  in  den  letzten  zwei  Jahren  eine  Verständigung  über  das 
Aktivieren  und  Verfahren  der  in  den  neuesten  Handels- 
verträgen vorgesehenen  Schiedsgerichte  die  merk- 
würdigsten Schwierigkeiten  ergeben  hat,  weil  fast  jeder  Staat 
seine  partikularen  Prozeßordnungstheorien  und  Prinzipien  ins 
völkerrechtliche  Leben  hinüberpflanzen  wollte,  (Frage  der  Re- 
visionszulassung, Öffentlichkeit,  Vollstreckungstermine  usw.) 
wo  es  doch  ganz  klar  war,  daß  der  Unifizierung  noch 
keinerlei  althergebrachte  Prinzipien,  nationale  Eigenartigkeiten, 
empfindliche  Gegeninteressen,  eingerostete  Vorurteile  usw.  als 
Hindernisse  entgegenstanden.  Und  dennoch:  die  mitteleuro- 
päischen Staaten  konnten  bisher  nur  zu  einem  recht  kunterbunten 
Resultate  gelangen.     So  geschah  es  erst  anno  Domini  1908  .  .  . 

Um  aber  nicht  von  vorneherein  als  Pessimist  zu  gelten,  er- 
laube ich  mir  auf  die  einzelnen  Punkte  der  Vorschläge  überzu- 
gehen, immer  in  der  Reihenfolge  derselben. 

Der  in  den  Leitsätzen  formulierte  Vorschlag  geht  vor 
allem  dahin,  es  möge  die  Behandlung  von  Ausländern  in  Be- 
ziehung auf  den  Handels-  und  Gewerbebetrieb  fürs  erste 
in  Aussicht  genommen  werden.  Wohl  spricht  ja  so  manche 
Erscheinung  für  die  Möglichkeit  der  Unifizierung,  da  selbst 
solche  Sondererscheinungen,  wonach  z.  B.  in  Serbien  das  Wirts- 
geschäft an  die  Staatsbürgerschaft  gebunden  ist,  in  Däne- 
mark und  Norwegen  als  Überbleibsel  des  ehemaligen  Zunft- 
systems gewisse  Gewerbe  an  das  Besitzen  eines  Bürgerpatentes 
gebunden  sind,  durch  die  Handelsverträge  durchbrochen  resp. 
ausgeschaltet  worden  sind,  und  selbst  die  Reziprozitätsbe- 
dingung des  russischen  Gewerbegesetzes  dem  Ausländer  gegen- 
über infolge  liberalerer  Handelsvertragsbestimmungen  nicht 
zur  Anwendung  gelangt.  Nichtsdestoweniger  stößt  man  be- 
treffs der  juristischen  Personen,  besonders  der  Versicherungs- 
gesellschaften und  hauptsächlich  beim  Wandergewerbe  auf 
schier  unüberwindliche  Hindernisse. 

Das  Wandergewerbe  ist  heute  in  den  meisten 
Handelsverträgen  so  ausdrücklich  und  geflissentlich  von  der 
Meistbegünstigung  ausgenommen,  daß  ein  baldiges  Einlenken 
kaum   vorauszusetzen    ist;     selbst    zur     Beseitigung     der    zu- 
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gunsten  einiger  Städte  alther  bestehenden  Messeprivilegien, 
resp.  partikularer  Marktverkehrsbestimmungen  kann  heute 
kaum  etwas  Meritorisches  geschehen.  Aber  schließlich  ließe 
sich  gar  Vieles  handelspolitisch  erkaufen  und  kompensieren, 
wenn  nur  nicht  in  den  alleruntersten  und  allerwichtigsten 
Grundzügen  der  Gewerbeordnungen  der  verschiedenen  Staaten 
enorme  Unterschiede  vorhanden  wären.  Ich  will  damit  gesagt 
haben,  daß  schon  die  einfache  Frage:  „Was  ist  Gewerbe?" 
heute  so  verschieden  zu  beantworten  ist,  —  je  nach  den 
autonomen  Gesetzen  aller  Herren  Länder  —  daß  man  schon 
durch  die  Divergenz  dieser  Grundlage  verzagt  werden  muß. 

Deutschland,  Österreich  und  Ungarn  besitzen  Gewerbe- 
kodexe, andere  Staaten  nicht.  Und  obwohl  Ungarn  so  manches  dem 
deutschen  Vorbilde  entnommen  hat,  ist  zum  Beispiel  die 
Apotheke  in  Ungarn  ein  sanitäres  Institut,  in  Deutschland  aber 
ein  Gewerbe,  dessen  Betrieb  unter  Konzession  fällt;  in  Ungarn 
ist  die  Auswanderungs  -  Agentur  an  die  Staatsbürgerschaft  ge- 
bunden, in  Österreich  der  Börsenmakler;  in  Ungarn  ist  der 
Handelsmakler  bloß  Handelsagent,  der  gar  keine  offizielle  Stelle 
hat,  dessen  Bücher  keine  offizielle  Beweiskraft  besitzen.  In 
Deutschland  gibt  es  einen  „Gewerbebetrieb  der  Auswanderungs- 
unternehmer und  Auswanderungsagenten";  „Gewerbebetrieb" 
benannt,  aber  ausgenommen  von  der  „Gewerbeordnung".  In 
Ungarn  fällt  der  Arzt  und  die  Hebamme  unter  das  Sanitäts- 
gesetz, in  Deutschland  fallen  Arzt  und  Hebamme  in  gewissen 
Beziehungen  unter  die  Gewerbeordnung  usw.  usw.  Wenn  man 
sich  weiterhin  in  dieser  Weise  die  verschiedenen  wichtigen  Aus- 
nahmen vom  Begriff  des  „Gewerbes"  des  näheren  ansieht, 
kann  man  nicht  umhin,  zu  konstatieren,  daß  derzeit  noch  der 
Inhalt  des  Begriffes  in  seinen  Grundlagen  so  starke  Ab- 
weichungen aufweist,  daß  sich  vor  einer  Unifizierung  von  Handels- 
vertragspunktationen,  welche  sich  auf  den  Gewerbebetrieb  be- 
ziehen, zuvörderst  die  Notwendigkeit  der  Einheitlichkeit  des 
Gewerberechtes  präsentiert;  sonst  würde  eine  Vereinheit- 
lichung einer  Handelsvertragstextformel  materiell  gar  keinen 
Nutzen  bringen,  resp.  es  würden  alle  heute  offenen  Fragen  eben- 
so offen  bleiben.  Die  Nivellierung  des  Gewerberechtes  der  euro- 
päischen Kulturstaaten  oder  zumindest  der  im  mitteleuropäischen 
Wirtschaftsverein  vertretenen  Staaten  kann  aber  als  Utopie  be- 
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trachtet  werden  —  oder  auch  nicht,  genau  so  wie  man  beispiels- 
weise eine  Utopie  in  jener  Bestrebung  sehen  will,  welche  noch 
im  Herbst  dieses  Jahres  die  Vereinheitlichung  des  Wechsel- 
rechtes im  Haag  versuchen  will  und  wird.  Meine  Wenigkeit 
glaubt  die  Sache  als  hoffnungsvoll  ansehen  zu  müssen. 

Die  Lusensky'sche  These  besagt  ferner,  es  sei  über  die 
Behandlung  der  Ausländer  für  die  Unifizierung  in  Aussicht  zu 
nehmen  „der  Erwerb  von  Eigentum  und  anderen  Rechten 
(welches  sind  denn  all  diese  „anderen  Rechte"?)  und  die  Ver- 
fügung darüber,  ihre  Belastung  mit  innerenAbgaben,  ihre  Zu- 
lassung zur  Beschreitung  des  Rechtsweges,  sowie  über  die 
Rechte  ausländischer  Handelsgesellschaften  und  ju- 
ristischer Personen". 

Der  Erwerb  von  Eigentum  kann  zwar  noch  auf  eine 
gewisse  Dauer  in  Handelsvertragstexten  mit  dem  Orient 
respektive  mit  einigen  Nachbarländern  Österreich-Ungarns  ge- 
regelt werden;  aber  gar  manche  westliche  Staaten  haben 
diesen  Gegenstand  ohnedies  schon  aus  dem  Handelsvertrags- 
stoff herausgelöst  und  in  SpezialVerträgen  geregelt;  somit 
läßt  sich  dieses  Thema  nicht  mit  Nutzen  in  die  Kumulativ- 
themata zurückführen  oder  dort  zurückhalten.  Überhaupt  ist 
die  Lösung  z.  B.  für  Österreich-Ungarn  nach  Westen  und  nach 
Osten  so  verschieden,  (ich  verweise  nur  auf  das  türkische 
Immobiliar- Rechtssystem)  daß  von  einer  Unifizierung  schon  a 
priori  abermals  nur  mit  großer  Beschränkung  gesprochen  werden 
kann.  Wenn  Herr  Schüller  sagt,  es  soll  „die  privat  rechtliche 
Stellung  beim  Ein-  und  Verkauf"  durch  allgemeine  Grundsätze 
geregelt  sein,  so  muß  sich  dies  allerdings  bedeutend  enger  ver- 
wirklichen, als  es  gesagt  ist. 

Die  Belastung  mit  inneren  Abgaben  („die  Besteuerung" 
sagt  Schüller)  —  welch  ein  großes  Feld!  Schon  Serbien  hat 
es  sich  nicht  gefallen  lassen  wollen,  daß  man  ihm  das  Steuer- 
system quasi  völkerrechtlich  bindet.  Soll  aber  nur  eine  leichte 
leere  Formel  der  Reziprozität  oder  der  Gleichbehandlung  mit 
den  Inländern  gemeint  sein,  dann  bleiben  freilich  — ■  ohne  große 
Schwierigkeiten  der  Verhandlungen  —  alle  großen  Schwierig- 
keiten und  Mißdeutungen  der  heutigen  Praxis  bestehen.  Selbst 
Österreich  und  Ungarn  haben  sich  im  letzten  Ausgleichs- 
vertrage  vom  8.  Oktober  1907   in  einigen,  einfachen,    leichten 
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Fragen  der  Doppelbesteuerung  nur  sehr  schwer  verständigt. 
Wie  schwer  wird  es  halten,  wenn  im  Handelsvertragstexte  eine 
allgemein  befriedigende  Formel  stehen  soll? 

Schüller  sagt,  es  sei  die  Zulassung  als  Arbeiter  der 
Landwirtschaft  zu  regeln.  Sehr  wohl,  sehr  erwünscht;  aber 
die  Aussichten  sind  ja  gekennzeichnet  durch  die  Differenzen 
vor  nur  Jahresfrist  zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn. 

Lusensky  beantragt  die  Festlegung  der  Grundsätze  der  per- 
sönlichen Dienstleistungen  auf  dem  Gebiete  der  Rechts- 
pflege, der  Staats-  und  Gemeindeverwaltung.  Österreich-Ungarn 
hatte  erst  vor  zwei  Monaten  Rumänien  gegenüber  schwere 
Mühe,  hierüber  eine  Stipulation  im  Handelsvertragstext  unterzu- 
bringen. Diese  Themata  haben  nämlich  ihren  Weg  schon  teil- 
weise zur  spezial gegenständlichen  Kollektivvertragsregelung 
gefunden,  und  zwar  ist  das  Vormundschaftswesen,  das  in 
mehreren  Handelsverträgen  auch  ganz  ausdrücklich  erwähnt 
wird,  teilweise  im  1905  er  Haager  internationalen  Spezialver- 
trag  über  das  Kuratelwesen  geregelt  worden. 

Lusensky  sagte  soeben,  es  mangelten  noch  in  den  Handels- 
verträgen so  manche  Normen  über  die  Rechtsstellung  fremder 
Angehöriger.  Aber  gerade  das  bisher  Angeführte  könnte  ihm 
die  Schwierigkeiten  vergegenwärtigen,  welche  dann  um  jene 
Materien  entstehen  würden,  deren  Regelung  bisher  in  Handels- 
verträgen nicht  gelang,  und  bezüglich  deren  er  gewisse  Normen 
ebenfalls  in  den  permanenten   Text   einbeziehen   will. 

Lusensky  wünscht  die  Grundsätze  über  den  Erlaß 
von  Ein-  und  Ausfuhrverboten  festzustellen,  Schüller  sogar 
„die  Fälle,  in  denen  Ein-  und  Ausfuhrverbote  erlassen 
werden  können."  Mehr  als  die  laxen  Aufzählungen  der  meisten 
heute  geltenden  Handelsverträge,  in  welchen  die  Kaut- 
schuckausdrücke: ,,sürete  publique"  und  ,,circonstances  excep- 
tionelles"  vorkommen,  wird  sicherlich  nicht  zu  erreichen 
sein.  Schüller  glaubt  seinen  Standpunkt  zu  kräftigen,  indem 
er  soeben  erwähnte,  daß  in  der  Praxis  —  nach  seinem  Erinnern 
—  gar  kein  Fall  vorlag,  in  welchem  außer  den  gewohnter- 
weise in  Handelsverträgen  figurierenden  drei  Fällen  Ausfuhr- 
verbote angeordnet  wurden;  wie  sollte  also  eine  erschöpfende 
Aufzählung  so  schwer  gelingen?      Ich  behaupte  aber,   daß  die 


—     205     - 

gewohnte,  unschuldig  klingende  Aufzählung  der  3  —  4  Fälle 
eine  textlich  elastische,  inhaltlich  willkürlich  auslegbare  Be- 
stimmung ist,  wobei  also  die  Praxis,  andere  Vorwände  oder, 
sagen  wir  euphemistisch:  Begründungen  nicht  zu  gebrauchen, 
über  die  inhärenten  Schwächen  und  Fehler  des  „stets  wieder- 
kehrenden Textes  der  Verbotsfälle"  gar  nicht  hinweg- 
hilft. Die  Aufzählung  kann  also  gelingen,  aber  die  aufzäh- 
lende Fassung  allein  taugt  gar  wenig.  Als  Österreich-Ungarn 
vor  kurzem  die  Aus-  und  Durchfuhrverbote  Serbien  gegenüber 
in  Kraft  zu  setzen  genötigt  war,  hat  es  mit  den  Reklamationen 
westlicher  Nachbarstaaten  immense  Schwierigkeiten  gehabt, 
ein  Zeichen  dafür,  daß  in  dieser  Richtung  die  Begriffe  noch 
bei  weitem  nicht  bereinigt  und  noch  nicht  zu  einer  praktischen, 
exakteren  Formulierung  herangereift  sind.  Ebenso  wenig  wird 
man  Einfuhrverboten  näher  kommen,  welche  auf  veterinär- 
polizeilichen Gründen  basieren,  deren  unerschöpflicher 
Reichtum  sich  nicht  im  Banne  halten  läßt.  Somit  ist  die 
durch  Lusensky  vorgeschlagene  „Festlegung  der  Freiheit  des 
Durchfuhrhandels"  von  dieser  Seite  her  kaum  zu  erhoffen. 
Was  die  Handlungsreisenden  betrifft,  dürfen 
wir  uns  durch  den  Schein  nicht  trügen  lassen,  als  wäre  in  der 
Tatsache  der  Existenz  von  Legitimationskarten,  die  in  mehreren 
Staaten  gleichartig  lauten,  schon  eine  große  Unifizierungs- 
erscheinung  vorhanden.  Die  Legitimationskarte  ist  da,  aber 
das  eigentliche  gleiche  Traitement  liegt  noch  im  weiten  Felde, 
da  sich  selbes  sogar  mit  Steuer-,  respektive  Gebührenfragen 
verknüpft  hat,  wie  denn  bekannterweise  in  Rußland  für 
die  Handlungsreisenden  auch  noch  Gewerbescheine  zu  ziemlich 
hohen  Gebühren  gelöst  werden  müssen;  ähnlich  in  Bulgarien. 
Schüller  wünscht  eine  Vereinbarung  über  die  Benutzung  der 
öffentlichen  Verkehrswege  und  Verkehrsmittel, 
und  speziell  auch  jene  der  Bahnen  durch  Ausländer  und 
durch  ausländische  Verkehrsmittel  (W  a  g  g  o  n  s)  herbei- 
geführt zu  sehen.  Das  ist  das  Material  von  Verträgen,  Eisen- 
bahnkonventionen, welche  auch  bislang  gedeihen;  es  wäre  gerade- 
zu schade,  diese  Spezialkonventionen  wieder  in  die  allgemeinen 
Handelsvertragstexte  hineinzuziehen.  Sie  sind  recht  schwer 
von  Bahntarif-Fragen  zu  trennen,  und  vielleicht  wehrte  sich 
Serbien   und  Rumänien    erst  vor  kürzestem  nicht  mit 
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Unrecht,  ähnliche  Bestimmungen  heutzutage  in  den  Handels- 
vertrag   aufzunehmen. 

Dasselbe  gilt  generell  auch  betreffs  der  Schiffahrts- 
fragen (Benutzung  der  öffentlichen  Verkehrswege  durch  aus- 
ländische Schiffe),  welche  Schüller  proponiert,  dadurch  aber  ein 
unendliches  Gebiet  der  noch  immer  reichlich  strittigen  inter- 
nationalen Flußschiffahrtsfragen  in  den  allgemeinen  Handels- 
vertragstext hineinzieht,  falls  dort  wirklich  etwas  Meritorisches 
und  Neues  gesagt  werden  soll.  Dies  gilt  natürlich  auch  für  den 
ähnlichen  Punkt  des  Vorschlages  Lusenskys. 

Nicht  einmal  die  Donaufragen  werden  binnen  kurzem  ge- 
löst sein,  Rumänien  hat  sich  bis  heute  nicht  mit  der  Taxe 
am  Eisernen  Tore  befreundet.  Und  was  die  Seeschiffahrt  betrifft, 
braucht  wohl  heutzutage  das  „mare  liberum"  nicht  nochmals 
deklariert  werden;  bei  den  einschneidenden  Fragen  der  Küsten- 
schiffahrt hingegen  ist  die  Regelungsmöglichkeit  selbst  von 
Lusensky  schon  aufgegeben,  respektive  ausgenommen,  um 
schon  über  die  heiklen  Fischereifragen  nicht  zu  sprechen. 
Oder  muß  ich  etwa  an  die  strittigen  Elbschiffahrtsfragen  er- 
innern, welche  die  Flußschiffahrtsprinzipien  eines  ganzen  Jahr- 
hunderts zu  tangieren  scheinen? 

Beide  Herren  Referenten  wünschen  die  Behandlung  aus- 
ländisch er  Aktiengesellschaften  und  juristischer  Per- 
sonen in  den  stehenden  Teil  der  Handelsverträge  zu  übernehmen, 
also  möglichst  zu  unifizieren.  Mir  tut  es  sehr  leid,  daß  sich  der 
Herr  Geheimrat  Lusensky  heute  —  unter  Berufung  auf  die 
Kürze  der  Zeit  —  mit  den  differenten  Bestimmungen  der 
Handelsverträge  über  die  juristischen  Personen  nicht  des 
näheren  befaßte,  denn  gerade  hier  liegt  eine  große  Schwäche 
seines  Vorschlages,  respektive  der  alsbaldigen  Realisierbarkeit 
desselben. 

Eines  der  schwierigsten  Probleme  scheint  zu  sein  die  Fest- 
stellung einer  Normalbestimmung  über  die  gegenseitige  Aner- 
kennung der  juristischen  Persönlichkeit  der  in  anderen  Vertrags- 
staaten bestehenden  Handelsgesellschaften  und  über  die  Zu- 
lassung derselben  zum  Geschäftsbetriebe. 

Diese  Schwierigkeiten  ergeben  sich  eben  infolge  der  mit- 
unter sehr  einschneidenden  Divergenz  jener  allgemeinen  Rechts- 
normen, die  in  den  Handelsgesetzen  der  einzelnen  Staaten  so- 
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wohl  in  betreff  der  Konstituierungsbedingungen  einzelner  For- 
men von  Handelsgesellschaften  als  in  betreff  des  weiteren  Be- 
standes und  der  Zulassung  zum  Geschäftsbetriebe  festgelegt  sind. 

Schon  innerhalb  Österreich-Ungarns  sehen  wir, 
daß  in  Österreich  das  Entstehen  gewisser  juristischer 
Personen,  namentlich  der  Aktiengesellschaften,  an  eine  Kon- 
zession gebunden  ist;  in  Ungarn  gilt  ein  Normativsystem  ohne 
staatliche  Konzessionierung,  in  Bosnien  und  der  Herze- 
gowina die  Konzessionierung. 

In  Deutschland  bestehen  privatrechtliche  Normativ- 
bestimmungen, in  Italien  und  Rumänien  geschieht 
die  Errichtung  durch  öffentliche  Urkunde  mit  Zwangsinhalt, 
ähnlich  in  der  Schweiz,  in  den  Niederlanden  be- 
darf jede  Aktiengesellschaft  einer  königlichen  Genehmigung, 
in  der  Türkei  eines  Fermans ,  in  Frankreich  besteht 
nur  eine  Evidenzhaltung  wie  in  Ungarn,  etc.  Dies  sind  aber 
nicht  nur  formelle  Unterschiede,  sondern  zugleich  materielle. 
Diesbezüglich  kann  ich  auch  noch  auf  die  Gegensätze  eines 
vermögensrechtlichen  Monismus  und  eines  vermögens- 
rechtlichen Dualismus  (eventuell  Pluralismus)  einer  in 
mehreren  Staaten  tätigen  Handelsgesellschaft  hinweisen,  welch 
letzterer  Fall  insbesondere  bei  Versicherungsgesell- 
schaften praktische  Bedeutung  erlangt.  Kleine  Beispiele 
sagen  oft  viel,  und  so  möchte  ich  hier  nur  die  eine  vielum- 
strittene Frage  erwähnt  haben,  in  welcher  es  sich  um  die 
Zulassung  zum  Betriebe  von  Bergwerken  durch  fremdländische 
juristische  Personen  in  Preußen  handelt. 

Der  Vorschlag  Schüllers,  wonach  der  Inhalt  der 
Meistbegünstigung  festgestellt  werden  möge  für  jene 
Fälle,  in  denen  die  vertragschließenden  Staaten  einander 
die  Meistbegünstigung  gewähren  wollen,  muß  mit  großer 
Skepsis  betrachtet  werden.  Denn  einerseits  enthalten  alle  ent- 
wickelteren Meistbegünstigungsverträge  fast  eben  alle  bisher  an- 
geführten Themata  (somit  liegt  in  dieser  einen  Proposition  die 
ganze  Fülle  aller  Schwierigkeiten  drinnen,  falls  eine  Detaillierung 
versucht  wird).  Andererseits  aber  ist  eine  absichtliche  Ab- 
stufung der  Meistbegünstigungsbefugnisse  sehr  leicht  denkbar,  je 
nach  der  Entwicklung  der  internationalen  Beziehungssphäre. 
Z.  B.  glaube  ich  kaum,  daß  Deutschland  die  den  Versicherungs- 
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gesellschaften  Englands  erteilten  Befugnisse  ohne  weiteres 
auch  jenen  irgend  eines  Orientstaates  zugestehen  würde,  selbst 
wenn  eine  theoretische  Formel  der  Meistbegünstigung  dies  er- 
heischen sollte.  Auch  meine  ich,  daß  es  eine  ganze  Fülle  von 
Schwierigkeiten  bedeutet,  wenn  Herr  Geheimrat  Lusensky 
heute  sagte,  daß  nunmehr  auch  die  Regelung  der  durch  die 
neueste  Zeit  aufgeworfenen  Fragen  der  internationalen 
sozialpolitischen  Wechselwirkungen  in  den  Handels- 
vertragstext gehören  würde;  denn  diese  Bestimmungen  werden 
nicht  ,, stehen  bleiben",  sondern  sich  rasch  entwickeln  und 
emanzipieren. 

Ich  bekenne  übrigens,  daß  Deutschlands  letzte  Verträge 
ziemlich  ähnliche  Textbestimmungen  aufweisen;  immerhin 
läßt  sich  konstatieren,  daß  alle  kritischen  Ausdrücke  in  über- 
lieferter, allgemeiner  und  oft  nichtssagender  Bedeutung  figurieren, 
oder  es  sind  vielsagende  kleinere  Abweichungen  vorhanden, 
welche  auch  die  hier  vorgeschlagenen  Themata  des  „perma- 
nenten Textes"  betreffen,  so  z.  B.  die  Bestimmung  über  die 
Freiheit  der  Durchfuhr  im  russischen  Vertrage. 

Was  nun  jene  abschließenden  zusammenfassenden  Sätze 
der  Herren  Referenten  betrifft,  in  denen  die  aus  der  emp- 
fohlenen Trennung  erwachsenden  Vorteile  geschildert 
werden,  so  habe  ich  dazu  Folgendes  zu  bemerken. 

Nicht  gerade  die  Zolltarife,  respektive  die  Zoll- 
Positionen  als  solche  machen  heutzutage  die  Handelsvertrags- 
verhandlungen langwierig,  sondern  die  unaufhaltsame  reiche 
technologische  Entwicklung,  welche  eine  sehr  umsichtige  Fassung 
und  Gliederung  schon  der  autonomen  Tarife  der  Industrie- 
Staaten  zur  Folge  hat.  Wenn  die  Textbestimmungen  weg- 
fielen, würde  das  zwar  keine  unbedeutende  Erleichterung  dar- 
stellen, immerhin  aber  keine  ausschlaggebende  Entlastung, 
weil  gerade  die  durch  die  beiden  Herren  Referenten  vorgesehenen 
textlichen  Spezialabmachungen  der  Kontrahenten  (Lusensky 
behält  dafür  vor  Küstenschiffahrt,  Grenzverkehr,  Meß-  und 
Marktverkehr  etc.;  ich  greife  aus  diesem  „etc."  nur  die 
Veterinärfragen  heraus;  überhaupt  schien  es  mir,  daß  er  die 
Schwierigkeiten,  welche  übrig  bleiben,  herabsetzt,  indem  er 
bei  der  heutigen  mündlichen  Exemplifizierung  nur  die  Ver- 
edlungsverkehrs-Bestimmungen  des  deutsch-schweizerischen  Ver- 
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träges,  und  jene  des  Paßwesens  im  Vertrage  mit  Rußland  er- 
wähnte) die  Schwierigkeiten  machen  werden,  ganz  abgesehen  von 
jenem  fatalen  Dilemma,  daß  die  Bestimmungen  des  perma- 
nenten Textes  meritorisch  genommen  entweder  weitläufige  und 
auch  fürderhin  nicht  sehr  klare  Stipulationen  sein  werden,  oder 
aber  genaue  Grenzen  und  apodiktische  Fassung  erhalten,  in 
diesem  Falle  jedoch  als  Konventionsmaterial  noch  viel  größere 
Schwierigkeiten  bereiten  und  dabei  doch  kaum  im  großen 
und  ganzen  von  den  allgemeinen  Handels  -Vertrags- 
perioden  unabhängig   zu  machen  sein  werden. 

Herr  Geheimrat  Lusensky  zitierte  die  gestrigen,  geist- 
reichen Worte  des  Herrn  Handelsministers,  wonach  die  mo- 
dernen Handelsverträge  ganze  Kunstwerke 
geworden  sind,  schwer  zu  schaffen,  aber  noch  schwerer  zu 
verstehen,  und  überhaupt  viel  zu  kompliziert  sind. 
Nun,  sind  wir  denn  schon  mit  der  einfachen  Terminologie  der 
primitiveren  Ausdrücke  fertig?  Weiß  Deutschland 
und  die  Schweiz  in  dem  jetzigen  Mehlkonflikte  zu  sagen,  was 
eigentlich  „Ausfuhr-Prämie"  ist  und  heißt? 

Lusensky  selbst  beklagte  heute  die  vielfach  ,,a  b  - 
weichenden  Ausdrück  e".  Dies  spricht  nicht  für 
die  Schaffung  eines  permanenten  Textes,  sondern 
für  Lösung  von  Vorfragen,  z.  B.  jene  der  handels- 
politischen Terminologie. 

Es  will  mir  sehr  fraglich  erscheinen,  ob  sich  die  Staaten 
-eines  oft  gut  verwendbaren  Negoziati  onsmateriales 
begeben  werden,  ob  sie  ohne  weiteres  aus  heute  noch  auf  tarifa- 
rische Konzessionen  hinübergreifendem  Textkonzessionsmaterial 
feste  internationale  Prinzipien  machen  wollen,  welche  bei  ge- 
änderter Sachlage  auch  gegen  die  eigensten  Interessen  benutzt 
werden  können.  Alle  Achtung  vor  dem  Bestreben  der  Aus- 
dehnung allgemein  gültiger  internationaler  Prinzipien  auch  auf 
handelspolitischem  Gebiete!  Aber  heutzutage  ist  das  positive 
Wirtschaftsleben  der  Staaten  noch  nicht  auf  der  Stufe,  sich  so- 
weit entwaffnen  zu  lassen. 

Was  die  Tarife  anbelangt,  wäre  eine  unvergleichlich 
größere  Erleichterung  zu  erreichen  durch  eine  ähn- 
liche Einteilung,  ähnliches  System  und  technolo- 
gische   Grundlage     der    Zolltarife      von    halbwegs     auf 
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annähernder  Industriestufe  stehenden  Staaten,  wobei  die 
Hoffnung  auf  eine  Erreichbarkeit  dieser  scheinbaren  Utopie 
eben  darin  liegt,  daß  in  der  gleichförmigen  Einteilung  und 
Systematisierung  des  Tarifes  noch  gar  keine  materielle  Kon- 
zession bedingt  ist,  wogegen  z.  B.  bei  der  Textuniformierung 
schon  die  Formulierung  von  Konzessionen  gegeben  ist. 

Aber  auch  betreffs  des  T  e  x  t  e  s  wäre  es  sehr  nützlich  und 
dankenswert,  wenn  eine  gleichartige  Struktur,  respektive  Ma- 
teriengruppierung und  Einteilung,  und  auch  eine  als  Grundlage 
autoritativer  Interpretation  zu  verwendende  gleiche  Terminologie 
international  festgelegt  werden  könnte,  was  mir  ohne  größere 
Schwierigkeiten    möglich    erscheint. 

Eine  ähnliche  große  und  leicht  zu  erstellende  gegenseitige 
Konzession  und  zugleich  eine  sehr  wertvolle  Unifizierung  wäre  eine 
auf  einheitlicher  Grundlage  zu  führende  Handelsstatistik 
und  Warenbezeichnung,  welch  letztere  eigentlich  schon  mit 
der  Konformierung  der  Tarife  leicht  Hand  in  Hand  ginge. 

Herr  Geheimrat  Lusensky  argumentierte  heute  dem  Artikel 
von  Dr.  Borgius  gegenüber,  die  Sache  mit  den  schema- 
tischen Vereinfachungen  würde  nicht  gehen,  weil 
jeder  Vorschlag  von  den  anderen  Ländern  mit  Mißtrauen  aufge- 
nommen werden  wird ;  man  würde  sich  allgemein  sträuben  gegen 
ähnliche  Versuche.  Gilt  denn  diese  Bemerkung  nicht  auch  gegen 
seinen  eigenen  Vorschlag?  Er  hält  ein  Minus  für  undurch- 
führbar und  proponiert  sogar  ein  Plus. 

Schüller  hebt  besonders  hervor,  daß  der  konstante  Text 
den  großen  Vorteil  hätte,  daß  in  Eventualitäten,  so- 
bald keine  Handelsverträge  zustande  kommen,  der  internationale 
Verkehr  dennoch  nicht  ungeregelt  bliebe.  Nun,  Staaten,  welche 
nur  halbwegs  das  Verkehrs-Bedürfnis  haben,  respektive  deren 
materielle  Berührungsmöglichkeit  nur  im  Entfernten  eine  kon- 
ventionelle Regelung  erheischt,  würden  ja  auch  fürderhin  immer 
die  Möglichkeit  haben,  sich  —  besonders  Anfangs  —  ganz  leicht 
zu  verständigen.  Aber  um  solche  Fälle  handelt  es  sich  sicherlich 
weniger.  Dort  hingegen,  wo  trotz  intensiver  Handels- 
beziehungen „sich  die  betreffenden  Staaten"  —  um  die  Worte 
des  Herrn  Referenten  zu  gebrauchen  —  ,,über  bestimmte  Zoll- 
sätze nicht  einigen,  oder  sonst  keine  Grundlage  für  geschäftliche 
Vereinbarungen  finden",  dort  ist  wirklich  eine  viel  zu  tiefe  Kluft 
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vorhanden,  als  daß  dieselbe  durch  allgemeine  Textbestimmungen 
überbrückt  werden  könnte.  Im  Gegenteil :  dort,  wo  ein  Zollkrieg 
entbrennt,  dort  ist  es  ja  gerade  die  Absicht,  den  Gegner  rasch 
und  vielseitig  zu  schädigen,  um  den  Krieg  rasch  zu  be- 
endigen. (Ich  glaube  sogar  beispielsweise,  wenn  wir  in  einem 
„stehenden  Texte"  den  Zollverschluß  gegenseitig  an- 
erkennen würden,  wäre  uns  dies  im  Falle  eines  Zollkrieges  höchst 
unbequem,  ja  sogar  unerträglich.) 

Selbst  bei  einfach  vertragslosen  Zuständen,  ohne  pronon- 
ciertem  Zollkrieg,  wird  ja  gerade  darauf  abgezielt,  aus  der 
Spannung  der  Interessenschädigung  heraus  eine  baldige  Lösung 
zu  erzwingen.  Was  würde  es  denn  Österreich  und  Ungarn  nützen, 
mit  Serbien  eine  stehende  Textvereinbarung  über  die  Zu- 
lassung ihrer  Handelsreisenden  zu  haben,  wenn  dabei  ihre 
Industrieartikel  in  Serbien  unter  geradezu  prohibitive  Zölle 
fallen?  Und  was  hat  Serbien  von  allen  gewohnten  Text- 
bestimmungen, wenn  es  weder  Gerealien  noch  Tiere  und  tierische 
Rohprodukte  nach  Österreich-Ungarn  einführen  kann?  Man 
muß  „den  Leidenschaften  vorgreifen",  sagte  heute  Schüller. 
Die  Leidenschaft  wird  auch  den  stehenden  Text  durchbrechen ! 
Selbst  im  Regime  der  Meistbegünstigung  hat  z.  B.  Österreich- 
Ungarn  letzthin  von  einem  kleinen  Staate  die  ärgsten  Schikanen 
erleben   müssen. 

Schüller  gegenüber,  mit  dem  sich  heute  diesbezüglich 
Lusensky  identifizierte,  kann  man  die  extremen  Eventualitäten 
also  derart  formulieren:  entweder  ist  es  für  zwei  Staaten 
vielleicht  gar  nicht  der  Mühe  wert,  ganz  belanglose  Relationen 
detailliert  und  überhaupt  zu  regeln,  oder  aber  man  will  ge- 
radezu einen  Erfolg  aus  der  Nichtregelung.  In  beiden  Fällen 
ist  der   konstante  Text  überflüssig. 

Schüller  sagt  zum  Schlüsse:  „Der  Umstand,  daß  die 
Berechtigung  dieser  (allgemeinen)  und  für  den  „stehenden 
Text"  vermeinten  Grundsätze  gewohnheitsmäßig  an- 
erkannt   wird,    spricht   dafür der    herrschenden 

Unsicherheit  und  Rechtslosigkeit  ein  Ende  zu  machen." 
Wenn  jene  Grundsätze  gewohnheitsmäßig  aner- 
kannt sind,  so  kann  ja  dieser  Zustand  gar  nicht  „Recht- 
losigkeit" genannt  werden !  Sonst  müßte  Schüller  den  größten 
und  vielleicht  wichtigsten  Teil  des  heutigen  Völkerrechtes   für 
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Rechtlosigkeit  halten  und  durch  Negierung  der  tiefen  Er- 
kennung des  Gewohnheitsrechtes  zu  den  unbeabsichtigsten 
Schlüssen  kommen. 

Ein  stark  betontes  Argument  Schtillers  lautete  heute  dahin: 
Jeder,  der  Handelsvertragsverhandlungen  gründlich  kennt,  muß 
bekennen,  daß  der  Realisierung  seines  Vorschlages  gegenüber 
keine  Schwierigkeiten  obwalten  werden.  Ich  untersuche  den 
Wert  dieses  Argumentes  nicht,  denn  schließlich  liegt  es  ja  nicht 
an  der  absoluten  Stichhaltigkeit  der  Begründungen,  die  bei 
den  Vorschlägen  gebraucht  werden. 

Wenn  man  aber  die  heutzutage  ernst  zu  nehmenden  Möglich- 
keiten betrachtet,  so  meine  ich,  kommt  man  betreffend  „Unifi- 
zierung" zu  einem  viel  erquicklicheren  Resultate,  wenn  man 
statt  einer  Art  Fixierung  von  Textbestimmungen  der 
Handelsverträge,  die  oftmals  wohl  ähnlich  lautend  wiederkehren, 
aber  immerhin  gegenständlich  recht  heterogen  sind  und  ohne- 
dies immer  mehr  aus  den  Rahmen  der  Handels- 
verträge herauswachsen,  und  untereinander  nur  in 
laxem  Zusammenhange  stehen,  wenn  man  statt  einer  etwas 
gekünstelten  Zusammenhaltung  und  Petrifizierung  der  Materien 
vielmehr  die  in  der  Praxis  durchbrechende  Richtung  unter- 
stützen würde,  wonach  durch  Ausscheidung  so  mancher, 
früher  in  Handelsverträgen  geregelten  Themata  dieselben  in 
dem  Gegenstand  nach  ganz  separaten,  kollektiven  Spezial- 
verträgen  möglichst  auf  längere  Dauer  geordnet  werden,  und  man 
anderseits  den  übrigbleibenden  Text  ein  bißchen  systematisch 
durchkämmt,  einheitlich  kleidet  und  mit  einer  international 
festzulegenden  Terminologie  entnommenen  Fachausdrücken 
ausstattet  und  schmückt. 

Aus  den  Handelsverträgen  sind  schon  eigentlich  die 
Schiffahrtsverträge,  Konsulatsverträge,  Konventionen  über  Er- 
werb von  Eigentum,  Rechtsschutzverträge,  Konventionen  über 
Urheberrechte,  Jurisdiktionsverträge,  Eisenbahnfrachtrecht  etc. 
in  Form  von  spezialgegenständlichen  Kollektivverträgen,  re- 
spektive „Unionen"  herausgewachsen,  es  ist  eine  Emanzipation 
einer  ganz  stattlichen  Reihe  anderer  Gegenstände  im  Zuge.  Ich 
zolle  in  diesem  Sinne  den  Nürnberger  Arbeiten  unserer  Vereine 
große  Anerkennung,  und  ebenso  der  Tagesordnung  der  für  den 
Herbst  dieses  Jahres  in  Aussicht  genommenen  Wiener  Versamm- 
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lung,  welche  sich  mit  einem  Konventionsprojekte  über  die  Aus- 
gestaltung des  Vollstreckungs- Rechtshilfeverfahrens  befassen 
wird. 

Gradatim  verarmt  das  Textmaterial  der  Handels- 
verträge, aber  dies  ist  eine  Entwicklungserscheinung  in 
separatistischer  Abscheidung  der  zur  intensiveren  Regelung  heran- 
gereiften Materien.  Durch  Forcieren  einer  Detailregelung  des 
erübrigten  Materiales  ohne  vorausgehende  Vereinheitlichung  ge- 
wisser Grundlagen,  ist  viele  wohlwollende  Mühe  vergebens.  — 
Auch  die  Haager  Friedenskonferenzen  wollten  allzuviel  umfassen, 
und  es  blieb  ihnen  ärmlich  wenig  in  der  Hand. 

Es  sei  mir  der  populäre  und  banale  Vergleich  gestattet, 
daß  ich  eigentlich  kaum  etwas  anderes  will,  als  wenn  jemand 
bei  Feuer- Alarm  in  einem  Theater,  statt  das  ganze  Publikum 
durch  das  Hauptausgangstor  hinaus  retten  zu  wollen,  auch  auf 
alle  Seitentüren  aufmerksam  macht,  durch  welche  das  Publikum 
wohl  zerteilt,  aber  ebenfalls  auf  die  Straße  gelangt,  und  in  toto 
—  vielleicht  rascher. 

Was  den  Resolutionsantrag  der  beiden  anderen  Herrn  Re- 
ferenten betrifft,  so  hat  derselbe  jetzt  eine  sehr  theoretische 
Fassung  erhalten;  auch  hat  Herr  Geheimrat  Lusensky 
in  seiner  heutigen  Rede  schon  zugegeben,  daß  man  eine  Ver- 
handlung über  die  Textvereinheitlichung  unter  den  verschie- 
denen Regierungen  noch  nicht  anbahnen  könne,  ja,  es  erscheine 
ihm  sogar  sehr  zweifelhaft,  ob  eine  solche  Einladung  angenommen 
werden  würde;  man  müsse  nach  seinem  heute  ausgedrückten 
Dafürhalten  nur  erst  die  Idee  propagieren. 

Angesichts  dessen  habe  ich  die  Resolution  nicht  weiter 
zu  bekämpfen. 

(Lebhafter  Beifall.) 


Vorsitzender : 

Meine  Herren! 
Es  ist  der  Antrag  gestellt  worden: 

„Die  Versammlung  erachtet  es  für  erstrebenswert,  daß 
die  allgemeinen  Grundlagen  der  internationalen  Handels- 
beziehungen, die  bisher  einen  Teil  des  Inhalts  der  Handels- 
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vertrage  bildeten,  einheitlieh  durch  internationalen  Vertrag 
außerhalb  der  eigentlichen  Handelsverträge  geregelt  werden. 
Sie  ersucht  die  Vereine,  ihre  Regierangen  für  diesen  Ge- 
danken zu  interessieren  und  ihn  auch  durch  andere  zweck- 
entsprechende Maßregeln  seiner  Verwirklichung  entgegen- 
zuführen." 

Der  deutsche  und  der  österreichische  Herr  Referent  haben 
sich  auf  diesen  Antrag  geeinigt;  der  ungarische  Herr  Referent 
hat  sich  nicht  damit  einverstanden  erklärt.  Ich  habe  aus  seiner 
letzten  Erklärung  nicht  bestimmt  entnehmen  können,  ob  er 
ebenfalls  mit  dieser  Fassung  einverstanden  wäre. 

Ministerialrat  Dr.  von  Lers-Budapest: 

Wenn  diese  Resolution  im  theoretischen  Sinne  auf- 
zufassen ist,  und  wenn  besonders  hinzugefügt  würde,  wie  heute 
Herr  Geheimrat  Lusensky  sich  ausgedrückt  hat,  daß  da- 
mit nur  eine  Propaganda  bezweckt  werden  soll,  so  bin 
ich  einverstanden.  Eventuell  läßt  sich  das  auch  zwischen  den 
Zeilen  herauslesen. 

Vorsitzender: 

Ich   dürfte   die    Resolution   vielleicht   den    Herren   vorerst 
zurückgeben,  damit  sie  sich  darüber  einigen. 
Ich  eröffne  nunmehr  die  Diskussion. 


M.  de  Sadeleer-Brüssel, 

President  de  1' Association  Beige  de  l'Union  Economique  Internationale: 
Monseigneur ! 

Messieurs ! 

La  question  qui  est  discutee  en  ce  moment  est  de  la  plus 
haute  importance  pour  la  stabilite  des  relations  internationales. 
Je  suis  heureux  d'appuyer  les  considerations  si  judicieuses  qui 
viennent  d'ötre  emises  par  les  honorables  MM.  Lusensky  et 
Schüller  et  qu'en  principe  l'honorable  M.  von  Lers  n'a  pas 
combattues.  II  s'est  borne  ä  faire  des  reserves  pour  des  situations 
speciales. 
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En  Belgique  on  s'est  efforce  depuis  plusieurs  annees  de 
distraire  des  traites  de  commerce  les  questions  qui  ne  rentrent 
pas  directement  dans  les  matieres  de  tarifications  de  douane 
et  de  transport.  On  a  täch6  de  reserver,  pour  en  faire  l'objet 
d'arrangements  speciaux,  les  reglements  relatifs  ä  la  navigation, 
les  questions  consulaires,  Celles  qui  se  rattachent  aux  societes 
commerciales,  ä  la  propriete  litteraire,  ä  la  propriete  industrielle, 
etc.  G'est  ainsi  que  lors  de  la  conclusion  du  dernier  traite  de 
commerce  avec  la  Suede  et  la  Norwege,  une  serie  de  dispositions 
de  l'ancien  traite  concernant  ces  derniers  points,  n'ont  pas  et6 
reproduites.  Comme  on  l'a  tres  bien  fait  observer,  le  principal 
interet  que  presente  cette  disjonction  est  le  suivant:  la  denon- 
ciation  des  traites  de  commerce  n'entraine  pas  la  mise  en  question 
de  tous  les  points  regles  par  des  arrangements  speciaux.  Mais 
il  n'est  pas  toujours  possible  d'atteindre  completement  ce  but. 
Et  certains  points,  malgre'  notre  desir  de  les  exclure  des  traites, 
continuent  ä  y  figurer. 

J'ajoute  que  Pidee  de  proposer  aux  divers  gouvernements 
un  texte  type  pour  les  traites  de  commerce  presenterait  des 
avantages  evidents  et  que  sa  realisation  serait  rendue  plus 
facile,  si  l'on  se  bornait,  comme  le  desire  la  Belgique,  ä  limiter 
les  dispositions  qui  doivent  y  etre  comprises. 

Quant  aux  questions  que  nous  reservons  pour  des  accords 
speciaux,  distincts  des  traites  de  commerce,  elles  fönt  l'objet 
d'unions  internationales  etendues  ou  restreintes.  Le  Gouverne- 
ment Beige,  qui  a  pris  part  ä  la  plupart  de  ces  Unions,  se  preterait 
sans  doute,  volontiers  ä  examiner  avec  bienveillance  les  propo- 
sitions  qui  lui  seraient  faites  en  vue  d'en  augmenter  le  nombre. 

Nous  ne  pouvons  evidemment  preconiser  que  des  mesures 
generales.  Elles  comportent  toujours  certaines  exceptions. 
Je  pense  qu'ainsi  entendue  la  proposition  qui  est  deposee  est 
de  nature  ä  rallier  une  adhesion  unanime.  L'honorable  delegue" 
de  la  Hongrie  me  fait  un  signe  affirmatif.  Pour  bien  marquer 
que  ces  diverses  matieres  doivent  etre  reglees  säparement,  j'ai 
l'honneur,  d'accord  avec  mon  honorable  ami,  M.  le  Präsident 
de  l'Union  Autrichienne,  de  deposer  l'amendement  suivant : 
intercaler  les  mots:  ,,en  dehors  des  traites  de  commerce". 
(Adhesion.) 
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Hofrat  von  Csatäry-Budapest : 

Hoheit, 
Hochverehrte  Herren! 

Ich  konstatiere,  daß  zwischen  sämtlichen  Referenten  volle 
Übereinstimmung  darüber  herrscht,  daß  bei  der  Handhabung 
der  Vertragsinstrumente  auf  den  verschiedensten  Gebieten,  zu- 
folge divergierender  Auslegungen,  Differenzen  und  mitunter  tief- 
gehende Schädigungen  wirtschaftlicher  Interessen  vorkommen. 

Auch  sind  die  Herren  alle  einig  darin  —  und  dies  kommt 
auch  in  der  beantragten  Resolution  entsprechend  zum  Aus- 
druck —  daß  die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  nach 
Kräften  zur  Milderung  und  Beseitigung  der  vorhandenen  Rei- 
bungsflächen beitragen  sollten. 

Als  ersten  und  grundlegenden  Schritt  nach  dieser  Richtung 
möchte  ich  mir  erlauben  einen  Antrag  zu  stellen. 

Nachdem  in  unserer  Mitte  hervorragende  Arbeiter  aller 
jener  Wirtschaftszweige  Sitz  und  Stimme  haben,  auf  welche 
sich  die  Handelsverträge  beziehen,  beantrage  ich,  daß  zunächst 
unsere  verehrten  Vereinsmitglieder  alle  jene  Differenzen,  welche 
sie  bei  der  praktischen  Anwendung  der  zu  Recht  bestehenden 
Handelsverträge  beobachtet  haben,  nach  Gegenständen  geordnet 
ihren  Zentralstellen  bekannt  geben  mögen,  welch  letztere  dieses 
Material  einvernehmlich  zusammenstellen  sollten. 

Auf  diese  Weise  würden  wir  eine  schätzenswerte  praktische 
Grundlage  für  die  weitere  Behandlung  dieser  für  die  gedeihliche 
Fortbildung  der  internationalen  wirtschaftspolitischen  Bezie- 
hungen so  eminent  wichtigen  Frage  erlangen. 

(Beifall.) 

Vorsitzender: 

Sie  stellen  keinen  schriftlichen  Antrag? 

Hof  rat  Dr.  von  Csatäry-Budapest: 

Wenn  es  gewünscht  wird,  so  werde  ich  so  frei  sein.,  das 
zu  tun. 

Vorsitzender: 

Ich  würde  dann  vorläufig  über  den  Antrag  abstimmen 
lassen,  den  ich  bereits  vorhin  zur  Verlesung  gebracht  habe: 
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„Die  Versammlung  erachtet  es  für  erstrebenswert,  daß  die 
allgemeinen  Grundlagen  der  internationalen  Handelsbe- 
ziehungen, die  bisher  einen  Teil  des  Inhalts  der  Handels- 
verträge bildeten,  einheitlich  durch  internationalen  Vertrag 
außerhalb  der  eigentlichen  Handelsverträge  geregelt  werden. 
Sie  ersucht  die  Vereine,  ihre  Regierungen  für  diesen  Ge- 
danken zu  interessieren  und  ihn  auch  durch  andere  zweck- 
entsprechende Maßregeln  seiner  Verwirklichung  entgegen- 
zuführen." 

Alle  drei  Herren  haben  im  wesentlichen  diesen  Standpunkt 
eingenommen. 

Ich  bitte  diejenigen  Herren,  die  dagegen  sind,  die  Hand 
zu  erheben.  — 

Es  erhebt  sich  keine  Hand;  der  Antrag  ist  also  ein- 
stimmig   angenommen    worden. 

Der  formulierte  Antrag  Csatäry*)  könnte  dann  viel- 
leicht dem  Bureau  eingereicht  werden.  Ich  brauche  über 
ihn  nicht  erst  abstimmen  zu  lassen,  da  die  Ausführungen 
seines  Autors  keinem  Widerspruch  begegnet  sind. 

Das  Wort  ist  nicht  mehr  verlangt  worden.  Ich  schließe 
also  die  Verhandlungen  zu  diesem  Punkt.  Wir  kommen  nun- 
mehr zu  einem  weiteren  Gegenstande  unserer  Tagesordnung: 

Internationaler  Post-Überweisungs-Verkehr. 

Herr  Ministerialrat  v.  Haläsz,  der  ein  Referat  erstatten 
sollte,    ist  leider    durch  einen  Trauerfall    am  Erscheinen    ver- 


*)  Er  wurde  wie  folgt  gefaßt: 

„Ich  beantrage,  daß  im  Interesse  der  Erlangung  einer 
praktischen  Grundlage  für  die  weitere  Behandlung  der  für 
die  gedeihliche  Fortbildung  der  internationalen  wirtschafts- 
politischen Beziehungen  so  eminent  wichtigen  Frage  der 
Handelsverträge  zunächst  unsere  verehrten  Vereinsmitglieder 
aufgefordert  werden  mögen,  alle  jene  Differenzen,  welche 
sie  bei  der  praktischen  Anwendung  der  zu  Recht  bestehenden 
Handelsverträge  beobachtet  haben,  nach  Gegenständen  ge- 
ordnet ihren  Zentralstellen  bekannt  zu  geben,  welch  letztere 
dieses  Material  für  die  Zwecke  der  weiteren  Behandlung 
einvernehmlich  zusammenzustellen  hätten." 
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hindert.  Ich  höre  aber,  daß  ein  Vertreter  des  Herrn  Ministerial- 
rats v.  H  a  1  ä  s  z  zur  Stelle  ist,  der  an  seiner  Statt  uns  das 
Referat  vortragen  wird.  Ich  bitte  Herrn  Ministerialsekretär 
Dr.  von  Deschän,  das  Wort  zu  nehmen. 


Ministerialsekretär  Dr.  Achill  von  Deschän- Budapest: 

I. 

Der  sogenannte  Postscheckverkehr  wurde  zuerst  in  Öster- 
reich (1883)  und  einige  Jahre  später  (1890)  in  Ungarn  eingeführt. 
Beide  Staaten  haben  den  neuen  Geschäftszweig  zu  einem  orga- 
nischen Bestandteil  ihrer  Postsparkassen  ausgestaltet,  und  sind 
durch  die  Erfolge,  welche  das  Unternehmen  begleiteten,  die 
gehegten  Erwartungen  weit  übertroffen  worden.  Diese  Erfolge 
waren  es  eben,  die  auch  andere  Staaten  zu  ähnlichem  Schritte 
aneiferten.  Namentlich  wurde  der  Postscheckverkehr  im  Jahre 
1906  in  der  Schweiz  aktiviert,  und  das  Deutsche  Reich  folgte 
mit  dem  Beginne  des  neuen  Jahres  dem  guten  Beispiel.  Nach- 
dem aber  die  Postsparkassen-Institution  als  solche  weder  in 
Deutschland  noch  in  der  Schweiz  verwirklicht  werden  konnte, 
haben  diese  Staaten  den  Post-Scheckverkehr  im  Rahmen  ihres 
Postwesens  organisiert. 

Nebst  dieser  Eigenart  der  Organisation  weicht  die  Einrich- 
tung des  in  Österreich  und  Ungarn  geschaffenen  Postscheck- 
verkehres von  derjenigen  der  Schweiz  bzw.  Deutschlands  noch 
in  einem  anderen  wesentlichen  Punkte  ab.  Die  Postsparkassen 
Österreichs  und  Ungarns  sind  nämlich  zentralistisch  organisierte 
Anstalten,  welche  den  gesamten  Verkehr  an  sich  ziehen  und 
allein  bewältigen,  während  in  den  übrigen  Staaten  zwar  auch 
je  ein  Zentralinstitut  besteht,  die  Agenden  des  letzteren 
jedoch  mehr  administrativer  als  betriebstechnischer  Natur  sind. 
Als  eigentliche  Geschäftszentren  fungieren  die  sogenannten 
Scheckämter,  deren  es  mehrere  gibt. 

Die  einzelnen  Staaten  haben  somit  auf  ihr  Postscheck- 
system, ihren  speziellen  Verhältnissen  entsprechend,  ganz  ver- 
schiedene Grundsätze  angewendet,  welche  in  manchen  Be- 
ziehungen, namentlich  was  die  räumliche  Abwickelung  des 
Verkehres  betrifft,  einander  diametral  entgegengesetzt  sind. 
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Diese  Tatsache  soll  an  dieser  Stelle  besonders  hervorge- 
hoben werden  und  zwar  aus  zweifachem  Grunde. 

Zuerst,  weil  die  nach  den  einzelnen  Staaten  variierende 
Einrichtung  des  Postscheckverkehres  dort,  wo  es  sich  um  die 
Durchführbarkeit  des  Postüberweisungsverkehres  handelt,  als 
ein  Faktor  von  nicht  geringer  Bedeutung  in  den  Vordergrund 
tritt,  mit  dem  bei  der  Lösung  der  Frage  gerechnet  werden  muß. 

Andererseits  kann,  meiner  Ansicht  nach,  gerade  auf  diese 
Verschiedenartigkeit  der  Organisation,  die  Benennung  des 
Gegenstandes,  der  uns  hier  beschäftigt,  zurückgeführt  werden; 
eine  Benennung,  welche  zwar  das  Wesen  der  Sache  nicht  deckt, 
nach  dem  Angeführten  aber  als  motiviert  erscheint,  umsomehr, 
als  der  Scheck-  und  Giroverkehr  in  den  bezeichneten  vier  Staaten 
trotz  der  angedeuteten  Abweichungen  im  Endresultate  doch 
dieselbe  Tendenz  und  denselben  Zweck  verfolgt. 

Das  anzustrebende  Ziel  ist  die  organische  Verbindung 
der  in  den  verschiedenen  Staaten  bestehenden  staatlichen 
Scheck-  und  Giroinstitute,  mögen  nun  diese  als  reine  Post- 
sparkassen oder  als  spezielle  Scheckämter  vor  uns  treten. 

Es  folgt  hieraus,  daß  unter  einem  internationalen  Post- 
überweisungsverkehr nichts  anderes  zu  verstehen  ist,  als  die 
im  Interesse  von  gegenseitigen  Geldüberweisungen  geschaffenen 
Verbindungen  der  von  den  einzelnen  Staaten  im  Rahmen  ihrer 
Postsparkassen  bzw.  ihrer  Postinstitute  ins  Leben  gerufenen 
Scheck-  und  Giroeinrichtungen. 

IL 

Die  staatlichen  Scheck-  und  Giroanstalten  haben,  wie  es 
die  Erfahrung  zeigt,  zu  der  Entfaltung  eines  großangelegten 
Scheck-  und  Giroverkehrs  im  Inlande  wesentlich  beigetragen, 
sind  jedoch  ohne  Zweifel  in  hohem  Grade  geeignet,  die  bar- 
geldersparende Rolle  des.  Giroverkehrs  auch  in  den  internatio- 
nalen Relationen  wirksamst  zur  Geltung  zu  bringen. 

In  der  im  Jahre  1906  in  Wien  abgehaltenen  gemeinsamen 
Konferenz  der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  war  ich 
bestrebt  nachzuweisen,  daß  die  staatlichen  Scheck-  und  Giro- 
Anstalten  besonders  berufen  wären,  einem  internationalen 
Überweisungsverkehr  den  Weg  zu  ebnen  und  dessen  Ausbreitung 
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zu  sichern.  Die  Konferenz  war  so  freundlich,  meinen  Aus- 
führungen zuzustimmen,  indem  sie  den  von  mir  vorgelegten 
Antrag  einhellig  zum  Beschlüsse  erhob. 

Der  betreffende  Teil  dieses  Beschlußantrages  lautete  fol- 
gendermaßen : 

Im  Interesse  der  im  allgemeinen  empfehlenswerten,  ins- 
besondere aber  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Öster- 
reich-Ungarn zu  erstrebenden  Einführung  eines  internationalen 
Giroverkehres  erachten  die  mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereine es  für  wünschenswert,  daß: 

1.  „Die  im  Deutschen  Reiche  im  Rahmen  der  Reichspost- 
anstalt geplante  und  vom  Deutschen  Reichstage  prinzipiell 
bereits  gutgeheißene  Scheck-  und  Giroeinrichtung  baldigst 
einer  endgültigen  legislativen  Erledigung  zugeführt  werde 
und  daß  nach  deren  Durchführung  zwischen  dem  letzteren 
Institute  und  den  österreichischen  und  ungarischen  staatlichen 
Giroanstalten  (Postsparkassen)  zum  Zwecke  der  gegenseitigen 
Überweisungen  eine  entsprechende  Verbindung  hergestellt 
werde." 

Ich  darf  wohl  mit  Freude  und  Genugtuung  konstatieren, 
daß  von  den  im  erwähnten  Beschlußantrag  zum  Ausdruck 
gebrachten  Postulaten  das  erste:  nämlich  die  Kreirung  des 
deutschen  Postscheck-  und  Giroverkehres  bereits  in  Erfüllung 
gegangen  ist,  und  daß  im  Interesse  der  Verwirklichung  des  an 
zweiter  Stelle  hervorgehobenen  Wunsches  ein  wichtiger  Schritt 
schon  dadurch  getan  ist,  daß  die  Frage  der  organischen  Ver- 
bindung der  deutschen,  österreichischen  und  ungarischen  staat- 
lichen Scheck-  und  Giroanstalten  zum  Zwecke  des  Zustande- 
kommens eines  internationalen  Oberweisungsverkehres  auf  die 
Tagesordnung  unserer  jetzigen  gemeinsamen  Konferenz  gesetzt 
wurde.  Ohne  Zweifel  kann  dies  als  Beweis  und  als  Garantie 
dessen  gelten,  daß  die  interessierten  Kreise  die  in  der  Wiener 
Konferenz  angeregte  Idee  billigen  und  behufs  Durchführung 
derselben  ihr  Möglichstes  tun  werden. 

III. 

Bevor  ich  die  Tunlichkeit  und  die  Modalitäten  der  Aus- 
führung des  internationalen  Überweisungsverkehres  näher  er- 
örtere, möchte  ich  die  Aufmerksamkeit  der  Konferenz  auf  den 
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Umstand  hinlenken,  daß  dieser  Verkehr  in  der  Wirklichkeit 
bereits  besteht,  indem  zwischen  den  Postsparkassen  Österreichs 
und  Ungarns  im  Jahre  1896  ein  von  den  betreffenden  Regierungen 
genehmigtes  Übereinkommen  zustande  kam,  welches  die  gegen- 
seitigen Überweisungen  ermöglicht  und  regelt. 

Diese  Verbindung  kann  mit  Rücksicht  auf  das  selbständige 
Staatsleben  der  erwähnten  Gebiete  als  international  betrachtet 
werden,  obzwar  das  gemeinsame  Zollgebiet,  die  Einheit  der 
Währung  und  mehrere,  in  gegenseitigem  Einvernehmen  geregelte 
wirtschaftliche  Fragen,  ferner  die  dem  Wesen  nach  gleichförmige 
Einrichtung  des  Postsparkassen-Scheck-  und  Giroverkehres 
naturgemäß  einen  solchen  Zustand  herbeiführten,  dem  es  an 
manchen  Merkmalen  fehlt,  welche  bei  internationalen  Ver- 
bindungen sonst  regelmäßig  anzutreffen  sind. 

Es  dürfte  jedoch  von  Wichtigkeit  sein,  die  erwähnte  Ver- 
einbarung und  die  dadurch  geschaffene  Lage  näher  kennen  zu 
lernen;  es  bietet  sich  in  derselben  eine  typische  Art  dar, 
wie  das  Verhältnis  der  in  Betracht  kommenden  Anstalten  zu 
einander  organisatorisch  auszugestalten  und  die  wirtschaftlich 
erfolgreichste  Tätigkeit  derselben  zu  sichern  wäre. 

Die  Vereinbarung  bezweckt  die  Einführung  von  Über- 
weisungen von  Geldbeträgen  zwischen  Kontoinhabern  im  Scheck- 
verkehr der  königlich  ungarischen  Postsparkasse  und  des  k.  k. 
österreichischen  Postsparkassenamtes  im  Wege  der  Ab-  und 
Zuschreibung  auf  den  betreffenden  Konten.  Der  Verkehr  selbst 
wird  in  der  Vereinbarung  als  „Wechsel verkehr"  bezeichnet. 

Auf  diesen  Wechselverkehr  haben  die  bei  den  beiden  An- 
stalten bestehenden  Vorschriften  und  Gebühren  Anwendung 
zu  finden. 

Jeder  Kontoinhaber  im  Clearingverkehr  bei  einer  der  zwei 
Anstalten  kann  Beträge  aus  seinem  verfügbaren  Guthaben  auf 
irgendwelche  bei  dem  anderen  Institute  im  Clearingverkehr 
bestehenden  Konti  überweisen. 

Die  Lastschriften  im  Wechselverkehr  der  beiden  Post- 
sparkassen unterliegen  der  vorgeschriebenen  Provision  von 
14V00  für  Beträge  bis  6.000  Kronen  und  y8  %0  für  Beträge 
über  6.000  Kronen. 

Bargeldüberweisungen  können  im  Wechselverkehr  nicht 
stattfinden. 
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Jede  Anstalt  hat  jeden  Tag,  an  welchem  Schecks  zur  Über- 
weisung von  Geldbeträgen  an  Kontoinhaber  der  anderen  Anstalt 
vorkommen,  über  die  überwiesenen  Beträge  eine  besondere 
Liste  (Wechselverkehrsliste)  anzufertigen. 

Zur  Durchführung  der  Überweisungen  eröffnet  jede  der 
beiden  Anstalten  der  anderen  ein  Konto;  eine  Zinsen-  oder 
Gebührenverrechnung  findet  auf  diesem  Sammelkonto  nicht 
statt. 

Mit  der  Endsumme  der  täglich  ausgefertigten  Wechsel- 
verkehrsliste wird  das  Sammelkonto  der  überweisenden  Anstalt 
belastet;  gleichzeitig  werden  die  einzelnen  Beträge  auf  den  in 
der  Liste  angeführten  Konti  gutgeschrieben  und  die  Konto- 
inhaber hievon  durch  Kontoauszüge  verständigt. 

Beiden  Instituten  steht  das  Recht  zu,  gegen  sechsmonat- 
liche Kündigung  von  der  Vereinbarung  zurückzutreten. 

Es  erübrigt  noch  kurz  anzudeuten,  wie  die  benannten 
Postsparkassen  ihre  gegenseitigen  Forderungen,  welche  aus 
dem  Wechselverkehr  sich  ergeben,  zur  Ausgleichung  bringen. 

In  dieser  Hinsicht  gilt  als  Grundprinzip,  daß  über  das  auf 
den  Durchführungskonten  sich  ansammelnde  Guthaben  die 
berechtigte  Anstalt  mittelst  Scheck  verfügt. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  die  Ausgleichung,  soweit 
dies  möglich,  im  Wege  der  gegenseitigen  Kompensierungen 
geschieht;  die  sodann  noch  aufrecht  bestehende  Forderung 
wird  im  Giroverkehr  der  Österreichisch-Ungarischen  Bank  be- 
glichen, wo  beide  Postsparkassen  Kontoinhaber  sind. 

Den  Umfang  dieses  Verkehres  möchte  ich  mit  einigen 
Daten  (aus  den  letzten  drei  Jahren)  veranschaulichen. 


Jahr 

Von  Kontoinhabern  der  ung. 

Postsparkasse  wurden  auf 

Scheckkontider  österreichischen 

Postsparkasse  überwiesen 

Von  Kontoinhabern  der  öster- 
reichischen Postsparkasse 
wurden  auf  Scheckkonti  der 
ung.  Postsparkasse  überwiesen 

Stückzahl    [Betrag  in  Kronen 

Stückzahl    i  Bf  trag  in  Kronen 

1905 
1906 
1907 

88.223 
91.544 
96.697 

143,571.665 
162,259.373 
167,870.898 

11.329 
13.420 
15.366 

33,287.109 
36,700.972 
36,681.437 
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Aus  diesen  Daten  erhellt,  daß  die  von  den  Konten  der 
ungarischen  Postsparkasse  überwiesenen  Beträge  die  Summe 
der  Überweisungen  seitens  der  Kontoinhaber  der  österreichischen 
Postsparkasse  mehrfach  übersteigen,  was  ohne  Zweifel  auf  die 
einseitige  Entwickelung  des  Überweisungsverkehres  selbst  hin- 
deutet. 

Nichtsdestoweniger  werden  ganz  bedeutende  Summen  auf 
dem  Wege  der  Kompensation  beglichen,  und  nachdem  auch 
die  nicht  kompensierten  Beträge  im  Giroverkehr  der  Notenbank 
geregelt  werden,  erfährt  eigentlich  der  ganze  Verkehr  eine  giro- 
mäßige Behandlung  und  wird  mit  tunlichster  Zurückdrängung 
des  Bargeldes  abgewickelt. 

IV. 

Die  Tatsache  allein,  wonach  zwischen  der  österreichischen 
und  der  ungarischen  Postsparkasse  ein  regelrechter  Wechsel- 
verkehr bereits  existiert,  dürfte  eine  längere  Beweisführung 
nach  der  Richtung  überflüssig  machen,  daß  ein  Überweisungs- 
verkehr zwischen  den  Scheck-  und  Giroanstalten  verschiedener 
Staaten  überhaupt  im  Bereiche  der  Möglichkeit  liegt. 

Wie  ich  zu  erwähnen  bereits  die  Ehre  hatte,  haben  die 
einzelnen  Staaten  beim  Ausbau  ihres  Postscheckverkehres  in 
mancher  Beziehung  divergierenden  Grundsätzen  gehuldigt. 

Es  entsteht  nun  die  Frage,  ob  diese  Verschiedenheiten  in 
der  Organisation  nicht  einer  Vereinbarung  im  Wege  stehen, 
mittels  welcher  ein  gegenseitiger  Überweisungsverkehr  beispiels- 
weise zwischen  Deutschland  und  Ungarn  hergestellt  würde. 

In  dieser  Hinsicht  kann  der  Umstand,  daß  Ungarn  den 
Scheck-  und  Giroverkehr  im  Rahmen  seiner  Postsparkasse, 
Deutschland  hingegen  im  Rahmen  seiner  Post,  ersterer  Staat 
auf  zentralistischer,  letzterer  auf  dezentralistischer  Grundlage 
organisiert  hat,  kaum  ein  nennenswertes  Hindernis  bilden. 
Die  Verfügung  darüber,  innerhalb  welches  Staatsbetriebes  die 
Einrichtung  des  Scheck-  und  Giroverkehres  zu  erfolgen  habe, 
unterliegt  hauptsächlich  administrativen  Erwägungen.  Eine 
bei  den  Postsparkassen  zutage  tretende  Besonderheit  besteht 
darin,  daß  dieselben  als  ersten  legitimen  Geschäftszweig  das 
Spargeschäft  betrieben  und  den  Scheck-  und  Giroverkehr  erst 
später    in    ihren    Wirkungskreis    aufgenommen    haben.      Diese 
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Tatsache  ist  jedoch  vom  Gesichtspunkte  des  internationalen 
Überweisungsverkehres  ohne  Belang  —  weil  die  beiden  Ge- 
schäftszweige sowohl  inbetreff  des  Betriebes  als  auch  der  Ge- 
schäftsprinzipien vollständig  von  einander  getrennt  geführt 
werden.  Der  innerhalb  der  Postsparkasse  etablierte  Scheck- 
und  Giroverkehr  bildet  demnach  einen  ebenso  unabhängigen 
Geschäftszweig  wie  der  bei  den  in  Deutschland  und  in  der  Schweiz 
speziell  zu  diesem  Zwecke  errichteten  Scheckämtern  organisierte 
Scheck-  und  Giroverkehr. 

Es  läßt  sich  nicht  in  Abrede  stellen,  daß  zwischen  den 
Scheck-  und  Giroeinrichtungen  der  verschiedenen  Staaten  auch 
in  Fragen  rein  geschäftlicher  Natur,  wie  z.  B.  der  Verzinsung 
überhaupt,  oder  der  Höhe  des  Zinsfußes  und  der  Gebühren  usw. 
Ungleichheiten  bestehen.  Diese  können  aber  ebenfalls  außer 
acht  gelassen  werden,  weil  doch  die  einschlägigen  Einrichtungen 
ihrem  Wesen  nach  identisch  sind  und  die  Formen  des  Betriebes, 
abgesehen  von  einzelnen  Details,  übereinstimmen. 

Ebensowenig  dürfte  der  aus  den  zentralistischen  und  dezen- 
tralistischen  Systemen  entspringende  Unterschied  auf  die  Her- 
stellung einer  Verbindung  zwischen  solchen  staatlichen  Insti- 
tuten, welche  nach  verschiedenen  Prinzipien  organisiert  sind, 
irgendwelchen  störenden  Einfluß  ausüben.  Das  praktische 
Leben  bietet  uns  Beispiele  und  Beweise  dafür,  daß  auch  solche 
Institute  zu  einer  Vereinbarung  gelangen  konnten.  Es  besteht 
namentlich  zwischen  der  k.  ung.  Postsparkasse  und  der  Öster- 
reichisch-Ungarischen Bank  eine  derartige  Giroverbindung, 
durch  welche  im  Wege  der  zentralisierten  Postsparkasse  Ober- 
weisungen auf  jede  Filiale  der  Österreichisch-Ungarischen  Bank 
erfolgen  können.  Dieses  Giroverhältnis  ist  —  in  Ansehung  der 
Bankfilialen  —  zwar  nur  ein  mittelbares,  weil  die  Überweisungen 
der  Postsparkasse  auf  die  Bankfilialen  vorher  die  Budapester 
Hauptanstalt  passieren  müssen,  es  wäre  aber  auch  eine  solche 
Form  der  Verbindung  möglich,  daß  das  Zentralinstitut  mit  den 
Filialen  des  anderen  auf  dezentralistischer  Grundlage  aufge- 
bauten Institutes  oder  mit  einem  Teile  derselben  in  unmittelbare 
Beziehungen  trete.  Auf  diese  Weise  wurde  auch  die  Frage 
von  Seite  der  österreichischen  Postsparkasse  in  ihrer  mit  der 
Deutschon  Bank  im  Interesse  der  gegenseitigen  Überweisungen 
abgeschlossenen  Vereinbarung  gelöst. 
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Außer  den  Unterschieden  in  der  Organisation  der  staat- 
lichen Scheck-  und  Giroanstalten  erfordert  die  Verschiedenheit 
der  Währung  in  den  einzelnen  Staaten  eine  eingehendere  Be- 
handlung. 

Was  diesen  wichtigen  Punkt  anbelangt,  möchte  ich  der 
Oberzeugung  Ausdruck  verleihen,  daß  die  Valutafrage  dem 
Zustandekommen  eines  internationalen  Überweisungsverkehres 
nicht  im  Wege  stehe. 

Wenn  die  Ausgleichung  der  aus  dem  internationalen  Post- 
oder Eisenbahnverkehre  resultierenden  gegenseitigen  Forderungen 
und  Verbindlichkeiten  — ■  trotz  der  verschiedenen  Valuta  —  mög- 
lich gemacht  wurde,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  auch 
die  vertragschließenden  staatlichen  Scheck-  und  Giroinstitute 
betreffs  der  Umrechnungsmodalitäten  der  fremden  Valuta  zu 
einer  Vereinbarung  werden  gelangen  können. 

Diesbezüglich  kann  nur  von  der  Feststellung  jener  Grund- 
sätze die  Rede  sein,  nach  welchen  die  Umrechnungen,  sowohl 
den  Kontoinhabern  der  einzelnen  Institute  gegenüber  als  auch 
inbetreff  der  gegenseitigen  Abrechnungen  der  vertragschließenden 
Institute,  zu  vollziehen  sein  werden. 

Zumeist  geschehen  die  Umrechnungen  entweder  nach 
einem  fixen  Kurse  oder  auf  Grund  der  täglichen  Börsenkurse. 
Im  internationalen  Verkehre  finden  sich  für  beide  Arten  Bei- 
spiele vor.  So  kommen  im  internationalen  Postverkehre  die 
fixen  Umrechnungskurse  in  Anwendung.  Ebenso  wurde  — 
meines  Wissens  —  in  dem  zwischen  dem  schweizerischen  Post- 
scheck- und  Giroinstitut  und  dem  Londoner  Schweizer  Bank- 
verein betreffs  der  gegenseitigen  Bar-  und  Giroüberweisungen 
geschlossenen  Übereinkommen  ebenfalls  ein  fixer  Umrech- 
nungskurs stipuliert.  (1  £  =  25.26  frcs.)  Bei  dem  zwischen  der 
österreichischen  Postsparkasse  und  mehreren  ausländischen 
privaten  Banken  bestehenden  Überweisungsverkehr  wurde  hin- 
gegen zum  Zwecke  der  Umrechnungen  auf  die  fremde  Valuta 
der  tägliche  Börsenkurs  als  Grundlage  angenommen. 

Obwohl  die  Lösung  der  Umrechnungsfrage  eigentlich  ein 
Detail  ist,  welches  hauptsächlich  von  der  Erwägung  der  vertrag- 
schließenden Parteien  abhängt,  kann  ich  doch  nicht  umhin,  zu 
betonen,  daß  es  mir  richtiger  erscheint,  die  Umrechnungen 
unter  Zugrundelegung  des  täglichen  Börsenkurses  vorzunehmen. 
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Es  ist  zwar  nicht  ausgeschlossen,  daß  bei  den  auf  Grund 
der  Börsenkurse  erfolgenden  Umrechnungen  die  einzelnen 
Institute  Kursverluste  erleiden.  Sollte  aber  die  Aufrecht- 
erhaltung dieses  Verkehres  in  einzelnen  Jahren  mit  Opfern 
verbunden  sein,  so  müßten  diese  eben  von  den  staatlichen 
Instituten  im  Interesse  einer  solchen  Einrichtung  getragen 
werden,  deren  Bargeld  sparende  Wirkung  das  ganze  volks- 
wirtschaftliche Leben  ihres  Staates  wohltätig  beeinflußt.  Auf 
die  Kontoinhaber  würde  der  internationale  Überweisungs- 
verkehr jedenfalls  eine  um  so  größere  Anziehungskraft  ausüben, 
je  mehr  sich  derselbe  inbetreff  der  Umrechnung  dem  im  kom- 
merziellen Leben  gebräuchlichen  Verfahren  anschmiegt,  das 
heißt  die  Zahlungsleistung  der  tatsächlichen  Bewertung  mög- 
lichst nahe  käme. 

V. 

Im  Vorhergehenden  glaube  ich  dargelegt  zu  haben,  daß  die 
geschilderte  Verbindung  zwischen  der  österreichischen  und  der 
ungarischen  Postsparkasse  im  allgemeinen  auch  als  Muster  für 
die  zwischen  den  Scheck-  und  Giroinstituten  anderer  Staaten 
abzuschließenden  Vereinbarungen  dienen  kann. 

Was  nun  die  näheren  Modalitäten  des  zu  schaffenden 
internationalen  Überweisungsverkehres  betrifft,  ist  in  erster 
Linie  die  Frage  zu  erledigen,  in  welcher  Form  derselbe  platz«- 
greifen  soll. 

Neben  dem  eigentlichen  Überweisungsverkehr  —  wobei 
Transaktionen  nur  von  Konto  zu  Konto  vorgenommen  werden 
—  begegnen  wir  nämlich  in  der  Praxis  noch  einer  laxeren  Form 
desselben,  bei  welcher  auch  die  Vermittelung  von  Bareinlagen 
und   Rückzahlungen  bezweckt  wird. 

Derartige  Verbindungen  kamen  zwischen  der  österreichischen 
Postsparkasse  und  mehreren  ausländischen  Banken,  sowie 
zwischen  dem  Schweizer  Postscheck-  und  Giroinstitut  und  dem 
Schweizerischen  Bankverein  in  London  zustande. 

Es  steht  außer  Frage,  daß  das  Endziel  des  internationalen 
Postüberweisungsverkehres  kein  anderes  sein  kann  als  die 
Verminderung,  beziehungsweise  vollständige  Eliminierung  der 
Bargeldzirkulation  in  den  ausländischen  Relationen.  Aus 
diesem  Grunde  läßt  auch  schon  die  Benennung  des  in  Diskussion 
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stehenden  Gegenstandes  darauf  schließen,  daß  hier  nur  von  der 
Schaffung  eines  auf  rein  giromäßiger  Basis  beruhenden  inter- 
nationalen Oberweisungsverkehres  die  Rede  sein  kann. 

Aber  hiervon  abgesehen,  sprechen  auch  Zweckmäßigkeits- 
gründe dafür,  daß  die  internationale  Verbindung  der  staatlichen 
Scheck-  und  Giroinstitute  auf  die  kontomäßigen  Transaktionen 
beschränkt  werde. 

Die  Entwicklung  des  Giroverkehres  ist  nämlich  bei  den 
staatlichen  Instituten  schon  deshalb  besonders  zu  erwarten, 
weil  bei  der  staatlichen  Scheck-  und  Giroeinrichtung  mit  Recht 
auf  eine  massenhafte  Teilnahme,  beziehungsweise  auf  eine  große 
Anzahl  der  Kontoinhaber  gerechnet  werden  darf.  Die  Gering- 
fügigkeit der  Stammeinlage,  die  Unabhängigkeit  der  Aufnahme 
in  den  Verkehr  von  der  Kreditfähigkeit,  gewisse  Begünstigungen 
(Stempel-  und  Portofreiheit),  die  mäßige  Höhe  der  für  die  Be- 
nützung der  Einrichtung  zu  entrichtenden  Gebühren  haben  alle 
nur  den  Zweck,  die  Anzahl  der  Konti  möglichst  zu  steigern. 

Je  größer  nun  die  Anzahl  der  Kontoinhaber  der  einzelnen 
staatlichen  Scheck-  und  Giroinstitute  ist,  um  so  umfangreicher 
gestaltet  sich  auch  der  Kreis,  mit  dessen  Hilfe  dieselben  zum 
Ausbau  des  internationalen  Überweisungs-,  beziehungsweise 
Giroverkehres  beizutragen  in  der  Lage  sind. 

Im  Gegensatze  hiezu  würde  jene  nicht  „reine"  Form  des 
internationalen  Überweisungsverkehres,  welche  auch  die  gegen- 
seitige Vermittelung  von  baren  Ein-  und  Rückzahlungen  er- 
möglicht, das  Bestreben,  die  Bargeldzirkulation  auch  in  den 
internationalen  Beziehungen  womöglichst  einzudämmen,  nicht 
nur  nicht  fördern,  sondern  in  dem  gegebenen  Falle  sogar  hindern, 
weil  durch  die  baren  Ein-  und  Rückzahlungen  der  Giroverkehr 
naturgemäß  verkürzt  würde. 

Die  Inanspruchnahme  des  Giro-  und  Clearingverkehres  ist 
auch  in  den  fortgeschritteneren  Staaten  des  Kontinentes  noch 
nicht  derartig  verbreitet,  als  daß  es  nicht  motiviert  wäre,  im 
Interesse  desselben  einen  gewissen  Druck  von  Seite  der  staat- 
lichen Institute  auszuüben. 

Schließlich  können  die  finanziellen  Interessen  der  Staaten 
an  ihren  Postanstalten  nicht  außer  acht  gelassen  werden.  Es 
kann  gegenüber  den  die  Vermittelung  von  Barzahlungen  be- 
zweckenden  Verbindungen   mit    Recht   die   Frage   aufgeworfen 
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werden,  ob  die  einzelnen  Staaten  veranlaßt  werden  können,  im 
Dienste  einer  solchen  Institution  Opfer  zu  bringen,  welche  dem 
Zwecke  des  Giroverkehres  nicht  nur  diametral  entgegengesetzt 
ist,  sondern  auch  die  Entwickelung  dieses  Verkehres  geradezu 
erschweren  würde. 

Sollten  hingegen  für  die  Bargeldtransaktionen  Gebühren 
eingehoben  werden,  welche  die  Höhe  der  postalischen  Tarife 
erreichen,  dann  wären  derartige  Verbindungen  wieder  über- 
flüssig, weil  sich  in  diesem  Falle  ein  Verkehr  ohnedies  nicht 
entwickeln  könnte. 

In  der  Voraussetzung  also,  daß  im  internationalen  Post- 
überweisungsverkehre nur  buchmäßige,  sogenannte  Girotrans- 
aktionen zulässig  sind,  will  ich  mich  kurz  mit  jenen  Grundsätzen 
beschäftigen,  welche  diesbezüglich  zu  beobachten  wären. 

Bei  Anwendung  dieser  Grundsätze  sind  vor  allem  jene 
beiden  hauptsächlichen  Verhältnisse  in  Betracht  zu  ziehen, 
welche  bei  den  internationalen  Verbindungen  in  den  Vorder- 
grund treten.  Das  eine  ist  das  Verhältnis  des  vertragschließenden 
Institutes  zu  seinen  eigenen  Kontoinhabern,  das  zweite  hin- 
gegen das  Verhältnis  zwischen  den  vertragschließenden  In- 
stituten selbst. 

Die  Kontoinhaber  unterstehen  meiner  Ansicht  nach  im 
internationalen  Überweisungsverkehr  sowohl  in  formeller  als 
auch  materieller  Hinsicht  in  erster  Linie  den  Vorschriften  ihres 
kontoführenden  Institutes. 

Wenn  wir  diesen  Standpunkt  einnehmen,  so  bildet  der 
Umstand,  daß  z.  B.  Deutschland  oder  die  Schweiz  in  ihren 
Scheckeinrichtungen  die  Frage  der  Verzinsung  und  der  Ge- 
bühren anders  gelöst  haben  als  Österreich  oder  Ungarn,  nicht 
die  geringste  Schwierigkeit. 

Für  die  Inanspruchnahme  des  internationalen  Giroverkehres 
können  zweifellos  besondere  Gebühren  aufgerechnet  werden, 
und  entstehen  hier  die  folgenden  Fragen: 

a)  In  welcher  Höhe  sollen  die  besonderen  Gebühren  fest- 
gesetzt werden? 

b)  Welchem  Institute  sollen  diese  Gebühren  zufallen? 

c)  Kann  die  Höhe  der  Gebühren  in  den  verschiedenen 
Staaten  eine  verschiedene  sein,  oder  soll  der  Grundsatz  der 
gleichmäßigen  Behandlung  zur  Durchführung  gelangen? 
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ad  a)  Über  die  Höhe  der  für  die  internationalen  Ober- 
weisungen einzuhebenden  Gebühren  müssen  sich  immer  die  zwei 
vertragschließenden  Parteien  einigen;  jede  einseitige  Änderung 
der  Gebühren  wäre  unstatthaft. 

ad  b)  Die  für  die  Oberweisungen  zu  entrichtenden  beson- 
deren Gebühren  fallen  jenem  Institute  zu,  welches  dieselben 
tatsächlich  eingehoben  hat. 

Eine  gerechte  Teilung  der  Gebühren  wäre  kaum  durch- 
führbar und  würde  außerdem  die  Abrechnung  komplizieren. 

Auf  diese  Art  bliebe  die  Gebühr  immer  dem  überweisenden 
Institute  gesichert,  welches  bei  der  Transaktion  unleugbar  eine 
größere  Arbeit  zu  verrichten  hat  als  das  die  Gutschrift  em- 
pfangende Institut.  Dies  schließt  jedoch  das  Zustandekommen 
einer  derartigen  Vereinbarung  nicht  aus,  laut  welcher  das  die 
Überweisung  empfangende  Institut  berechtigt  ist,  für  die  Gut- 
schrift des  überwiesenen  Betrages  eine  weitere  besondere  Gebühr 
aufzurechnen. 

ad  c)  Es  muß  jedem  staatlichen  Scheck-  und  Giroinstitute 
freigestellt  bleiben,  mit  den  ähnlichen  Instituten  anderer  Staaten 
hinsichtlich  des  internationalen  Überweisungsverkehres  von- 
einander abweichende  Vereinbarungen  zu  treffen,  weil  es  ja 
nicht  fraglich  sein  kann,  daß  jeder  Staat  berechtigt  ist,  diesen 
Verkehr  in  der  Weise  einzurichten,  wie  es  seinen  Zwecken  am 
besten  entspricht. 

Es  kann  jedoch  als  sicher  gelten,  daß  mit  der  Zeit,  sobald 
nämlich  der  staatliche  Scheck-  und  Giroverkehr  bereits  eine 
größere  Verbreitung  gefunden  und  infolgedessen  die  Anzahl 
der  an  dem  internationalen  Giroverkehr  teilnehmenden  Staats- 
institute zugenommen  haben  wird,  sich  auch  die  Möglichkeit 
darbieten  wird,  den  internationalen  Postüberweisungsverkehr 
—  ebenso  wie  dies  betreffs  der  Postinstitute  durch  die  Schaffung 
des  allgemeinen  Weltpostvereines  durchgeführt  ist  —  in  dem 
Sinne  zu  generalisieren,  daß  die  staatlichen  Institute  sozusagen 
ein  einziges  Geschäftsgebiet  bilden  und  auf  ihren  gegenseitigen 
Verkehr  allerwärts  ganz  übereinstimmende  Normen  in  An- 
wendung bringen. 

Ja,  ich  glaube  noch  weitergehen  zu  können;  es  wird  eine 
Zeit  kommen,  wo  bereits  sämtliche  am  internationalen  Giro- 
verkehr teilnehmende  Institute  untereinander  in  einen  gewissen 
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Konnex  treten  werden,  wodurch  dann  die  breiteste  Basis  für 
die  Entwicklung  dieses  Zahlungssystems  gegeben  sein  dürfte. 
Es  wird  sich  dann  eine  neue  Form  der  internationalen  wirt- 
schaftlichen Vereinigung  herausbilden,  welche  den  mit  einander 
durch  identische  Verträge  verbundenen  staatlichen  Instituten 
erleichtern  würde,  ihre  gegenseitigen  Forderungen  und  Verbind- 
lichkeiten im  Wege  eines  zu  diesem  Zwecke  zu  errichtenden 
Clearinghauses  auszugleichen.  Von  welcher  Bedeutung  dies 
vom  Gesichtspunkte  der  Ersparnis  an  Zirkulationsmitteln  wäre, 
brauche  ich  hier  wohl  nicht  des  Näheren  zu  erörtern. 

Mag  aber  welche  Form  immer  für  die  Abwickelung  des 
Verkehres  gewählt  werden,  ist  es  unumgänglich  notwendig, 
daß  dieselbe,  frei  von  jedem  bureaukratischen  Zuge,  eine  mög- 
lichst einfache  sei,  damit  die  einzelnen  Transaktionen  in  kür- 
zester Zeit  zum  Abschlüsse  gebracht  werden  können.  Nur  eine 
derartige  Einrichtung  wird  die  Ansprüche  der  die  Scheck-  und 
Giroinstitute  benützenden  Parteien  befriedigen.  Bei  der  Ab- 
rechnung zwischen  den  vertragschließenden  Instituten  ist  nach 
Möglichkeit  das  Prinzip  der  Kompensation  durchzuführen,  zur 
Ausgleichung  der  nach  erfolgter  Kompensation  resultierenden 
Saldi  aber  stets  ein  Modus  zu  suchen,  durch  welchen  die  In- 
anspruchnahme des  Bargeldes  auch  weiter  vermieden  werden 
kann. 

Die  auf  die  technische  Seite  des  Verkehres,  den  Zeitpunkt 
der  Abrechnung  usw.  bezughabenden  Momente,  sowie  auch  die 
Frage  der  seitens  jener  staatlichen  Institute  zu  leistenden  Vor- 
schüsse, deren  Verkehr  ein  Passivum  aufweist,  sind  speziellen 
Vereinbarungen  vorzubehalten  und  können  diesbezüglich  all- 
gemeine Grundsätze  nicht  aufgestellt  werden. 


VI. 

Zum  Schlüsse  wäre  noch  eine  wichtige  Frage  zu  erledigen, 
welche  mit  unserem  Gegenstande  in  engem  Zusammenhangs 
steht.  Es  handelt  sich  darum,  ob  die  zwischen  den  staatlichen 
Scheck-  und  Giroinstituten  im  Interesse  des  gegenseitigen  Über- 
weisungsverkehres geschlossenen  Vereinbarungen  etwa  aus- 
schließen, daß  einzelne  solche  Staatsinstitute  zu  demselben 
Zwecke  auch  mit  Privatinstituten  im  Auslande  in  ein  ähnliches 
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Verhältnis  treten,  wobei  natürlich  nur  von  solchen  Instituten 
die  Rede  sein  kann,  welche  vermöge  ihres  Filialnetzes  und  ihrer 
Kapitalskraft  zur  Pflege  eines  ausgebreiteten  Zahlungsdienstes 
ganz  besonders  geeignet  sind. 

Es  ist  bekannt,  daß  derartige  geschäftliche  Verbindungen, 
auf  welche  ich  mir  übrigens  wiederholt  hinzuweisen  erlaubte, 
bereits  bestehen  und  eine  um  so  größere  Aktualität  und  Wichtig- 
keit besitzen,  als  meines  Wissens  auf  diesem  Gebiete  sehr  be- 
friedigende Resultate  erzielt  wurden. 

Prinzipiell  schließt  die  Verbindung  der  staatlichen  Institute 
untereinander  eine  Vereinbarung  mit  Privatinstituten  durchaus 
nicht  aus  und  läßt  eine  solche  auch  nicht  überflüssig  erscheinen. 
Denn  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  damit  ein  neuer  Girokreis 
geschaffen  wird,  beziehungsweise  der  Rahmen  der  buchmäßigen 
Ausgleichungen  bedeutend  vergrößert  werden  kann. 

Die  Ausbreitung  der  Girokanäle  bringt  uns  nicht  nur  jenem 
Ziele  näher,  welches  wir  mit  Rücksicht  auf  die  intensivere  Aus- 
nützung der  Zirkulationsmittel  zu  erreichen  trachten,  sondern 
ist  auch  ebenso  im  Interesse  der  Institute  als  des  Publikums 
gelegen. 

Aus  diesem  Grunde  muß  eine  Erweiterung  des  internatio- 
nalen Giroverkehres  mit  dem  Girokreise  der  Privatinstitute, 
sowie  überhaupt  die  Verbindung  sämtlicher  Girokreise  unter- 
einander als  höchst  wünschenswert  bezeichnet  werden. 

Hiebei  kommen  noch  zwei  wesentliche  Momente  in  Betracht. 

Erstens  erleichtern  diese  privaten  Verbindungen  die  Mög- 
lichkeit, den  Giroverkehr  der  staatlichen  Institute  wenn  auch 
nicht  unmittelbar,  so  doch  wenigstens  mittelbar  auch  den 
fremden  Zentralnotenbanken  anzugliedern. 

Zweitens  ist  der  —  um  mich  so  auszudrücken  — ■  private 
internationale  Giroverkehr,  nachdem  sich  derselbe  auch  auf  die 
Vermittelung  von  internationalen  Bargeldzahlungen  erstreckt, 
berufen,  diesbezüglich  eine  Lücke  auszufüllen;  bei  der  geringen 
Anzahl  der  Bankstellen  kann  der  Einwand,  daß  der  Giroverkehr 
hiedurch  beeinträchtigt  würde,  gar  nicht  erhoben  werden. 

Ich  bin  der  Oberzeugung,  daß  das  große  Interesse,  welches 
die  geehrte  Konferenz  der  bedeutsamen  Frage  des  internationalen 
Überweisungsverkehres  entgegenbringt,  dieselbe  zum  Heile  des 
wirtschaftlichen  Lebens  und  der  Solidarität  zwischen  den  vor- 
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wärtsstrebenden  Staaten,  der  Verwirklichung  beträchtlich  näher 
bringen  wird. 

Und  wenn  wir  —  wie  ich  dies  sicher  hoffe  —  recht  bald 
Zeugen  der  Begründung  und  der  allgemeinen  Verbreitung  des 
internationalen  Post-Scheck-  und  Giroverkehres  sein  werden, 
so  wird  auf  die  Anerkennung  hiefür  unsere  Vereinigung, 
welche  diese  Frage  mit  glücklicher  Hand  aufgerollt  und  der 
Lösung    zugeführt    hat,    gerechten  Anspruch    erheben    können. 

(Beifall.) 

Vorsitzender: 

Ich  erteile  das  Wort  dem  Direktor -Stellvertreter  des 
K.  K.  Postsparkassenamtes,    Hofrat  Dr.   Karl  Leth. 

Hofrat  Dr.  Karl  Leth-Wien: 

Eine  mächtige  Bewegung  macht  sich  allerorts  zugunsten 
des  Scheckverkehrs  und  des  geldlosen  Ausgleichs  von  Zahlungen 
geltend.  Von  dem  Inlandsverkehr  ausgehend,  erfaßt  sie  mehr 
und  mehr  auch  den  internationalen  Zahlungsausgleich.  Damit 
ist  eine  neue  Epoche  für  das  Zahlungswesen  angebrochen.  Nicht 
etwa  als  ob  die  Idee  scheckmäßiger  Durchführungen  eine  Er- 
rungenschaft unserer  modernen  Zeit  wäre.  Im  Gegenteil.  Schon 
im  Mittelalter  finden  sich  ja  ausgebreitete  und  mustergebende 
Giroeinrichtungen  (Organisationen  zum  Ausgleich  der  scheck- 
ähnlichen Meßwechsel).  Und  dennoch  kann  sich  unsere  Zeit 
das  Verdienst  einer  vollständigen  Reform  des  Zahlungswesens 
zuschreiben,  weil  sie  den  bei  Beginn  der  modernen  Volkswirt- 
schaft zurückgedrängten  Gedanken  des  buchmäßigen  Zahlungs- 
ausgleiches wieder  neu  belebte;  dann  aber,  weil  sie  neue  Formen 
schuf,  welche  auch  den  weitesten  Kreisen  der  Bevölkerung  die 
Möglichkeit   zur   Benützung   der   Scheckeinrichtimg   eröffneten. 

Unter  den  diesem  Zwecke  dienenden  Instituten  sind  in 
erster  Linie  die  Postscheckinstitute  zu  nennen.  Solche  bestehen 
bekanntlich  in  Österreich,  woselbst  das  Postscheckwesen  1883 
entstand,  in  Ungarn,  in  der  Schweiz,  in  Japan  und  seit  neuester 
Zeit  auch  in  Deutschland.  Von  diesen  Instituten  hat  die  öster- 
reichische Postsparkasse  das  im  Inlande  sich  bewährende  System 
mit   günstigem   Erfolg  bereits   auf   den   Auslandsverkehr   über- 
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tragen.  Nun  wird  es  sich  darum  handeln,  die  Organisation 
weiter  auszugestalten  und  zu  verallgemeinern.  Es  ist  daher  ein 
dankenswertes  Beginnen  des  Präsidiums  des  mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereins,  diesen  Gegenstand  auf  die  Tagesordnung 
der  diesjährigen  Konferenz  gesetzt  zu  haben. 

Die  Beratungen  des  Jahres  1907*)  haben  dazu  beigetragen, 
daß  eine  große  Übereinstimmung  zwischen  dem  Scheckgesetze 
in  Deutschland,  dem  Entwurf  in  Ungarn  und  dem  Gesetze  in 
Österreich  erzielt  wurde,  und  es  ist  zu  erwarten,  daß  auch  eine 
weitere  Konformität  zwischen  den  Gesetzen  Platz  greifen  werde. 
Wir  wollen  hoffen,  daß  auch  unsere  Tagung  nicht  ohne 
praktischen  Erfolg  sein  wird  und  daß  die  drei  erwähnten  Staaten 
auch  rücksichtlich  der  zwischenstaatlichen  Zahlungen  zu  einem 
nach  möglichst  gleichen  Grundsätzen  verwalteten  Organismus 
kommen.  Das  Problem  ist  ja  nicht  weniger  wichtig  und  für  das 
Wirtschaftsleben  von  gleich  einschneidender  Wirkung  wie  die  im 
Jahre  1907  behandelte  Frage. 

Da  der  internationale  Postscheckverkehr  doch  nur  ein  Teil 
des  internationalen  Zahlungsverkehres  ist,  erscheint  es  wohl  un- 
erläßlich, auch  die  wichtigsten  Fragen  des  zwischenstaatlichen 
Zahlungsausgleiches,  bezw.  Giroverkehres  im  allgemeinen  zu 
streifen.  Ich  werde  mich  hierbei  darauf  beschränken,  nur  jene 
Momente  hervorzuheben,  welche  für  die  Abwicklung  desselben 
von  Bedeutung  sind,  theoretische  Auseinandersetzungen  aber 
möglichst  vermeiden,  nachdem  diese  zu  weit  führen  und  den 
praktischen  Erfolg  der  Beratungen  nur  gefährden  könnten.  Da- 
gegen soll  auch  der  Technik  des  internationalen  Verkehres  und 
des  zwischenstaatlichen  Postscheckverkehres  weiterer  Raum  ge- 
geben werden.  Der  außerkontinentale  Scheckverkehr  kann  hier- 
bei mit  Rücksicht  auf  den  Charakter  der  heutigen  Tagung  wohl 
außer  Betracht  gelassen  werden. 

Der  ausländische  Zahlungsverkehr  vollzieht  sich  entweder 
mittels  Valuten  oder  mittels  Devisen.  Erstere  sind  be- 
kanntlich Bargeld,  letztere  sind  entweder  Wechsel  oder  Schecks. 
Manche  Definitionen  beschränken  sogar  den  Begriff  der  Devisen 
auf  ausländische  Wechsel.  Dies  mag  wohl  damit  zusammen- 
hängen, daß  seinerzeit  der  Wechsel  das  einzige  Zahlungsmittel 

*)  Veröffentlichungen  der  Mitteleuropäischen  Wirtechaftsvereine,  Ver- 
handlungen der  Scheck-Konferenz  in  Budapest  1907,  verlegt  bei  Putt- 
kammer &   Mühlbrecht,   Berlin. 


—     234     — 

im  Auslandsverkehr  darstellte.  Letzterer  erschöpfte  sich  ja  im 
Auslandshandel,  der  die  ausschließliche  Ursache  von  Auslands- 
zahlungen  war.  Solange  dies  zutraf,  die  Auslandszahlungen  da- 
her durch  Wechsel  Deckung  fanden  oder  doch  finden  konnten, 
mochte  der  Wechsel  für  den  auswärtigen  Zahlungsprozeß  ge- 
nügen. Ungedeckt  blieb  ja  nur  die  zwischen  Ein-  und  Ausfuhr 
sich  ergebende  Differenz,  rücksichtlich  welcher  in  letzter  Linie 
ein  Barausgleich  durch  Versendung  von  Edelmetall  stattfinden 
mußte.  Sobald  aber  zum  ausländischen  Warenhandel  auch  noch 
andere,  Auslandszahlungen  erzeugende  Verkehrsverhältnisse 
kamen,  konnte  der  Wechsel  für  die  zwischenstaatlichen 
Zahlungen  nicht  mehr  ausreichen,  und  so  trat  der  Scheck  in 
den  Vordergrund. 

Eine  ähnliche  Entwicklung  zeigte  sich  auch  im  Verkehrs- 
leben Österreichs,  wiewohl  dessen  internationaler  Zahlungsaus- 
gleich auch  heute  noch  vorwiegend  auf  dem  Warenhandel  beruht. 
Letzterer  belief  sich  in  der  Einfuhr  auf  2405  Millionen  Kronen, 
hiervon  922  Millionen  von  Deutschland  und  in  der  Ausfuhr  auf 
2598  Millionen  Kronen,  hiervon  1053  Millionen  nach  Deutschland. 
Daneben  ergibt  sich  ein  steigender  Bedarf  an  Zahlungsmitteln 
infolge  des  zunehmenden  Reiseverkehrs  von  und  nach  dem  Aus- 
lande, infolge  der  Placierung  von  einheimischen  Werten  daselbst, 
zum  Zwecke  des  Ausgleichs  der  Zinsenzahlung  an  das  Ausland 
und  umgekehrt,  sowie  endlich  infolge  der  zahlreichen  Zahlungen 
im  Auswandererverkehr.  Verläßliche  Daten  über  diese  Zahlungen 
bestehen  nicht,  es  kann  aber  die  Summe  der  hieraus  für  Österreich 
alljährlich  sich  ergebenden  Zahlungen  auf  Hunderte  von  Millionen 
geschätzt  werden.  Damit  ergibt  sich  auch  für  Österreich  ein  er- 
höhtes Bedürfnis  zum  Gebrauche  des  Schecks  im  internationalen 
Zahlungsausgleich. 

Die  präferente  Stellung,  welche  dem  Scheck  im  zwischen- 
staatlichen Verkehr  mehr  und  mehr  zufällt,  ist  auch  darauf  zu- 
rückzuführen, daß  ihn  seine  Technik  zum  Ausgleichsmittel  für 
ausländische  Zahlungen  ganz  besonders  eignet  und  ihm  in 
dieser  Richtung  gegenüber  der  Wechseldevise  mannigfache 
Vorzüge  verleiht.  Bei  der  Wechseldevise  ist  der  Vorgang  derart, 
daß  derjenige,  der  ins  Ausland  eine  Zahlung  zu  leisten  hat, 
einen  Wechsel  kauft  und  diesen  an  seinen  Gläubiger  sendet. 
Der  Wechsel  beruht  auf  einem  zwischen  dem  Wechselver- 
pflichteten und  dem  ursprünglichen  Nnhmer  bestehenden  Rechts- 
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Verhältnis,  welches  von  jenem,  das  zwischen  dem  Devisenkäufer 
und  seinem  Schuldner  obwaltet,  ganz  unabhängig  ist.  Die 
Devise  wird  daher  in  den  meisten  Fällen  sich  mit  der  Schuld 
des  Devisenkäufers  nicht  decken,  vielmehr,  sowohl  was  den  Betrag 
als  auch  was  die  Fälligkeit  betrifft,  von  dieser  differieren.  Die 
Realisierung  erfolgt  durch  Inkasso  bei  dem  Verpflichteten  oder 
dessen  Vertrauensmann  zu  Händen  des  Wechselberechtigten 
bzw.  an  dessen  Bankier  u.  zw.  in  der  Regel  in  Barem.  Durch 
die  Einlösung  wird  das  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  aus  dem 
Wechsel  Berechtigten  und  Verpflichteten  endgültig  aufgehoben, 
da  der  Wechsel,  sobald  er  gezahlt  ist,  seine  wirtschaftliche 
Mission  erfüllt  hat.  Wenn  beim  Inkasso  der  Gegenwert  bei  dem 
Wechselverpflichteten  verbleibt  (z.  B.  im  Kontokorrent),  so 
ist  dies  eine  von  der  Wechselzahlung  unabhängige  Transaktion, 
welche  sich  an  diese  anreiht,  ohne  mit  ihr  in  ursächlichem  Zu- 
sammenhang zu  stehen.  Betrachtet  man  dagegen  den  Scheck, 
so  fällt  vor  allem  ins  Auge,  daß  er  die  Fähigkeit  besitzt,  sich  dem 
speziellen  Rechtsverhältnis  zwischen  dem  Berechtigten  und 
Verpflichteten  vollkommen  anzuschließen.  Er  wird  ja  zur  Ab- 
hebung einer  Summe  ausgestellt,  welche  der  Verpflichtete  zu 
zahlen  hat.  Ein  weiterer  Vorzug  des  Schecks  besteht  einerseits 
in  der  leichten  Übertragbarkeit  desselben  als  Inhaber- oder  Order- 
Scheck,  die  ihn  in  dieser  Form  zum  zirkulationsfähigen  Papier 
macht,  anderseits  in  dessen  Eignung,  in  verschiedenen  Vollzugs- 
formen zur  Realisierung  zu  gelangen.  Der  Scheck  kann,  muß 
aber  nicht  in  der  Art  realisiert  werden,  daß  er  wie  eine  Wechsel- 
devise dem  ausländischen  Berechtigten  geschickt  und  von 
diesem  entweder  selbst  oder  durch  eine  Mittelsperson  einkassiert 
wird.  Er  kann  vielmehr  auch  direkt  an  das  ausländische 
Scheckinstitut  eingesendet  werden,  in  welchem  Fall  dieses 
entweder  die  Barzahlung  oder  aber  die  Gutschrift  auf 
dem  Konto  des  Gläubigers  vollzieht  (Oberweisungsscheck). 
Und  hier  setzt  vielleicht  die  markanteste  Verschiedenheit 
des  Schecks  von  der  Wechseldevise  ein.  Bei  Gutschrift  auf 
dem  Konto  —  der  vollendetsten  Form  der  Scheckvoll- 
ziehung —  wird  nämlich  das  so  entstandene  Guthaben  wieder 
zur  Basis  von  neuen  Anweisungen,  und  so  tritt  an  Stelle  der  ein- 
zelnen Scheckanweisungen  eine  Kette  von  Oberweisungen  von 
Konto  zu  Konto,  welche  im  banktechnischen  Sprachgebrauch 
bekanntlich  als  „Giro"  bezeichnet  werden. 
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So  einfach  sich  nun  diese  Formen  in  der  Theorie  darstellen, 
so  sehr  komplizieren  sie  sich  in  der  praktischen  Durchführung. 
Die  verschiedenen  Transaktionen  lassen  sich  im  einzelnen  Fall 
vom  Anfang  bis  zum  Ende  nicht  mehr  verfolgen.  Inhaber- 
schecks, Wechsel  gehen  von  Hand  zu  Hand,  die  Personen  der 
ursprünglich  Berechtigten  ändern  sich,  es  treten  neue  Ver- 
pflichtete (Giranten)  hinzu;  Käufer  und  Verkäufer  können  sich 
infolge  der  Verschiedenheit  des  Ortes  und  der  Zeit  nicht  mehr 
zusammenfinden,  es  bedarf  der  vermittelnden  Tätigkeit  des 
Bankiers  und  der  Börse  u.  zw.  zunächst  bei  der  Beschaffung, 
dann  aber  auch  beim  Ausgleich  der  Schecks.  Dieser  erfolgt  nicht 
mehr  beim  Schalter  des  einzelnen  Instituts,  die  verschiedenen 
Scheckanstalten  treten  in  geschäftliche  Verbindung,  Forderungen 
und  Verpflichtungen  aus  den  Schecks  stellen  sich  gegenüber 
und  werden  kompensiert.  Und  auch  die  Saldi,  welche  zum  baren 
Ausgleich  verbleiben,  werden  zwischen  den  einzelnen  Instituten 
und  in  der  weiteren  Folge  zwischen  den  verschiedenen  Ländern 
nicht  mehr  bar  abgehoben,  eine  besondere  bankmäßige  Tätigkeit, 
die  Arbitrage,  sucht  den  Ausgleich  dieser  Saldi  in  der  Weise 
herbeizuführen,  daß  sie  die  fremden  Valuten  überall  dorthin 
dirigiert,  wo  ein  solcher  Bedarf  ist,  wo  das  Gold  die  beste  Ver- 
wertung findet.  Als  regulierend  wirken  hierbei  die  großen 
Notenbanken,  welche  durch  ihre  Zinsfußpolitik  den  Abfluß  des 
Goldes  verhindern  bzw.  dessen  Zufluß  fördern  können.  Und  ihre 
Tätigkeit  bewirkt  es  auch,  daß  in  der  weiteren  Folge  zwischen 
dem  durch  die  Arbitrage  bewirkten  Zu-  oder  Abfluß  des  Goldes 
und  der  Zahlungsbilanz  des  betreffenden  Landes  das  zeitweise 
vielleicht   gestörte    Gleichgewicht   wieder   hergestellt   wird. 

Ich  bin  nach  dem  Gesagten  in  diesem  Punkt  nicht  im  Ein- 
klang mit  der  vielfach  vertretenen  Meinung,  daß  die  Begleichung 
internationaler  Schulden  in  der  Hauptsache  durch  Versendung 
von  barem  Geld  vor  sich  geht.  Es  scheint  mir  dies  eine  Ver- 
wechslung der  einzelnen  Transaktionen  mit  den  Ausgleichen  zur 
Tilgung  des  durch  Gegenforderungen  nicht  gedeckten  Teiles  der 
Auslandsschuld  zu  sein.  Erstere  vollziehen  sich  mittels  Geld- 
Surrogate,  nur  die  letzteren  werden  unter  Versendung  von  Edel- 
metall ausgeglichen. 

Ein  Schulbeispiel  aus  der  letzten  Zeit  für  die  Abwicklung 
des  internationalen  Zahlungsverkehrs  bietet  die  Transaktion, 
welche  zur  Zahlung  der  Entschädigung  Österreichs  an  die  Türkei 
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durchgeführt  wurde.  Diese  Entschädigung,  bekanntlich  im  Betrag 
von  2.5  Millionen  Pfund,  war  an  die  Türkei  in  effektivem  Gold 
zu  zahlen.  Zur  Deckung  hat  nun  die  Finanzverwaltung  vorgesorgt, 
daß  ihr  die  notwendigen  Summen  in  auswärtigen  Auszahlungen 
zur  Verfügung  gestellt  werden.  Die  geschäftsführende  Bank  hat 
vorwiegend  Londoner  und  Pariser  Schecks  und  Wechsel  ausge- 
folgt, die  Summen  wurden  an  die  Banque  Ottomane  in  Paris 
und  Konstantinopel  überwiesen.  Letztere  hat  dann  auf  Grund 
der  Londoner  und  Pariser  Guthaben  türkische  Goldmünzen  der 
türkischen  Regierung  übergeben,  wogegen  sie  die  ihr  überwiesenen 
ausländischen  Forderungen  für  ihre  Geschäfte  verwertete.  Die 
ganze  Durchführung  erfolgte  ohne  Wirkung  auf  die  Devisenpreise. 

Wenn  ungeachtet  der  geschilderten  Vorgänge,  welche  einen 
weitgehenden  Ausgleich  im  internationalen  Zahlungsverkehr  ohne 
Barmittel  bewirken,  der  internationale  Postscheckverkehr  sich  als 
notwendig  herausstellt  und  zugunsten  desselben  sich  immer  wieder 
Stimmen  erheben,  so  liegen  die  Gründe  darin,  daß  die  ausgleichende 
Wirkung  des  heutigen  Systems  infolge  des  unabsehbaren  und  der 
Konzentrierung  an  einer  Stelle  entbehrenden  Waltens  des  freien 
Verkehrs  sich  oft  erst  in  langen  Intervallen  geltend  macht,  zumal 
Angebot  und  Nachfrage  oft  zeitlich  weit  auseinanderfallen. 
Auch  reichen  oft  nur  verhältnismäßig  kleine  Summen  hin,  um 
eine  Störung  im  Umlauf  der  Zahlungsmittel  herbeizuführen. 
Vielfach  ist  nicht  so  sehr  die  Höhe  des  benötigten  Betrages, 
sondern  vielmehr  die  durch  räumliche  oder  technische  Momente 
hervorgerufene  Schwierigkeit  bei  Beschaffung  der  Zahlungsmittel 
Ausschlag  gebend.  Und  gerade  die  dadurch  bewirkte  Beein- 
flussung des  Geldmarktes  wird  um  so  schwerer  empfunden,  da 
sie  die  schädlichen  Wirkungen  äußert,  ohne  in  den  allgemeinen 
Verhältnissen  begründet  zu  sein. 

Diesem  Gedanken  hat  Kornfeld  bei  der  ersten  Tagung 
des  mitteleuropäischen  Wirtschaftsverbandes  in  prägnanter 
Weise  Ausdruck  gegeben,  indem  er  hervorhob,  daß  das,  was  wir 
schlechthin  Geldknappheit  nennen,  in  den  seltensten  Fällen  eine 
absolute  Knappheit  des  Geldes  oder  seiner  Zeichen  darstellt, 
vielmehr  nur  aus  Störungen  im  Umlauf  resultiert,  welche  eine 
bestimmte  Menge  von  Geld  oder  Geldzeichen  in  unzulänglichen 
Nebenkanälen  und  Kanälchen  festlegen  und  dieselben  dem  all- 
gemeinen Verkehr  zeitweilig  entziehen.  Gerade  deshalb  muß 
getrachtet  werden,  daß  die  Reservoirs  für  Geld  stets  über  ent- 
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sprechende  Mittel  verfügen,  sonach  auf  der  ganzen  Linie  des 
wirtschaftlichen  Lebens  nur  Mengen  von  Geld  und  Geldzeichen 
umlaufen  sollten,  welche  unbedingt  notwendig  sind,  und  daß 
überall,  wo  es  nur  möglich  ist,  durch  finanzielle  Einrichtungen 
die  Inanspruchnahme  von  Geld,  bezw.  Geldzeichen  überflüssig 
gemacht  werde. 

In  diesem  Sinne  wirkt  nun  auch  der  zwischenstaatliche 
Postscheckverkehr.  Ausschlaggebend  ist  hierbei  seine  besondere 
Technik,  welche  durch  die  Vielheit  der  Konti  und  durch  den  breiten 
Aufbau  seiner  Organisation  eine  weitgehende  Konzentration  der 
Umlaufsmittel  sowie  eine  leichtere  Abgabe,  bezw.  Aufnahme  der- 
selben und  endlich  auch  einen  intensiven  Ausgleich  der  For- 
derungen und  Gegenforderungen  ohne  Inanspruchnahme  von 
Barmitteln  zuläßt.  Damit  vermindert  er  den  Bedarf  an  aus- 
ländischen Zahlungsmitteln  und  trägt  dazu  bei,  die  volkswirt- 
schaftlich so  schwerwiegenden  Störungen  im  Geldumlauf, 
insbesondere  bei  großen  Fälligkeiten  auszugleichen.  In  den 
äußersten  Konsequenzen  wirkt  er  aber  auch,  wie  der  Giroverkehr 
überhaupt,  auf  die  Stabilisierung  der  Valuten-  und  Devisenkurse 
und  ihre  Anpassung  an  den  faktischen  Stand  der  Zahlungsver- 
pflichtungen gegenüber  dem  Ausland,  sowie  auf  die  Gestaltung 
der  offiziellen  Diskontrate  günstig   ein. 

Inwieweit  dieser  Erfolg  in  den  einzelnen  Ländern  zu  er- 
reichen ist,  wird  sich  wohl  nach  den  speziellen  Verhältnissen 
richten.  Bestehende  Organisationen,  Gebräuche  des  Verkehrs, 
Gewohnheiten  des  einzelnen  sowie  wirtschaftliche  Anschauungen 
des  gesamten  Volkes  wirken  dabei  mit,  und  es  bedarf  der  Be- 
rücksichtigung aller  dieser  Momente,  um  zum  Ziel  zu  kommen. 

Für  Österreich  darf  wohl  behauptet  werden,  daß  ein  be- 
deutsamer Schritt  zur  Erreichung  dieses  Zieles  bereits  getan 
worden  ist.  Die  Anknüpfung  internationaler  Verbindungen 
seitens  der  PSK.  hat  zweifellos  einem  Bedürfnis  entsprochen, 
das  im  auswärtigen  Zahlungsverkehr  bestand.  Dabei  fällt  die 
Einführung  des  ausländischen  Postscheckverkehrs  in  Österreich 
mit  dem  Abschluß  einer  Reformbewegung  zusammen,  welche, 
mit  der  Gründung  des  Postscheckinstituts  beginnend,  allmählich 
die  ganze  Organisation  des  Zahlungsprozesses  erfaßte  und  eine 
vollkommene  Neugestaltung  und  Modernisierung  des  letzteren 
bewirkte.  Zur  Klärung  der  einschlägigen  Fragen  wird  es  bei- 
tragen, wenn  der  Werdegang  des  Postscheckverkehrs  und   die 
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Ausgestaltung   des    Banken-Girowesens   in    Österreich   kurz   er- 
örtert wird. 

Zur  Zeit  der  Gründung  des  österr.  Postsparkassen- Amtes  ( 1 882 ) 
stand  der  ganze  Zahlungsverkehr  in  Österreich  unter  dem  Zeichen 
der  mit  Zwangskurs  ausgestatteten  Staatsnote  und  Banknote, 
welche,  abgesehen  von  dem  Kurrentgeld  in  Silber  und  Kupfer, 
faktisch  die  alleinigen  Zahlungsmittel  bildeten.  War  schon  zu- 
folge des  Fehlens  einer  Hartgeldzirkulation  ein  wichtiges  Agens 
für  den  Gebrauch  des  Schecks  benommen,  so  wirkte  auch  die 
verhältnismäßig  geringe  Ausdehnung  des  Bankensystems  in 
derselben  Richtung.  Dieses  Bankensystem  bestand  zu  jener 
Zeit  aus  der  Notenbank  (bis  1878  österr.  Nationalbank,  dann 
österr.  ungar.  Bank)  mit  23  Filialen  und  12  Banknebenstellen 
auf  der  einen  Seite  und  einer  Gruppe  von  Banken  (15  Wiener 
Institute  mit  11  Filialen  und  42  Banken  in  der  Provinz  mit  17 
Filialen)  auf  der  andern  Seite.  Ein  Privatbankierstand  fehlte 
fast  gänzlich.  Diese  Institute  hatten  zumeist  eine  mehr  lokale 
Betätigung  und  befaßten  sich  der  Mehrzahl  nach  mit  kurzfristigen 
industriellen  und  kaufmännischen  Krediten,  mit  landwirtschaft- 
lichem Mobiliarkredit  undHypothekarkredit  oder  endlich  mitGrün- 
dungen,  Emissionen  usw.  Den  Scheck-  und  Giroverkehr  pflegten 
einige  wenige  Institute  u.  zw.  neben  der  österr.  ung.  Bank 
(österr.  Nationalbank),  welche  1842  eine  Giroanstalt  ins  Leben 
rief,  die  österr.  Kreditanstalt  (seit  1859),  die  n.  ö.  Escompte- 
Gesellschaft  (seit  1862)  und  die  Anglo-österr.  Bank  (seit  1864), 
endlich  der  Wr.  Giro-  und  Kassen- Verein,  der  1872  gegründet 
wurde,  um  „den  gesteigerten  Bedarf  von  Zahlungsmitteln  durch 
Belebung  und  Pflege  des  Girogeschäftes  und  Scheckwesens  zu 
vermindern",  und  für  die  giromäßige  Abwicklung  des  Wiener 
Börsen-  und  Bankenverkehrs  von  Bedeutung  ist.  Hand  in 
Hand  mit  diesen  Gründungen  ging  auch  das  Bestreben, 
einen  Zentralpunkt  zu  schaffen,  um  die  im  Besitz  der  Banken 
befindlichen  oder  ihnen  zum  Inkasso  übergebenen  Platzwechsel 
nicht  zum  baren  Inkasso  bringen  zu  müssen,  sondern  die  sich  er- 
gebenden Forderungen  täglich  am  Verfallstag  zu  skontrieren. 
Zu  diesem  Zweck  erfolgte  im  Jahre  1864  die  Gründung  des  Saldo- 
saales der  österr.  Nationalbank,  welcher  in  der  weiteren  Folge 
(1872)  zum  Wr.  Saldierungsverein  ausgestaltet  wurde,  an  dem 
sich  die  Mehrzahl  der  Wr.  Großbanken  beteiligte.    Doch  alle  diese 
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Versuche  zur  Hebung  des  Scheck-  und  Ausgleichverfahrens 
konnten  keine  besonderen  Erfolge  erzielen;  der  Verkehr  hielt 
an  dem  Gebrauch  der  Noten,  welche  ja  in  reichlichem  Maße  vor- 
handen waren,  fest,  und  nur  wenige  ständige  Kunden  der  Banken 
bewirkten  den  Ausgleich  durch  Kontoübertragungen  oder  mittels 
Schecks,  wobei  überdies  nur  eine  lokale  Gebarung  Platz  griff. 
So  ist  es  denn  wohl  erklärlich,  daß  der  Zahlungsverkehr  sich  auch 
weiterhin  vornehmlich  in  den  Formen  des  Bargeldverkehrs  ab- 
wickelte, und  daß  die  zahlreichen  weiteren  Versuche,  welche  damals 
schon  in  dankenswerter  Weise  von  der  Regierung  und  von  den 
beteiligten  Bankkreisen  gemacht  wurden,  um  eine  Änderung 
herbeizuführen,  sich  vorwiegend  auf  der  vorhandenen  Organi- 
sation aufbauten  und  sich  darauf  beschränkten,  das  glatte 
Funktionieren  des  Scheckverkehrs  sicherzustellen,  in  welcher 
Richtung  insbesondere  die  Strömungen  zugunsten  des  Erlasses 
eines  Scheckgesetzes  im  Vordergrunde  standen.  Im  Wesen  der 
Sache  selbst  konnten  sie  nur  wenig  ändern,  weil  die  Grundlagen 
für  die  Entwicklung  eines  Scheckverkehrs  nicht  vorhanden  waren, 
und  diesen  aus  der  Initiative  der  Privatinstitute  zu  schaffen, 
wohl    ein    Ding    der    Unmöglichkeit    gewesen    wäre. 

Es  war  daher  ein  glücklicher  Gedanke  des  damaligen  Direktors 
des  österr.  Postsparkassen- Amtes  Dr.  Georg  Goch,  den  Orga- 
nismus der  Postanstalt,  bzw.  der  im  Anschluß  an  diese  gegründeten 
PS  K.  zur  Ausgestaltung  der  Scheckorganisation  zu  benützen.  Dies 
geschah  in  der  Weise,  daß  durch  Heranziehung  sämtlicher  Post- 
ämter zu  den  Geschäften  des  Postscheckverkehrs  ein  über  das 
ganze  Staatsgebiet  verbreitetes  Netz  von  Geschäftsstellen  er- 
richtet wurde.  Seit  seiner  Gründung  hat  nun  das  österr.  PSA. 
sukzessive,  den  speziellen  Verhältnissen  des  Landes  Rechnung 
tragend,  die  Organisation  bis  in  das  kleinste  Detail  ausgebaut 
und  den  Scheckverkehr  in  einer  Weise  verallgemeinert,  wie  dies 
wohl  in  keinem  andern  Land  der  Fall  ist.  Hierbei  bot  die  Größe 
des  zur  Verfügung  stehenden  Apparates  und  die  allgemeine 
Beteiligung  aller  Bevölkerungskreise  am  Scheckverkehr,  dann 
aber  auch  die  Einbeziehung  der  staatlichen  Kassengebarungen 
in  denselben  Gelegenheit  zu  einem  weitgehenden  Aus- 
gleich der  Forderungen  und  Gegenforderungen  im  buchmäßigen 
Weg  (Clearing).  Neben  dem  Clearingverkehr  pflegt  die  PSK. 
bekanntlich    sowohl    in    den  Ein-    als    in    den    Rückzahlungen 
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mit  Hilfe  der  Postämter  auch  einen  Bargeldverkehr,  wodurch 
sie  auch  den  dem  Scheckverkehr  nicht  selbst  angegliederten 
Parteien  Gelegenheit  bietet,  Zahlungen  im  Weg  des  Postscheck- 
verkehrs zu  leisten  und  zu  empfangen,  wofern  nur  der  Berechtigte 
oder  der  Verpflichtete  letzterem  angehört.  Dieser  Barverkehr 
tritt  gegenüber  dem  Clearing  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  und  mehr 
zurück.  Auch  über  den  eigenen  Clearingverkehr  hinaus  erstreckt 
sich  die  geldsparende  Tätigkeit  der  PSK.,  indem  sowohl  mit  der 
kgl.  ung.  PSK.  als  auch  mit  der  österr.  ung.  Bank  und  dem  Giro- 
und  Kassenverein  Abmachungen  bestehen,  welche  die  Ober- 
leitung der  bei  diesen  Instituten  befindlichen  Gelder  in  den 
Kreislauf  des  PSK. -Verkehrs  und  umgekehrt  in  den  einfachsten 
Durchführungsformen  und  ohne  Verwendung  von  Barmitteln 
ermöglichen.  Speziell  der  Verkehr  mit  der  kgl.  ung.  PSK.  ist 
für  das  in  Verhandlung  stehende  Thema  von  größtem  Interesse, 
weil  er  ein  zwischenstaatliches  Postscheckverfahren  —  aller- 
dings zwischen  Staatsgebieten  mit  gleicher  Währung  —  darstellt. 
Die  erschöpfenden,  lichtvollen  Ausführungen  des  Herrn  Referenten 
aus  Ungarn,  Ministerialrates  Dr.  Haläsz,  entheben  mich,  auf 
Technik  und  Erfolge  dieses  Verkehrs  weiter  einzugehen. 

Die  ziffermäßigen  Resultate  des  österr.  Postscheckverkehrs 
sind  bekannt,  es  soll  nur  der  Vollständigkeit  halber  erwähnt 
werden,  daß  die  gesamte  Zahl  der  Teilnehmer  am  Scheckverkehr 
Ende  1908  86  560  betrug,  für  welche  ein  Betrag  von  319  Millionen 
Kronen  als  Guthaben  bestand.  Der  Umsatz  des  Jahres  1908 
belief  sich  auf  23  484  Millionen  Kronen,  wovon  10  771  Millionen 
Kronen  im  buchmäßigen  Wege  durch  Gut-  und  Lastschrift 
(Clearing)  vollzogen  wurden. 

Die  Rückwirkung  der  im  Postsparkassenverkehr  verwirk- 
lichten Idee  des  geldlosen  Ausgleichs  konnte  auf  den  Verkehr 
der  übrigen,  den  Geldverkehr  vermittelnden  Institute  nicht  aus- 
bleiben, zumal  sich  infolge  der  anläßlich  der  Valutaregulierung 
verfügten  Einziehung  der  Staatsnoten  das  Bedürfnis  für  deren 
Ersatz  durch  ein  anderes  Zahlungsmittel  ergab.  Es  zeigte  sich 
daher  in  den  letzten  Dezennien  auch  bei  diesen  Instituten  eine 
sehr  bedeutende  Steigerung  des  Giro-Ausgleiches.  So  wurden 
beispielsweise  im  abgelaufenen  Jahr  bei  der  österr.-ungar.  Bank 
67  911  Millionen  K.  vollgezogen  gegen  1832  Millionen  im  Jahr 
1884,  beim  Wr.  Giro-  und   Kassen- Verein  19  650  Millionen  K. 
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gegen  11  144  Millionen  während  des  Jahres  1882.  Durch  den 
Wiener  Saldierungs-Verein  gelangten  im  Jahre  1908  Werte  im 
Betrag  von  6583  Millionen  K.  zum  Ausgleich  gegen  524  Mil- 
lionen K.  im  Jahre  1882. 

In  den  letzten  Jahren  hat  nun  das  PSA.,  wie  schon  an  früherer 
Stelle  angedeutet,  in  ähnlicher  Weise  wie  für  das  Inland  auch  für 
das  Ausland  eine  neue,  die  Organisation  des  Zahlungsprozesses 
ergänzende  Institution  geschaffen,  welche  wir  als  internationalen 
Postüberweisungsverkehr  bezeichnen  wollen.  Ein  solcher  wurde 
zunächst  und  zwar  im  Jahr  1906  mit  der  Deutschen  Bank,  im 
Jahr  1907  mit  der  Banca  Commerciale,  der  Schweizerischen 
Kreditanstalt  und  der  österreichischen  Filiale  der  Länderbank 
in  London,  im  Jahr  1908  mit  der  Socißte  Generale  in  Paris  und 
endlich  im  Jahr  1909  mit  der  Societe  Generale  in  Belgien  ein- 
geführt und  beruht  seinem  Wesen  nach  auf  den  gleichen  Grund- 
sätzen wie  der  inländische  Verkehr  mit  den  durch  die  Natur  des 
Auslandsverkehrs  begründeten  Änderungen.  Gleichwie  im  In- 
landsverkehr erfolgt  die  Auszahlung  auf  Grund  von  Schecks, 
welche  an  das  Postsparkassen- Amt  einzusenden  sind,  das  sodann 
die  Zahlung  an  die  im  Scheck  angegebene  Person  im  Wege  des 
betreffenden  Auslandsinstituts  veranlaßt.  Dies  geschieht  ent- 
weder mittels  Order  an  die  Bank  oder  durch  Übersendung  eines 
Schecks  seitens  des  PSA.  an  den  Empfänger,  welchem  der  Betrag 
gegen  Präsentation  des  Schecks  bei  der  bevollmächtigten  Aus- 
landsbankstelle ausbezahlt  wird.  Dieses  System  findet  seine 
Ergänzung  in  der  Zulassung  von  Einzahlungen  auf  Scheckkonti 
des  Postsparkassen-Amtes  bei  den  in  den  Überweisungsverkehr 
einbezogenen  Geschäftsstellen.  Bei  den  Einzahlungen  sind  den 
Erlagscheinen  des  internen  Verkehrs  nachgebildete  Erlags- 
erklärungen zu  benützen.  Die  Umrechnung  erfolgt  bei  Einzahlun- 
gen auf  Grund  des  letztbekannten,  auf  der  ausländischen  Börse 
notierten  Kurses  (Geldkurses)  für  Noten  bezw.  Devisen,  die  Aus- 
zahlung zum  Warenkurs  für  ausländische  Noten  bezw.  Devisen 
nach  der  Kursnotiz  der  Wiener  Börse  und  im  Verkehr  mit  England 
unter  Zurechnung  eine»  mäßigen  Aufschlages.  Eine  Gebühr 
wird  außer  den  im  Inlandsverkehr  zur  Einhebung  gelangenden 
Gebühren  nur  bei  Auszahlungen  angerechnet  und  zwar  bloß  eine 
Spesenvergütung  von  %  °/00  bis  zum  Betrag  von  2000  K.  und 
von  %  %o  bezüglich  des  diese  Summe  übersteigenden  Betrages. 
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Was  speziell  den  Verkehr  zwischen  Deutschland  und  Öster- 
reich betrifft,  so  wickeln  sich  die  Auszahlungen  in  der  Weise  ab, 
daß  das  PSA.  an  die  Deutsche  Bank  oder  deren  Filialen  täglich 
Listen  über  die  Realisierungen,  welche  es  für  Rechnung  seiner 
Kontoinhaber  auszuführen  hat,  übersendet.  Auf  Grund  dieser 
Listen  bewirkt  sodann  die  Bank,  falls  vom  Scheckaussteller  keine 
besondere  Vollzugsart  verlangt  wurde,  die  Realisierung  in  der 
dem  speziellen  Fall  entsprechenden  Form.  Besitzt  der  Empfänger 
bei  der  Deutschen  Bank,  bei  der  Reichsbank  oder  einem  anderen 
mit  ihr  in  Verbindung  stehenden  Institut  ein  Konto,  so  erfolgt 
die  Zahlung  mittels  Gutschrift  auf  dieses  Konto.  Ist  dies  nicht 
der  Fall,  gehört  aber  der  Empfänger  dem  Scheckverkehr  des 
Reichspostamts  an,  so  wird  die  Überweisung  auf  das  Postscheck- 
konto veranlaßt.  Nur  wenn  die  Begleichung  im  Gutschriftswege 
nicht  möglich  ist,  geschieht  dieselbe  entweder  durch  Übersendung 
eines  Bankschecks  und  Auszahlung  bei  den  Schaltern  der  Bank 
oder  durch  Überbringung  des  Geldes  mittels  Boten  oder  im 
Postwege.  Diese  Einrichtung  bietet  abgesehen  von  der  hohen 
Verkehrssicherheit  auch  den  Vorteil,  daß  die  Auswahl  der  im 
einzelnen  Fall  zweckmäßigen  Vollzugsart  den  mit  den  Ortsver- 
hältnissen wohl  vertrauten  Bankniederlassungen  zufällt.  Wo  die 
Durchführung  mittels  Gutschrift  oder  Übersendung  eines  Schecks 
Platz  greifen  kann,  wird  dieselbe  von  der  Deutschen  Bank  am 
sichersten  angewendet  werden  können.  Eine  Abweichung  von 
dem  regulären  Falle  der  Überweisung  mittels  Listen  findet  nur 
im  Verkehr  der  Postsparkasse  mit  der  Filiale  Hamburg  der  Deut- 
schen Bank  statt.  In  diesem  werden  im  Hinblick  auf  die  große 
Entwicklung  des  lokalen  Hamburger  Scheckverkehrs  vorzugs- 
weise Schecks  verwendet  und  vom  PSA.  in  Wien  an  die  Zahlungs- 
empfänger direkt  nach  Hamburg  versendet,  wobei  eine  Kreuzung 
stattfindet.  Auf  diese  Art  werden  ca.  80  %  aller  nach  Hamburg 
gehenden  Zahlungen  bewirkt. 

Von  den  der  Deutschen  Bank  aufgegebenen  Auszahlungen 
werden  ungefähr  16  %  vom  PSA.  auf  Grund  strikter  Orders  der 
Scheckaussteller  von  vornherein  zur  Gutschrift  auf  Girokonten, 
vorwiegend  Reichsbank-Girokonten  bestimmt,  doch  erhöht  sich 
der  Prozentsatz  der  buchmäßigen  Durchführungen  wesentlich 
dadurch,  daß,  wie  erwähnt,  beim  Mangel  einer  speziellen  Ordre 
die  Deutsche  Bank  die  Art  der  Durchführung  bestimmt,    und 

16* 


—     244     — 

daher  auch  Zahlungen,  welche  nicht  von  vornherein  zur  Gut- 
schrift auf  Bankkonti  aufgegeben  werden,  in  dieser  Weise  zum 
Vollzug  kommen,  wenn  dies  nach  der  Sachlage  möglich  ist. 

Die  Auszahlungen,  welche  für  das  PSA.  durch  die  Deutsche 
Bank  im  Jahr  1908  vorgenommen  wurden,  beziffern  sich  auf 
50  Millionen  Kronen  in  70  000  Posten.  Dieselben  stammen, 
soweit  dies  aus  den  Schecks  zu  konstatieren  ist,  vorwiegend 
aus  geschäftlichen  Transaktionen.  Die  Einzahlungen,  welche  für 
Rechnung  österreichischer  Kontoinhaber  bei  der  Bank  und  bei 
den  Filialen  bezw.  Geschäftsstellen  bewirkt  wurden,  beliefen  sich 
im  Jahr  1908  auf  31  Mill.  K.  Über  die  Art  und  Weise,  wie  dies 
geschah,  ob  mittels  Bareinzahlung  oder  aber  durch  Übertragung 
des  Gegenwertes  von  einem  Konto  bei  der  Reichsbank  bezw.  bei 
der  Deutschen  Bank  oder  einem  ihr  befreundeten  Institute,  fehlen 
weitere  Daten.  Der  gesamte  Umsatz  des  Jahres  1908  belief  sich 
hiernach  auf  81  Mill.  K.,  der  Kompensationseffekt,  welcher  bei 
dem  Ausgleiche  von  Forderungen  und  Gegenforderungen  erzielt 
wurde,  auf  62  %. 

Der  Verkehr  vollzieht  sich  in  der  Weise,  daß  das  PSA. 
sowohl  in  Berlin  als  auch  bei  den  Filialen  der  Deutschen  Bank 
in  Dresden,  Frankfurt  a.  M.,  Hamburg,  Leipzig,  München  und 
Nürnberg  Konti  besitzt,  über  welche  die  Auszahlungen  an  Orte, 
die  sich  in  der  Nähe  der  genannten  Städte  befinden,  geleitet 
werden.  Die  folgenden  Detail-Nachweisungen  über  die  Ein- 
zahlungen und  Rückzahlungen  auf  den  in  Rede  stehenden 
Plätzen  geben  ein  Bild  von  der  lokalen  Verteilung  des  Verkehrs. 

Deutsche   Bank,    Jahressummen. 
A.    Einzahlungen. 

Bankanstalt  Anzahl 

Berlin 26  928 

Dresden 2  858 

Frankfurt    1  591 

Hamburg 4  200 

Leipzig 2  083 

München 2  585 

Nürnberg 1  432 


Betrag 

Betrag 

in   Mark 

in  Kronen 

in  Tausenden 

17  664 

20  745 

1  226 

1  440 

582 

684 

3  198 

3  753 

894 

1  050 

2  345 

2  755 

757 

889 

Summe     41  677  26  668  31  319 
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B.    Rückzahlungen. 

(Überweisungen  etc.) 

Betrag  Betrag 

Bankanstalt                            Anzahl            in  Mark  in  Kronen 

in  Tausenden 

Berlin 15  987          12  053  14  174 

Dresden 13  009            7  002  8  236 

Frankfurt    2  467            2  100  2  470 

Hamburg 5  339            3  386  3  983 

Leipzig 7  366            4  073  4  790 

München 9  981            5  025  5  910 

Nürnberg 19  306            9  102  10  707 

Summe     73  455          42  743  50  273 

Der  vom  PSA.  vermittelte  Verkehr  zwischen  dem  Deutschen 
Reich  und  Österreich  findet  dadurch  eine  Erweiterung,  daß  auch 
zahlreiche  Firmen  Deutschlands  beim  österr.  PSA.  ein  Scheck- 
konto besitzen,  mittels  dessen  sie  den  in  österreichischer  Kronen- 
währung sich  vollziehenden  Verkehr  abwickeln  lassen.  Die  An- 
zahl der  in  Deutschland  domizilierenden  Kontoinhaber  des  PSA. 
beträgt  rund  1300,  der  Umsatz  auf  ihren  Konten  mehr  als  200 
Mill.  K.  Die  Zurückziehung  dieser  Summen  seitens  der  aus- 
ländischen Kontoinhaber  vollzieht  sich  vielfach  ohne  Vermittlung 
des  PSA.,  indem  letztere  ihre  Abhebungen  und  Dotationen  zu- 
meist durch  Wiener  Banken  bewirken.  Über  den  Kompensations- 
effekt der  für  ihre  Rechnung  in  Österreich  vorkommenden  Ein- 
zahlungen und  Auszahlungen  konnten  keine  Daten  erlangt 
werden. 

Bei  der  Ausbreitung  und  den  steigenden  Erfolgen  des  Post- 
scheckverkehrs gewinnt  die  Frage  an  Bedeutung,  ob  und  mit 
welchen  Abweichungen  das  System,  welches  von  der  österr.  PSK. 
im  Auslandsverkehr  mit  Hilfe  von  Privatinstituten  eingeführt 
wurde,  auch  zwischen  den  Postscheckinstituten  verschiedener 
Länder  Platz  greifen  kann. 

Für  die  Frage  kommen  in  Betracht 

1.  der  Kurs,  der  den  Parteien  anzurechnen  ist, 

2.  die    Durchführung    und    Verrechnung    zwischen    den 
Scheckinstituten , 

3.  der  Ausgleich  der  Forderungen  und  Gegenforderungen. 
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Ad  1. 


Der  im  Postscheckverkehr  anzurechnende  Umrechnungs- 
kurs muß  nach  einem  bestimmten,  den  Kontoinhabern  von  vorn- 
herein bekannten  Schlüssel  ausgemittelt  werden.  Eine  fallweise 
Vereinbarung  des  Kurses,  wie  sie  im  Verkehr  der  Banken  vor- 
kommt, ist  ausgeschlossen,  da  der  innige,  vielfach  persönliche 
Kontakt  mit  dem  Publikum  fehlt.  Es  kann  daher  nur  eine  all- 
gemeine Regelung  in  Frage  kommen  u.  zw.  entweder  im  Sinne 
eines  fixen,  ein  für  allemal  oder  für  eine  gewisse  Zeit  festge- 
setzten Kurses,  oder  aber  im  Sinne  eines  variablen  auf  dem 
Börsenkurs  fußenden  Satzes,  welcher  zugleich  mit  diesem  sich 
ändert,  aber  infolge  seines  stets  gleichbleibenden  Verhältnisses 
zum  Marktkurse  von  vorherein  determiniert  ist  (variabler  Kurs). 
In  beiden  Fällen  können  für  die  Institute  Kursgewinne  oder 
Kursverluste  entstehen,  je  nachdem  die  Anschaffung  der  zur  Aus- 
führung der  Orders  erforderlichen  Werte  auf  Basis  eines  niedri- 
geren oder  höheren  Kurses  erfolgt.  Dieses  Kurs-Risiko  kann  nur 
durch  die  Devisenpolitik  des  betreffenden  Institutes  ausgeglichen 
werden. 

Die  Frage  des  Kurses  ist  deshalb  von  Bedeutung,  weil  hier- 
durch die  Tätigkeit  des  Institutes  erschwert  oder  erleichtert  wird, 
und  weil  nur  ein  Kurs  gewählt  werden  kann,  der  gegen  die  Aus- 
nützung des  Institutes  durch  das  Publikum  Gewähr  bietet.  Dieser 
Anforderung  genügt  nun  der  fixe  Kurs  in  keiner  Weise.  Wenn  der- 
selbe unter  den  jeweiligen  Börsenkurs  sinkt,  wird  der  Postscheck- 
verkehr vom  Publikum  benützt,  im  anderen  Falle  aber  gemieden 
und  durch  Devisen-Transaktionen  ersetzt  werden.  Es  werden 
sich  daher  bei  einem  fixen  Kurs  die  Transaktionen  stets  einseitig 
bewegen.  Dadurch  wird  die  für  den  schließlichen  Ausgleichs- 
effekt so  wichtige   Bildung  von  Gegenforderungen  verhindert. 

Zugunsten  des  fixen  Umrechnungskurses  behufs  Vermeidung 
von  Kursverlusten  hat  man  den  Postanweisungsverkehr  als 
Muster  hingestellt,  doch  liegen  bei  letzterem  die  Verhältnisse 
anders  als  beim  internationalen  Postscheckverkehr.  Beim  Post- 
anweisungsverkehr sind  die  Umsätze  bekanntlich  begrenzt.  Sie 
dürfen  in  Österreich  nicht  mehr  als  800  Mark,  in  Deutschland 
höchstens  1000  Kronen  betragen.  Eine  solche  Einschränkung 
ist  aber  im  Postscheckverkehr,  ohne  dessen  Entwicklung  zu  be- 
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hindern,  unmöglich.  Ein  derartig  modifizierter  Verkehr  würde 
der  großen  Aufgabe  eines  zwischenstaatlichen  Zahlungsausgleichs 
nie  gerecht  werden.  Weiter  ist  im  ausländischen  Postscheck- 
verkehr eine  Kursrelation  festgesetzt  (84,89  für  Zahlungen  nach 
Österreich  und  117,80  für  solche  nach  Deutschland),  welche  sich, 
von  wenigen  Ausnahmefällen  abgesehen,  meist  hoch  über  den 
Börsenkurs  erhebt.  Derartige  Kurse  sind  im  Postanweisungs- 
verkehr möglich,  würden  aber  vom  Publikum  des  PSA.,  dem 
ja  infolge  seiner  sonstigen  Verbindungen  auch  andere  Vollzugs- 
formen offen  stehen,  nicht  akzeptiert  werden  und  den  Postscheck- 
verkehr unterdrücken.  Endlich  bilden  die  hohen  Gebühren  im 
Postanweisungsverkehr  auch  bei  einem  Herabsinken  des  Durch- 
führungskurses unter  den  Börsenkurs  einen  gewissenSchutz  gegen 
die  Ausnützung  für  spekulative  Zwecke,  während  im  Postüber- 
weisungsverkehr, der  ja  nur  sehr  mäßige,  auf  solche  Wirkungen 
nicht  abzielende  Spesen  verursacht,  eine  gleiche  Kautel  nicht 
vorhanden  ist. 

Der  verschiedene  Charakter  der  internationalen  Postanweisung 
zeigt  sich  auch  in  den  in  diesem  Verkehr  erzielten  Resultaten. 
Im  Jahre  1907  wurden  4, 2 Millionen  Postanweisungen  im  Betrage 
von  248  Millionen  Kronen  aus  Österreich  ins  Ausland  (hiervon 
l,4Millionen  mit  54  Millionen  Kronen  in  das  Deutsche  Reichspost- 
gebiet) und  6, 2  Millionen  Postanweisungen  per  40 1  Millionen  Kronen 
aus  dem  Ausland  nach  Österreich  (hierunter  1,4  Millionen  im 
Betrag  von  63  Millionen  Kronen  aus  Deutschland)  vollzogen. 

Ad  2. 
Die  Frage  der  Durchführung  und  Verrechnung  zwischen  den 
beteiligten  Instituten  scheint  auf  den  ersten  Blick  lediglich 
eine  manipulative  zu  sein.  Bei  näherer  Betrachtung  zeigt  sich 
aber,  daß  sie  auch  von  prinzipieller  Bedeutung  ist.  Im  Wechsel- 
verkehr zwischen  Österreich  und  Ungarn  besitzt  jedes  der  beiden 
Institute  bei  dem  anderen  ein  Konto,  das  lediglich  für  die  Ver- 
mittlung von  Auszahlungen  bestimmt  ist.  Im  Verkehr  mit  den 
ausländischen  Privatbanken  dagegen  besteht  ein  Konto  nur  auf 
einer  Seite,  nämlich  bei  der  ausländischen  Bank,  über  das  so- 
wohl Ein-  als  Rückzahlungen  vollzogen  werden  und  zwar  zu  den 
auf  Basis  des  jeweiligen  Börsenkurses  ermittelten  Relationen. 
Es  ist  zweifellos,  daß  bei  diesem  letzteren  System  der  Ausgleichs- 
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effekt  ein  weitaus  größerer  ist,  zudem  vollzieht  er  sich  auch 
automatisch.  Doch  ist  dieses  System,  welches  durch  den  Cha- 
rakter der  Privatbanken  als  Ein-  und  Auszahlungsstellen  des  Post- 
sparkassenamtes bedingt  ist,  im  Überweisungsverkehr  zwischen 
staatlichen  Postscheckinstituten  wohl  kaum  annehmbar. 

Bei  staatlichen  Postscheck-Instituten  liegen  die  Verhält- 
nisse trotz  mancher  Verschiedenheiten  in  den  wesentlichen 
Punkten  so  gleichartig,  daß  sie  eine  gegenseitige  Kontoführung 
bedingen.  Die  allgemeine  Gleichheit  der  Verhältnisse  bei  den 
Kontrahenten  zeitigt  eben  auch  ein  gleich  starkes  Bedürfnis 
nach  der  Führung  eines  Kontos  auf  der  Gegenseite  und  läßt  sich 
eine  Beziehung  zwischen  zwei  staatlichen  Postscheckinstituten, 
wo  dieses  Bedürfnis  nur  auf  der  einen  Seite  gegeben  sein  sollte, 
kaum  denken.  Mithin  kann  —  ganz  abgesehen  von  anderen 
Gründen,  welche  in  dieser  Frage  mitspielen  —  wohl  nur  eine  pari- 
tätische Verwaltung  unter  gegenseitiger  Kontoführung  in  Betracht 
kommen. 

Ad  3. 

Der  Ausgleich  zwischen  den  in  Verbindung  stehenden  Post- 
scheckinstituten muß  möglichst  bald  nach  der  für  die  Konto- 
inhaber vorzunehmenden  Gebahrung  erfolgen  oder  doch  wenigstens 
erfolgen  können.  Das  forderungsberechtigte  Institut  soll  stets 
in  der  Lage  sein,  durch  jeweilige  Regulierung  das  Anwachsen 
größerer  Saldi  hintanzuhalten  und  hierdurch  das  Kurs-Risiko 
zu  vermindern.  Denn,  wie  oben  erwähnt,  nicht  etwa  die  Art  und 
Weise,  wie  der  Umrechnungskurs  erstellt  wird,  sondern  die  Diffe- 
renz zwischen  dem  Kurs,  der  bei  der  Saldoregulierung  erzielt 
wird,  und  jenem  Preise,  der  für  das  sukzessiv  entstandene  Gut- 
haben bezahlt  wurde,  ist  die  Quelle  der  Verluste.  Für  eine 
häufige  Regulierung  in  möglichst  kurzen  Zwischenräumen  spricht 
aber  auch  folgende  Erwägung.  Durch  das  Anwachsen  von  For- 
derungen und  Gegenforderungen  wird  wohl  der  Kompensations- 
effekt erhöht,  doch  in  gleichem  Maße  steigt  die  Schwierigkeit 
bei  der  Ausgleichung  des  nicht  kompensierbaren  Saldos, 
indem  durch  die  auf  einen  bestimmten  Zeitpunkt  künstlich 
zusammengedrängte  Nachfrage  bezw.  Ausbietung  fremder 
Valuten  der  Kurs  in  einer  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
nicht    entsprechenden  Weise  beeinflußt  wird.     Damit  wird  das 
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Risiko  für  das  Institut  erhöht,  gleichzeitig  aber  auch  der  De- 
visenkurs unüberbrückten  bedenklichen  Schwankungen  unter- 
worfen, und  es  werden  in  verschärftem  Maße  für  den  Zahlungs- 
verkehr jene  Übelstände  hervorgerufen,  die  durch  den  inter- 
nationalen Postscheckverkehr  eben  eingeschränkt  werden  sollen. 
Diese  lassen  sich  nur  durch  Verkürzung  der  Ausgleichsperioden 
vermeiden,  und  ist  eine  solche  wohl  derartig  wichtig,  daß  der 
alsdann  eintretende  geringere  Kompensationseffekt  als  das 
weniger  ins  Gewicht  fallende  Übel  erscheint.  Der  Ausgleich  des 
durch  Gegenforderungen  gedeckten  Teiles  der  Forderungen  kann 
selbstverständlich  durch  Abrechnung  erfolgen.  Ob  diese  auto- 
matisch unter  Zugrundelegung  eines  im  Vorhinein  vereinbarten 
Schlüssels  (beiderseits  die  den  Parteien  angerechneten  Börsen- 
kurse) oder  aber  fallweise  auf  Grund  speziell  vereinbarter  Kurse 
erfolgt,  ändert  nichts  an  der  Sache.  Dagegen  muß  der  nicht 
getilgte  Saldo  entweder  in  Barem  oder  durch  Devisen  gedeckt 
werden.  In  keinem  Falle  aber  kann  dem  Ausgleich  ein  fester 
Umrechnungskurs  zugrunde  gelegt  werden,  da  alsdann  das 
Risiko  gesteigert  und  jedes  Mittel  zur  Beseitigung  desselben  be- 
nommen wäre. 

Wenn  man  die  Frage  der  internationalen  Verbindungen 
im  Sinne  der  vorstehenden  Erörterungen  löst,  stößt  dieselbe 
nach  meinem  Dafürhalten  nicht  auf  unüberwindbare  Schwierig- 
keiten und  kann  wohl  ein  internationaler  Postscheckverkehr 
zwischen  den  staatlichen  Scheckinstituten  verschiedener  Länder 
auch  im  Falle  der  Beibehaltung  der  Verschiedenheit  in  den 
Währungen  eingeführt  werden,  insbesondere  dann,  wenn  man 
denselben  bloß  auf  Überweisungen  zwischen  den  beiderseitigen 
Kontoinhabern    beschränken    will. 

Die  Frage,  ob  die  Verbindung  zwischen  staatlichen  Post- 
scheckinstituten oder  zwischen  solchen  und  Privatbanken  des 
Auslandes  den  Vorzug  verdient,  ist  nach  den  speziellen  Verhält- 
nissen zu  beurteilen.  Im  allgemeinen  kann  aber  gesagt  werden, 
daß  beide  Systeme,  ähnlich  wie  dies  für  den  Inlandsdienst  des- 
Scheckverkehrs der  Fall  ist,  sich  gegenseitig  ergänzen  und  neben- 
einander bestehen  können.  Im  Inlandsverkehr  von  Österreich 
ist,  wie  wir  oben  dargelegt  haben,  die  Notwendigkeit  eines  engen 
Zusammenschlusses  zwischen  dem  Postscheck-  und  dem  Bank- 
giroverkehr  bereits   allgemein   anerkannt   und    auch   praktisch 
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verwirklicht.  In  gleicher  Weise  entspricht  es  wohl  einem  Be- 
dürfnis, wenn  auch  im  internationalen  Verkehr  außer  den  Über- 
weisungen zwischen  staatlichen  Instituten  solche  zwischen 
staatlichen  und  privaten  Geldinstituten  ermöglicht  werden; 
man  darf  eben  nicht  übersehen,  daß  das  wirtschaftliche  Leben 
eine  Vielheit  von  Äußerungen  der  Einzelwirtschaften  in  sich 
birgt,  und  daß  den  verschiedenartigen  Bedürfnissen  nur  durch 
verschiedene,  den  speziellen  Verhältnissen  angepaßte  Einrich- 
tungen Rechnung  getragen  werden  kann.  Und  so  stellt  sich  auch 
der  internationale  Zahlungsverkehr  als  die  Zusammenfassung 
einer  großen  Anzahl  von  Zahlungsakten  dar,  welche,  durch  ver- 
schiedene Organisationen  und  Stellen  vermittelt,  alle  dem 
gleichen  Zweck  dienen,  wenngleich  sie  in  der  Form  vielfach 
differieren.  Welche  Stellung  dem  internationalen  Postüber- 
weisungsverkehr in  dieser  Organisation  zukommt,  läßt  sich  der- 
zeit wohl  schwer  voraussehen,  sicherlich  aber  füllt  derselbe  eine 
Lücke  aus,  welche  im  internationalen  Zahlungsausgleich  derzeit 
besteht;  er  kann,  wenn  er  als  ein  Teil  des  letzteren  aufgefaßt 
wird,  neben  den  übrigen  Institutionen  in  einer  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  günstig  beeinflussenden  Weise  wirken. 

Zu  diesem  Zweck  würde  es  nun  wesentlich  beitragen,  wenn 
die  Grundsätze,  welche  für  den  internationalen  Postüberweisungs- 
verkehr dienen,  in  allen  Ländern  möglichst  gleichmäßig  sind, 
und  insbesondere  auch  die  Gebühren,  welche  die  Scheckinstitute 
hierfür  berechnen,  tunlichst  übereinstimmen.  Wenn  es  gelingen 
sollte,  die  noch  heute  vorhandenen  Differenzpunkte  zwischen 
den  Verwaltungen  der  Postscheckinstitute  zu  beseitigen,  und 
für  die  ganzen  Gebiete  der  Postscheck- Verwaltung  eine  einheit- 
liche Organisation  nach  einheitlichen  Prinzipien  und  Durch- 
führungsmodalitäten zu  ermöglichen,  so  würde  damit  ein  weiterer 
Schritt  zu  dem  Ziele  gemacht  werden,  zu  dem  ungeachtet  mancher 
durch  den  Existenzkampf  hervorgerufener  Sonderbestrebungen 
das  ganze  moderne  Wirtschaftsleben  drängt,  zur  internationalen 
Regelung   der  großen   wirtschaftlichen   Institutionen. 

Ich  fasse  das  Ergebnis  meiner  bisherigen  Untersuchungen 
in  folgenden  Punkten  zusammen: 

1.  Aus  denselben  Gründen  wie  für  das  Inland  ist  auch  für 
•das  Ausland  eine  Erweiterung  der  Organisation  des  Zahlungs- 
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wesens  durch  Nutzbarmachung  des  Postscheckverfahrens  —  ein 
internationaler  Postüberweisungsverkehr  —  wünschenswert. 

2.  Die  Abwicklung  eines  internationalen  Postüberweisungs- 
verkehrs kann  erfolgen: 

a)  zwischen  staatlichen  Scheckinstituten  verschiedener 
Länder, 

b)  zwischen  dem  staatlichen  Scheckinstitut  des  Inlandes  und 
Privat-Scheckinstituten  des  Auslandes. 

Die  Frage,  welches  der  beiden  Systeme  den  Vorzug  ver- 
dient, ist  nach  den  speziellen  Verhältnissen  zu  beurteilen.  Im 
allgemeinen  kann  aber  gesagt  werden,  daß  sich  beide  Systeme 
ergänzen  und  nebeneinander  bestehen  können. 

3.  Der  Kernpunkt  des  Problems,  welcher  auch  die  sub  2 
aufgeworfene  Frage  wesentlich  beeinflußt,  ist  der  Umrechnungs- 
kurs bei  Verschiedenheit  der  Währung.  Im  Unterschiede  zu 
dem  Postanweisungsverkehr,  dessen  Wesen  ein  anderes  und 
dessen  Umfang  ein  beschränkter  ist,  erscheint  beim  inter- 
nationalen Postüberweisungsverkehr  die  Zugrundelegung  eines 
fixen  Kurses  weder  im  Interesse  des  Verkehrs  noch  im  Interesse 
der  beteiligten  Verwaltungen  gelegen.  Vielmehr  soll  für  aus- 
ländische Transaktionen  der  tägliche  Börsenkurs  angerechnet 
werden. 

Die  Durchführung  des  Verkehrs  zwischen  staatlichen  Post- 
scheckinstituten soll  unter  Einhaltung  des  Grundsatzes  strenger 
Parität  zwischen  beiden  Instituten  erfolgen,  wird  also  eine  beider- 
seitige Kontoführung  zur  Voraussetzung  haben  müssen.  Der 
Ausgleich  der  sich  ergebenden  Saldi  darf  an  Fristen  nicht  ge- 
bunden sein. 

4.  Als  Ziel  des  internationalen  Überweisungsverkehrs  muß 
ebenso  wie  im  inländischen  Verkehr  angestrebt  werden,  daß  sich 
derselbe  möglichst  unter  Vermeidung  barer  Zahlungsmittel  voll- 
ziehe, und  daß  der  Ausgleich  tunlichst  im  Wege  der  Abrechnung 
erfolgt. 

5.  Es  ist  wünschenswert,  daß  die  Grundsätze  und  Konditionen 
für  den  internationalen  Postüberweisungsverkehr  in  allen  Län- 
dern möglichst  gleichmäßig  sind. 

Die  Wichtigkeit,  welche  den  einschlägigen  Materien  des 
internationalen  Zahlungsausgleiches   innewohnt,   rechtfertigt  es 
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wohl,  wenn  ich  zum  Schlüsse  die  Frage  aufwerfe,  ob  und  in- 
wieweit das  Problem  des  internationalen  Postscheckverkehrs 
mit  den  Anregungen  im  Zusammenhang  steht,  welche  auf  der 
ersten  Tagung  des  Wirtschaftsvereins  von  Prof.  Dr.  Wolf  wegen 
Einführung  einer  internationalen  Banknote,  einer 
internationalen  Girostelle  und  eines  Edelmetall-Clearing  gegeben 
wurden.  Damit  berühre  ich  allerdings  ein  Gebiet,  das  im  Gegen- 
satz zu  dem  bisher  Erörterten  nicht  mehr  durch  organische 
Fortbildung,  sondern  nur  durch  grundlegende  Änderung  von 
tief  im  Verkehrsleben  wurzelnden  und  aus  diesem  herausgebil- 
deten Einrichtungen  und  Gewohnheiten  befruchtet  werden 
könnte. 

Eine  internationale  Banknote  läßt  sich  in  verschiedener 
Weise  denken  und  zwar  zunächst  als  ein  der  Inlandsnote  nach- 
gebildetes Geld-Surrogat,  für  das  bezüglich  der  Ausgabe  und 
Deckung  gleiche  Grundsätze  wie  bei  dieser  gelten.  Ich  glaube 
aber  nicht,  daß  ein  solches  Zahlungsmittel  im  Ausland  Anklang 
finden  könnte;  weitläufige  Untersuchungen  über  den  Stand  des 
Noten  emittierenden  Institutes,  über  das  Verhältnis  der  Bar- 
deckung zum  Notenumlauf  etc.  sind  im  internationalen  Ver- 
kehr für  den  Nehmer  einer  Note  wohl  kaum  möglich.  Über- 
dies wären  bedenkliche,  den  Umlauf  hindernde  Agioschwan- 
kungen unvermeidlich.  Dann  aber  läßt  sich  der  Begriff  der 
internationalen  Banknote  auch  derart  konstruieren,  daß  sie  ein 
auf  eine  gewisse  Quantität,  eine  Gewichtseinheit  feinen  Goldes 
lautender  Schein,  also  ein  Goldzertifikat  ist,  das  zur  Gänze 
durch  Gold  gedeckt  und  jederzeit  in  Gold  einlösbar  sein  muß. 

Vom  theoretischen  Standpunkt  aus  ist  es  nun  ohne  weiteres- 
als  möglich  zu  bezeichnen,  daß  ein  derartiges  Zahlungsinstrument 
im  internationalen  Verkehr  Eingang  findet,  insbesondere,  wenn 
man  annimmt,  daß  von  den  Parteien  schon  bei  der  Preiserstellung 
bzw.  beim  Geschäft,  das  der  Scheckausfertigung  zugrunde  liegt, 
anstatt  der  eigenen  oder  fremden  Währung  die  Goldeinheit  ge- 
wählt wird.  Schwierig  wird  sich  aber  die  Sache  in  der  prakti- 
schen Durchführung  gestalten  und  dürften  sich  bei  dieser  wenig- 
stens für  die  nächste  Zukunft  unüberwindliche  Hindernisse  er- 
geben. Zunächst  weil  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Verkehr  die 
Goldeinheit  als  Rechnungsgrundlage  akzeptiert,  dann  aber  auch, 
weil   für   die   Umrechnung   der   Goldeinheit   in   die   betreffende 
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Landeswährung,  zu  der  im  gegenteiligen  Fall  gegriffen  werden 
müßte,  sich  nicht  leicht  einfache,  für  den  Verkehr  geeignete 
Formen  finden  lassen  dürften.  Sollte  jedoch  nach  der  einen  oder 
andern  Richtung  hin  die  Frage  gelöst  werden,  so  würde  hier- 
durch allerdings  auch  eine  wesentliche  Vereinfachung  und  Ver- 
einheitlichung des  internationalen  Scheckverkehrs  herbeigeführt. 
Dieser  könnte  bei  Einführung  einer  internationalen  Banknote 
mit  der  Gewichtseinheit  feinen  Goldes  rechnen  und  würde  da- 
mit eine  einheitliche  Umrechnungsgrundlage  gewinnen,  welche 
den  leichten  Ausgleich  der  auf  gleiche  Werteinheiten  lautenden 
Schecks  ermöglicht.  Ob  es  hierbei  nicht  zweckmäßig  wäre, 
wegen  der  speziellen  Verhältnisse  im  Auslandsverkehr  auf  die 
Form  der  zertifizierten  Schecks  zu  greifen,  ist  eine  Detailfrage, 
deren  Erörterung  wohl  zu  weit  führen  würde. 

Auf  der  Basis  solcher,  auf  Goldeinheiten  lautender  Schecks 
könnte  man  aber  auch  zu  einer  gemeinsamen  internationalen 
Girostelle  oder  vielmehr  Abrechnungsstelle  —  es  handelt  sich 
ja  um  den  Ausgleich  von  Forderungen  und  Gegenforderungen 
verschiedener  Institute  —  kommen,  da  alsdann  die  Bedenken, 
welche  sich  vom  Standpunkte  der  Währungsverschiedenheiten 
ergeben,  von  selbst  schwinden  würden.  Jedenfalls  aber  müßte 
eine  internationale  Abrechnungsstelle  alle  den  Auslandsverkehr 
vermittelnden  Zahlungsorganisationen  umfassen.  Bios  auf  Grund- 
lage des  internationalen  Postscheck-Verkehres  läßt  sich  diese 
Frage  nach  meinem  Dafürhalten  nicht  lösen.  Nach  den  obigen 
Ausführungen  erscheint  dieser  ja  blos  als  ein,  wenn  auch  wich- 
tiges Glied  in  der  Organisation  des  Zahlungsverkehres  und  zwar 
beschränkt  auf  die  Postscheckinstitute  zweier  Staaten,  während 
die  internationale  Abrechnungsstelle,  soll  sie  ihren  Zweck  wirk- 
lich erfüllen,  doch  nur  als  ein  zentrales  Ausgleichsorgan  für  For- 
derungen zwischen  sämtlichen  Geldinstituten  aller  ihr  ange- 
gliederten Staatsgebiete  gedacht  werden  muß.  Eine  solche 
Tätigkeit  würde  aber  in  den  Rahmen  eines  Postscheckinstitutes 
sich  nicht  mehr  einpassen  lassen.  Die  Übernahme  und  Führung 
der  bezüglichen  Agenden  wäre  ja  nur  im  Falle  ihrer  Konzen- 
trierung bei  einem  einzigen  Postscheckinstitute  unter  Aus- 
schaltung aller  anderen  und  nur  bei  einer  über  das  eigentliche 
Wesen  weit  hinausgehenden  Ausgestaltung  dieser  einzelnen 
Anstalt  möglich.    Dies  kann  wohl  nicht  ins  Auge  gefaßt  werden. 
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Was  endlich  das  Problem  des  Edelmetall-Clearing  anbelangt, 
so  steht  es  mit  dem  internationalen  Postscheckverkehr  wohl  in 
keinem  direkten  Konnex ;  doch  sind  die  Postscheckinstitute  dabei 
insofern  interessiert,  als  allerdings  nicht  bei  der  Abwicklung  der 
einzelnen  Parteienzahlungen,  wohl  aber  beim  Ausgleich  der 
letzten  Differenzen  zwischen  Forderungen  und  Gegenforderungen 
unter  Umständen  Barsendungen  notwendig  werden  können. 
Durch  den  Edelmetall-Clearing  würde  die  goldsparende  Wirkung 
des  zwischenstaatlichen  Scheckwesens,  welche  auf  der  Möglich- 
keit einer  weitgehenden  Kompensation  von  Forderungen  basiert, 
wesentlich  erhöht.  Direktor  Herz  hat  die  Angelegenheit  bei 
der  1.  Tagung  des  Wirtschaftsvereins  eingehend  besprochen. 
Technisch  würde  sich  nach  dem  Herz'schen  Vorschlag  der 
Edelmetall -Clearing  derart  vollziehen,  daß  die  Notenbank  A 
das  von  ihr  bei  einer  anderen  Notenbank  B  zu  beziehende  Gold 
bei  letzterer  beläßt,  diese  aber  das  Gold  aus  ihrem  Goldschatz 
ausscheidet,  als  ob  es  ihre  Keller  bereits  verlassen  hätte.  Von 
diesem  Momente  an  rechnet  alsdann  die  Bank  A  das  Gold  in 
ihren  Goldschatz  ein  und  ist  imstande,  hierüber  frei  zu  verfügen. 
Gegen  die  Durchführbarkeit  dürften  vom  praktischen  Stand- 
punkte  wohl  keine   Bedenken   erhoben  werden  können. 

Von  den  seither  in  dieser  Richtung  gegebenen  Anregungen 
erscheint  wegen  des  amtlichen  Charakters  jene,  welche  der 
Schatzkanzler  in  Washington  in  seinem  Berichte  vom  Jahre 
1908  gegeben  hat,  von  besonderem  Interesse.  Er  schreibt:  Der 
Vorteil  einer  möglichst  großen  Reduzierung  der  Goldtransporte 
zwischen  den  Goldzentren  der  Welt  wurde  wiederholt  ventiliert, 
ohne  jedoch  Gegenstand  einer  amtlichen  Aktion  zu  sein.  Ein 
Ersparnis  solcher  Transporte  wurde  fast  automatisch  erzielt 
durch  die  Ausdehnung  des  Systems  der  Wechsel  und  des  inter- 
nationalen Kredites.  Mißtrauen  zu  diesen  Mitteln  in  Krisenzeiten 
— in  denen  sie  am  notwendigsten  wären  —  verursacht  das  Begehr 
nach  barem  Gelde.  Oft  ist  das  Intervall  zwischen  den  Regulie- 
rungen im  Export  eines  Landes  und  den  Zahlungen  für  die 
importierten  fremden  Waren  gekennzeichnet  durch  die  Ver- 
ladung von  Gold  nach  beiden  Richtungen,  welche  der  Mecha- 
nismus der  internationalen  Zahlung  noch  nicht  auszugleichen 
vermochte. 

So  wurden  beispielsweise  in  den  drei  Monaten  November 
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und  Dezember  1907  und  Januar  1908  Goldimporte  in  die  Ver- 
einigten Staaten  im  Betrage  von  118  Millionen  Dollars,  anderseits 
aber  in  den  Monaten  April,  Mai  und  Juni  1908  Goldexporte  aus 
den  Vereinigten  Staaten  im  Betrage  von  49  Millionen  Dollars 
vorgenommen.  Für  die  Zeitperiode  vom  1.  November  1907  bis 
1908  ergab  sich  im  Verkehr  der  Vereinigten  Staaten  ein  Über- 
schuß des  Importes  über  den  Export  von  77  Millionen  Dollars, 
während  im  Vorjahre  ein  Export-Überschuß  von  Gold  im  Be- 
trage von  5  Millionen  Dollars  resultierte.  Angesichts  der  großen 
Goldbewegung  zwischen  den  verschiedenen  Staaten  gewinnt  der 
vom  Schatzkanzler  und  auch  von  andrer  Seite  (z.  B.  Luzatti) 
gemachte  Vorschlag  an  Bedeutung,  daß  eine  internationale 
Konferenz  zusammentreten  möge,  welche  unter  ihre  Themen 
auch  die  Frage  aufnehmen  soll,  wie  Ausgleiche  von 
Goldforderungen  zu  ermöglichen  sind,  ohne  einen 
Transport  des  Metalles  selbst  notwendig  zu  machen. 
Dies  könnte  nach  Anschauung  der  Proponenten  durch  Ein- 
führung übertragbarer,  internationaler  Zertifikate  über  einen 
gewissen,  eigens  für  diesen  Zweck  reservierten  Betrag  von 
Goldmünzen,  eventuell  unter  Gründung  einer  internationalen 
Golddepotstelle  erreicht  werden.  Das  hierauf  bezughabende 
Übereinkommen  würde  internationale  Geltung  zu  erhalten 
haben,  entweder  durch  eine  Vereinbarung  unter  den  leitenden 
Instituten  der  Welt  oder  aber  durch  eine  Vereinbarung 
im  diplomatischen  Wege  zwischen  den  verschiedenen  Staaten 
unter  staatlicher  Kontrolle.  Diese  Fragen  sind  einer  eingehenden 
Erörterung  wohl  wert.  Es  ist  aber  zu  befürchten,  daß  durch  eine 
allzugroße  Ausdehnung  des  Kreises  der  an  einer  solchen  Kon- 
ferenz teilnehmenden  Staaten  der  Erfolg  beeinträchtigt  wird, 
und  es  wäre  daher  vielleicht  zweckmäßiger,  zu- 
nächst für  jene  Wirtschaftsgebiete  eine  Klärung 
des  Problemes  herbeizuführen,  welche  heute  schon 
in  engerer  internationaler  Verbindung  stehen,  und  in 
denen  der  Gedanke  internationaler  Regelungen  bereits  all- 
gemein geläufig  ist.  Gerade  für  die  Staatsgebiete,  welche  im 
mitteleuropäischen  Wirtschaftsverein  vertreten  sind,  könnte 
diese  Frage  mit  weit  größerer  Aussicht  auf  Erfolg  diskutiert 
werden;  vielleicht  findet  das  Präsidium  Gelegenheit, 
dieselbe    auf    die    Tagesordnung    eines    der    nächsten 
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Kongresse  zu  setzen.  Ich  zweifle  nicht,  daß  in  diesem 
Falle  eine  Klärung  bis  zu  jenem  Punkte  erfolgen  könnte,  auf 
dem  dann  das  Realisierbare  von  dem  Unmöglichen  geschieden 
und  die  Basis  für  die  weitere  Verfolgung  der  Angelegenheit, 
sei  es  seitens  der  interessierten  Institute,  oder  aber  seitens  der 
Regierungen  gewonnen  würde.  Bei  der  heutigen  Tagung  glaube 
ich  allerdings,  daß  diese  Frage  nicht  allzusehr  in  den  Vorder- 
grund gestellt  werden  darf,  und  daß  man  sich,  wenn  praktische 
Erfolge  erzielt  werden  sollen,  damit  begnügen  muß,  die  Lösung 
für  jene  Ideen  vorzubereiten,  welche  bereits  spruchreif  geworden 
sind,  und  welche  ich  mir  in  den  oben  aufgestellten  Schluß- 
folgerungen zu  präzisieren  gestattet  habe.  Wie  auf  anderen 
Gebieten,  gilt  ja  auch  hier  der  Satz,  daß  in  der  Beschränkung 
sich  nicht  nur  der  Meister  zeigt,  sondern  auch  die  Gewähr  des 
Erfolges  gelegen  ist. 

(Beifall.) 


Vorsitzender: 

Das  Wort    hat    der  Vortragende    Rat    im    Reichspostamt. 
Max  Aschenborn. 


Geh.  Ober-Postrat  Max  Aschenborn-Berlin: 

I.  Die  Gründe,  die  eine  Verbesserung  unseres  internationalen 
Zahlungsverkehrs  erheischen,  sind  bereits  auf  der  von  den  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereinen  im  Jahre  1906  veranstalteten 
Konferenz  in  Wien  eingehend  erörtert  worden.  Die  Statistik 
über  Ein-  und  Ausfuhr  zeigt  uns,  in  wie  steigendem  Maße  die 
einzelnen  Länder  wirtschaftlich  immer  mehr  auf  einander  an- 
gewiesen sind,  wie  gewaltig  die  Import-  und  Exportzahlen  und 
damit  die  internationalen  Zahlungsverbindlichkeiten,  die  im 
Laufe  eines  Jahres  entstehen  und  befriedigt  werden  müssen, 
von  Jahr  zu  Jahr  anschwellen. 

Die  Einfuhr  aus  Österreich-Ungarn  nach  dem  Deutschen 
Reich  betrug 

1891  ...  620     Mill.  Mark 
1907  ...  867 
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Die  Ausfuhr  nach  Österreich-Ungarn  betrug 
1891  .  .  .  361,6  Mill.  Mark 
1907  .  .  .  811,1      ,, 

Im  Verkehr  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz 
zeigt   der   Güteraustausch   folgende   Steigerung: 

Die  Einfuhr  aus  der  Schweiz  belief  sich  im  Jahre 
1891  auf  164,4  Mill.  Mark 
1907    „    263,6     „ 

Die  Ausfuhr  nach  der  Schweiz  belief  sich  im  Jahre 
1891  auf  237,4  Mill.  Mark 
1907    „    527,9     „ 

Schon  diese  wenigen  Zahlen  lassen  deutlich  erkennen, 
welches  weitgehende  und  berechtigte  Interesse  Handel  und  In- 
dustrie daran  haben,  daß  für  die  Zahlung  einer  geschuldeten 
Summe  nach  dem  Auslande  ein  möglichst  bequemer  Weg  gefunden 
werde,  und  weiter,  ob  es  nicht  erreichbar  sein  sollte,  die  Valuta- 
schwankungen herabzusetzen,  wenigstens,  soweit  es  sich  um 
Zahlungen   mittlerer   Beträge   handelt. 

Wie  fühlbar  das  Bedürfnis  nach  Verbesserung  des  inter- 
nationalen Zahlungsverkehrs  sich  geltend  macht,  dürfte  hin- 
reichend schon  daraus  hervorgehen,  daß  bei  uns  bereits  zu  einer 
Zeit,  als  die  Angelegenheit  der  Einführung  des  Postscheck- 
verkehrs im  Reichs-Postgebiet  noch  im  Stadium  der  Vor- 
bereitung sich  befand,  von  verschiedenen  Seiten  der  Wunsch 
laut  wurde,  den  Postscheckverkehr  nicht  auf  das  Inland  zu  be- 
schränken, sondern  alsbald  im  Vereine  mit  den  gleichartigen 
Einrichtungen  in  Österreich,  in  Ungarn  und  in  der  Schweiz 
einen  internationalen  Giroverkehr  anzubahnen.  Diesen  Wünschen 
gegenüber  hat  der  Herr  Staatssekretär  des  Reichs-Postamts  in 
der  Sitzung  des  Reichstags  vom  1.  Mai  v.  Js.  erklärt,  daß  die  Ab- 
sicht bestehe,  auch  durch  weitere  Ausbildung  des  internationalen 
Verkehrs  den  Postscheckverkehr  zu  fördern.  Und  in  der  Tat  er- 
scheint der  Postscheckverkehr  ganz  besonders  geeignet  und  daher 
auch  berufen,  Zahlungen  nach  dem  Auslande  und  vom  Auslande 
auf  die  bequemste  Weise  zu  vermitteln.  Es  müßte  deshalb  allseitig 
als  ein  außerordentlicher  Fortschritt  mit  Genugtuung  begrüßt 
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werden,  wenn  zwischen  den  Staaten,  die  den  Postscheckverkehr 
eingerichtet  haben,  ein  Abkommen  getroffen  würde,  welches 
die  Gebiete  dieser  sämtlichen  Staaten  für  einen  einheitlichen 
Postgiroverkehr  öffnet.  Denn  auch  darin  stimme  ich  den  Herren 
Mitberichterstattern  völlig  bei,  daß  sich  ein  solcher  internatio- 
naler Verkehr  zwischen  den  Postscheckinstituten  der  ver- 
schiedenen Länder  zu  beschränken  haben  wird  auf  den  Giro- 
verkehr, d.  h.  auf  die  Ausführung  von  Aufträgen  zur  Überwei- 
sung von  einem  Postscheckkonto  auf  ein  bei  einer  anderen  Ver- 
waltung geführtes  Postscheckkonto.  Es  dürfte  also  auch  nach 
meiner  Ansicht  nicht  in  Betracht  kommen,  einen  Verkehr  zuzu- 
lassen, in  welchem  Bareinzahlungen  bei  den  Postanstalten  des 
einen  Landes  zur  unmittelbaren  Gutschrift  auf  den  bei  dem 
Postscheckamt  einer  anderen  Verwaltung  geführten  Konten 
entgegengenommen  werden,  oder  in  welchem  von  den  Konto- 
inhabern Barzahlungen  aus  ihrem  Guthaben  nach  dem  Auslande 
in  Auftrag  gegeben  werden. 

In  allen  Ländern,  die  das  Postscheckverfahren  eingeführt 
haben,  sind  die  Bedingungen,  von  deren  Erfüllung  die  Er- 
öffnung eines  Postscheckkontos  abhängig  gemacht  ist,  so 
leichte,  daß  in  Anspruch  genommen  werden  muß,  daß 
jeder  Interessent  sich  ein  Postscheckkonto  hält,  damit  die 
Zahlungen,  die  er  vom  Auslande  erwartet,  oder  die  er  nach 
dem  Auslande  zu  leisten  hat,  im  Girowege  ausgeführt  werden 
können. 

Es  kann  hiernach  kein  Anstand  genommen  werden,  den 
internationalen  Postüberweisungsverkehr  als  ein  Ziel  zu  be- 
zeichnen, das  erreicht  werden  muß,  wenn  irgend  es  erreichbar 
ist.  Daß  es  erreichbar  ist,  dürfte  ernstlich  wohl  nicht  bestritten 
werden  können. 

II.  Es  wird  nunmehr  meine  Aufgabe  sein,  auf  die  Frage 
der  Durchführbarkeit  des  internationalen  Postüberweisungs- 
verkehrs vom  Standpunkte  der  Postscheckeinrichtungen  inner- 
halb des  Deutschen  Reichs  näher  einzugehen. 

Hier  könnte  das  Bedenken  auftauchen,  ob  es  zurzeit  nicht 
verfrüht  wäre,  jetzt  schon  in  Deutschland  an  einen  internationalen 
Postgiroverkehr  zu  denken,  da  doch  erst  wenige  Monate  ver- 
strichen sind,  seitdem  der  Postscheckverkehr  bei  uns  eingerichtet 
ist.    Müßte  nicht,  so  könnte  man  fragen,  gewartet  werden,  bis 
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sich  dieser  neue  Verkehr  im  Inlande  noch  mehr  eingelebt  und 
eingebürgert  hat,  ehe  er  daran  denken  kann,  die  Vermittler- 
rolle für  Zahlungen  von  und  nach  dem  Auslande  zu  übernehmen? 

Derartige  Bedenken  dürften  genügend  widerlegt  werden 
durch  den  Hinweis  auf  die  Entwicklung,  die  der  Postscheck- 
verkehr der  drei  deutschen  Postverwaltungen  in  der  kurzen 
Zeit  seines  Bestehens  erfahren  hat.  Die  Gesamtzahl  der  Konto- 
inhaber bei  allen  im  Deutschen  Reiche  belegenen  Postscheck- 
ämtern betrug  am  1.  April     28  571 

davon  entfielen  auf  das  Reichs-Postgebiet    23  786 

auf  Bayern    3  026 

und  auf  Württemberg    1  759 

Am  15.  Mai  war  die  Zahl  der  Konten  im  Reichs-Postgebiet 
bereits  auf  27  000  gestiegen. 

Der  Gesamtumsatz  auf  diesen  28  571  Konten  erreichte  in 
der  Zeit  vom  1.  Januar  bis  Ende  März  die  Summe  von  1225  Mil- 
lionen Mark  und  zwar  631  Millionen  Mark  Gutschriften,  um- 
fassend sowohl  die  Bareinzahlungen  als  die  Gutschriften  im  Giro- 
verkehr, und  594  Millionen  Mark  Lastschriften,  umfassend  die 
Lastschriften  im  Giroverkehr  sowie  die  Auszahlungen  durch 
die  Kassen  der  Postscheckämter  und  der  Postanstalten.  Als 
ganz  besonders  erfreulich  muß  es  bezeichnet  werden,  daß  bei 
diesen  Umsatzzahlen  der  Giroverkehr  trotz  der  Neuheit  der 
Einrichtung  bereits  in  sehr  erheblichem  Maße  beteiligt  ist.  Bei 
den  innerhalb  des  Reichs-Postgebiets  belegenen  Postscheck- 
ämtern war  in  der  Zeit  vom  1.  Januar  bis  Ende  April  das  Ver- 
hältnis der  Gutschriften  im  Giroverkehr  zu  der  Summe  der 
Einzahlungen  mittels  Zahlkarte  wie  67  :  100.  In  der  Woche 
vom  2.  bis  8.  Mai  war  dieses  Verhältnis  noch  günstiger;  mittels 
Zahlkarte  wurden  in  dieser  Woche  eingezahlt  53  792  000  Mark, 
die  Gutschriften  im  Giroverkehr  betrugen  41  784  000  Mark,  das 
sind  77  %  der  Bareinzahlungen.  Hiernach  darf  wohl  unbedenk- 
lich behauptet  werden:  das  neue  Verfahren  hat  sich  bei  uns 
schon  soweit  Eingang  verschafft,  daß  der  Wunsch,  den  Betrieb 
auf  den  internationalen  Verkehr  auszudehnen,  berechtigt  er- 
scheint. 

Daß  auch  die  Postscheckämter  der  deutschen  Postver- 
waltungen der  glatten  Durchführung  eines  internationalen 
Überweisungsverkehrs  schon  jetzt  völlig  gewachsen  sein  würden, 
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kann  um  so  weniger  bezweifelt  werden,  als  zugleich  mit  der  Er- 
richtung der  Postscheckämter  zwischen  den  drei  deutschen  Post- 
verwaltungen ein  Wechselverkehr  eingeführt  wurde  und  zwar 
nicht  nur  hinsichtlich  des  Giroverkehrs,  sondern  auch  für  die 
Bareinzahlungen  und  Barauszahlungen.  Es  kann  z.  B.  bei  dem 
Postamt  in  Lübeck  mittels  Zahlkarte  ein  Betrag  zur  Gutschrift 
auf  einem  beim  Postscheckamt  in  München  geführten  Konto 
eingezahlt  werden.  Will  der  Inhaber  eines  Kontos  beim  Post- 
scheckamt in  München  eine  Barzahlung  nach  einem  in  Württem- 
berg belegenen  Orte  leisten,  so  wird  der  Betrag  durch  die  württem- 
bergische Postanstalt  unter  denselben  Bedingungen  ausgezahlt, 
wie  wenn  die  Zahlung  durch  eine  bayerische  Postanstalt  er- 
folgte. Hinsichtlich  der  Überweisungen  von  Konto  zu  Konto 
stehen  alle  deutschen  Postscheckämter  in  unmittelbarem  Ver- 
kehr untereinander.  Die  Arbeiten,  die  den  Postscheckämtern 
aus  diesem  Wechselverkehr  erwachsen,  sind  also  gewiß  nicht 
einfacherer  Art  als  diejenigen,  welche  mit  der  Einführung  eines 
internationalen  Postüberweisungsverkehrs  verbunden  sind.  Aller- 
dings scheidet  in  dem  Wechselverkehr  zwischen  den  Postscheck- 
ämtern der  deutschen  Postverwaltungen  die  Währungsfrage 
völlig  aus,  während  eine  gute  Lösung  gerade  dieser  Frage  für 
den  internationalen  Postgiroverkehr  von  besonderer  Wichtig- 
keit ist.  Aber  die  Schwierigkeiten,  die  hierbei  zu  überwinden 
sind,  berühren  sehr  wenig  das  formelle  Verfahren,  dessen  Durch- 
führung den  Postscheckämtern  obliegt. 

Es  darf  hiernach  wohl  mit  Vertrauen  davon  ausgegangen 
werden,  daß  der  Postscheckverkehr  in  Deutschland  trotz  der 
kurzen  Zeit  seines  Bestehens,  in  seiner  Entwicklung  schon  so- 
weit gediehen  ist,  daß  an  die  Anbahnung  internationaler  Be- 
ziehungen gedacht  werden  kann. 

III.  Wir  können  deshalb  an  die  Erörterung  der  weiteren 
Frage  herantreten,  in  welcher  Weise  ein  solcher  internationaler 
Giroverkehr  auszugestalten  wäre. 

Hierfür  kommen  insbesondere  folgende  Gesichtspunkte  in 
Betracht : 

1/  Wie  würde  das  formelle  Verfahren  zu  regeln  sein? 

2.  Zu  welchem  Umrechnungskurse  würden  die  einzelnen 
von  den  Kontoinhabern  in  Auftrag  gegebenen  Über- 
weisungen auszuführen  sein? 
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3.  Wie  würde  die  Gebührenerhebung  zu  regeln  sein?  und 

4.  Welche  Grundsätze  würden  hinsichtlich  der  Abrechnung 
zwischen  den  beteiligten  Verwaltungen  zu  beachten  sein? 

Zu  1.  Was  zunächst  das  Verfahren  betrifft,  so  will  der 
internationale  Postgiroverkehr  jedem  Inhaber  eines  Postscheck- 
kontos in  einem  der  beteiligten  Länder  die  Möglichkeit  gewähren, 
von  seinem  Konto  Beträge  auf  ein  beliebiges  Postscheckkonto, 
das  in  einem  anderen  der  beteiligten  Länder  geführt  wird,  zu 
überweisen.  Die  Postscheckämter  würden  diese  Aufträge  in 
ähnlicher  Weise  auszuführen  haben,  wie  dies  schon  jetzt  im 
Verkehre  zwischen  den  Postsparkassenämtern  in  W7ien  und 
Budapest  sowie  im  Verkehre  zwischen  den  deutschen  Post- 
scheckämtern erfolgt.  Die  Scheckämter  teilen  sich  die  Über- 
weisungsaufträge mittels  Listen  mit,  in  denen  der  Betrag  der 
Überweisung  und  die  Bezeichnung  der  Konten  des  Auftrag- 
gebers sowie  des  Gutschriftsempfängers  angegeben  sind.  Im 
Verkehre  zwischen  den  Verwaltungen,  welche  mehrere  Post- 
scheckämter haben,  wird  es  notwendig  sein,  daß  jede  Verwaltung 
je  nach  der  geographischen  Lage  ein  Amt  oder  auch  mehrere 
Ämter,  aber  jedenfalls  eine  tunlichst  beschränkte  Zahl  bezeichnet, 
welche  die  Vermittlung  sowohl  für  Überweisungen  nach  dem 
anderen  Lande  als  auch  für  Überweisungen,  die  von  diesem 
Lande  eingehen,  übernehmen.  Hierbei  kommt  in  Betracht  der 
Verkehr  zwischen  der  Schweiz  und  dem  Deutschen  Reiche. 
Die  Schweiz  hat  jetzt  20  Postscheckbureaus,  die  Zahl  der  Post- 
scheckämter der  drei  deutschen  Postverwaltungen  beträgt  13. 
Würde  bei  Einführung  eines  internationalen  Giroverkehrs 
zwischen  der  Schweiz  und  den  Postverwaltungen  des  Deutschen 
Reichs  das  Verfahren  so  geregelt,  daß  jedes  deutsche  Post- 
scheckamt mit  jedem  schweizerischen  Postscheckbureau  in  un- 
mittelbaren Verkehr  treten  müßte,  so  würde  eine  solche  Rege- 
lung weit  über  das  Bedürfnis  hinausgehen  und  das  Abrechnungs- 
geschäft außerordentlich  erschweren.  Auch  die  Sicherheit  des 
Wechselverkehrs  wird  jedenfalls  besser  gewährleistet,  wenn  so- 
wohl von  den  deutschen  Verwaltungen,  die  mehr  als  ein  Post- 
scheckamt haben,  das  sind  die  Reichs-Postverwaltung  und 
Bayern,  als  auch  von  der  schweizerischen  Verwaltung  einzelne 
Postscheckämter  dazu  bestimmt  werden,  die  sämtlichen  von 
den  inländischen   Kontoinhabern  in  Auftrag  gegebenen   Über- 
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Weisungen  zu  sammeln  und  an  die  Vermittlungs-Postscheck- 
ämter des  Auslandes  weiterzugeben  und  in  umgekehrter  Richtung 
die  vom  Auslande  eingehenden  Überweisungen,  die  auf  inländi- 
schen Postscheckkonten  gutgeschrieben  werden  sollen,  in  Emp- 
fang zu  nehmen  und  ohne  Verzögerung  an  diejenigen  inländischen 
Postscheckämter,  bei  denen  die  Gutschrift  zu  erfolgen  hat, 
weiterzugeben. 

Anders  liegen  natürlich  die  Verhältnisse,  soweit  ein  Giro- 
verkehr zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den  Ländern  in 
Frage  kommt,  in  denen  die  Postscheckkonten  sämtlich  bei  einem 
einzigen  Amte  geführt  werden,  wie  dies  in  Österreich  und  inUngarn 
der  Fall  ist.  Hier  würde  es  kaum  auf  Bedenken  stoßen  können, 
wenn  man  die  Zahl  der  deutschen  Postscheckämter,  die  mit  dem 
Postsparkassenamte  in  Wien  oder  mit  dem  Postsparkassenamte 
in  Budapest  in  unmittelbare  Verbindung  zu  treten  haben,  er- 
höht, wenn  man  nicht  von  vornherein  den  unmittelbaren  Ver- 
kehr für  alle  deutschen  Postscheckämter  frei  geben  will. 

Im  übrigen  werden  auch  im  internationalen  Verkehr  die 
Aufträge  zu  Oberweisungen  völlig  nach  den  für  den  internen 
Verkehr  geltenden  Vorschriften  zu  behandeln  sein,  soweit  es 
sich  nicht  um  die  Gebühren  und  um  die  Umrechnung  in  die 
fremde  Währung  handelt.  Der  Umstand,  daß  das  Postscheck- 
verfahren  in  den  verschiedenen  Ländern  in  manchen  Einzel- 
heiten voneinander  abweicht,  daß  z.  B.  die  Postscheckkonten 
in  Osterreich,  in  Ungarn  und  in  der  Schweiz  verzinst  werden, 
während  sie  im  Deutschen  Reiche  nicht  verzinst  werden,  bietet 
auch  nach  meiner  Oberzeugung,  darin  stimme  ich  mit  den  anderen 
Herren  Berichterstattern  durchaus  überein,  für  die  Regelung 
des  Verfahrens  im  internationalen  Verkehr  keine  Schwierig- 
keiten. 

Zu  2.  Schwieriger  dagegen  ist  die  Festsetzung  des  Kurses, 
zu  welchem  die  Beträge  der  einzelnen  Oberweisungsaufträge 
in  die  Währung  des  Bestimmungslandes  umgerechnet  werden 
sollen.  Überweist  ein  Kontoinhaber  von  seinem  bei  einem 
deutschen  Postscheckamte  geführten  Konto  einen  Betrag  von 
3000  Mark  zur  Gutschrift  auf  ein  beim  Postsparkassenamte 
in  Wien  geführtes  Konto,  so  muß  dieser  Betrag  zunächst  in  die 
Kronenwährung  umgerechnet  und  in  dieser  Umrechnung  nach 
Wien  überwiesen  werden.    Es  würde  gewiß  in  vielen  Beziehungen 


—     263     — 

außerordentliche  Vorteile  bieten,  wenn  für  diese  Umrechnung 
ein  fester  Kurs  angesetzt  werden  könnte,  wie  sich  dies  im  Post- 
anweisungsverkehr in  langjähriger  Praxis  bewährt  hat.  Die 
Umrechnung  erfolgt  hier  im  Deutschen  Reich  dauernd  nach 
dem  Satze  von  100  Kr.  =  85,07  Mark.  Für  die  Umrechnung 
aus  der  Markwährung  in  die  Frankenwährung  gilt  der  feste  Satz 
von  100  Fr.  =  81,40  Mark.  Daß  im  Postanweisungsverkehr 
solche  festen  Umrechnungssätze  durchaus  zweckmäßig  sind,  kann 
nicht  bezweifelt  werden.  Es  darf  aber  nicht  außer  Acht  gelassen 
werden,  daß  es  sich  bei  der  Versendung  von  Geld  mittels  Post- 
anweisung durchschnittlich  nur  um  geringe  Einzelbeträge  handelt. 
Im  Jahre  1908  sind  aus  dem  Reichs-Postgebiet  Postanweisungen 
abgesandt : 

nach  Österreich  1  528  000  Stück  (einschl.  der  Nachnahmen) 
im  Betrage  von  55  524  000  Mark;  auf  eine  Postanweisung 
entfallen  mithin  im  Durchschnitt  nur  36,33  Mark; 
nach  Ungarn  298  000  Stück  (einschl.  der  Nachnahmen) 
im  Betrage  von  9  384  000  Mark;  auf  eine  Postanweisung 
entfallen  im  Durchschnitt  nur  31,45  Mark; 
nach  der  Schweiz  210  000  Stück  im  Betrage  von 
11  128  000  Mark;  der  Durchschnittsbetrag  einer  Postan- 
weisung war  also  52,89  Mark. 

Bei  so  geringen  Beträgen  kann  es  für  den  Absender  der  Post- 
anweisung kaum  in  Betracht  kommen,  ob  der  feste  Umrechnungs- 
satz etwas  höher  oder  niedriger  ist  als  der  am  nächsten  Börsen- 
platze für  österreichische  oder  schweizerische  Banknoten  notierte 
Kurs.  Ganz  anders  dagegen  würde  im  Postgiroverkehr  die  Um- 
rechnung nach  einem  unveränderlichen  Kurse  wirken.  Hier 
wird  der  Kontoinhaber,  der  eine  Zahlung  nach  einem  am  inter- 
nationalen Giroverkehr  teilnehmenden  Lande  zu  leisten  hat, 
bei  größeren  Beträgen  in  jedem  Falle  sich  ausrechnen,  ob  der 
von  der  Postverwaltung  festgesetzte  Umrechnungssatz  im  Ver- 
hältnis zu  den  jeweiligen  Notierungen  der  Börse  für  ihn  günstig 
oder  ungünstig  ist.  Das  heißt,  je  ungünstiger  im  Laufe  des 
Jahres  der  Umrechnungskurs  für  die  Postverwaltung  ist,  desto 
mehr  würden  ihr  die  Aufträge  zu  Oberweisungen  zufließen, 
während  die  Aufträge  ausbleiben  würden,  wenn  es  nach  dem 
Börsenkurse    für    die    Kontoinhaber    vorteilhafter    wäre,     die 
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Schulden  nach  dem  Auslande  mit  kurzfristigen  Wechseln  oder 
mit  Bankschecks  zu  begleichen.  Die  Postverwaltungen  würden 
mithin  bei  einer  Umrechnung  nach  einem  festen  Satze  nicht 
nur  mit  sehr  großen  Schwankungen  im  Giroverkehr,  sondern 
auch  mit  erheblichen  Einbußen  zu  rechnen  haben;  denn  es 
müßte  von  vornherein  als  ausgeschlossen  gelten,  den  festen 
Umrechnungssatz  etwa  so  hoch  zu  normieren,  daß  die  Börsen- 
kurse zu  keiner  Zeit  im  Laufe  des  Jahres  ihn  übersteigen  werden. 

Ich  bin  deshalb  ebenso  wie  die  Herren  Mitberichterstatter 
der  Ansicht,  daß  die  im  internationalen  Postgiroverkehr  anzu- 
wendenden Umrechnungssätze  sich  tunlichst  an  die  Börsen- 
notierungen anlehnen  müssen.  Eine  solche  Anlehnung  ist  nun 
denkbar,  entweder  in  der  Weise,  daß  man  in  allen  Fällen  ohne 
weiteres  die  letztbekannten  oder  am  vorhergehenden  Werktage 
notierten  Börsenkurse  für  Banknoten  des  Landes,  nach  welchem 
die  Überweisung  ausgeführt  wird,  der  Umrechnung  zu  Grunde 
legt,  oder  aber  in  der  Weise,  daß  die  Postverwaltungen  selbst 
einen  veränderlichen  Umrechnungskurs  auf  der  Grundlage  der 
Börsennotierungen  festsetzen,  bei  dieser  Festsetzung  aber  ge- 
ringere Schwankungen  der  Börsenkurse  außer  Betracht  lassen. 
Hierdurch  würde  vor  allem  eine  größere  Stabilität  erreicht;  es 
würde  sich,  von  Ausnahmefällen  abgesehen,  wohl  ermöglichen 
lassen,  den  Umrechnungskurs  so  festzusetzen,  daß  er  in  der  Regel 
wenigstens  einige  Wochen  ohne  Änderung  der  Umrechnung  zu 
Grunde  gelegt  werden  kann. 

Was  nun  die  Frage  betrifft,  welcher  Art  der  Regelung  der 
Umrechnung  der  Vorzug  zu  geben  sein  wird,  so  bleibt  folgendes 
zu  berücksichtigen.  Während  z.  B.  in  den  Notierungen  der 
Börsen  in  Wien,  in  Budapest,  in  München,  in  Zürich  und  sowie 
in  den  Notierungen  der  Nationalbank  in  Bern,  der  Briefkurs 
(Warenkurs)  für  fremde  Banknoten  und  Devisen  neben  dem 
Geldkurse  besonders  aufgeführt  ist,  wird  an  der  Berliner  Börse 
nur  ein  einziger  mittlerer  Kurs  für  fremde  Banknoten,  sowie 
ein  mittlerer  Kurs  für  kurzfristige  Wechsel  auf  fremde  Plätze 
notiert.  Hieraus  ergibt  sich  schon  ohne  weiteres,  daß  es  keines- 
wegs auf  dasselbe  hinausläuft,  wenn  in  dem  einen  Lande  bei  der 
Umrechnung  der  Briefkurs  für  fremde  Banknoten  und  in  dem 
anderen  Lande  der  ohne  Unterscheidung  zwischen  Geld-  und 
Briefkurs  notierte  Kurs  für  Banknoten  in  Ansatz  gebracht  wird. 
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Dazu  kommt,  daß  die  Kursschwankungen  weder  nach  der 
Spannung,  noch  auch  nach  der  Häufigkeit  an  den  verschiedenen 
Börsen  dasselbe  Bild  zeigen.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  bei 
Kursnotierungen,  die  ohne  Unterscheidung  zwischen  Brief-  und 
Geldkurs  stattfinden,  die  täglichen  Kurs-Schwankungen  anders 
beeinflußt  werden,  als  dies  der  Fall  sein  würde,  wenn  der  Brief- 
kurs  neben   dem   Geldkurse   vermerkt   würde. 

Für  die  Frage,  nach  welchem  Kurse  die  von  den  Kontoinhabern 
innerhalb  des  Deutschen  Reiches  in  Auftrag  gegebenen  Über- 
weisungen nach  dem  Auslande  umzurechnen  sein  würden,  kommt 
aber  ferner  noch  in  Betracht,  daß  alle  derartigen  Aufträge  aus  dem 
ganzen  Deutschen  Reiche  nach  einem  und  demselben  Satze  in  die 
Kronen-  oder  die  Frankenwährung  umzurechnen  sein  werden, 
ohne  Rücksicht  darauf,  bei  welchem  deutschen  Postscheckamte 
das  Konto  des  Auftraggebers  geführt  wird.  Es  werden  also  auf 
alle  Fälle  eine  Reihe  von  Postscheckämtern  im  Deutschen  Reiche 
nicht  den  Kurs  anwenden  können,  den  die  für  diese  Ämter  nach 
ihrer  örtlichen  Lage  in  erster  Linie  maßgebende  Börse  notiert. 

Findet  bei  allen  deutschen  Postscheckämtern  die  Umrech- 
nung nach  dem  Kurse  der  Berliner  Börse  statt,  so  bedingt  dies 
mit  Notwendigkeit  für  viele  Gebiete  eine  Abweichung  von  den 
Notierungen  ihrer  eigenen  Börse.  Mithin  würde  unter  allen  Um- 
ständen auch  die  Umrechnung  nach  dem  Berliner  Börsenkurse 
einen  Eingriff  in  die  bisherige  Übung  des  Handels  in  einem  Teile 
des  Deutschen  Reichs  mit  sich  bringen.  Wird  nun  bei 
einem  solchen  Eingriff,  der  sich  gar  nicht  vollständig  vermeiden 
läßt,  gleichzeitig  der  Zweck  verfolgt,  für  die  Umrechnung  im 
Postgiroverkehr  einen  stabileren  Kurs  zu  Grunde  zu  legen,  als 
ihn  die  Börsennotierungen  aufweisen,  so  wird  hiergegen  kaum 
jemand  etwas  einwenden  können ;  umsoweniger  als  im  Postgiro- 
verkehr die  Gründe,  aus  denen  die  Börsen-Kurse  für  fremde 
Wechsel  und  Banknoten  den  täglichen  kleineren  Schwankungen 
unterworfen  sind,  gar  nicht  vorliegen.  Für  die  Zeit  vom  1.  August 
bis  14.  September  1908  hätte  z.  B.  der  Umrechnungskurs  in  die 
Kronenwährung  wohl  unbedenklich  auf  den  einheitlichen  Satz 
von  mindestens  85,30  Mark  für  100  Kronen  festgesetzt  werden 
können,  während  der  Kurs  der  100- Kronen- Noten  an  der  Berliner 
Börse  innerhalb  dieser  Zeit  nicht  weniger  als  15  Schwankungen 
zwischen  85,30  und  85,20  aufweist.  Auf  der  anderen  Seite  müßte 
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aber  ein  solcher  für  den  Postgiroverkehr  geltender  Kurs  natürlich 
hinreichend  elastisch  sein,  um  größeren  Schwankungen  der 
Börsenkurse  sofort  folgen  zu  können.  Übrigens  wird  jede  Ver- 
waltung, die  am  internationalen  Postgiroverkehr  teilnimmt, 
sich  hinsichtlich  der  Festsetzung  des  Umrechnungssatzes  eine 
gewisse  Bewegungsfreiheit  vorbehalten  müssen.  Ich  möchte 
darauf  hinweisen,  daß  im  internationalen  Postanweisungs- 
verkehr nach  Artikel  2  des  Übereinkommens  vom  26.  Mai  1906 
die  Postverwaltung,  in  deren  Gebiet  die  Postanweisung  einge- 
liefert wird,  nach  freiem  Ermessen  den  Kurs  festsetzt,  nach 
welchem  ihre  Währung  in  die  Metallwährung  des  Bestimmungs- 
landes  umzuwandeln   ist. 

Zu  3.  Was  die  Gebühren  betrifft,  die  den  Kontoinhabern 
gegenüber  für  die  Überweisungen  nach  dem  Auslande  in  Ansatz 
zu  bringen  sein  werden,  so  bin  auch  ich  der  Überzeugung,  daß 
sie  sich  wie  alle  Gebühren  im  Postgiroverkehr  in  ziemlich  niedrigen 
Grenzen  halten  können;  allerdings  wird  bei  ihrer  Bemessung  zu 
berücksichtigen  sein,  daß  sie  nicht  nur  die  Ausgaben  der  Post- 
scheckämter für  die  durch  die  Überweisungen  bedingten  Ar- 
beiten erstatten  müssen,  sondern  auch  eine  gewisse  Reserve 
zur  Deckung  etwaiger  Kursverluste,  mit  denen  die  Verwal- 
tungen unter  Umständen  zu  rechnen  haben,  gewähren  müssen. 
Die  Gebühr  dürfte  am  zweckmäßigsten  einheitlich  von  der  Ver- 
waltung zu  erheben  sein,  die  das  Konto  des  Auftraggebers  führt. 
Von  einer  Teilung  dieser  Gebühr  zwischen  dieser  Verwaltung 
und  der  anderen  Verwaltung,  bei  der  die  Gutschrift  erfolgt, 
könnte  gänzlich  abgesehen  werden,  wenn  die  Gesamtsummen 
der  im  Laufe  eines  Jahres  zwischen  diesen  beiden  Verwaltungen 
in  beiden  Richtungen  ausgeführten  Überweisungen  keinen 
größeren  Unterschied  aufweisen.  Da  aber  damit  gerechnet  wer- 
den muß,  daß  längere  Zeit  hindurch  die  Überweisungen  zwischen 
zwei  Verwaltungen  in  der  einen  der  beiden  Richtungen  erheb- 
lich überwiegen,  so  wird  es  sich  doch  empfehlen,  jedenfalls  bis 
genügende  Erfahrungen  vorliegen,  eine  Teilung  der  Gebühren 
zwischen  den  Verwaltungen  eintreten  zu  lassen.  Eine  solche 
Teilung  würde  ebenso  wie  im  internationalen  Postanweisungs- 
verkehr keine  nennenswerte  Arbeit  verursachen. 

Zu  4.  In  welcher  Weise  endlich  würde  die  Abrechnung 
zwischen   den   Verwaltungen,    welche    an   dem    Postgiroverkehr 
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teilnehmen,  sich  gestalten  können?  Hier  bieten  sich  verschiedene 
Wege.  Entweder  unterhält  jede  beteiligte  Verwaltung  bei  der 
anderen  Verwaltung  ein  Guthaben,  das  jederzeit  so  groß  sein 
muß,  daß  die  zweite  Verwaltung  sich  aus  diesem  Guthaben 
wegen  der  Beträge,  die  ihr  zur  Gutschrift  auf  den  Konten  ihrer 
Kontoinhaber  überwiesen  worden  sind,  sofort  befriedigen  kann. 
Auf  dieser  Grundlage  ist  der  Verkehr  zwischen  den  Postspar- 
kassenämtern in  Wien  und  in  Budapest  aufgebaut. 

Es  ist  aber  auch  denkbar,  daß  keine  der  beteiligten  Ver- 
waltungen bei  der  anderen  ein  Guthaben  unterhält,  daß  viel- 
mehr die  Gutschriften  im  Giroverkehr  zunächst  ohne  Deckung, 
gleichsam  vorschußweise,  ausgeführt  werden.  In  einem  solchen 
Falle  wird  jede  Verwaltung  Gläubigerin  der  anderen  in  Höhe 
der  Beträge,  die  sie  im  Auftrage  der  letzteren  im  Giroverkehr 
gutgeschrieben  hat.  Soweit  die  hierdurch  entstehenden  gegen- 
seitigen Schulden  und  Forderungen  sich  decken,  werden  sie 
miteinander  aufgerechnet,  so  daß  nur  noch  der  verbleibende 
Unterschied  auf  anderem  Wege  durch  Wechsel,  Bankscheck, 
Bankgiro  oder  dergleichen  ausgeglichen  werden  muß.  In  dieser 
Weise  ist  der  Postscheckverkehr  zwischen  den  drei  deutschen 
Postverwaltungen  geregelt.  Nach  dem  zwischen  diesen  Ver- 
waltungen bestehenden  Übereinkommen  wird  über  die  gegen- 
seitigen Schulden  und  Forderungen  aus  dem  Wechselverkehr 
monatlich  abgerechnet.  Außerdem  werden  aber  bereits  im 
Laufe  des  Monats  an  mehreren,  von  vornherein  vereinbarten 
Tagen  vorläufige  Abrechnungen  aufgestellt.  Ergibt  sich  hierbei 
für  eine  der  Verwaltungen  gegenüber  den  anderen  eine  Forderung 
von  wenigstens  50  000  Mark,  so  werden  unverzüglich  Abschlags- 
zahlungen geleistet.  Wird  dieses  oder  ein  ähnliches  Abrech- 
nungsverfahren im  internationalen  Postgiroverkehr  zwischen  den 
beteiligten  Verwaltungen  eingeführt,  so  bleibt  allerdings  noch  zu 
berücksichtigen,  daß  die  Beträge  der  Schuld  und  der  Forderung 
einer  Verwaltung  gegenüber  einer  der  anderen  Verwaltungen  in 
verschiedener  Währung  ausgedrückt  sind;  z.  B.  würde  die 
Forderung  des  Postsparkassenamts  in  Wien  gegenüber  der 
Reichs-Postverwaltung  auf  Kronen  lauten,  während  die  Schuld 
dieses  Amtes  sich  auf  Markbeträge  bezieht.  Es  müßte  also 
noch  entweder  die  auf  Mark  lautende  Schuld  in  die  Kronen- 
währung oder  die  auf  Kronen  lautende  Forderung  in  die  Mark- 
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Währung  umgerechnet  werden.  Derartige  Umrechnungen  finden 
auch  jetzt  schon  im  internationalen  Postanweisungsverkehr 
statt.  Dort  wird  gemäß  Artikel  6  des  Übereinkommens  vom 
26.  Mai  1906  die  kleinere  Summe  in  die  Währung  der  größeren 
Summe  umgewandelt  und  zwar  zum  Parikurse  der  Goldmünzen 
beider  Länder.  Im  Postgiroverkehr  würde  es  demgegenüber 
notwendig  sein,  einen  besonderen  Umwandlungskurs  zu  ver- 
einbaren. Dieser  Umwandlungskurs  müßte  von  den  beteiligten 
Verwaltungen  vereinbart  werden  und  zwar  wiederum  unter  An- 
lehnung an  die  Börsennotierungen.  Allerdings  kämen  hierbei 
die  Kurse  der  Börsen  beider  Länder  in  Betracht;  eine  Ver- 
ständigung darüber,  welcher  dieser  Kurse  der  Umwandlung  zu 
Grunde  gelegt  werden  soll,  ob  etwa  abwechselnd  für  den  einen 
Monat  die  Kurse  der  einen  Börse,  für  den  nächsten  Monat  die 
der  anderen  maßgebend  sein  sollen  und  so  weiter,  dürfte  ohne 
Schwierigkeit  zu  erzielen  sein. 

Jedenfalls  müßte  für  die  Vereinbarung  hinsichtlich  des 
Modus  der  Abrechnung  der  Grundsatz  leitend  sein,  daß,  so- 
weit es  irgend  möglich  ist,  die  gegenseitigen  Schulden  und  For- 
derungen der  am  Postgiroverkehr  beteiligten  Verwaltungen 
untereinander  aufgerechnet  werden.  Dies  erscheint  schon  des- 
halb notwendig,  damit  die  Beträge,  die  schließlich  durch  Wechsel 
oder  Bankschecks  usw.  auszugleichen  sind,  möglichst  niedrig 
gehalten  werden. 

Im  internationalen  Postanweisungsverkehr  bestimmt  die 
Vollzugsordnung  zum  Übereinkommen  vom  26.  Mai  1906  über 
die  Tilgung  der  aus  der  monatlichen  Abrechnung  sich  ergebenden 
Schuld  folgendes: 

„Wenn  keine  andere  Vereinbarung  besteht,  wird  die  aus 
der  Rechnung  sich  ergebende  Forderung  an  das  Land,  für 
das  sie  verbleibt,  in  Goldgeld  dieses  Landes  mit  Wechsel  auf 
Sicht  oder  kurze  Sicht,  die  auf  die  Hauptstadt  oder  einen 
Handelsplatz  dieses  Landes  gezogen  sind,  unverkürzt  ge- 
zahlt. Die  durch  die  Zahlung  entstehenden  Kosten  fallen  der 
schuldenden  Verwaltung  zur  Last  .  .  . 

Die  Zahlung  muß  spätestens  binnen  14  Tagen  nach  gegen- 
seitiger Peststellung  der  Hauptrechnung  erfolgen." 
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Auch  sieht  diese  Vollzugsordnung  die  Bestimmung  vor, 
daß  jede  Verwaltung,  die  einer  anderen  Verwaltung  gegenüber 
ein  ungedecktes  Guthaben  von  mehr  als  50  000  Franken  hat, 
schon  im  Laufe  des  Monats  eine  Abschlagszahlung  verlangen 
kann. 

Nach  dem  vorher  Erörterten  glaube  ich  der  Überzeugung 
Ausdruck  geben  zu  dürfen,  daß  die  Schwierigkeiten,  auf  welche 
die  Einführung  eines  internationalen  Postgiroverkehrs  stoßen 
kann,  sich  sehr  wohl  überwinden  lassen;  und  es  darf  wohl  gehofft 
werden,  daß  es  den  sämtlichen  Verwaltungen,  die  einen  Post- 
scheckverkehr eingerichtet  haben,  recht  bald  gelingen  möge, 
zu  einem  Übereinkommen  über  den  internationalen  Postgiro- 
verkehr zu  gelangen.  Niemand  kann  darüber  im  Zweifel  sein, 
daß  durch  die  Einführung  eines  solchen  internationalen  Giro- 
verkehrs nicht  nur  die  wirtschaftlichen  Beziehungen  zwischen 
den  beteiligten  Ländern,  sondern  weit  darüber  hinaus  auch 
noch  andere  gemeinschaftliche  Interessen  gefördert  werden. 

Namens  meiner  Herren  Korreferenten  und  für  mich  unter- 
breite ich   Ihnen  folgende   Resolution: 

Unter  Hinweis  auf  den  bereits  in  Wien  (1.  Mitteleuropäische 
Wirtschaftskonferenz;  Bericht  Seite  126*)  gefaßten  Beschluß 
spricht  sich  die  Versammlung  aus 


*)  „Im  Interesse  der  allgemein  empfehlenswerten,  insbesondere  aber 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Österreich -Ungarn  zu  erstrebenden 
Einführung  eines  internationalen  Giroverkehrs  erachten  dieMitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  es  für  wünschenswert,  daß 

1.  die  im  Deutschen  Reiche  im  Rahmen  der  Reichspostanstalt  geplante 
und  vom  Deutschen  Reichstage  prinzipiell  bereits  gutgeheißene 
Scheck-  und  Giroeinrichtung  baldigst  einer  endgültigen  legislativen 
Erledigung  zugeführt  werde,  und  nach  deren  Durchführung  zwischen 
dem  letzteren  Institute  und  den  österreichischen  und  ungarischen 
staatlichen  Giroanstalten  (Postsparkassen)  zum  Zwecke  der  gegen- 
seitigen Überweisungen  eine  entsprechende  Verbindung  hergestellt 
werde ; 

2.  daß  zwischen  der  Deutschen  Reichsbank  und  der  Österreichisch- 
Ungarischen  Bank  behufs  Ermöglichung  gegenseitiger  Giroüber- 
weisungen eine  Verständigung  erzielt  werde ;  schließlich 

3.  daß  zwischen  den  genannten  Notenbanken  und  den  staatlichen  Giro- 
anstalten zu  demselben  Zwecke  gleichfalls  die  Herstellung  eines 
Konnexes  angebahnt  werde." 
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1.  Für  die  Einrichtung  eines  internationalen  Postüber- 
weisungsverkehrs   zwischen  den  hier   vertretenen   Ländern. 

2.  Die  Verschiedenheiten  in  der  Organisation  des  Post- 
überweisungsverkehrs in  den  einzelnen  Staaten  (Angliederung 
an  die  Postsparkasse  in  Österreich  und  Ungarn;  an  die 
allgemeinen  Postverwaltungen  in  Deutschland  und  in  der 
Schweiz;  Zentralisation  dort;  Dezentralisation  hier)  bilden 
kein  Hindernis  für  die  Durchführung  des  internationalen 
Postüberweisungsverkehrs. 

3.  Ebensowenig  die  Währung.  Die  Abrechnung  unter 
Anlehnung  an  den  Börsenkurs  verdient  hier  den  Vorzug  vor 
dem  (im  internationalen  Postanweisungsverkehr  üblichen) 
fixen  Kurs. 

4.  Die  Frage,  ob  der  Überweisungsverkehr  nur  zwischen 
den  staatlichen  Scheckinstituten  sich  abwickeln  soll  oder 
auch  zwischen  den  staatlichen  Scheckinstituten  des  Inlandes 
und  Privatscheckinstituten  des  Auslandes,  oder  ob  beide 
Möglichkeiten  nebeneinander  hergehen  sollen,  ist  nach  den 
speziellen  Verhältnissen  zu  beurteilen. 

5.  Im  Laufe  der  Zeit  ist  auf  vollste  Gleichheit  der  Normen 
beim  internationalen  Postüberweisungsverkehr,  insbesondere 
bezüglich  der  Bedingungen  für  die  Überweisung,  hinzuwirken. 


Vorsitzender: 

Namens   der  Versammlung  sage   ich  den   Herren    Bericht- 
erstattern aufrichtigen  Dank  für  ihre   Referate. 
Ich  eröffne  die  Diskussion. 


Geheimer  Regierungsrat  Prof.  Dr.  Julius  Wolf-Breslau: 

Meine  Herren!  Der  österreichische  Referent,  Herr  Hofrat 
L  e  t  h  ,  hat  bereits  auf  den  Zusammenhang  aufmerksam  ge- 
macht, in  dem  die  Frage  des  Postüberweisungsverkehrs  mit  der 
Regelung  des  internationalen  Zahlungsverkehrs  überhaupt  steht, 
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und  auf  die  vielen  anderen  Mittel,  über  welche  wir  verfügen, 
um  den  internationalen  Zahlungsverkehr  zu  fördern  und  auf 
eine  erfreulichere  Grundlage  zu  stellen,  als  er  sie  gegenwärtig 
besitzt.  Meine  Herren !  Ich  glaube,  wir  sind  verpflichtet,  diese 
Anregung  aufzunehmen  und  aus  ihr  gewisse  praktische  Konse- 
quenzen zu  ziehen. 

Als  seinerzeit  der  Mitteleuropäische  Wirtschaftsverein  ge- 
gründet wurde,  war  als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben,  die  er 
zu  betreiben  haben  werde,  die  Frage  des  internationalen  Zahlungs- 
verkehrs gedacht,  deren  Studium  nach  Möglichkeit  vertieft  und 
deren  praktische  Lösung  angestrebt  werden  sollte.  Weiter 
zurück  waren  von  mir  Vorschläge  gemacht  worden,  die 
auf  eine  internationale  Girostelle,  ein  internationales  Edel- 
metall-Clearing und  eine  internationale  Banknote  gingen. 
Wie  hier  schon  erwähnt  worden  ist,  haben  diese  Dinge 
den  Gegenstand  der  Erörterung  durch  besonders  kompetente 
Männer  auf  der  Wiener  Konferenz  der  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine gebildet.  Es  war  darum  von  vornherein  meine 
Absicht  und  schien  mir  eine  Pflicht,  sie  in  Zusammenhang 
mit  der  Frage  des  internationalen  Postüberweisungsverkehrs 
wieder  aufs  Tapet  zu  bringen.  Daß  nun  der  österreichische 
Referent,  Herr  Hofrat  L  e  t  h  ,  mir  den  Weg  dazu  geebnet  hat, 
habe  ich  als  besonders  erfreulich  zu  empfinden. 

Es  ist  unverkennbar,  daß  von  den  Vorschlägen,  die  für 
die  Förderung  des  internationalen  Zahlungsverkehrs  erstattet 
worden  sind,  die  internationale  Banknote  dem  Thema  der 
diesmaligen  Verhandlung  am  nächsten  steht.  So  möchte  ich 
denn  mit  einigen  wenigen  Worten  auf  sie  eingehen.  Nicht, 
daß  ich  die  internationale  Banknote,  die  eine  sehr  schwierige 
Frage  darstellt,  hier  in  den  Bedingungen,  von  denen  sie  ab- 
hängt, und  der  Detailausführung,  die  sie  zu  finden  hätte, 
Ihnen  des  näheren  vorführen  möchte;  aber  es  ist  einigermaßen 
interessant,  von  einer  Entwicklung  Kenntnis  zu  nehmen,  die, 
der  allerletzten  Zeit  angehörend,  in  gewissem  Sinne  in  der 
Richtung  einer  internationalen  Banknote  zu  gehen  scheint. 
Ich  denke  dabei  an  den  Traveller  Check,  welcher  einigen  von 
Ihnen  sicherlich  bekannt  sein  wird.  Vor  kurzem  ging  in 
bezug  auf  denselben  eine  Korrespondenz  aus  New  York  durch 
die   Zeitungen.     Die    Notiz    besagte:    Die    American    Bankers' 
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Association,  die  10  000  Banken  und  Bankiers  in  den  Vereinigten 
Staaten  umfaßt,  schreibt  uns  aus  New  York:  The  American 
Bankers'  Association  als  Vertreterin  der  Banken  und  Bankiers 
in  Amerika  hat  ein  weltumfassendes  System  eingerichtet,  wo- 
durch Reisend  ein  jedem  beliebigen  Lande  sich  leicht  und  bequem 
mit  Geld  versehen  können,  ein  System,  welches  die  Bankdienste 
den  Reisenden  gegenüber  wesentlich  vereinfacht.  Nach  vielen 
und  mühevollen  Versuchen  ist  der  neue  Dienst  jetzt  in  Gang 
gebracht.  Viele  Touristen  haben  bereits  Gebrauch  davon  ge- 
macht und  ihr  Reisegeld  in  Form  dieser  Schecks  mitgenommen. 
Banken,  Bankiers  und  die  bedeutendsten  Hotels  in  Europa, 
Asien,  Afrika  und  Australien  honorieren  zum  Nennwerte  die 
Traveller  Ghecks  der  American  Bankers  Association.  Es  ist 
der  Wunsch  der  gesamten  Bankwelt,  daß  Kaufleute,  Laden- 
besitzer und  Eisenbahnen  die  Schecks  zum  sogenannten  Nenn- 
werte ohne  Zögern  und  ohne  Abzug  annehmen.  Der  Umfang 
des  Systems  und  dessen  Notwendigkeit  für  Reisende  kann  am 
besten  aus  der  Tatsache  ersehen  werden,  daß  die  American 
Bankers'  Association,  welche  das  System  offiziell  akzeptiert  hat, 
10  000  Banken  und  Bankiers  mit  einem  Kapital  von  14  Milliarden 
Dollars  vertritt. 

Wir  haben  hier,  meine  Herren,  in  diesen  Traveller-Ghecks 
einen  Ansatz,  der  sich  möglicherweise  ausbauen  läßt  zu  einem 
System,  das  dem  der  internationalen  Banknote  nahe  kommt. 

Darauf  wollte  ich  heute  Ihre  Aufmerksamkeit  lenken. 

Ich  stehe  ganz  auf  dem  Standpunkt  des  österreichischen 
Herrn  Referenten,  dem  ja  auch  der  deutsche  Referent,  Herr 
Geheimrat  Aschenborn,  sich  erfreulicherweise  anschließt, 
daß  wir  gut  tun,  die  Fragen  einer  Verbesserung  des  inter- 
nationalen Zahlungswesens  nicht  aus  dem  Auge  zu  verlieren, 
und  ich  erlaube  mir,  in  diesem  Sinne  im  Anschluß  an  die  Reso- 
lution, die  Ihnen  von  den  Herren  Referenten  vorgelegt  worden 
ist,   die   folgende  vorzuschlagen: 

Es  wird  den  Direktorien  der  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereine aufgegeben,  zu  erwägen,  ob  sich  nicht  die  Einsetzung 
einer  Kommission   zur  Beratung  der  einzelnen  Fragen  des 
internationalen  Zahlungswesens  empfiehlt. 
(Beifall.) 
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Vorsitzender: 

Das  Wort  hat  M.  de  Sadeleer. 

M.  de  Sadeleer-Brüssel, 

Membre  et  ancien  President  de  la  Chambre  des  Representants,  President  de 
1' Association  Beige   de  l'Union  Economique  Internationale: 

Monseigneur ! 

Messieurs ! 

J'ai  l'honneur  de  deposer  sur  le  Bureau  le  volume  con- 
tenant  les  deliberations  du  congres  des  chambres  de  commerce, 
qui  s'est  reuni  recemment  ä  Prague.  Je  fais  ce  depöt  au  nom  de 
M.  Canon-Legrand,  Membre  de  notre  conseil  de  direction  et 
President  du  comite  permanent  des  congres  internationaux  des 
chambres  de  commerce  et  des  associations  commerciales  et  in- 
dustrielles. 

J'y  joins  une  note  emanee  de  notre  honorable  collegue,  qui 
ne  concerne  pas  le  cheque  postal  international,  mais  la  diminu- 
tion  du  prix  de  l'affranchissement  des  correspondances  inter- 
nationales. 

Je  depose  enfin  sur  le  Bureau  les  documents  relatifs  ä  la 
loi  recente  votee  en  Belgique  qui  organise  le  cheque  postal  ä 
l'Interieur  avec  le  concours  de  la  Banque  nationale. 

J'ai  tout  lieu  de  croire  que  le  Gouvernement  beige  etudiera 
avec  la  plus  grande  bienveillance  toute  proposition  tendant  ä 
organiser  ce  meme  service  avec  les  pays  adherents. 

Vorsitzender: 

Meine  Herren!  Es  hat  sich  niemand  mehr  zum  Wort  ge- 
meldet. Ich  werde  infolgedessen  über  die  Resolution  der 
Referenten  abstimmen  lassen,  die  eben  verteilt  wird.  Die  Herren 
sind  also  wohl  in  der  Lage,  sich  darüber  zu  informieren;  ich 
brauche  sie  nicht  noch  einmal  zu  verlesen. 

Ich  bitte  diejenigen  Herren,  die  gegen  die  Resolution  sind, 
die  Hand  zu  erheben.  —  Es  erhebt  sich  kein  Widerspruch.  Ich 
nehme  an,  daß  die  Resolution  Ihre  Zustimmung  gefunden  hat. 

Herr  Geheimrat  Wolf  hat  ferner  beantragt : 
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Es  wird  den  Direktorien  der  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereine aufgegeben,  zu  erwägen,  ob  sich  nicht  die  Einsetzung 
einer  Kommission  zur  Beratung  der  einzelnen  Fragen  des 
internationalen  Zahlungswesens  empfiehlt. 

Ich  frage,  ob  gegen  diesenZusatz  ein  Einspruch  erhoben  wird. 

Es  wird  keine  Einwendung  erhoben.  Er  würde  eben- 
falls angenommen  sein. 

Wir  würden  dann  zum  dritten  Punkt  der  heutigen  Tages- 
ordnung kommen: 

Organisation  des  industriellen  Kredits. 

Erster  Referent  ist  Herr  Kommerzialrat  Dr.  Alexander 
Ritter  Dorn  von  Marwalt.    Ich  erteile  ihm  das  Wort. 

Kommerzialrat  Dr.  Alexander  Ritter  Dom  v.  Marwalt-Wien: 

Sehr  geehrte  Herren! 

Ich  bin  in  der  angenehmen  Lage,  mich  in  meinem  Referate 
recht  kurz  zu  fassen,  denn  ich  habe  von  vornherein,  um  lange 
Auseinandersetzungen  überflüssig  zu  machen,  mir  bereits  er- 
laubt, in  einem  Vorberichte*)  über  die  in  Österreich  bestehende 
Organisation  des  langfristigen  Industriekredites  Ihnen  die  Grund- 
lage für  Ihr  Urteil  und  Ihre  eventuellen  Beschlüsse  zu  bieten. 

Was  zunächst  die  Bedürfnisfrage  anlangt,  soferne 
sich  dieselbe  auf  die  kreditsuchende  Industrie  bezieht,  hat  ja  Herr 
Geheimer  Rat  Hecht  bereits  auf  der  Mannheimer  Tagung**) 
dieselbe  so  eingehend  erörtert,  daß  seinen  Ausführungen  kaum 
mehr  etwas  beizufügen  ist,  und  daß  man  sich  darauf  beschränken 
kann,  ihm  dafür  Dank  zu  sagen,  daß  er  diesen  wichtigen  Gegen- 
stand zur  Diskussion  gestellt  hat.  Außerdem  wurde  ja  auch 
durch  einen  informativen  Beschluß  der  Mannheimer  Tagung  die 
Frage  nach  dem  Bedürfnisse  schon  in  zustimmender  Weise  er- 
ledigt. 


*)  S.  S.  403. 
**)  Bericht  über  die  zweite  (außerordentliche)!  Generalversammlung  des 
Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins    in  Deutschland.    (Mannheim,    15.   Sep- 
tember  1908).     Veröffentlichungen  des  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins 
in  Deutschland,  Heft  VI.     Verlag  Puttkammer  &  Mühlbrecht.     S.  59  ff. 
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Abgesehen  von  der  Frage  des  Bedürfnisses  der  Industrie 
ist  aber  ein  besonderes  Gewicht  auch  auf  die  Konstatierung 
des  Umstandes  zu  legen,  daß  durch  die  langfristigen  Kredite, 
welche  in  der  Form  kurzfristiger  Kredite  gegeben  und  genommen 
werden,  in  schwierigen  Zeiten  die  Lage  des  Geldmarktes 
beträchtlich  verschlechtert  wird.  Dieser  Umstand  ist  ja  durch 
die  Erfahrung  bestätigt  und  hat  sich  offenbar  auch  in  Deutsch- 
land bis  zur  höchsten  Spitze  der  Kreditorganisation,  zur  Reichs- 
bank hinauf,  unangenehm  fühlbar  gemacht,  und  ich  möchte 
nur  noch  als  interessant  hier  eine  diesbezügliche  Bemerkung 
anführen,  welche  ein  hervorragender  Fachmann  Deutschlands 
kürzlich  geäußert  hat.  Der  Herr  Geheime  Oberfinanzrat  Dr. 
v.  L  u  m  m  hat  im  verflossenen  Winter  in  Wien  in  der  Gesell- 
schaft der  österreichischen  Volkswirte  einen  Vortrag  über  die 
Stellung  der  Notenbanken  im  Wirtschaftsleben  gehalten  und 
im  Verlaufe  desselben  bei  Besprechung  des  Wechselkredites 
folgendes  gesagt: 

„Neben  dem  legitimen  Gebrauch  im  Warenverkehr  und 
dem  Austausch  des  Bankakzeptes  gegen  die  Einreichung 
von  Warenwechseln  an  den  Bankier  wird  der  Akzeptkredit 
in  großem  Stil  mißbräuchlich  auch  zur  Beschaffung  von 
Anlagekapital  benutzt,  also  für  Zwecke,  für  die  der  Wechsel- 
kredit seiner  Natur  nach  überhaupt  nicht  bestimmt  ist. 
Dem  gleichen  illegitimen  Zweck  einer  dauernden  Kapital- 
beschaffung dienen  auch  vielfach  in  anderer  Form  aus- 
gestellte Kreditwechsel,  namentlich  Gefälligkeitswechsel,  bei 
denen  die  Bank  als  Remittent  fungiert,  und  die  ebenfalls 
oft  auf  Jahre  hinaus  prolongiert  werden  müssen.  Der  so  in 
Wechselform  auftretende  Begehr  nach  langfristigem  Kredit 
zu  Kapitalsinvestionen  vermehrt  das  nach  Realisierung 
strebende  Diskontmaterial  und  führt  eine  andauernde  Be- 
lastung des  Geldmarktes  herbei,  da  Rückflüsse  aus  den 
stets  bei  Verfall  wieder  prolongierten  Wechseln  nicht  statt- 
finden. Infolgedessen  wird  der  Zinsfuß  für  den  legitimen 
kurzfristigen  Kredit,  der  im  Diskont  zum  Ausdruck  kommt, 
in  ungerechtfertigter  Weise  in  die  Höhe  getrieben,  was  be- 
sonders in  Zeiten  wirtschaftlicher  Expansion,  wo  ohnehin 
eine  Steigerung  der  Geldsätze  eintritt,  unangenehm  empfunden 
wird.  Die  Portefeuille-Revisionen  bei  der  Reichsbank  haben 
vor  einiger  Zeit  ergeben,    daß  eine  Reihe  solcher,    lediglich 
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der  Kapitalsbeschaffung  dienender  Prolongationswechsel,  die 
vielfach  nur  schwer  als  solche  zu  erkennen  waren,  sich  in 
das  Bankportefeuille  eingeschlichen  hatten.  Sie  bilden  für 
eine  Notenbank  natürlich  keine  geeignete  Anlage,  zumal 
wenn  sie  aus  erster  Hand  angekauft  werden,  und  ihre  Ab- 
stoßung wurde  sofort  in  die  Wege  geleitet.  Dadurch  hat 
die  Reichsbank  nicht  nur  die  Qualität  ihrer  Wechselanlage 
verbessert,  sondern  auch  eine  nicht  unerhebliche  Entlastung 
des  Bankstatus  herbeigeführt,  die  wiederum  in  der  Richtung 
einer  Diskontermäßigung  wirken  mußte." 

Selbstverständlich  kommen  ja  solche  Mißstände  auch  in 
anderen  Ländern  vor  und  sind  eigentlich  schon  seit  langer  Zeit 
eingebürgert.  Auch  in  Österreich  hat  sich  ja  dies  schon  vor 
Jahren  geltend  gemacht,  und  ich  erinnere  mich,  daß  gelegentlich 
der  seinerzeitigen  Enquete  über  die  Valuta-Regulierung  der  da- 
malige Generalsekretär  der  Österreich-Ungarischen  Bank,  Herr 
Dr.  vonLukam,  eine  anerkannte  Autorität,  gesagt  hat,  es  kämen 
auch  bei  der  Bank  viele  Wechsel  vor,  auf  welchen  es  nicht  heißen 
sollte :  3  Monate  a  dato  zahle  ich,  sondern :  3  Monate  a  dato  prolon- 
giere ich.  (Heiterkeit).  Selbstverständlich  hat  es  ja  auch  lang- 
fristige Kredite  für  Industrieunternehmungen  immer  gegeben, 
aber  eigentlich  waren  doch  nur  ganz  große  Unternehmungen 
in  der  Lage,  dieselben  durch  Ausgabe  von  Obligationen  in  An- 
spruch zu  nehmen,  während  für  mittlere  und  kleinere  In- 
dustrien, ich  möchte  sagen,  für  den  industriellen  Mittelstand 
dieser  Weg  nicht  zu  beschreiten  war.  Hier  erscheint  es  als  die 
beste  Hilfe  —  wie  auch  auf  anderen  Gebieten  des  Wirtschafts- 
lebens —  durch  Zusammenschluß  kleinerer  Kräfte  das  gewünschte 
Resultat  zu  erzielen.  Dies  kann  nun  auf  verschiedene  Weise 
geschehen.  Wie  Sie  wissen,  hat  der  Herr  Geheime  Rat  Hecht 
ein  Auskunftsmittel  in  der  Richtung  des  von  ihm  vorgeschlagenen 
Zentralinstitutes  gefunden.  Gewiß  kann  auf  diese  Weise  auch 
der  Zweck  erreicht  werden;  es  ist  nur  fraglich,  ob  diese  Institution 
nicht  zu  kompliziert  ist  und  durch  die  Einschaltung  eines  zu- 
weilen vielleicht  überflüssigen  Mittelgliedes  den  Kredit  verteuert. 
Bei  uns  in  Österreich  hat  man  einen  anderen  Weg  eingeschlagen, 
und  zwar  durch  die  Erlassung  gesetzlicher  Bestimmungen  für 
die  Ausgabe  sogenannter  fundierter  Bankschuldverschreibungen, 
das  Gesetz  vom  27.  Dezember  1905. 
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Um  die  Herren  nicht  durch  langwierige  Erörterungen  zu 
ermüden  und  der  Diskussion  zuviel  Zeit  wegzunehmen,  habe 
ich  die  Herren  durch  den  Eingangs  erwähnten  Vorbericht 
informiert,  in  welchem  das  Gesetz  selbst,  seine  Vorgeschichte 
und  seine  Wirksamkeit,  soweit  es  sich  um  Industriekredite 
handelt,  dargestellt  wird,  und  ich  kann  mich  daher  hier  darauf 
beschränken,  Ihre  Aufmerksamkeit  auf  einige  Punkte  zu  lenken. 

Das  Gesetz  ist  eine  Art  Ergänzung  zum  Pfandbrief- 
gesetz vom  24.  April  1874  und  statuiert  nur  unter  Anwendung 
der  Grundsätze  des  Pfandbriefgesetzes  für  bestimmte  Fälle, 
die  sich  auf  Industrieunternehmungen  beziehen,  gewisse  Er- 
leichterungen, denen  aber  als  Korrelat  gegenübersteht,  daß 
den  im  Sinne  desselben  ausgegebenen  Bankschuldver- 
schreibungen die  Pupillarsicherheit  nicht  zuerkannt  wird. 
Die  hypothekarische  Sicherstellung  muß  unter  allen  Umständen 
die  Grundlage  der  ausgegebenen  Schuldverschreibungen  sein. 
Die  ganze  Tendenz  des  Gesetzes  wurde  am  Besten  gekenn- 
zeichnet in  einigen  Sätzen,  welche  seinerzeit  der  Regierungs- 
vertreter Freiherr  von  Call  gelegentlich  der  Diskussion  im 
Herrenhause  ausgesprochen  hat.  Ich  will  nur  bemerken,  daß 
das  Gesetz  sich  auch  auf  Kommunal-,  Eisenbahn-  und  Melio- 
rationsschuldverschreibungen erstreckt,  daß  aber  die  hier  anzu- 
führenden Bemerkungen  des  Regierungs Vertreters  sich  speziell 
auf  die  Industrieschuldverschreibungen  bezogen.     Er  sagte: 

„Nebst  dem  Bedürfnisse  nach  Betriebskapital  besteht  auch 
das  Bedürfnis  nach  Anlagekapital,  und  hinsichtlich  dieses 
hatten  wir  vor  Augen,  dessen  Beschaffung  eben  durch  die 
Bestimmungen  unseres  Gesetzes  der  Industrie  zu  erleichtern. 
Soweit  es  sich  um  die  Beschaffung  von  Anlagekapital  handelt, 
wird  aber  wohl  jederzeit  die  Möglichkeit  einer  hypotheka- 
rischen Sicherstellung  vorhanden  sein.  Es  muß  praktisch 
geradezu  als  ausgeschlossen  gelten,  daß  langfristige  Kredite 
anders  als  gegen  hypothekarische  Sicherstellung  gewährt 
werden,  und  daß  auf  eine  andere  als  diese  Grundlage  hin 
die  Emission  von  Schuldverschreibungen  erfolgt.  Die  in  der 
Denkschrift  dargelegte  Haupttendenz  des  Entwurfes  ist  die: 
es  sollen  tunlichst  an  Stelle  der  einzelnen  Emissionen  der 
verschiedenen  Industrieunternehmungen  kumulative  Obliga- 
tionen treten,   welche   seitens   der  den  Kredit  gewährenden 
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und   vermittelnden  Banken   zur  Ausgabe  gelangen.    So  gut 

—  ich  glaube  da  keinen  Widerspruch  besorgen  zu  müssen 

—  heute  alle  Teilschuldverschreibungen  von  Industrieunter- 
nehmungen hypothekarisch  sichergestellt  sind,  so  wird  auch 
eine  hypothekarische  Sicherstellung  möglich  sein  bei  jenen 
Krediten,  welche  die  Banken  an  einzelne  Industrielle  ge- 
währen, und  auf  Grund  deren  sie  dann  ihre  Schuldver- 
schreibungen ausgeben." 

Es  ist  also,  wie  hieraus  hervorgeht,  für  die  langfristigen 
Industriekredite  das  System  der  kumulativen  Obligationen 
angenommen,  und  dies  ist  auch  der  wesentlichste  Punkt  des 
Gesetzes.  Demnach  lautet  auch  der  erste  Paragraph  des  letzteren 
wie  folgt: 

„Auf  die  von  Banken  ausgegebenen,  auf  Inhaber  lautenden 
oder  durch  Indossament  übertragbaren  Schuldverschreibungen, 
welche  die  Hinweisung  auf  eine  vorzugsweise  Deckung  (Fun- 
dierung) enthalten  (Kommunal-,  Eisenbahn-,  Meliorations-, 
Industriekredit-Schuldverschreibungen  usw.),  finden  die  im 
Gesetze  vom  24.  April  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  48  enthaltenen  Be- 
stimmungen sinngemäße  Anwendung.  Ohne  die  im  §  4  jenes 
Gesetzes  vorgeschriebene  Kautionsstellung  können  Schuld- 
verschreibungen mit  dem  Hinweise  auf  eine  vorzugsweise 
Deckung  (Pundierung)  nicht  ausgegeben  werden." 

„Zur  vorzugsweisen  Deckung  solcher  Schuldverschreibun- 
gen sind  Forderungen  oder  zur  Anlage  von  Pupillengeldern 
ungeeignete  Wertpapiere  nur  dann  verwendbar,  wenn  ein 
Pfandrecht  dafür  in  einem  öffentlichen  Buche  eingetragen 
ist,  oder  wenn  für  sie  ein  Zahlungs-  oder  Bürgschaftsver- 
sprechen des  Staates,  eines  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  oder  einer  inländischen,  zur  Ein- 
hebung von  Umlagen  berechtigten  öffentlichen  Körperschaft 
besteht." 

„Gibt  eine  Bank  verschiedene  Arten  von  Schuldverschrei- 
bungen unter  Hinweisung  auf  eine  vorzugsweise  Deckung 
jeder  einzelnen  Art  oder  nebst  Schuldverschreibungen  auch 
Pfandbriefe  aus,  so  hat  die  Kautionsbestellung  für  jede  Art 
der  Schuldverschreibungen  und  für  die  Pfandbriefe  getrennt 
zu  erfolgen.  Eine  solche  Trennung  kann  auch  bei  Schuld- 
verschreibungen gleicher  Art  bezüglich  verschiedener  Kate- 
gorien oder  Serien  im  Statut  verfügt  werden." 
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Der  §  7  des  Gesetzes  bestimmt,  daß  nur  solche  Bankschuld- 
verschreibungen der  im  §  1  bezeichneten  Art,  die  unter  der 
Haftung  eines  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  ausgegeben  werden,  zur  fruchtbringenden  Anlegung  von 
Kapitalien  der  Stiftungen,  der  unter  öffentlicher  Aufsicht  stehen- 
den Anstalten,  des  Postsparkassenamtes,  dann  von  Pupillen-, 
Fideikommiß-  und  Depositengeldern  und  zu  Dienst-  und  Ge- 
schäftskautionen verwendet  werden  können. 

Die  Detailbestimmungen  kann  ich  hier  wohl  übergehen, 
und  will  nur  jene  Hauptbestimmungen  des  Pfandbriefgesetzes 
vom  4.  April  1874  anführen,  welche  im  vorliegenden  Falle 
sinngemäße  Anwendung  zu  finden  haben. 

Nach  §  1  kann  eine  Anstalt,  welche  unter  staatlicher 
Aufsicht  Pfandbriefe  ausstellt,  über  diejenigen  Vermögensobjekte, 
welche  statutenmäßig  zur  vorzugsweisen  Deckung  der  Pfand- 
briefe zu  dienen  haben,  nur  mit  Zustimmung  des  ihr  beigegebenen 
Regierungskommissärs  verfügen.  Der  Regierungskommissär  darf 
seine  Zustimmung  nur  dann  erteilen,  wenn  er  die  Überzeugung 
gewonnen  hat,  daß  durch  die  Verfügung  die  statutenmäßige 
Deckung  der  Pfandbriefe  nicht  beeinträchtigt  wird. 

Nach  §  2  haben  die  Pfandbriefbesitzer  das  Recht,  aus  den 
im  §  1  bezeichneten  Vermögensobjekte  vorzugsweise  befriedigt 
zu  werden,  so  daß  Gläubiger  der  Anstalt,  deren  Forderungen 
nicht  aus  Pfandbriefen  entspringen,  eine  Exekution  nur  un- 
beschadet dieses  Rechtes  erwirken  können.  Die  Gesamtheit 
dieser  Vermögensobjekte  bildet  im  Falle  eines  Konkurses  der 
Anstalt  eine  besondere  Masse,  aus  welcher  jene  Gläubiger,  deren 
Ansprüche  aus  Pfandbriefen  der  Anstalt  entspringen,  vor  den 
übrigen  Konkursgläubigern  zu  befriedigen  sind. 

Nach  §  4  des  Pfandbriefgesetzes  sind  zur  vorzugsweisen 
Deckung  der  Pfandbriefe  bestimmte  Vermögensobjekte  als 
Kaution  für  die  Befriedigung  der  Ansprüche  aus  den  Pfand- 
briefen zu  bestellen  und  ist  dies  in  den  Statuten  des  Emissions- 
institutes ersichtlich  zu  machen. 

Was  nun  die  Praxis,  das  ist  die  wirkliche  Aus- 
gabe von  durch  kumulative  hypothekarische 
Industrie-Kredite  gedeckten  Bankschuldverschrei- 
bungen betrifft,  so  wird  dieselbe  in  erster  Linie  von  der 
Böhmischen    Industrialbank    gepflegt,    welche     diesen    Typus 
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zuerst  und  über  besondere  Konzession  schon  vor  Erlaß  des 
Gesetzes  von  1905  ausgegeben  hat.  Ich  muß  hier  erläuternd 
bemerken,  daß  für  die  Bildung  von  Aktiengesellschaften  und 
daher  auch  die  von  solchen  gegründeten  und  betriebenen 
Banken  bei  uns  das  Konzessionssystem  in  Kraft  steht.  Es 
ist  daher  selbstverständlich,  daß  auch  die  Modalitäten,  welche 
die  Statuten  der  Böhmischen  Industrialbank  über  {die  Ausgabe 
von  Industrie- Obligationen  enthalten,  vollständig  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  entsprechen. 

Während  bei  uns  die  Bestimmungen  über  Wirkungskreis 
und  Geschäftsführung  von  Banken  durch  die  Vereinskommission 
genehmigt  werden,  und  die  Einhaltung  der  Statuten  durch  die 
Regierungskommissäre  überwacht  wird,  müßten  beispielsweise  in 
Deutschland  hierfür  besondere  Normativbestimmungen  erlassen 
werden  und  maßgebend  sein.  Als  Detail  möchte  ich  hier  nur 
hervorheben,  daß  bei  der  Industrialbank  die  Gesamtsumme  der 
in  Umlauf  befindlichen  Bankschuldverschreibungen  jeweilig  den 
15  fachen  Betrag  des  eingezahlten  Aktienkapitals  nicht  über- 
schreiten darf,  und  daß  Darlehen,  auf  deren  Grundlage  die  Ge- 
sellschaft Schuldverschreibungen  emittiert,  in  der  Regel  durch 
halbjährige  Annuitäten  zurückgezahlt  werden  müssen. 

Für  diejenigen  Herren,  welche  der  Diskussion  in  Mannheim 
beigewohnt  haben,  dürften  aber  von  besonderem  Interesse  die 
Bestimmungen  sein,  welche  sich  auf  die  Höhe  der  Sicher- 
stellung und  auf  die  Wertbemessung  der  be- 
lehnten Objekte  beziehen,  und  hier  möchte  ich  also 
jene  Bestimmungen  der  Statuten,  welche  diese  Angelegenheiten 
regeln,  hervorheben: 

„Jedenfalls  müssen  sämtliche  aus  dem  Bankdarlehen  re- 
sultierenden Forderungen  in  einer  solchen  bücherlichen  Rang- 
ordnung sichergestellt  sein,  daß  sie  bei  Gebäuden  durch  die 
erste  Hälfte,  bei  Grundstücken  durch  die  ersten  zwei  Drittel 
des  Wertes  ihre  Bedeckung  finden.  Bei  der  Bemessung  der 
Höhe  von  Hypothekardarlehen  auf  Realitäten,  welche  indu- 
striellen Zwecken  dienen,  kann  der  Wert  der  ein  Zugehör 
dieser  Realität  bildenden  Wasserkraft  und  Maschinen  nach 
Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  in  Rechnung  gezogen 
werden. 

Der  Wert  einer  solchen  Wasserkraft  kann  nur  bis  zum 
ersten  Viertel  oder  höchstens  Drittel  des  in  sachverständiger 
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Weise  ermittelten  Wertes  bei  der  Darlehnsgewährung  in 
Anschlag  gebracht  werden.  Der  Schätzwert  von  Maschinen 
kann  nur  in  dem  Falle  berücksichtigt  werden,  wenn  in  sach- 
verständiger Weise  festgestellt  wurde,  daß  sie  zum  Betriebe 
des  Industrieunternehmens  unumgänglich  notwendig  und  mit 
der  Liegenschaft  in  solcher  Weise  verbunden  sind,  daß  ihre 
Lostrennung  und  Beseitigung  mit  Schwierigkeiten  verbunden 
wäre.  Bei  der  Sachverständigenschätzung  solcher  Ma- 
schinen muß  auf  die  Verminderung  des  Wertes  durch  Ab- 
nutzung Bedacht  genommen  werden.  Von  dem  erhobenen 
Schätzwerte  kann  sodann  je  nach  der  Qualität  der  Maschinen 
das  erste  Fünftel  bis  zum  ersten  Drittel  bei  der  Darlehns- 
gewährung in  Rechnung  gezogen  werden. 

Die  Bankdirektion  hat  in  jedem  Falle  den  wirklichen  Wert 
der  den  Darlehen  zur  Sicherung  dienenden  Immobilien  in 
einer  vollständig  verläßlichen  Weise  erheben  zu  lassen. 
Solche  Erhebungen  sollten  in  der  Regel  zwei  vollkommen 
unparteiische  und  glaubwürdige  Schätzer  der  Gesellschaft 
vornehmen.  Bei  der  Schätzung  sind  die  einzelnen  Bestand- 
teile der  Hypothek  auf  das  genaueste  zu  beschreiben,  und 
es  ist  sodann  klar  darzutun,  auf  welche  Weise  und  auf 
Grund  welcher  Einheitspreise  der  Gesamtschätzwert  ermittelt 
wurde. 

Fabrikgebäude  mit  unbeweglicher  Maschinenein- 
richtung, welche  Bankschuldverschreibungen  zur  Deckung 
dienen,  müssen  einen  solchen  Charakter  haben,  daß  sie  ohne 
große  Schwierigkeiten  auf  solche  Weise  abgeändert  und  ein- 
gerichtet werden  können,  daß  sie  entweder  als  einfache 
Wohnungsgebäude  oder  zum  Betriebe  einer  anderen  Industrie 
verwendet  werden  können,  welche  in  der  betreffenden  Gegend 
entweder  bereits  prosperiert,  oder  aber  nach  dem  Gutachten 
von  Sachverständigen  zweifellos  prosperieren  kann.  Diese 
Gebäude  müssen  gegen  Feuerschaden  und,  soweit  es  mög- 
lich ist,  auch  gegen  Explosionen  und  sonstige  Schäden  bei 
einer  von  der  Bank  genehmigten  Assekuranzgesellschaft  ver- 
sichert und  die  Versicherungspolize  immer  für  die  Gesell- 
schaft vinkuliert  werden. 

Auf  Grundlage  dieser  Statuten  hat  die  Böhmische  Industrial- 
bank  bis  Ende  1908  Bankschuldverschreibungen  im  Be- 
trage von  18,6  Millionen  Kronen  ausgegeben.  Der  Zins- 
fuß beträgt  4  y2  %,    die  Laufzeit  50  Jahre,    der  Kurs  hielt  sich 


—     282     — 

immer  nahe  an  Pari,  und  die  Bank  zahlte  von  1902  bis  1907 
je  5%,  1908  5%%  Dividende.  In  neuerer  Zeit,  nämlich  im 
Jahre  1908  hat  auch  die  Zivnostenska  Banka  auf  Grund  ähn- 
licher Statuten  im  Jahre  1908  4  V2  %  Schuldverschreibungen  im 
Betrage  von  8,4  Millionen  ausgegeben. 

Ich  habe  mir  erlaubt,  Ihnen  die  vorstehenden  Mitteilungen 
über  die  Entwicklung  des  durch  Bankobligationenausgaben  ge- 
deckten Industriekredites  vorzuführen,  weil  Sie  sich  daraus  ein 
Urteil  bilden  können,  inwieferne  diese  Institution  imstande  ist, 
dem  bestehenden  Bedürfnis  zu  genügen.  In  einer  Besprechung 
der  drei  Referenten,  welche  wir  am  Sonntag  abgehalten  haben, 
hat  sich  die  übereinstimmende  Meinung  gezeigt,  daß  unter 
allen  Umständen  eine  gesetzliche  Regelung  des  Gegen- 
standes erforderlich  erscheint,  und  daß  es  sich  empfehlen 
wird,  hierbei  auf  das  erwähnte  österreichische  Gesetz  und  die 
mit  ihm  gemachten  Erfahrungen  Rücksicht  zu  nehmen. 

Der  Herr  Geheime  Rat  Hecht  wird  Ihnen  eine  in  diesem 
Sinne  gehaltene  Resolution  vorschlagen,  und  ich  schließe,  indem 
ich  die  Hoffnung  ausspreche,  daß  dieselbe  Ihre  Zustimmung 
finden  wird.     (Lebhafter  Beifall.) 


Vorsitzender: 

Ich  schlage  vor,  jetzt  eine  Pause  eintreten  zu  lassen.    Nach 
derselben  werden  wir  den  Gegenstand  zu  Ende  führen. 


(Pause.) 


Vorsitzender: 


Wir  nehmen  unsere  Verhandlungen  über  den  industriellen 
Kredit  wieder  auf.  Das  Wort  hat  der  Direktor  der  Ungarischen 
Kommerzialbank,   Herr  Franz  Vas. 
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Direktor  Franz  Vas-Budapest: 

Die  Organisation  des  langfristigen  indu- 
striellen Kredites  hat  die  Aufgabe,  das  in  kleinen  Be- 
trägen festgelegte,  wirtschaftlich  untätige  Sparkapital  in  den 
Dienst  der  Industrie  zu  stellen. 

Das  Thema  ist  ohne  Einschränkung  auf  die  Tagesordnung 
gesetzt;  es  kann  daher  wohl  gesagt  werden,  daß  zur  Diskussion 
gestellt  ist,  ob  die  bestehende  Organisation  in  einwandfreier 
Weise  dieser  Aufgabe  entspricht,  oder  ob  und  in  welcher  Richtung 
deren  Abänderung  anzustreben  ist. 

Ich  will  mit  meinen  nachfolgenden  Ausführungen  das  ganze 
Thema  behandeln,  als  konkrete  Vorschläge  jedoch  bloß  jene  an- 
sehen, welche  auf  Grund  des  Referates  des  Herrn  Geheimrates 
Hecht  Gegenstand  der  Beratungen  der  Mannheimer  Generalver- 
sammlung waren.  Eine  über  diesen  Rahmen  hinausgehende  Ini- 
tiative muß  m.  E.  den  Erwägungen  des  deutschen  Vereines  über- 
lassen werden.  Die  Frage  hat  große  finanzielle  und  wirtschaft- 
liche Bedeutung  bloß  für  das  deutsche  Wirtschaftsgebiet,  während 
das  Interesse,  welches  die  Angelegenheit  gegenwärtig  für  das  öster- 
reichische und  ungarische  Wirtschaftsgebiet  hat,  eher  ein 
akademisches  zu  nennen  ist. 

Hieraus  folgt  auch,  daß  die  Erfahrungen  auf  diesem  Gebiete 
in  Deutschland  viel  reichere  sind,  und  daß  die  Technik  des  in- 
dustriellen Kredits  hier  in  viel  höherem  Maße  ausgebildet  ist 
als  in  Ungarn  und  in  Österreich,  und  daß,  sofern  nicht  bloß  vom 
praktischen  Leben  losgelöste  theoretische  Erörterungen  beab- 
sichtigt werden,  auf  diese  Tatsachen  Rücksicht  genommen 
werden  muß. 

Wenn  ich  das  Thema  im  allgemeinen  ausführlich  zu  be- 
handeln beabsichtige,  so  leitet  mich  dabei  auch  der  Gedanke, 
daß  die  wirtschaftlichen  und  juristischen  Einrichtungen  des 
deutschen  Wirtschaftsgebietes  bei  uns  in  Ungarn  vorbildlich  zu 
wirken  pflegen,  und  daß  eine  Frage,  die  heute  noch  als  akade- 
mische anzusehen  ist,  in  naher  oder  ferner  Zukunft  aktuelle 
Bedeutung  auch  für  uns  haben  kann. 

Ich  wollte  all'  dies  vorausschicken,  damit  es  nicht  als  de- 
plaziert erscheine,  wenn    ich    in  meinen  Ausführungen  haupt- 
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sächlich    die   einschlägigen   Verhältnisse    in    Deutschland    vor 
Augen  habe. 

Das  Instrument,  dessen  sich  die  Organisation  des 
langfristigen  industriellen  Kredites  bedient,  ist  die  Industrie- 
Obligation.  Das  Wesentliche  der  Frage  ist  demnach,  wie 
diese  Obligation  beschaffen,  und  insbesondere  mit  welchen  jurist- 
ischen und  wirtschaftlichen  Sicherheiten  sie  versehen  sein  soll, 
damit  sie  ebensowohl  den  Interessen  des  Schuldners,  wie  denen 
des  Gläubigers  entspreche. 

Ich  gedenke  die  Materie1)  zu  untersuchen: 

1.  vom  Standpunkte    des  Schuldners; 

2.  vom  Standpunkte  des  Gläubigers; 

3.  durch  Feststellung  des  Gesamtinteresses  (S  t'a  - 
t  i  s  t  i  k)  in  den  drei  Wirtschaftsgebieten. 

4.  Die  sich  hieraus  ergebenden  Schlußfolgerungen 
werden  den  Ausgangspunkt  bieten  für 

5.  meine  Stellungnahme  zu  dem  in  der 
MannheimerGeneralversammlung(Sep- 
tember  1908)  erstatteten  Referate  und  zu 
der  auf  Grund  dieses  Referates  erfolgten  informatorischen 
Abstimmung. 


1.  Vom  Standpunkte  des  Schuldners 

aus  ist  zunächst  festzustellen,  daß  im  Allgemeinen  der  Geld- 
bedarf auch  jener  Industrieunternehmungen,  welche  mit  der 
größten  Voraussicht  errichtet  worden  sind,  und  welche  mit  der 
größten  Umsicht  geführt  werden,  ständig  steigt.  Die 
Gründe  hierfür  sind  bei  gutem,  bezw.  bei  schlechtem  Geschäfts- 
gange verschiedene  (bei  gutem  Geschäftsgange  steigende  Preise, 
bei  schlechtem  Geschäftsgange  anwachsende  Vorräte,  schlechtes 


*)  Hier  ist  immer  von  Aktiengesellschaften  die  Rede;  die  nachstehenden 
Ausführungen  finden  jedoch  sinngemäße  Anwendung  auch  auf  Unter- 
nehmungen, welche  Eigentum   von  Privaten  oder  von  G.  m.  b.  H.  sind. 
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Inkasso).  Abgesehen  hiervon  kann  bei  gutem  wie  bei  schlechtem 
Geschäftsgange  der  Geldbedarf  steigen  zufolge  intensiver  Ge- 
schäftsführung (Filialen,  Konsignationslager),  aber  auch  durch 
Vorkommnisse,  die  der  Ingerenz  der  Geschäftsführung  über- 
haupt nicht  unterliegen  (z.  B.  Kartellierung  des  Rohmateriales, 
Erhöhung  der  Frachtsätze,  Arbeitslöhne  usw.). 

Unabhängig  von  der  Geschäftsführung  und  von  dem  Ge- 
schäftsgange überhaupt  ist  jedoch  der  dauernde  Geldbedarf  für 
die  Erweiterung,  Erneuerung  und  Moderni- 
sierung der  Anlagen,  welche  durch  die 
fortschreitende  Technik  und  die  steigende 
Intensität  der  B e t ri e b s f ü h ru ng  notwendig 
werden.  Dieser  Notwendigkeit  kann  sich 
kein  Industrieunternehmen  entziehen, 
weil  es  sonst  an  Konkurrenzfähigkeit  ein- 
büßen würde. 

Mit  dem  Geldbedarfe,  der  durch  steigenden  Umsatz,  höhere 
Preise  und  dergleichen  eintritt,  will  ich  mich  hier  nicht  be- 
schäftigen, weil  dieser  durch  Eingänge  im  normalen  Betriebe  und 
in  der  Zwischenzeit  zwischen  Bedarf  und  Eingang  durch  kurz- 
fristigen Kredit  bedeckt  wird.  Die  Inanspruchnahme  dieses 
kurzfristigen  Kredites  ist  eine  Nebenerscheinung,  welche,  sofern 
die  Maßregel,  die  den  Geldbedarf  herbeiführte,  gehörig  erwogen 
ist,   eine   besondere  Behandlung  in   der  Regel   nicht  erfordert. 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  es  sich  um  dauernde 
Anlagen    handelt. 

Wenn  die  Notwendigkeit  solcher  Ausgaben  eintritt,  muß  das 
Unternehmen  im  Klaren  sein  darüber,  daß  es  entweder  auf  diese 
Aufwendungen  verzichten  und  hierdurch  weniger  konkurrenz- 
fähig werden  muß,  oder  daß  es  einem  Geldbedarf  gegenüber- 
steht, welcher  während  des  normalen  Geschäftsbetriebes  bloß 
durch  Amortisation  der  Einrichtungen  aus  dem  Geschäftsgewinne, 
in  der  Regel  daher  in  kleinen  Beträgen  und  in  einem  längeren 
Zeiträume  zurückfließen  kann. 

In  der  überwiegenden  Anzahl  der  Fälle  steht  das  Unter- 
nehmen demnach  vor  der  Notwendigkeit,  den  Geldbedarf  für 
solche  dauernde  Anlagen  derart  zu  decken,  daßeine  Rück- 
zahlungentweder  gar  nichtoder  erst  imLaufe 
eineslangenZeitraumesundinkleinenTeil- 
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betragen  erfolge.  Natürlich  ist  es  in  solchem  Falle  das 
Unrichtigste,  kurzfristigen  Kredit  in  Anspruch  zu  nehmen,  und 
das  Richtigste,  Aktien  zu  emittieren,  weil  der  im  Laufe  des  Be- 
triebes eintretende  dauernde  Geldbedarf  sich  seinem  Wesen  nach 
nicht  unterscheidet  von  jenem  Bedarf,  der  bei  Errichtung  des 
Unternehmens  bestanden  hat  und  durch  die  Einzahlung  des 
Aktienkapitales  gedeckt  worden  ist. 

Es  gibt  aber  zahlreiche  Umstände,  welche  verursachen 
können,  daß  das  Unternehmen  Aktien  entweder  nicht  ausgeben 
will  oder  nicht  ausgeben  kann. 

Es  kann  ganz  gut  in  der  Situation  liegen,  daß  das  Unter- 
nehmen zu  wesentlich  günstigeren  Bedingungen  seinen  Geld- 
bedarf deckt,  wenn  es  langfristige  Schulden  kontrahiert,  statt 
sein  Kapital  zu  vermehren.  Wenn  auch  diesfalls  nicht  die  ganze 
Zinsendiflerenz  zwischen  Aktiendividenden  und  Obligationen- 
Dienst  gespart  wird,  weil  bei  der  Verwertung  von  Aktien  mit 
höherem  Erträgnis  auch  ein  Agio  in  die  Gesellschaftskasse  ein- 
gezahlt wird,  so  ist  es  doch  immerhin  für  Unternehmungen  mit 
höheren  Dividenden  verlockend,  mit  einer  geringeren  Zinsen- 
last, die  auch  die  Produktionskosten,  daher  die  Konkurrenz- 
fähigkeit günstig  beeinflußt,  rechnen  und  überdies  die  mit 
der  Ausgabe  neuer  Aktien  immerhin  möglichen  Eventualitäten 
der  Verschiebung  der  Machtverhältnisse  in  der  Gesellschaft  ver- 
meiden zu  können.  Daß  im  Gegensatz  zu  dem  Aktienkapital, 
welches  eine  Dividende  nur  dann  erhält,  wenn  sie  verdient  wird, 
die  Obligationen  einen  Zinsen-  und  Rückzahlungsdienst  er- 
fordern, der  in  schlechten  Zeiten  ebenso  drückend  ist,  wie  er  in 
guten  Zeiten  sich  angenehm  geltend  macht,  ist  ein  auf  der  Hand 
liegender  Nachteil,  welcher  aber  gerade  durch  gut  gehende  und 
im  Interesse  regelmäßiger  Dividendenzahlung  vorsichtig  bilan- 
zierende Unternehmungen  nicht  sehr  beachtet  wird. 

So  sind  die  Fälle  beschaffen,  in  welchen  das  Unternehmen 
Aktien  nicht  emittieren  will.  Häufiger  sind  die 
Fälle,  in  denen  das  Unternehmen  Aktien  nicht  emit- 
tieren kann,  weil  seine  eigene  Situation  oder  die  Verhält- 
nisse des  Kapitalmarktes  dies  im  gegebenen  Zeitpunkte  un- 
möglich erscheinen  lassen. 

Es  ist  nun  die  Frage  zu  beantworten,  ob  bei  solcher  Sach- 
lage  das   Unternehmen,   vorausgesetzt,    daß   es   die 
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freie  Wahl  hat,  für  die  Deckung  seines  dauernden  Geld- 
bedarfes langfristigen  Kredit  durch  Ausgabe  von  Obligationen 
oder  kurzfristigen  Kredit  bei  Banken  in  Anspruch  nehmen  soll? 

Es  gibt  auf  diese  Frage  nur  die  Antwort,  daß  für  das  In- 
dustrie-Unternehmen fast  ausnahmslos  alle  Vorteile  auf  Seite 
des  langfristigen  Kredites  liegen. 

Die  Zinsenlast  ist  in  der  Regel  geringer  (besonders  wenn 
Kursverlust  oder  Provisionen  auf  die  ganze  Rückzahlungsdauer 
aufgeteilt  in  Rechnung  gezogen  werden)  und  in  allen  Fällen 
konstanter  als  die  Konditionen  kurzfristiger  Kredite,  die  mit 
dem  wechselnden  Bankzinsfuße  steigen  und  fallen. 

Die  auf  Jahrzehnte  erstreckten  Rückzahlungstermine  sind 
für  das  Industrie -Unternehmen  viel  angenehmer  als  kurze 
Fälligkeiten,  wobei  noch  die  weitere  Annehmlichkeit  hinzu- 
kommt, daß  die  Rückzahlungstermine  eigentlich  vom  Belieben 
des  Schuldners  abhängen,  da  der  Ausschluß  vorzeitiger  Rück- 
zahlung, wenn  überhaupt,  in  der  Regel  bloß  für  einige  Jahre 
zugesichert  wird. 

Dabei  ist  noch  zu  erwägen,  —  wenn  auch  dieser  Fall  ins  Auge 
gefaßt  wird  —  daß  das  Unternehmen  bei  etwaigen  finanziellen 
Schwierigkeiten  es  mit  der  Gesamtheit  von  Obligationären  und 
deren  Vertretung  zu  tun  hat,  die  leichter  Entgegenkommen 
zeigen  können  und  insbesondere  in  höherem  Maße  das  Eigenleben 
des  Unternehmens  zu  wahren  in  der  Lage  sind  als  einzelne  große 
Gläubiger,  die  gegebenen  Falles,  um  die  ihnen  anvertrauten 
Interessen  zu  schützen,  Rücksichten  solcher  Art  nicht  haben 
dürfen. 

Es  ergibt  sich  also,  daß  die  Beschaffung  des  dauernden 
Geldbedarfes  von  Industrie-Unternehmungen  durch  kurzfristigen 
Kredit  in  den  meisten  Fällen  nachteilig  ist  und,  wenn  dies 
möglich  ist,  vermieden  werden  soll;  daß  es  dagegen 
vom  Standpunkte  des  Schuldners  fast  ohne  jede 
Einschränkung  als  Vorteil  zu  bezeichnen  ist,  wenn  der 
dauernde  Geldbedarf  durch  Ausgabe  von 
Obligationen  gedeckt  werden  kann. 

Gerade  mit  Rücksicht  auf  die  Vorteile  dieser  Art  der  Geld- 
beschaffung dürften  auch  die  berufenen  Vertreter  der  Industrie 
dem  zustimmen,  daß  geprüft  werde,  ob  die  Vorteile  auch  für  den 
Gläubiger  so  zweifellos  vorhanden  sind,  wie  für  den  Schuldner, 
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und  daß,  soferne  die  Interessen  des  Gläubigers  nicht  voll- 
kommen gesichert  erscheinen,  deren  Schutz  ganz  be- 
sonders im  Interesse  der  Industrie,  welche 
diesen  Kredit  in  Anspruch  nehmen  will, 
ausgestaltet  und  verbessert  werde. 


2.  Vom  Standpunkte  des  Gläubigers 

muß  hauptsächlich  die  Sicherheit  der  Kapitals- 
forderung und  des  Zinsenerträgnisses  untersucht  werden. 
Ich  muß  hier  vorausschicken,  daß  ich  unter  Gläubiger  den  Obli- 
gationeninhaber und  hierunter  das  in  wirtschaftlichen 
Dingen  weniger  orientierte  große  Publikum 
verstehe.  Ich  habe  nicht  Besitzer  von  Paketen  von  Obliga- 
tionen im  Auge,  wie  sich  dies  z.  B.  bei  Auflösung  von  Gemein- 
schaften, bei  der  Aufteilung  von  Erbschaften  und  dergleichen 
ergeben  kann.  Dagegen  müssen  Pakete  von  Obligationen,  die 
in  den  Besitz  von  Banken  gelangen,  auch  unter  den  Gesichts- 
punkt der  nachfolgenden  Betrachtungen  fallen,  weil,  sofern  die 
in  Verbindung  mit  der  Übernahme  solcher  Obligationen  in  der 
Regel  beabsichtigten  Finanztransaktionen  auf  Aktienbegebung 
im  geeigneten  Zeitpunkte  nicht  realisiert  werden  können,  dies 
zur  Verwertung  der  Obligationen  im  Publikum  führen  kann. 
Es  ist  dies  wieder  jenes  Publikum,  von  welchem  ich  hier  als 
vom  Gläubiger  spreche.  Ich  meine  also  jene  große  Masse 
von  Leuten,  welche  jahrelang  arbeiten  und  entbehren  (denn 
Sparen  heißt  entbehren,  wenn  auch  nur  Luxus  entbehren), 
um  die  große  Summe  angesammelter  Arbeit,  welche  in  diesen 
Ersparnissen  zum  Ausdrucke  gelangt,  in  eine  Rentenquelle  um- 
zuwandeln. 

Ich  muß  hier  weiter  unterscheiden  zwischen  jenem  Teile 
des  Publikums,  welcher  Aktien  kauft,  und  jenem,  der  seine 
Ersparnisse  in  Pfandbriefen  oder  ähnlichen 
Werten  anlegen  will. 

Das  große  Publikum  versteht  sich  bekanntlich  nicht  dar- 
auf, aus  den  Prospekten,  wenn  sie  noch  so  übersichtlich  und 
wahrheitsgetreu  abgefaßt  sind,  sich  ein  Urteil  über  die  Verläß- 
lichkeit der  Kapitalsanlage  zu  bilden,  was  übrigens  oft  auch  ge- 
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schulten  Fachleuten  nicht  gelingt.  Immerhin  weiß  aber  das 
Publikum,  welches  Aktien  kauft,  ohne  die  Gewinn-  und  Ver- 
lust-Chancen richtig  abschätzen  zu  können,  daß  es  solche 
Gewinn-  und  Verlust-Chancen  gibt. 

Ich  habe  nun  nicht  diese  Aktienkäufer  im  Auge,  sondern 
jenes  Publikum,  welches  Industrie-Obligationen  kauft  in  der 
Oberzeugung,  an  diesen  Papieren  nicht  mehr  gewinnen,  aber  auch 
nicht  mehr  verlieren  zu  können  als  an  seinem  Pfandbrief- 
besitze. 

Der  Käufer  einer  I  n  d  u  s  t  r  i  e  -  0  b  1  i  g  a  t  i  o  n 
h  a  t  in  dieser  Eigenschaft  (für  einen  anderen  Teil  seiner  Er- 
sparnisse kauft  er  vielleicht  Aktien)  die  Absicht  und 
darum  auch  den  Anspruch  darauf,  Sicherheit 
wohl  nicht  in  derselben  Form,  doch  in  gleicher  oder  annähernd 
gleicher  Güte  zu  erwerben,  wie  der  Besitzer  eines  Pfandbriefes. 
Er  bezahlt  denselben  oder  annähernd  denselben  Preis  (auf 
diesen  Punkt  komme  ich  noch  zu  sprechen)  und  be- 
kundet dadurch  den  Willen,  einen  verläßlichen 
Zinsengenuß  und  eine  sichere  Deckung  seiner 
Kapitalsforderung  zu  erwerben.  Er  will  ebenso  wie  der  Pfand- 
briefbesitzer am  Anlage  kapital,  nicht  aber  am  Unter- 
nehmer kapital  beteiligt  sein,  ebensowenig  an  den  Gewinnen, 
wie  an  den  Gefahren  des  Unternehmerkapitals,  da  er  sonst 
nicht  Anlagewerte,  sondern  Aktien  kaufen 
würde. 

Ich  glaube  nun  die  Situation  des  Gläubigers,  d.  i.  des  Obli- 
gationenkäufers am  richtigsten  zu  erläutern,  wenn  ich  einen  Ver- 
gleich anstelle  zwischen 

a)  der  rechtlichen  Sicherung, 

b)  den  wirtschaftlichen  Unterlagen, 

c)  den  finanziellen  Vorteilen  und  Nachteilen, 

die  den  Inhabern  von  Pfandbriefen  und  den  Inhabern  von 
Industrie-Obligationen  geboten  werden.  (Ich  glaube,  daß  ich 
nicht  besonders  motivieren  muß,  weshalb  ich  zum  Vergleiche 
die  mit  einer  Realsicherheit  ausgestatteten 
Pfandbriefe  von  privaten  Unternehmungen 
und  nicht  etwa  Anleihen  des  Staates  oder  anderer  öffent- 
lichen Körperschaften  heranziehe.) 

19 
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a)   Rechtliche  Sicherung  des  Gläubigers. 

Neben  dem  deutschen  *  Reichs-Gesetze  vom  4.  Dezember 
1899,  welches  die  gemeinsamen  Rechte  der  Inhaber  von 
Schuldverschreibungen  beider  Kategorien 
regelt,  enthält  das  deutsche  Hypothekenbankgesetz  zahlreiche 
Verfügungen  zum  Schutze  der  Pfandbriefinhaber. 

Es  enthält  Vorschriften  hinsichtlich  der  Errichtung  und  Be- 
aufsichtigung der  Hypothekenbanken,  hinsichtlich  der  Geschäfte, 
die  eine  solche  Bank  betreiben  darf,  und  hinsichtlich  der  Art, 
wie  sie  ihr  Kapital  und  ihre  Reserven  anzulegen  hat. 

Nebst  den  Vorschriften  hinsichtlich  der  Gewährung  von 
Darlehen  und  des  Seh ätzungs Verfahrens,  auf  welche  ich  später 
zurückkomme,  enthält  das  Gesetz  Vorschriften  über  die  recht- 
liche Sicherung  der  Pfandbriefgläubiger  durch  ständige  Beauf- 
sichtigung des  Vorhandenseins  der  vorgeschriebenen  Deckung, 
durch  den  Vorzug  gegenüber  allen  anderen  Gläubigern  im  Konkurs- 
falle auf  diejenigen  Forderungen,  welche  die  Deckung  der  Pfand- 
briefe bilden,  durch  den  Ausschluß  der  Bevorzugung  des  einen 
Pfandbriefgläubigers  vor  dem  anderen,  durch  Vorschriften  hin- 
sichtlich des  Verhältnisses  zwischen  Kapital  und  Pfandbrief- 
umlauf, endlich  durch  entsprechende  Strafbestimmungen. 

Die  Ausgabe  der  Industrie-Obligationen  ist 
eigentlich  auch  an  eine  Genehmigung  gebunden, 
welche  durch  die  Staatsregierung  erteilt  werden  soll. 

Diese  Bestimmung  bezweckt,  den  Umlauf  unsolider  Schuld- 
verschreibungen auf  Inhaber  zu  verhindern.  Indessen  wird  dies 
nur  in  höchst  unvollkommener  Weise  erreicht,  da  Order- 
papiere, welche  mit  B  1  a  n  k  o  -  I  n  d  o  s  s  a  m  e  n  t 
versehen  sind,  der  staatlichenGenehmigungnicht 
unterliegen  und  mit  ihnen  derselbe  finanzielle  Zweck  er- 
reicht wird  wie  mit  den  Inhaber-Papieren.1) 

Privilegien  zur  Ausgabe  von  Inhaber-Papieren  haben  die 
Regierungen  von  Preußen,  Hamburg,  Bremen  verschiedene  Male 
erteilt.  Die  Erteilung  weiterer  Privilegien  unterblieb  in  der  Praxis, 
„weil  dieselbe  die  Prüfung  der  Bonität  voraus- 
setzen würde,  welche  die  Staatsregierung  für  gewöhnlich  vor- 

*)  G.  S.  FteDnd:  „ÖBentliche  Anleihen"  (Berlin  1907)  S.  123  zitiert 
die    erwähnte  Bestimmung  auB  den   Protokollen  zam  BGB.    B  II,  S.  666. 
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zunehmen  gar  nicht  in  der  Lage  wäre,  und  es  erlangte  die  Aus- 
gabe von  Inhaber-Obligationen  mit  Blanko-Indossament  als  all- 
gemein übliche  Form  öffentliche  Anerkennung."1) 

Es  ergibt  sich  hieraus,  „lucus  a  non  lucendo":  eine  Namens- 
obligation, welche  keine  ist,  weil,  wenn  der  Name  des  Inhabers 
auf  den  Rand  der  Obligation  geschrieben  wird,  hierdurch  das 
Papier  zu  einer  Inhaber-Obligation  wird,  ohne  daß  mit  der 
Namensunterschrift  irgend  ein  Recht  oder  eine  Pflicht  verbunden 
wäre.  Aus  dieser  eigentlich  inhaltslosen  Formalität  folgt  jedoch, 
daß  das  Recht —  wenn  nicht  gesagt  werden  soll,  die  Pflicht 
—  des  Staates  zur  vorherigen  Prüfung  der  Obligation  vom 
Standpunkte  des  Gläubigers    aufgehoben    wir  d.2) 

Es  ist  allerdings  sehr  wohl  verständlich,  daß  die  Ausgabe 
von  Inhaber-Obligationen  und  deren  Vorprüfung  sozusagen  in 
stillschweigendem  Einverständnisse  unterbleibt,  weil  es  keine  ge- 
setzliche Bestimmung  gibt,  welche  vorschreiben  würde,  wie  diese 
Prüfung  erfolgen  soll,  und  welche  Unterlagen  —  auf  Grund  welcher 
Wertermittlung  —  zur  Ausgabe  von  Obligationen  berechtigen 
sollen.  Das  Genehmigungs-,  bzw.  Aufsichtsrecht  könnte  nicht  in 
der  Weise,  wie  das  im  Hypothekenbankgesetze  statuierte  ausgeübt 
werden,  weil  feststehende  Gesichtspunkte  für  die  Ausübung 
fehlen,  was  zur  Folge  haben  würde,  daß  die  Aufsichtsorgane 
zufolge  der  Verantwortlichkeit,  die  sie  belastet,  oft  mit  über- 
großer, daher  hemmender  Vorsicht  arbeiten  würden,  anderseits 
aber  mangels  präziser  gesetzlicher  Verfügungen  trotz  aller  Vor- 
sicht in  vielen  Fällen  Mißbräuche  nicht  verhindern  könnten. 

Es  ist  also,  wie  schon  gesagt,  verständlich,  daß  die  Aus- 
übung  des  Aufsichtsrechtes  in  der  Praxis  möglichst  ver- 
mieden wird. 

Natürlich  fehlt  auch  die  Kontrolle  für  das  Vor- 
handensein der  Deckung  der  Obligationen,  sowie  der 
Schutz  gegen  Ansprüche,  welche  andere  Gläubiger  auf  diese 
Deckung  erheben  können.  Dieser  Schutz  wird  oft  durch  hypothe- 
karische Sicherstellung  ersetzt  (auf  deren  Wert  ich  noch  zusprechen 


!)  Saling.     XI.  Aufl.  S.  60. 

*)  Die  nach  Fertigstellung  dieses  Referates  erschienene  Mainummer 
der  „Bank"  enthält  einen  Artikel:  „Die  Quasi-Inhaber-Obligationen",  der 
sich  ebenfalls  mit  diesem  Widerspruche  zwischen  Bezeichnung  und  Wesen 
der  Namensobligationen  beschäftigt. 
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komme),  in  vielen  Fällen  aber  bloß  durch  die  Zusicherung,  daß 
anderen  Gläubigern  nicht  bessere  Sicherheiten  gewährt  werden.1) 

Mangels  entsprechender  gesetzlicher  Verfügungen  kann 
aber  diese  Zusage  nicht  verhindern,  daß  in  kritischen  Zeiten, 
so  lange  verwertbare  Aktiven  zur  Verfügung  stehen,  kurz- 
fristige Schulden  bezahlt  werden  und  hierdurch  die  Unterlage 
der  langfristigen  Obligationen  verschlechtert  wird. 

So  ist  die  rechtliche  Sicherung  von  Industrie-Obligationen 
nach  deutschem  Rechte  beschaffen. 

In  Österreich  unterliegt  die  Ausgabe  von  Obligationen 
dem  Aufsichtsrechte  d.  i.  der  Genehmigung  der  Regierung.  In 
gewissem  Zusammenhange  mit  unserem  Thema  steht  jenes  Gesetz 
(vom  27.  Dezember  1905  über  fundierte  Bankobligationen), 
welches  zum  Schutze  der  Inhaber  von  mittelbaren  In- 
dustrie-Obligationen (ich  muß  sie  zum  Unterschiede  von  eigenen 
Emissionen  der  Industrieunternehmungen  so  nennen)  einige  Ver- 
fügungen enthält.  Mit  diesem  Gesetze  sollte  hauptsächlich  den 
Finanzinstituten  die  Mobilisierung  ihrer  Forderungen  gegen 
Länder,  Gemeinden,  Kleinbahnen  usw.  ermöglicht  werden;, 
gleichzeitig  soll  ihnen  auch  die  Möglichkeit  geboten  werden, 
mit  der  Bezeichnung  von  industriellen  Obligationen  Schuld- 
verschreibungen zu  emittieren,  deren  Bedeckung  hypothekarisch 
sichergestellte  Forderungen  gegen  Industrieunternehmungen 
bilden  sollen. 

Es  ist  ganz  interessant,  das  Zustandekommen  der  auf  die 
industriellen  Obligationen  bezüglichen  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes in  den  Akten  der  parlamentarischen  Beratung  zu  ver- 
folgen. Es  wurden  dort  manche  von  den  Gesichtspunkten 
diskutiert,  welche  hier  zur  Besprechung  gelangen  werden;  es 
wurde  manches  Richtige  und  Wertvolle  gesagt. 

Es  ergibt  sich  aus  dieser  Lektüre,  daß  das  österreichische 
Parlament,  ohne  daß  auch  nur  eine  Stimme  widersprochen 
hätte,  die  Ausgabe  von  Bankobligationen  der 
Ausgabe  direkter  Industrie -Obligationen  vorzieht,  mit  einer 
Motivierung,  welche  sich  kurz  in  den  Worten  ausdrücken 
läßt,  daß  der  beste  Treuhänder  der  Girant  ist. 
Das    Gesetz     hat     den    leitenden    Gedanken,    daß    nebst    der 


J)  Saling.     XI.   Aufl.  8.  88. 
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Garantie  des  emittierenden  Geldinstitutes  die  Unterlage  der  Obli- 
gationen, also  die  Forderung  gegen  das  Industrieunternehmen  in 
ein  direktes  Rechtsverhältnis  zu  der  Gesamtheit  der  Inhaber 
der  Obligationen  gebracht  werde.  Das  Gesetz  umgeht  aber 
den  wirtschaftlichen  Kern  der  Frage.  Einerseits 
schreibt  es  obligatorisch  hypothekarische  Sicherstellung  vor, 
andererseits  wird  nicht  festgesetzt,  wie  die  Unterlage  für  die 
hypothekarische  Sicherstellung  beschaffen  sein  und  bewertet 
werden  soll.  (Der  Justizausschuß  des  österreichischen  Ab- 
geordnetenhauses äußert  sich  in  dem  Berichte  vom  28.  Februar 
1905  (Seite  4)  recht  skeptisch  über  den  Wert  der  hypothe- 
karischen Sicherstellung.)  Es  wird  eben  alles  Wesentliche  den 
Aufsichtsorganen  der  Regierung  überlassen,  die  bei  der  Fassung 
der  betreffenden  Beschlüsse  (Statutenänderungen  und  dergleichen) 
mitzuwirken  haben.  Aus  dem  zur  Verteilung  gelangten  Referate 
des  Herrn  Dr.  von  Dorn,  welches  die  Entstehung  und  die  Durch- 
führung des  österreichischen  Gesetzes  über  fundirte  Bank- 
obligationen schildert,  ist  ersichtlich,  welche  Ungleichheiten 
sich  bei  der  Durchführung  des  Gesetzes  in  der  Praxis  ergeben. 
Die  Behandlung  dieser  Disparitäten  würde  mich  zu  weit  führen; 
ich  wollte  nur  darauf  hinweisen,  daß  auch  hier  beobachtet  werden 
kann,  daß  die  Staatsaufsicht  ohne  durch  das  Gesetz  festge- 
stellte leitende  Gesichtspunkte  eine  schwankende  Grundlage 
für  die  Praxis  bildet. 

Es  scheint  mir,  daß  das  österreichische  Gesetz  eine  an 
sich  sehr  zweckmäßige  Einrichtung  dafür  schafft,  daß  die 
Banken  durch  Ausgabe  ihrer  eigenen,  daher  von  Bank  Ob- 
ligationen ihre  bei  Industrie-Unternehmungen  außenstehenden 
Forderungen  mobilisieren,  und  es  muß  zugegeben  werden,  daß 
hierdurch,  soweit  Geldinstitute  ersten  Ranges  in  Betracht 
kommen,  ein  erstklassiges  Anlagepapier  geschaffen  werden 
kann,  und  daß  hierdurch  auch  mittelbar  günstigere  Konditionen 
für  die  eigentlichen  Schuldner  möglich  werden.  Selbstverständ- 
lichwerden aber  die  Banken  nicht  verhalten,  auch  ihrerseits  lang- 
fristige Kredite  auf  Jahrzehnte  hinaus  ohne  Kündigungsrecht 
zu  gewähren.  Für  den  langfristigen  Kreditbedarf  der  In- 
dustrieunternehmungen selbst  ist  also  durch  dieses  Gesetz 
eigentlich  nicht  gesorgt. 

In  Ungarn  besitzt  die  Frage  der  Industrie-Obligationen 
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eine  aktuelle  Bedeutung  nicht.  Es  ist  bekannt,  daß  die  ungarische 
Regierung  die  Entwicklung  der  heimischen  Industrie  durch  alle 
zulässigen  Maßregeln  fördert  und  unterstützt.  Es  scheint  mir 
aber  ausgeschlossen,  daß  die  kompetenten  Faktoren  zugeben 
würden,  daß  Industrie-Obligationen  im  nennenswerten  Umfange 
in  den  Verkehr  gebracht  werden,  wenn  sie  nicht  in  vollem  Maße 
durch  vom  Schicksale  des  Industrieunterneh- 
mens vollkommen  unabhängige  Werte  gedeckt 
sind.  Gegenwärtig  besteht  diesbezüglich  keinerlei  einschrän- 
kende gesetzliche  Bestimmung.  Jedes  Industrie-Unternehmen 
kann  Obligationen  beliebig  ausgeben.  Ich  bin  aber  überzeugt 
davon  und  halte  es  auch  für  unbedingt  erforderlich,  daß, 
wenn  die  Ausgabe  von  Industrie-Obligationen  irgendwie  an  Um- 
fang gewinnen  würde,  die  geeigneten  gesetzlichen  Maßregeln 
unverzüglich  geschaffen  werden. 

Auch  in  den  übrigen  europäischen  Staaten 
bestehen,  abgesehen  von  formalen  Bestimmungen,  gesetzliche 
Vorschriften,  welche  die  Inhaber  von  Industrie-Obligationen 
in  ähnlicher  Weise  schützen  würden,  wie  die  Inhaber  von  Pfand- 
briefen, nicht.  G.  S.  F  r  e  u  n  d  gibt  hierüber  orientierende  Mit 
teilungen  in  seinem  Buche  „Die  Rechtsverhältnisse  der  öffent- 
lichen Anleihen"  (Berlin  1907)  S.  125.  ff. 

Wenn  also  die  rechtliche  Sicherung  der  Inhaber  beider  Kate- 
gorien von  Schuldverschreibungen  mit  einander  verglichen  wird, 
ergibt  sich,  daß  die  Inhaber  von  Industrie-Obli- 
gationen nahezu  in  allen  wesentlichen  Punkten  weniger 
geschützt  sind,  als  die  Inhaber  von  Pfand- 
briefen. 


b)  Wirtschaftliche  Unterlagen. 

Das  deutsche  Pfandbriefgesetz  enthält  im  §  12  die  grund- 
legende Bestimmung,  daß  Hypothekardarlehen  bloß  auf  Grund 
einer  Wertermittlung  gewährt  werden  dürfen,  bei  welcher  „nur 
die  dauernden  Eigenschaften  des  Grundstückes  und  jener  Er- 
trag zu  berücksichtigen  sind,  welchen  das  Grundstück  bei 
ordnungsmäßiger  Wirtschaft  jedem  Besitzer  nachhaltig  ge- 
währen   kann".      Das    Gesetz    schreibt    weiter    vor,    daß    die 
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Prinzipien  der  Wertermittlung  durch  die  Staatsregierungen  ge- 
nehmigt werden  müssen,  es  kann  daher  im  Allgemeinen,  mit 
Rücksicht  auf  die  Verantwortung,  welche  die  Regierungsorgane 
belastet,  eher  ein  Zuviel  als  ein  Zuwenig  an  Vorsicht  vor- 
ausgesetzt werden.1) 

Von  dem  solcher  Art  eruierten  Werte  dürfen  50%  bis  zwei 
Drittel  als  Darlehen  gewährt  werden.  —  Da  die  Beleihung  von 
unbebauten  Terrains  und  noch  nicht  fertiggestellten  Neubauten 
(bei  denen  Irrtümer  in  der  Bewertung  leichter  möglich  sind)  auf 
10%  der  gesamten  Darlehen  beschränkt  ist,  und  da  der  gesamte 
Umlauf  an  Pfandbriefen  nicht  mehr  als  das  Fünfzehnfache  an 
Kapital  und  Reserven  der  Bank  ausmachen  darf,  kann  festgestellt 
werden,  daß  die  Inhaber  von  Pfandbriefen  eine  Deckung 
in  voller  Höhe  in  den  Unterlagen  der  Hypothekar- 
forderungen der  Bank  und  eine  ansehnliche  Superdeckung  in 
dem  Mehrwerte  der  Unterlagen  und  in  dem  Vermögen  der  Bank 
besitzen. 

Hierzu  kommt  noch,  daß  durch  die  natürliche  Wertent- 
wicklung sowohl  des  ländlichen  Grundbesitzes  wie  der  städtischen 
Baugründe  diese  Bedeckung  in  der  Regel  ständig  an  Wert  ge- 
winnt. Es  kann  gesagt  werden,  daß  die  Fundierung  eines  Pfand- 
briefumlaufes mit  fortschreitendem  Alter  immer  besser  wird. 

Wenn  ich  nun  an  die  Untersuchung  der  wirtschaftlichen 
Unterlagen  der  Industrie-Obligationen  schreite,  muß  ich  zunächst 
feststellen,  daß  die  Aktiven  aller  Industrie-Aktiengesellschaften 
sich  in  vorübergehende  und  dauernde  Anlagen  ein- 
teilen lassen. 

Die  vorübergehenden  Anlagen,  bei  denen  die 
einzelnen  Objekte  ständig  wechseln,  sind  vorwiegend  Rohwaren 
und  Hilfsmaterialien  für  die  Fabrikation;  Halbfabrikate,  fertige 
Waren,  kurante  Wertpapiere  und  Schuldner  in  verschiedenen 
Formen  (Rimessen,  Devisen,  offene  Forderungen  usw.)  Diese 
können  die  Bedeckung  kurzfristigen  Bank-Kredites  bilden,  mit 
welchem  ich  mich  hier  nicht  weiter  beschäftige. 

Die  dauernden  Anlagen  (hierher  gehören  auch 
dauernde       Beteiligungen      bei       anderen       Unternehmungen) 


J)   Erlaß    des    preuß.     Ministeriums    v.    17.  XI.  1901;    des    bayrischen 
Ministeriums  v.   Aug.    1904    Saling  XI.  Aufl.,  S.   39  ff. 
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können  eingeteilt  werden  a)  in  solche,  die  mit  dem  Be- 
triebe unmittelbar  zusammenhängende  Betriebsanlagen 
sind,  und  b)  in  solche,  die  in  ihrem  Bestände  von  dem  Betriebe 
und  dem  Schicksale  des  Unternehmens  nicht  berührt  werden, 
und  welche  ich  mit  sinngemäßer  Anwendung  des  §  12  des  Pfand- 
briefgesetzes unabhängige  Werte  nennen  möchte. 

Es  wirft  sich  nun  die  Frage  auf,  wie  diese  beiden  Kate- 
gorien von  dauernden  Anlagen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Be- 
deckung von  Obligationen  in  kritischen  Zeiten  sich 
bewähren? 

Zu  a)  Als  Betriebsanlagen  sind  Fabriksgebäude,  Fabriks- 
und Geschäftseinrichtungen,  Werkzeuge,  Modelle,  Patentrechte 
und  dergl.  anzusehen. 

Die  Gebäude  einer  Fabrik  sollten,  soweit  sie  nicht 
Wohnhäuser  oder  zu  jedem  Zwecke  verwendbare  Lagerräume 
u.  dgl.  sind,  die  Unterlage  von  Obligationen  nicht  bilden, 
weil  der  Wert  der  eigentlichen  Fabriksgebäude  durchaus  davon 
abhängt,    daß  das  Unternehmen  lebensfähig  and  rentabel  ist. 

Ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  Fabrikseinrichtungen. 
Selbst  die  wertvollste  und  die  höchste  Errungenschaft  der 
Technik  repräsentierende  Fabrikseinrichtung,  welche  an  sich 
sogar  mehr  wert  sein  kann,  als  der  verausgabte  Anschaffungs- 
preis (d.  h.  für  diesen  ein  zweites  Mal  nicht  hergestellt  werden 
könnte),  ist  —  vielleicht  mit  Ausnahme  einzelner  Gegenstände  — 
nur  nach  dem  Abbruchwerte  zu  schätzen,  wenn  das  Unternehmen 
aufhört,  zu  arbeiten.  Es  kommt  überhaupt  in  der  Praxis  selten 
vor,  daß  eine  Maschine  bis  zum  Ende  ihrer  Arbeitsfähigkeit 
in  Tätigkeit  bleibt.  Im  Allgemeinen  sind  die  Fortschritte  der 
Technik  die  ärgsten  Feinde  der  Investitionen,  die  durch  neue 
Konstruktionen  geradezu  vernichtet  werden,  lange  bevor  sie  im 
natürlichen  Laufe  der  Dinge  verbraucht  werden. 

Einer  gleichen  Beurteilung  unterliegen  die  sonstigen  Be- 
triebsanlagen, sowie  hypothekarisch  sichergestellte  Forderungen, 
deren  Unterlagen  in  Betriebsanlagen  bestehen. 

b)  Unabhängige  Werte  sind  z.  B.  Grundbesitz 
und  Gebäude,  welche  nicht  unmittelbar  Fabrikationszwecken 
dienen  (Wohnhäuser,  Lagerräume)  und  deren  Verkehrswert, 
und  bei  anderweitiger  Verwendung  erreichbares  Erträgnis 
festgestellt   werden  kann.     Hierher  gehören   ferner  Bergwerke. 
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Forste,  sowie  auf  lange  Dauer  erworbene  Pacht-  und 
Nutzungsrechte  auf  solche  Besitze,  deren  Rohprodukt  in  fest- 
stellbarer Ergiebigkeit  und  auf  Grund  der  auf  eine  längere 
Epoche  (etwa  10  Jahre)  zurückreichenden  Durchschnittspreise 
eines  regelmäßigen  Marktes  bewertet  werden  kann.  Hierher 
gehören  auch  langfristige  Forderungen  gegen  den  Staat,  gegen 
Kommunen  oder  öffentliche  Unternehmungen,  wie  Eisenbahnen 
und  dergleichen. 

Solche  Aktiven  von  Industrie-Unternehmungen,  welche  vom 
Geschäftsgange,  von  schlechten  Konjunkturen,  von  Zahlungs- 
schwierigkeiten der  Käufer  und  ähnlichen  widrigen  Umständen 
nicht  alteriert  werden,  können  als  vom  Schicksale  des  Industrie- 
Unternehmens  selbst  „unabhängige  Werte"  angesehen 
werden. 

Es  mag  ohne  weiteres  zugegeben  werden,  daß  diese  Definition 
die  Materie  nicht  restlos  erschöpft,  und  daß  es  in  der  Praxis 
erhebliche  Schwierigkeiten  bereitet,  die  Teilung  in  Betriebs- 
anlagen und  unabhängige  Werte  vorzunehmen.  Wer  aber  diese 
Schwierigkeit  nicht  überwinden  will,  der  müßte  die  Inanspruch- 
nahme langfristigen  Kredites  durch  Industrieunternehmungen 
ohne  Einschränkung  entweder  gestatten  oder  verbieten.  Beides 
wäre  unrichtig.  Ich  will  hier  bemerken,  daß  ich  mit  „unab- 
hängigen Werten"  Ähnliches,  aber  nicht  dasselbe  meine,  was 
Freiherr  von  Pech  mann  in  der  Mannheimer  Generalver- 
sammlung als  „dauernden  Wert"  bezeichnet  hat.  Es  scheint  mir, 
daß  ihm  ebensowohl  wie  mir  der  §  12  des  Hypothekenbank- 
Gesetzes  vorgeschwebt  hat.  Er  illustriert  aber  seine  Auffassung 
mit  der  Frage,  welche  er  in  konkretem  Falle  an  den  sachver- 
ständigen Techniker  stellen  würde1):  „wie  viel  das  Unternehmen 
unter  ungünstigen  Verhältnissen  herauswirtschaften  wird,  um 
vermöge  dieses  Ertrages  den  Mindestwert  von  so  und  soviel 
festzustellen".  Ich  würde  eine  solche  Frage  überhaupt  nicht 
stellen,  weil  sie  m.  E.  nicht  beantwortet  werden  kann.  Meine 
Formel  lautet  dahin,  daß  bei  der  Schätzung  der  unabhängigen 
Werte  das  Unternehmen  als  gar  nicht  vorhanden  anzusehen  ist. 

Wenn  untersucht  wird,-  auf  Grund  welcher  Be- 
deckung  Industrie-Obligationen  in  der  Regel 


l)  S.  91  des  Berichtes  über  die  Mannheimer  Generalversammlung. 
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tatsächlich  ausgegeben  werden,  so  wird  sich 
zeigen,  daß  ein  beträchtlicher  Teil  der  existierenden  Obliga- 
tionen, insbesondere  von  Berg-  und  Hüttenwerken,  Gas-,  Elek- 
trizitätswerken, aber  auch  von  anderen  Unternehmungen  durch 
unabhängige  Werte  und  ein  anderer  gewiß  sehr  großer  Teil  der 
in  Umlauf  befindlichen  Obligationen  durch  Betriebsanlagen  ge- 
deckt ist. 

Ich  werde  die  Unterschiede  in  der  wirtschaftlichen  Be- 
deckung der  beiden  Kategorien  von  Schuldverschreibungen  in 
meinen  Schlußfolgerungen  berücksichtigen,  ich  glaube  aber,  in 
Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Unterlagen  schon  hier  sagen 
zu  können,  daß  der  Inhaber  von  auf  Grund  des  deutschen  Pfand- 
briefgesetzes ausgegebenen  Pfandbriefen  auch  mit  Rücksicht 
auf  seine  rechtliche  Stellung  in  vielen  Fällen  erheblich  bessere 
Sicherheiten  hat,   als  der  Inhaber  von  Industrie-Obligationen. 

Ich  will  hier  hervorheben,  daß  ich  bei  meinen  Ausführungen 
nicht  etwa  die  Obligationen  bestimmter  Unternehmungen  vor 
Augen  habe,  sondern  daß  ich  bloß  aus  feststehenden  Tatsachen 
allgemeingiltige  Schlüsse  ziehen  will.  Daß  diese  Schlüsse  durch 
tatsächliche  Vorkommnisse  aus  der  jüngsten  Zeit  bestätigt 
werden,  soll  den  Wert  der  Argumentationen  nicht  erhöhen,  eben- 
sowenig wie  das  Fehlen  solcher  Vorkommnisse  die  Richtigkeit 
der  Folgerungen  alterieren  dürfte. 

Auch  denke  ich  bei  beiden  Kategorien  von  Schuldverschrei- 
bungen nicht  etwa  an  Fälle  von  Pflichtverletzung  oder  sträf- 
licher Lässigkeit,  gegen  welche  die  besten  Gesetze  nichts  aus- 
richten. Ich  denke  bloß  an  gewöhnliche  geschäftliche  Ereig- 
nisse, welche  bei  aller  Sorgfalt  und  Umsicht  einer  ehrlichen  Ge- 
schäftsführung für  das  eine  Wertpapier  ruinös  sein  können, 
während  das  andere  solchen  Wechselfällen  niemals  ausgesetzt  ist. 


c)  Finanzielle  Vorteile  und  Nachteile. 

Wie  ich  schon  erwähnt  habe,  bespreche  ich  hier  den  Stand- 
punkt des  Anlagepublikums,  welches  in  finanziellen  Dingen 
nicht  selbständig  urteilt,  sondern  sich  bei  der  Wahl  seiner 
Kapitalsanlagen  beraten  läßt.  Der  Bankier  oder  Bankbeamte, 
der  die  durch  seinen  Konzern  emittierte  Obligation  empfiehlt, 
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geht  nun  durchaus  im  guten  Glauben  vor,  wenn  er  für  den  Ankauf 
von  Industrie-Obligationen  die  üblichen  Argumente:  Kürzere 
Laufzeit  und  höhere  Verzinsung  ins  Treffen 
führt. 

Ein  Blick  in  die  Börsenkursblätter  beleuchtet  aber  den 
wirklichen   Wert   dieser   Vorteile. 

Was  zunächst  die  kürzere  Laufzeit  anbelangt,  ist 
klarzustellen,  daß  sowohl  Pfandbriefe,  wie  industrielle  Obliga- 
tionen eigentlich  bloß  für  den  Schuldner  langfristige 
Zahlungsverpflichtungen  sind.  Der  Gläubiger  denkt  nicht  daran, 
Forderungen  zu  erwerben,  welche  erst  nach  Jahrzehnten, 
ob  dies  nun  2  oder  5  Jahrzehnte  sind,  zurückgezahlt  werden 
sollen.  Das  Publikum  ist  der  Anschauung,  daß  es  jederzeit 
solche  Anlagewerte  (wenn  auch  in  Zeiten  allgemeiner  Krisen 
mit  Kapitalsverlust)  zu  verkaufen  in  der  Lage  sein  wird.  Die 
Aufgabe  des  Börsenverkehres  ist  es,  die  Differenz  in  den 
Anschauungen  der   Schuldner  und   Gläubiger  zu   überbrücken. 

Der  Börsenverkehr  macht  es  möglich,  daß  dieselben  Schuld- 
verschreibungen, welche  für  den  Schuldner  langfristige 
Zahlungsverbindlichkeiten  sind,  für  den  Gläu- 
biger täglich  abhebbare  Barguthaben  dar- 
stellen. 

Ein  Blick  in  das  Kursblatt  der  Berliner  Börse  gibt  nun 
Aufklärung  über  den  Unterschied,  der  in  dieser  Hinsicht  zwischen 
Pfandbriefen  und   Industrieobligationen   besteht. 


Im  Berliner  Kursblatte  waren  von  den  Schuldverschreibungen 
von  31  großen  Pfandbriefinstituten  (mit  Weglassung  der  Natio- 
nalen Hypotheken- Kreditgesellschaft  i.  L.,  der  Dresdner  Bau- 
bank, des  Danziger  Hypothekenvereines  und  der  Meckl.-Strel. 
Hypotheken-Bank) 
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Mit  diesem  Vergleiche  wird  die  im  Übrigen  aus  der  Praxis 
bekannte  Tatsache  nachgewiesen,  daß  die  Pfandbriefinstitute 
für  einen  regelmäßigen  Markt  ihrer  Schuldverschreibungen  sorgen, 
während  dies  bei  einem  großen  Teil  der  Industrie-Obligationen 
nicht  der  Fall  ist.  Es  ist  auch  klar,  daß  die  Pfandbriefinstitute 
dies  in  ihrem  regelmäßigen  Geschäftsbetriebe  verhältnismäßig 
leicht  tun  können. 

Das  Pfandbriefgesetz  gestattet,  daß  die  Institute  vorüber- 
gehend bares  Geld  als  Bedeckung  von  Pfandbriefen  verwenden, 
solange  sie  nicht  entsprechende  Darlehen  gewährt  haben.  Auch 
können  die  Institute  ihr  eigenes  Kapital  in  ihren  Pfandbriefen 
anlegen.  Sie  sind  daher  in  der  Lage,  von  großen  Krisen 
abgesehen,  zurückströmendes  Material  regelmäßig  aufzunehmen. 

Für  Industrie-Obligationen  kann  in  dieser  Weise  nicht 
gesorgt  werden.  Das  Unternehmen  selbst  hat  den  Erlös  der 
Obligationen  verwendet,  bezw.  immobilisiert,  und  den  Bank- 
instituten (welche  in  den  letzten  12  Jahren  1700  Millionen  Mark 
solcher  Obligationen  verkauft  haben)  kann  vernünftiger  Weise 
gar  nicht  zugemutet  werden,  daß  sie  nennenswerte  Beträge 
dieser  Titres  wieder  zurückkaufen.  (Dies  würde  sich  auch  nicht 
ändern,  wenn  Rechtsschutz  und  wirtschaftliche  Unterlagen  der 
Obligationen  vollkommen   einwandfrei   wären) 

Es  muß  hier  auch  berücksichtigt  werden,  daß  die  deutsche 
Reichsbank  eine  stattliche  Reihe  von  Hypotheken-Pfandbriefen 
lombardiert,  während  keine  einzige  Industrie-Obligation  zur 
Belehnung  zugelassen  ist. 

Was  nun  die  günstigere  Verzinsung,  bezw.  den 
wohlfeileren  Ankauf  der  Industrie-Obligationen  betrifft,  so 
besteht  dieser  Vorteil  unzweifelhaft  in  vielen  Fällen.  Es  muß  nur 
die  Auffassung,  daß  dieser  Vorteil  ein  allgemeiner  oder  ein 
besonders  großer  wäre,  einigermaßen  eingeschränkt  werden. 
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Der  höhere  Wert  von  4x/2%  tragenden  Obligationen  kann 
ziffermäßig  nicht  ausgedrückt  werden,  weil  4V2%ige  Pfandbriefe 
nicht  mehr  regelmäßig  in  Verkehr  kommen.  Immerhin  muß  hier 
berücksichtigt  werden,  daß  ein  allzuhoher  Mehrwert  über  den 
Parikurs  nicht  angenommen  werden  kann  mit  Rücksicht  auf  die 
Einlösungsmöglichkeit  zum  Parikurse  (oder  wie  dies  in  manchen 
Fällen  vorgesehen  ist,  mit  einer  kleinen  Prämie  über  dem  Pari- 
kurse), welche  Möglichkeit,  wenn  sie  in  der  Regel  auch  für  einige 
Jahre  ausgeschlossen  wird,  denn  doch  und  gerade  bei  den  Obli- 
gationen der  besten  Unternehmungen  beachtet  werden  muß. 
Die  Auffassung  des  Publikums  hinsichtlich  des  Vorteiles  der 
höheren  Verzinsung  wird  durch  die  Tatsache  illustriert,  daß  von 
den  in  der  vorstehenden  Zusammenstellung  erwähnten  Schuld- 
verschreibungen von  36  Unternehmungen,  welche  am  26.  März 
mit  Briefkursen  notiert  waren, 

24   .  .  .    4Va%  ige  und 

12  ...  4%  ige 
waren,  was  immerhin  beweist,  daß  das  Publikum  an  seinem 
Besitz  von  höher  verzinslichen  Werten  nicht  übermäßig  festhält. 
Die  4%  tragenden  Obligationen  können  mit  4%  igen  Pfand- 
briefen verglichen  werden.  Während  diese  Letzteren  fast  aus- 
nahmslos den  Parikurs  erreicht  oder  überschritten  haben,  ergibt 
eine  Zusammenstellung  aus  dem  Kursblatte  der  Berliner  Börse 
vom  26.  März,  daß 
2  Obligationen  über  93% 
5  „  „     94% 

2  „  „     95% 

9  >)  >,      96  /q 

'  »>  >»      97  /0 

notiert  sind.  (Sechs  Obligationen,  die  unter  93%  notiert  sind,  was 
wohl  spezielle  Gründe  hat,  sind  hier  nicht  berücksichtigt.) 

Es  ergibt  sich  hieraus,  daß  in  der  Bewertung  der  Obli- 
gationen erstklassiger  Unternehmungen 
gegenüber  Pfandbriefen  bloß  eine  geringfügige 
Differenz  besteht,  die  aber  immerhin  einen  kleinen  Zinsen- 
vorteil darstellt.  Wo  größere  Differenzen  vorliegen,  muß 
es  wohl  als  offene  Frage  bezeichnet  werden,  die  nur  auf  Grund 
spezieller  Prüfung  beantwortet  werden  könnte,  ob,  vom  Stand- 
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punkte  des  Obligationeninhabers  angesehen,  die 
Differenz  im  Kurse  die  Differenz  in  der  ge- 
botenen Sicherheit  richtig  ausdrückt  und 
noch  ein  wirklicher  Vorteil  sich  ergibt.  In  beiden 
Fällen  steht  aber  dem  Zinsenvorteile  gegenüber  die  ungünstigere 
Realisierbarkeit  von  Industrie-Obligationen. 

3.  Statistik. 

Ich  glaube,  daß  es  hier  am  Platze  ist,  Einiges  über  das 
ziffermäßige  Interesse  des  Anlagepublikums 
an  Industrie-Obligationen  mitzuteilen.  Für  Öster- 
reich und  Ungarn  ist  dies  leicht  zu  machen,  da  die  wenigen 
Posten  rasch  zusammengezählt  sind. 

Eine  verläßliche  Statistik  der  langfristigen  Verschuldung  der 
deutschen  Industrie  existiert  jedoch  noch  nicht.  Riesser  hat 
schon  1898  in  seiner  Studie  „Zur  Kritik  des  Teilschuldverschrei- 
bungsgesetzes" (S.  57)  darauf  hingewiesen,  daß  dieser  Teil  der 
deutschen  Statistik  mangelhaft  ist,  und  auch  seither  wurde  in 
der  Literatur  vielfach  über  diesen  Mangel  Klage  geführt.  Die 
in  der  2.  Auflage  von  Lexis'  „Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften" (Bd.  I,  S.  190)  veröffentlichte  Statistik  der  Obli- 
gationen-Verschuldung mit  Ende  1896  ist  eine  private  Arbeit 
des  jetzigen  Präsidenten  des  statistischen  Reichsamtes, 
van  der  Borght,  der  sich  damals  die  Mühe  genommen  hat, 
in  Verbindung  mit  der  Bestandsstatistik,  welche  amtlichen  Quellen 
entnommen  wurde,  aus  Tausenden  von  veröffentlichten  Bilanzen 
den  Stand  der  Verschuldungen  zu  eruieren.  In  dem  vor 
einigen  Monaten  erschienenen  I.  Band  der  3.  Auflage  des 
„Handwörterbuches"  fehlt  diese  Nachweisung,  und  ich  wurde 
dahin  aufgeklärt,  daß  die  Mühe  einer  Privatstatistik  diesmal 
erspart  werden  konnte,  da  das  statistische  Reichsamt  in  Berlin 
gleichzeitig  mit  der  Rentabilitätsstatistik  (darum  in  Verbindung 
mit  dieser,  weil  die  Bilanzen  zu  Zwecken  der  Rentabilitäts- 
statistik ohnehin  vorgenommen  werden  müssen)  eine  genaue  Zu- 
sammenstellung der  langfristigen  Verschuldung  der  Industrie  an- 
fertigen wird. 

Diese  Nachweisung  wird  aber,  wie  Herr  Präsident  van 
der  Borght  die  Güte  hatte,  mir  mitzuteilen,  erst  im  Laufe 
des  nächsten  Monates  fertiggestellt  und  veröffentlicht  werden. 
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Die  Statistik  wird  Zahlenangaben  über  die  langfristige  Ver- 
schuldung machen.  Getrennt  werden  die  Schuldverschreibungen 
der  Gesellschaften  ermittelt,  die  wieder  unter  sich  nach  Ge- 
werbegruppen geschieden  werden.  Es  werden  also  jene  Ziffern 
festgestellt,  hinsichtlich  deren  wir  vorerst  noch  auf  Kombi- 
nationen angewiesen  sind.  Für  später  ist  (wohl  entsprechend 
dem  Vorschlage  M  o  1 1  s  )  *)  eine  wertvolle  Ergänzung,  die 
statistische  Ermittlung  der  hypothekarisch  sichergestellten 
Schuldverschreibungen,  ebenfalls  in  Aussicht  genommen. 

Aus    den    mir    bekannten    Veröffentlichungen    ergibt    sich 

Folgendes: 

(Millionen   Mark) 

Industrie-   Hiervon2)    Sonstige 

Obligat.       Berg-  u.  In- 

insgesamt  Hüttenw.     dustrien 
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a)  Ende  1896  waren  laut  der 
Nachweisungen  inLexis'  Hand- 
wörterbuch im  Umlauf    

b)  Das  statistische  Reichs-Amt 
weist  im  Viertel jahrsheft  II 
1908  nach3),  daß  an  den  deut- 
schen Börsen  1897/1907  zu- 
gelassen  wurden  (nach  Abzug 

der  Umwandlungen) 12974) 

c)  Die  Frkt.  Ztg.  teilt  am  6.  Ja- 
nuar 1909  mit,  daß  im  Jahre 

1908  eingeführt  wurden6) 402 


223 


493 


416 


1345) 


268 


x)    „Die   Rentabilität  der  Aktiengesellschaften"   (Jena   1909)     Seite  72. 

2)  Ich  trenne  der  besseren  Übersicht  halber  diese  Gruppe,  deren 
Obligationen  vorwiegend  durch  unabhängige  Werte  bedeckt  sind. 

3)  S.   die  Tabelle  auf  S.  304—305. 

*)  Größere  oder  kleinere  Differenzen  gegenüber  diesen  amtliohen  Ziffern 
zeigen  sich  in  den  Angaben,  welche  hinsichtlich  einzelner  Jahre  aus  der 
Epoche  1897/1907  an  verschiedenen  Stellen  mitgeteilt  wurden,  z.  B.  im 
statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  1908,  Seite  236 ;  ferner  in 
der  Frankfurter  Zeitung  vom  25.  August  1904  nach  dem  D.  Ök. ;  in  dem 
Bnche  Freunds  („Rechtsverhältnisse  der  öffentlichen  Anleihen."  Berlin  1907. 
Seite  20—24). 

5)  Nach  dem  Durchschnitte  der  früheren  Jahre  mit  einem  Drittel  an- 
genommen. 

6)  Allerdings  sind  hier  auch  einige  ausländische  Posten  enthalten,  die 
ziffernmäßig  nicht  nachgewiesen  sind. 
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Der  Mangel  einer  verläßlichen  Statistik  macht  sich  wieder- 
um fühlbar,  da  nun  nicht  festgestellt  werden  kann,  wie  viele 
von  diesen  Obligationen  im  Laufe  der  Jahre  1897/1908  zur  Rück- 
zahlung gelangten,  und  wie  viele  Obligationen  andererseits  in 
diesem  Zeiträume  ohne  Einführung  an  einer  Börse  in  Verkehr 
gesetzt  wurden.  Es  steht  außer  Zweifel,  daß  diese  letztere  Ziffer 
um  vieles  höher  ist  als  die  der  Rückzahlungen,  und  daß  der 
Gesamtbetrag  der  im  Umlaufe  befindlichen  Obligationen  Ende 
1908  viel  höher  ist  als  die  Summe  der  vorstehend  angeführten 
drei  Posten.1) 

Da  ich  aber  derzeit  über  andere  Daten  nicht  verfüge,  will 
ich  von  den  vorstehend  mitgeteilten  Ziffern  ausgehen.  Dem- 
nach sind  im  Umlaufe: 

(Millionen  Mark) 
Industrie-    Hiervon      Sonstige 
Obligat.       Berg  u.  In- 

insgesamt  Hüttenw.     duatrien 

Ende  1908  deutsche  Werte 2415  773         1642 

,,       1908  waren  notiert: 

an   der  Wiener   Börse  Österreich. 

Werte 72  45  27 

an  der  Budapester  Börse  ungar. 

Werte 23  16  7 

Ich  muß  hier  hervorheben,  daß  die  Wiener  und  Budapester 
Ziffern  selbstverständlich  solche  Obligationen  nicht  enthalten, 
welche  an  der  Börse  nicht  eingeführt  sind.  Diese  Beträge  sind 
aber  so  geringfügig,  daß  das  Gesamtbild  hierdurch  nicht  ge- 
ändert wird. 

Ich  glaube,  daß  es  noch  interessieren  dürfte,  wenn  aus  der 
im  Vierteljahresheft  1908/11.  veröffentlichten  Statistik  der  in 
den  Jahren  1897/1907  an  den  deutschen  Börsen  eingeführten 
ausländischen  Werte  mitgeteilt  wird,   daß  hier  I  n  - 


1)  Mein  Anhaltspunkt  hierfür  ist  der,  daß  im  Berliner  Kursblatte  die 
Aktien  von  662  Industrie-Unternehmungen  notiert  sind,  hiervon  haben  laut 
den  publizierten  Bilanzen  408  Gesellschaften  langfristige  Schulden.  An  der 
Berliner  Börse  sind  jedoch  notiert  Obligationen  von  insgesamt  bloß  195 
Industrie-Gesellschaften. 
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dustrie-Obligationen  an  der  vorletzten  Stelle  für 
alle  11  Jahre  zusammen  (nach  Richtigstellung  eines  Irrtumes) 
mit  100  Millionen  Mark  erscheinen,  und  daß  in  diesem 
Betrage  keine  einzige  österreichische  oder  un- 
garische Obligation  enthalten  ist. 

Es  ergibt  sich  aus  diesen  Ziffern,  daß  das  österreichische 
und  ungarische  Anlagekapital  für  Industrie-Obligationen  ein 
nennenswertes  Interesse  nicht  hat,  daß  jedoch  in  Deutschland 
ein  ansehnlicher  Teil  des  mobilen  Kapitales  in  deutschen 
Industrie-Obligationen  angelegt  ist.  Für  ausländische 
Industrie-Obligationen  besteht  jedoch  auch  in  Deutschland 
größeres  Interesse  nicht. 

Es  kann  beobachtet  werden,  daß  in  Zeiten  abfallender 
Konjunktur,  wenn  die  Aufnahmsfähigkeit  für  Industrie-Aktien 
zurückgeht,  die  Aufnahmsfähigkeit  für  Industrie-Obligationen 
erheblich  kräftiger  ist,  was  unzweifelhaft  beweist,  daß  das 
deutsche  Anlagepublikum  und  die  deutsche  Industrie,  trotz 
mangelhaften  Rechtsschutzes  und  trotz  der  nicht  in  allen  Fällen 
genügenden  Bedeckung,  als  Gläubiger  und  Schuldner  recht  gut 
miteinander  auskommen. 

In  welchem  Maße  hierbei  einerseits  der  Wille  des  Anlage- 
Publikums  zum  Ausdrucke  gelangt,  und  in  welchem  Maße  anderer- 
seits die  Organisation  des  Effektenverkaufes, 
die  Propaganda  und  die  Vermittlungsprovision  eine  Rolle  spielen, 
kann  natürlich  nicht  festgestellt  werden. 

Im  übrigen  ist  die  günstige  Entwickelung  des  Marktes  für 
Industrie-Obligationen  sehr  wohl  verständlich,  wenn  berück- 
sichtigt wird,  daß,  wie  es  scheint,  im  Allgemeinen  nicht  ge- 
nügend Anlagewerte  mit  einem  den  gesteigerten  Kosten  der 
Lebenshaltung  entsprechendem  Erträgnisse  für  den  deutschen 
Anlagemarktj  zur  Verfügung  stehen.  Die  jährliche  Pro- 
duktion von  deutschen  Pfandbriefen  nimmt  im  Allgemeinen 
nicht  zu,  und  die  Einführung  von  deutschen  Eisenbahn-Obli- 
gationen in  den  Börsenhandel  hat  fast  ganz  aufgehört  (ein- 
schließlich Straßen-  und  Kleinbahnen  wurden  an  den  deutschen 
Börsen  eingeführt:  1907:  17,4;  1906:  14,2;  1905:  28,6;  1904:  18; 
1903:  7,6  Millionen  Mark). 

Wenn  ich  von  der  Wirkung  der  Propaganda  und  der  Pro- 
vision spreche,  so  ist  dies  nicht  etwa  eine  abfällige  Äußerung. 

20* 
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Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  in  der  Praxis  weder  dem  Industriellen, 
der  Kredit  sucht,  noch  dem  Kapitalisten,  der  Anlage  sucht, 
mit  kritischen  Analysen  gedient  wäre.  Jeder  Effektenhändler 
schützt  mit  vollem  Rechte  seine  Leistungsfähigkeit,  so  lange 
von  ihm  nichts  Unkorrektes  (etwa  Verschweigen  oder  Entstellen 
von  Tatsachen)  verlangt  wird,  und  da  niemand  prophezeien 
kann,  ob  eine  heute  als  gut  anzusehende  Obligation  gut  bleibt 
oder  nicht,  so  müssen  die  Banken  und  Bankiers  in  der  Praxis 
das  tun,  was  von  ihnen  verlangt  wird :  Obligationen  kaufen  und 
verkaufen.  Wenn  ein  Einzelner  dies  nicht  tun  würde,  käme  das 
Geschäft  dem  Konkurrenten  zugute.  Es  ist  also  ganz  gut  ver- 
ständlich, daß  Industrie-Obligationen  in  großem  Umfange  ge- 
schaffen und  verkauft  werden.  Dies  ist  aber  wohl  mit  ein  Grund 
dafür,  daß  das  Wesen  der  Industrie-Obligationen  sorgfältiger 
Prüfung  unterzogen  wird. 

4.  Schlußfolgerungen. 

Ich  will  nun  hinsichtlich  des  allgemeinen  Teiles  unseres 
Themas  meine  Schlußfolgerungen  ableiten. 

Vom  Standpunkte  des  Schuldners  ist  die  Vermeidung 
kurzfristigen  und  die  Inanspruchnahme  langfristigen  Kredites 
begründet  und  erwünscht,  wenn  es  sich  um  die  Beschaffung 
dauernden  Geldbedarfes  handelt.  Berechtigt  ist  der  langfristige 
Kredit  aber  bloß  dann,  wenn  unabhängige  Werte  als  Bedeckung 
vorhanden  sind. 

Vom  Standpunkte  des  Gläubigers  erscheint  es  mir 
notwendig,  daß  juristische  Sicherung  und  wirtschaftliche  Unter- 
lagen nach  Art  der  für  die  Pfandbriefe  bestehenden  Normen 
geschaffen  werden: 

a)  in  juristischer  Hinsicht  durch  Sicherung  der  Deckung 
zugunsten  der  Gesamtheit  der  Obligationeninhaber  mit  Ausschluß 
anderer  Gläubiger; 

b)  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  durch  Kreirung  von 
Deckung  und  Superdeckung  in  anderer  Form,  doch  in  ähnlicher 
Güte  wie  für  Pfandbriefe. 

Die  Deckung  von  Pfandbriefen  besteht  in  der  Hypo- 
thek, welche  die  Unterlage  der  Stammforderung  bildet 
(so    möchte    ich    die  Forderung    der    Hypothekenbank    gegen 
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ihre  Schuldner  nennen).  Da  diese  Forderung  aber  auf  einen 
Teil  des  Wertes  (50 — 66%)  beschränkt  ist,  besteht  die  Super- 
deckung  in  dem  Mehrwerte  dieses  Pfandes  für  jede  einzelne 
Stammforderung  und  in  Kapital  und  Reserven  der  Hypo- 
thekenbank. 

Die  Anwendung  dieses  Prinzips  auf  Industrie-Obligationen 
scheint  mir  derart  möglich,  daß  die  Deckung  aus  unab- 
hängigen Werten  bestehen  soll  (welche  in  vollem  Umfange  nicht 
bloß  mit  einer  Quote  belehnt  werden  können),  und  die  Super- 
deckung  aus  dem  Vermögen,  d.  i.  aus  Kapital  und  Reserven 
des  Industrieunternehmens  zu  bestehen  hat.  Es  bleibt  eine 
offene  Detailfrage,  welche  Teile  dieser  Superdeckung  auf  Grund 
eines  zu  schaffenden  Gesetzes  zugunsten  der  Obligationen- 
inhaber mit  Ausschluß  anderer  Gläubiger  gesichert  werden 
können. 

Bei  Beurteilung  des  materiellen  Wertes  dieser  wirtschaft- 
lichen Unterlagen  wird  zu  erwägen  sein,  daß  die  Superdeckung 
von  Pfandbriefen  vorwiegend  aus  unabhängigen  Werten  und 
diejenige  von  Industrie-Obligationen  vorwiegend  aus  Unter- 
nehmerkapital besteht. 

Diese  Superdeckung  wird  für  die  Pfandbriefe,  soweit  sie 
nicht  aus  dem  Mehrwerte  der  einzelnen  Unterlagen  be- 
steht, bis  zu  Vis  des  Pfandbriefumlaufes  sinken  können,  wenn 
dieser  die  durch  das  Gesetz  gestattete  Höhe  erreicht.  Dagegen 
ist  wohl  anzunehmen,  daß  die  Superdeckung  von  Industrie- 
Obligationen  immer  mindestens  dem  Obligationenumlaufe  gleich- 
kommen, oder  wie  gegenwärtig  in  sehr  vielen  Fällen,  ein  Viel- 
faches des  Obligationenumlaufes  ausmachen  wird.  Ein  etwa 
zu  schaffendes  Gesetz  müßte  das  zulässige  Verhältnis  zwischen 
Kapital  und  Obligationenumlauf  festsetzen. 

Ich  möchte  meine  Ausführungen  dahin  zusammenfassen, 
daß  der  dauernde  Geldbedarf  von  Industrie -Unternehmen 
nur  in  dem  Maße  zur  Inanspruchnahme  langfristigen  Kredites 
durch  Ausgabe  von  Industrie-Obligationen 
berechtigt,  als  Bedeckung  hierfür  in  Ak- 
tiven vorhanden  ist,  welche  in  einwandfreier  Weise  (nach 
Art  der  Vorschriften  des  Pfandbriefgesetzes)  zugunsten 
der  Gesamtheit  der  Obligationen- Inhaber 
gefaßt    werden    können    und     deren    Wert    von     dem 
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Schicksale      des      Industrie  -Unternehmens 
vollkommen     unabhängig    ist. 

Um  das  Thema  erschöpfend  zu  behandeln,  muß  aber  nun 
noch  die  Frage  beantwortet  werden,  wie  der  dauernde  Geld- 
bedarf von  Industrie-Unternehmungen  gedeckt  werden  soll, 
wenn  unabhängige  Werte  nicht  vorhanden  sind.  Die  Antwort 
hierauf  kann  nur  sein,  daß  in  diesem  Falle  Kapitalsbeschaf- 
fung, d.  i.  Ausgabe  von  Aktien  erfolgen  soll. 

Sofern  die  Ausgabe  von  Aktien  dem  Industrie-Unternehmen 
nicht  konveniert  oder  nicht  möglich  ist,  und  sofern 
dieses  über  unabhängige  Werte  zur  Bedeckung  von  Obligationen 
nicht  verfügt,  müßte  die  Ausgabe  von  Vorzugsaktien 
erfolgen,  welche,  wie  dies  in  einzelnenFällen  schon  geschehen  ist, 
mit  beschränkter  Rentabilität,  jedoch  mit  dem  Anspruch  auf 
Nachzahlung  von  etwa  ausgefallenen  Dividenden  versehen  werden 
sollten,  und  deren  Stimmrecht  im  Interesse  der  Aktionsfähig- 
keit   der  eigentlichen  Aktionäre    eingeschränkt  werden  müßte. 

Die  Ausgabe  von  Vorzugsaktien  ist  vielen  Unternehmungen 
aus  verschiedenen  Gründen,  die  ich  zu  würdigen  weiß,  nicht 
sympathisch.  Ihrem  wirklichen  Wesen  nach  ist  aber  die  Obli- 
gation, deren  Unterlage  nicht  durch  unabhängige  Werte  ge- 
bildet wird,  bloß  eine  Vorzugsaktie  ohne  Stimmrecht  mit  be- 
schränkter Dividende  und  mit  zweifelhaften  Vorrechten  vor 
anderen  Gläubigern.  Wenn  also  entschieden  werden  muß  darüber, 
ob  die  Vorzugs-Aktie,  die  das  Publikum  nun 
einmal  in  Wirklichkeit  kauft,  Obligation 
heißen  soll  oder  wirklich  Vorzugs-Aktie,  so  kann  es 
nicht  zweifelhaft  sein,  daß  die  den  Tatsachen  entsprechende 
Bezeichnung  die  richtigere  ist. 

Der  Käufer  solcher  Vorzugs- Aktien  wird  im  Klaren  sein  damit, 
daß  erAktien  erwirbt,  welche  unter  Umständen  vielleicht 
Jahre  hindurch  ohne  Erträgnis  bleiben,  er  wird  ferner  von  vorn- 
herein im  Reinen  sein  damit,  daß  er  den  kurzfristigen  Gläubigern 
der  Gesellschaft  gegenüber  zurücksteht,  (beides  sind  Momente,  die 
der  Käufer  einer  Obligation  als  ausgeschlossen  ansieht)  und  er 
wird  zu  beurteilen  haben,  welche  Vorteile  dieseAktien 
dagegen  in  der  v o r z u g s w e i s e n  Verzinsung 
ii  nd    etwaigen    Gewinnbeteiligung  bieten. 
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Es  muß  schließlich  noch  die  Frage  behandelt  werden,  was 
in  dem  Falle  zu  geschehen  hat,  wenn  im  gegebenen  Zeitpunkte 
der  Kapitalsmarkt  zur  Aufnahme  von  Aktien 
und  auch  von  Vorzugsaktien  nicht  geeignet 
scheint,  Geldbedarf  für  dauernde  Anlagen  jedoch  ein- 
getreten ist.  Die  Situation  des  Unternehmens  ist  in  diesem 
Falle  die,  daß  das  an  sich  ganz  richtige  Prinzip,  daß  kurz- 
fristiger Kredit  nicht  in  Anspruch  genommen  werden  soll, 
in  der  Zwangslage  des  eingetretenen  Geldbedarfes  nicht  aufrecht 
erhalten  werden  kann.  Es  bleibt  eben  in  diesem  Falle  nichts 
anderes  übrig,  als  daß  das  Unternehmen  kurzfristigen  (immerhin 
sofern  dies  möglich,  auf  mehrere  Jahre  zu  sichernden)  Bank- 
kredit in  Anspruch  nehme. 

Selbstverständlich  soll  dieser  Kredit,  sobald  dies  möglich  ist, 
durch  aus  der  Ausgabe  neuer  Aktien  einfließendes  Kapital  be- 
glichen werden. 

Wenn  die  allgemeinen  Verhältnisse  oder  aber  die  spezielle 
Situation  des  Unternehmens  derart  beschaffen  sind,  daß  ein  solcher 
kurzfristiger  Bankkredit  nicht  gewährt  werden  kann,  dann 
könnte  das  Unternehmen  auch  an  die  Plazierung  von  Obligationen 
nicht  denken.  Wenn  jedoch  das  Unternehmen  an  sich  kredit- 
fähig ist  und  nur  die  Situation  des  Kapitalmarktes  eine  solche 
ist,  daß  Aktien  nicht  untergebracht  werden  können,  so  muß 
eben  eine  Änderung  dieser  Situation  abgewartet  werden,  und 
es  ist  die  volkswirtschaftliche  Aufgabe  der  Banken,  in  solcher 
Übergangszeit  mit  ihren  Mitteln  der  Industrie  zur  Verfügung  zu„ 
stehen. 

Diese  Aufgabe  dem  Anlagepublikum  aufzuerlegen,  ist  nicht 
richtig. 

Wenn  sich  nach  Ablauf  der  kritischen  Epoche  herausstellt, 
daß  die  Aktien  eines  Unternehmens  noch  nicht  auf  den  Markt 
gebracht  werden  können,  trotzdem  andere  Aktien  verkäuflich 
sind,  so  müssen  sich  eben  Schuldner  und  Gläubiger  in  der  bösen 
Situation,  die  eingetreten  ist,  und  die  dann  schon  die  spezielle 
Situation  des  betreffenden  Unternehmens  ist,  mit  einander  ver- 
ständigen. Das  ist  ebenfalls  eine  Aufgabe,  die  den  Banken, 
nicht  aber  dem  Anlagepublikum  zugemutet  werden  kann. 

Meiner  Ansicht  nach  ist  es  also  AufgabederBanken, 
für  den  Geldbedarf  (auch  für  den  dauernden)  derjenigen  kredit- 
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fähigen  Industrie-Unternehmungenzusorgenr 
die  über    unabhängige  Werte    nicht  verfügen. 


5.  Das  in  der  Mannheimer  Generalversammlung 
erstattete  Referat. 

Ich  habe  nun  noch  die  Aufgabe,  im  Anschlüsse  an  meine 
allgemeinen  Ausführungen  jenes  interessante  und  wertvolle 
Referat  zu  behandeln,  welches  in  der  Mannheimer  Generalver- 
sammlung vorgetragen  und  diskutirt  wurde,  und  welches  zu 
einer  informatorischen  Abstimmung  geführt  hat,  deren  Er- 
gebnis dahin  formuliert  werden  kann,  daß :  „eine  Organi- 
sation des  langfristigen  industriellen  Kre- 
dites notwendig  is  t." 

Ich  will,  mehr  dem  Geiste  als  dem  Wortlaute  dieses  Be- 
schlusses entsprechend,  Stellung  nehmen  zu  dem  durch  das 
Referat  des  Herrn  Geheimrates  Hecht  angeregten  und  begrün- 
deten Gedanken,  daß  eine  Erweiterung  der  Organisation 
des  industriellen  Kredites  im  Sinne  seiner  Ausführungen  geschaffen 
werden  soll. 

Das  Referat  des  Herrn  Geheimrates  Hecht  bewegt  sich  in 
folgendem  Gedankengange : 

Bei  Prüfung  der  im  Jahre  1907  eingetretenen  Finanz- 
krise hat  er  gefunden,  daß  einer  der  wichtigsten  Gründe  für 
die  Entstehung  dieser  Krise  in  der  nicht  genügenden  Ent- 
wicklung der  Organisation  des  industriellen  Kredites  bestanden 
hat.  Nach  seiner  Beobachtung  wurde  insbesondere  die  Krise 
dadurch  mit  verschuldet,  daß  in  der  Form  des  kurzfristigen 
Kredites  tatsächlich  in  zahlreichen  Fällen  langfristiger  Kredit 
gegeben  und  in  Anspruch  genommen  wurde.  Durch  die  Fälligkeit 
oder  Kündigung  der  solcherart  in  Anspruch  genommenen  Kredite 
entstehen  kritische  Situationen  der  zur  Rückzahlung  verpflichteten 
Industrie-Unternehmungen.  Er  faßt  das  Übel  kurz  in  dem  Satz 
zusammen,  daß  die  Banken  den  Geldmarkt  und  nicht  den  Ka- 
pitalsmarkt in  Anspruch  nahmen.  Nach  den  Ausführungen 
des  Herrn  Referenten  schweben  ihm  hierbei  nicht  Unternehmungen 
vor,  welche  ihren  eigenen  Bankenkonzern  und  konsolidierten 
großen  Kredit  haben;  er  denkt  vielmehr  an  jene  kleinen  Unter- 
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nehmungen,  welche  durch  die  Vorschriften  des  Börsengesetzes 
verhindert  werden,  mit  ihren  Obligationen  den  großen  Markt 
aufzusuchen.  Er  illustriert  dies  mit  dem  Beispiele  von  4  kleinen 
Industrieunternehmungen,  von  denen  jede  etwa  %  Million  Mark 
Kredit  in  Anspruch  zu  nehmen  Veranlassung  hat,  also  Beträge, 
welche  wegen  ihrer  Geringfügigkeit  zu  einer  Emission  von  Ob- 
ligationen nicht  geeignet  sind.  Herr  Geheimrat  Hecht  kommt  zu 
zwei  Schlußfolgerungen,  die  meiner  Ansicht  nach  in  folgender 
Weise  zusammengefaßt  werden  können: 

a)  daß  die  Industrieunternehmungen  für  den  in  legitimer 
Weise  (also  für  Investitionen  und  dergl.)  eintretenden 
dauernden  Geldbedarf  nicht  den  Geld- 
markt, sondern  den  Kapitalsmarkt  in  An- 
spruch nehmen  sollen, 

b)  daß  eine  Erweiterung  der  Organisation 
des  langfristigen  Kredites  angestrebt  werden  soll, 
durch  welche  dieser  dauernde  Geldbedarf  befriedigt  werden 
kann,  derart,  daß  die  durch  das  Börsengesetz  vor- 
geschriebene Minimalgrenze  von  einer  Million 
Kronen  für  jede  Emission1)  eine  Störung  nicht  ver- 
ursachen könne. 

Er  regt  zu  diesem  Zwecke  die  Errichtung  eines  Zentral- 
institutes für  industriellen  Kredit  an, 
welches  die  Obligationen  kleiner  Unternehmungen  übernehmen 
und  auf  Grund  derselben  entweder  einzelne  Serien  mit 
spezieller  Bedeckung  oder  aber  einheitliche 
Obligationen  emittieren  soll,  welche  in  einem  genügend 
hohen  Betrage  zur  Ausgabe  gelangen  würden,  um  an  der  Börse 
eine  Notiz  zu  finden. 

Herr  Geheimrat  Hecht  schickte  diesem  seinem  Vorschlage 
hinsichtlich  der  Errichtung  eines  Zentralinstitutes  voraus,  daß 
dies  nur  eine  Form  der  Finanzierung  wäre,  und  daß  selbst- 
verständlich auch  andere  Formen  denkbar  sind.  Er  meinte, 
daß  die  Aktionsfähigkeit  des  Institutes,  an  welches  er  denkt, 
gesichert  werden  könnte  durch  die  Plazierung  der  Obligationen, 


*)    Für    die    kleinen    Börsen    ist    das    Minimum    der    Zulassung    mit 
500  000  Mark  fixiert.     (Saling,   11.  Aufl.   S.  227.) 
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welche  neben  den  übrigen  für  den  Kapitalsmarkt  berechneten 
Emissionen  auch  Platz  finden  würden,  dadurch,  daß  das  Unter- 
nehmen mit  möglichst  großer  Publizität  geleitet  werden 
würde,  ferner  dadurch,  daß  die  Obligationen  kürzere  Lauf« 
zeit  und  höhere  Zinsen  haben  würden  als  die  Staats- 
papiere, Hypothekenpfandbriefe  und  ähnlich  qualifizierte  Werte. 

Als  Gesichtspunkte  der  Geschäftsführung  führt 
er  an,  daß,  wenn  auch  das  Unternehmen  seine  Tätigkeit  vorerst 
in  einem  industriellen  Zentrum  beginnen  soll,  dessen  Tätigkeit 
doch  auf  ein  geographisch  nicht  zu  eng  begrenz- 
tes Gebiet  und  auf  verschiedene  Industrie- 
zweige sich  erstrecken  soll,  so  daß  hierdurch  eine  Vertei- 
lung des  Risikos  Platz  greife.  Überdies  sei  eine  Voraus- 
setzung des  Gedeihens  des  Zentralinstitutes  die,  daß  ein  g  e  e  i  g  - 
neter  kommerzieller  und  technischer  Prü- 
fungsapparat vorhanden  sei.  Seinen  Vortrag  ab- 
schließend meint  der  Herr  Referent  wörtlich1)  daß  ,,die 
Schaffung  eines  Zentralinstitutes  für  langfristigen  industriellen 
Kredit  gleichmäßig  den  Industriellen  und  den  Banken  zum 
Segen  gereichen  wird." 

Ich  kann  leiderkeiner  der  beiden  Schluß- 
folgerungen des  Herrn  Referenten  zustim- 
men. 

Zu  a).  Ich  muß  zunächst  hinsichtlich  der  ersten  Schluß- 
folgerung aus  den  in  meinen  bisherigen  Ausführungen  vor- 
gebrachten Gründen  auf  dem  Standpunkte  stehen,  daß,  wenn 
unter  dem  Kapitalsmarkt  der  Aktienmarkt  zu  ver- 
stehen wäre,  wir  ganz  einig  sind.  Da  aber  aus  den  Ausführungen 
des  Herrn  Referenten  hervorgeht,  daß  er  unter  Kapitalsmarkt 
den  Anlagemarkt,  also  Verkauf  von  Obligationen  versteht, 
muß  ich  wiederholen,  daß  meiner  Ansicht  nach  die  Tatsache 
des  dauernden  Geldbedarfes  noch  nicht  zu  dem  Ansprüche 
berechtigt,  daß  seitens  des  Anlagepubli- 
kums langfristiger  Kredit  gewährt  werden 
soll,  wenn  nicht  nach  den  vorstehenden  Erläuterungen  zu 
beurteilende  unabhängige  Werte  als  Deckung  geboten  werden. 

Ich  bin  übrigens  der  Ansicht,  daß  bei  den  kleinen  Unter- 


l)     S.   86   des   Berichtes  über  die   Mannheimer  Generalversammlung. 
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nehmungen,  an  welche  der  Herr  Referent  denkt,  noch  weniger 
als  bei  großen  Industrieunternehmungen  solche  unabhängige 
Werte  gefunden  werden  können. 

Ist  dies  dennoch  der  Fall,  so  können  ja  Obligationen  ge- 
schaffen werden,  welche  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Geringfügig- 
keit des  Betrages  noch  im  unmittelbaren  Interessentenkreise 
des  Unternehmens  plaziert  werden  können.  Immerhin  wird 
dies  die  Ausnahme  sein,  und  es  wird  sich  in  der  Regel  um 
Geldbedarf  für  Erweiterungen  und  Modernisierungen  bestehender 
Anlagen  handeln,  was  meines  Erachtens  unter  die  Beurteilung 
nach  den  allgemeinen  Gesichtspunkten  fällt,  welche  ich  ausgeführt 
habe.  Meiner  Auffassung  nach  haben  solche  kleine  Unterneh- 
mungen, wenn  schon  nicht  weniger,  gewiß  nicht  mehr  Berech- 
tigung zur  Inanspruchnahme  langfristigen  Kredites  als  Unter- 
nehmungen mit  großem  Kapital  und  großem  Geschäftsumfang. 

Zu  b).  Was  nun  die  durch  den  Herrn  Referenten  angeregte 
Erweiterung  der  Kreditorganisation  betrifft,  so  will  ich  zu- 
nächst meine  Bedenken  hinsichtlich  des  als  Instrument  für  die 
Vermittlung  des  Kredites  in  Aussicht  genommenen  Zentral- 
institutes  zum  Ausdrucke  bringen. 

Ich  bin  der  Ansicht,  daß  die  Errichtung  eines  solchen  Zen- 
tralinstitutes eine  wirkliche  Änderung  der  Sachlage  nicht  herbei- 
führen, sondern  zum  Resultate  haben  würde,  daß  die  Käufer  der 
Obligationen  des  Zentralinstitutes,  ebenfalls  ohne  es  zu  wissen 
und  zu  wollen,  am  Unternehmer-Kapital  beteiligt  sein  würden. 
Dies  würde  nicht  mehr  Berechtigung  erhalten  durch  die  Schaffung 
des  neuen  Organes.  Die  Obligationen  des  Zentralinstitutes 
würden  allerdings  in  dem  Falle  mehr  Sicherheit  bieten,  als  die 
deren  Unterlage  bildenden  Forderungen  allein,  wenn  im  Ver- 
hältnisse zum  Obligationenumlauf  bedeutendes  und  in  unab- 
hängigen Werten  angelegtes  Kapital  für  das  Zentralinstitut 
selbst  beschafft  werden  könnte.  Dies  hat  aber  zur  Voraus- 
setzung, daß  diesem  Kapital  eine  Rentabilität  in  demselben 
Maße  gesichert  werden  könne,  wie  die  Aktien  anderer  Banken 
sie  erreichen,  da  das  neue  Institut  ja  nichts  anderes 
wäre,  als  eine  Bank  für  langfristigen  indu- 
striellen Kredit. 

Aus  den  Gründen,  die  in  der  Mannheimer  Debatte  bereits 
vorgebracht  worden  sind,  glaube  ich,  daß  dieses  Institut  einen 
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rentablen  Betrieb  nicht  haben  und  daß  es  eben  deshalb  dem  von. 
dem  Herrn  Referenten  angestrebten  Ziele  nicht  dienen  könnte. 

Ich  will  die  einzelnen  Gesichtspunkte,  welche  der  Herr 
Referent  anführt,  um  die  Verwertungsmöglichkeit  der  neuen 
Obligationen  und  im  Zusammenhange  hiermit  die  Existenz- 
berechtigung des  geplanten  Zentralinstitutes  nachzuweisen,  kurz 
behandeln. 

Die  bessere  Verzinsung,  die  den  Obligationen  des 
Zentralinstitutes  gesichert  werden  soll,  hat  zur  natürlichen  Vor- 
aussetzung, daß  die  Schuldner  des  Institutes  ebenfalls  höhere 
Zinsen  bezahlen  und  überdies  auch  die  Kosten  des  neuen  In- 
stitutes decken. 

Dies  würde  angesichts  der  Konkurrenz  der  bestehenden 
Kreditinstitute  und  des  bestehenden  Kapitalsmarktes  für  an  den 
Börsen  einführbare  Obligationen  den  Geschäftskreis  des  neuen 
Institutes  auf  Unternehmungen  beschränken,  die  von  vornherein 
schon  durch  die  Annahme  der  unzweifelhaft  härteren  Konditionen 
zu  jenen  Bedenken  Anlaß  geben  müßten,  welche,  wie  schon 
gesagt,  in  der  Mannheimer  Tagung  zum  Ausdrucke  gebracht 
worden  sind. 

Schon  mit  Rücksicht  hierauf  muß  bezweifelt  werden,  daß 
Kapital  für  dieses  Unternehmen  gefunden  werden  könnte,  weil 
diesem  Kapital  ja  bestenfalls,  wenn  die  Schuldner  Zinsen 
und  Spesen  bezahlen  und  Verluste  niemals  eintreten,  doch  nur 
jene  Erträgnisse  zufließen  würden,  die  aus  dem  Grundkapital 
eingenommen  werden  würden.  Daß  dieses  nicht  in  riskanten 
und  daher  vielleicht  einträglicheren  Geschäften  angelegt  werden 
könnte,  sondern  in  soliden  Anlagewerten  plaziert  werden  müßte, 
liegt  auf  der  Hand,  da  sonst  von  vornherein  die  Qualität  der 
Obligationen  des  Zentralinstitutes  in  Frage  gestellt  wäre. 

Die  kürzere  Amortisationsdauer  habe  ich 
schon  in  meinen  früheren  Ausführungen  behandelt  und  darauf 
hingewiesen,  daß  nicht  die  Amortisationsdauer  für  den  Inhaber 
der  Obligationen  Bedeutung  hat,  sondern  die  ständige  Verkaufs- 
möglichkeit. Wenn  ich  annehme,  daß  den  Obligationen  eines 
solchen  Zentralinstitutes  ein  wirklich  großer  und  regelmäßiger 
Markt  gesichert  werden  könnte,  so  wäre  das  Maximum  erreicht, 
wenn  der  Markt  so  gut  funktionieren  würde  wie  der  der 
deutschen  Pfandbriefe.     Besseres  zu  erreichen  ist  wohl  ausge- 
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schlössen;  und  ob  die  eigentliche  Amortisationsdauer  der  be- 
treffenden Titres  hierbei  15  oder  50  Jahre  beträgt,  ist  für  den 
Kapitalisten  gleichgültig. 

Die  größere  Publizität  ist  angesichts  der  überaus 
ausführlichen  Prospekte  für  Emissionen  jeder  Art  und  angesichts 
der  behördlichen  Kontrolle  der  Hypothekarinstitute  als  wirk- 
sames neues  Moment  nicht  anzusehen. 

Was  nun  die  durch  den  Herrn  Referenten  in  Aussicht  ge- 
nommenen Vorkehrungen  anbelangt,  welche  das  Unternehmen 
gegen  Verluste  schützen  sollen,  so  glaube  ich, 
daß  die  Verteilung  des  Risikos  auf  ein  größeres  geographisches 
Gebiet  ein  praktisches  Resultat  wohl  kaum  ergeben  dürfte. 
Ich  kann  wenigstens  einen  wahrscheinlichen  Effekt  dieser  Maß- 
regel im  angestrebten  Sinne  nicht  erkennen.  Eine  Aufteilung 
des  Risikos  dadurch,  daß  das  Engagement  auf  Unternehmungen 
verschiedener  Branchen  verteilt  wird,  läßt  auch  eine  besondere 
Steigerung  des  Schutzes  gegen  Verluste  nicht  erwarten.  Der 
innere  Zusammenhang  zwischen  den  einzelnen  Industriezweigen 
führt  dahin,  daß  jeder  Aufschwung  und  jeder  Rückschlag  mit 
größeren  oder  kleineren  Schwankungen  auf  jedem  Gebiete 
der  Industrie  empfunden  wird,  und  daß  es  bloß  Ausnahmsfälle 
sind,  die  ja  auch  vorkommen,  wenn  es  trotz  eines  allgemeinen 
Rückschlages  in  einzelnen    Branchen  gut  geht. 

Hiervon  ganz  abgesehen  schützt  aber  der  gute  Geschäfts- 
gang einzelner  Industriezweige  das  Zentralinstitut  vor  Verlusten 
in  anderen  Industriezweigen  gar  nicht,  da  die  gutgehenden  In- 
dustrien auch  bei  glänzendstem  Geschäftsgange  immer  doch  bloß 
ihre  eigenen  Zinsen  und  Amortisationsschulden  bezahlen  werden. 

Was  schließlich  den  vom  Herrn  Referenten  in  eingehender 
Weise  geschilderten  Prüfungsapparat  für  Industrie- 
unternehmungen anbelangt,  so  bin  ich  der  Ansicht,  daß  der  Herr 
Referent  von  diesem  Apparate  viel  mehr  verlangt  und  ihm  viel 
mehr  zumutet,  als  noch  so  hervorragenden  Fachmännern  in  der 
Eigenschaft  als  Prüflings-  und  Kontrollorganen  zugemutet  werden 
kann.  Hierbei  sehe  ich  ganz  davon  ab,  daß  das  Zentralinstitut 
in  absehbarer  Zeit  gar  nicht  in  der  Lage  wäre,  erste  Kräfte  zu 
acquirieren,  weil  solche  erste  Kräfte  im  praktischen  Geschäfts- 
betriebe eine  mit  so  großem  Einkommen  verbundene  Betätigung 
finden,   daß   es   dem    Zentralinstitut   von   vornherein   ganz  un- 
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möglich  gemacht  werden  würde,  in  dieser  Hinsicht  in  Kon- 
kurrenz zu  treten. 

Aber  selbst  wenn  angenommen  wird,  daß  erstklassige  fach- 
männische Kräfte  gefunden  werden  können,  wie  dies  für  Treu- 
handgesellschaften möglich  ist,  so  bleibt  doch  der  Unterschied 
in  den  Aufgaben  einer  Treuhandgesellschaft  und  eines  Industrie- 
prüfungsapparates unüberbrückbar,  und  die  Aufgabe,  welche 
diesem  Prüfungsapparat  gestellt  werden  soll,  geradezu  uner- 
füllbar. 

Die  auf  administrativem  Gebiete  liegende  Tätigkeit 
einer  Treuhandgesellschaft  ist  die  Prüfung  der  Buchhaltung,  die 
Kontrolle  von  Kassen,  Vorräten  u.  dergl.,  sowie  die  Bilanzauf- 
stellung. Wenn  nun  diese  Aufgaben  nach  den  verschiedensten 
Buchhaltungs-  und  Kontrollsystemen  gelöst  werden,  muß  schließ- 
lich jedes  System,  sofern  es  gewissenhaft,  gründlich  und  mit 
gesundem  Menschenverstände  angewendet  wird,  dasselbe  Re- 
sultat ergeben.  Diese  Sicherheit  hört  auf  in  dem  Momente,  wo 
persönliche  Anschauungen,  Erfahrungen  oder  überhaupt  der 
menschliche  Wille  zur  Geltung  kommen  muß.  Es  gibt  keinen 
Fachmann,  der  es  wagen  könnte,  in  seiner  Eigenschaft  als  kon- 
trollierendes Organ  demjenigen,  der  die  Verantwortung  für  die 
Geschäftsleitung  hat,  vorzuschreiben,  in  welchem  Momente  er 
Rohmaterial  kaufen  oder  das  Fabrikat  verkaufen  oder  etwa 
eine  neue  Erfindung  einführen  oder  ausschließen  soll.  Auch  wird 
es  kein  Industrieller  akzeptieren  können,  daß  durch  ein  Kontroll- 
organ vorgeschrieben  werde,  wo  das  Rohprodukt  oder  die  Kohle 
gekauft  werden,  durch  welche  Agenten  Propaganda  für  das 
Fabrikat  gemacht,  welche  Kredite  gewährt,  welches  System  im 
Betriebe  angewendet  werden  soll.  Alle  diese  Momente  können 
nicht  reglementiert  werden,  und  es  wäre  ganz  unfruchtbar,  eine 
Organisation  schaffen  zu  wollen,  die  so  unerfüllbare  Aufgaben 
übernehmen  soll. 

All  dies  ist  aber  wichtig  für  die  Beurteilung  des  Wertes  und  der 
Rentabilität  einer  Fabrik.  Es  können  zwei  ganz  gleich  eingerich- 
tete Industrie-Unternehmungen  hart  nebeneinander  errichtet 
werden,  von  denen  das  eine  eine  rasche  Entwicklung  imjgünstigen 
Sinne  und  das  andere  ebenso  rasch  einen  Zusammenbruch  erleben 
wird,  und  kein  Mensch  wird  in  der  Lage  sein,  dies  vorher  zu  sagen, 
weil  die  günstigen  und  ungünstigen  Resultate  sich  aus  so  kom- 
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plizierten,  vielfach  auch  vom  Zufalle  abhängigen  Faktoren  zu- 
sammensetzen, daß  deren  schematische  Behandlung  und  Beur- 
teilung als  unmöglich  bezeichnet  werden  muß.  Ohne  die  Beur- 
teilung dieser  Umstände,  von  denen  Erfolg  oder  Mißerfolg  ab- 
hängt, ist  aber  die  Bewertung  einer  Dampfmaschine  und  einer 
größeren  oder  kleineren  Anzahl  von  Hilfsmaschinen  sowie  eines 
oder  mehrerer  Werkstätten-  und  Nebengebäude  eine  ganz  akade- 
mische Äußerung  ohne  verwertbares  Resultat. 

Auf  Grund  dieser  Erwägungen  muß  ich  zu  dem  Schlüsse 
gelangen,  daß  ich  das  durch  den  Herrn  Referenten  in  Aus- 
sicht genommene  Zentralinstitut  zur  Verwirklichung 
nicht  geeignet   finde. 

Ich  muß  aber  auch  der  Anschauung  Ausdruck  geben,  daß 
ich,  wenn  anstatt  des  Zentralinstitutes  ein  durchführ- 
bares Mittel  gefunden  werden  würde,  welches  in  den  Dienst 
der  durch  den  Herrn  Referenten  angeregten  Idee  der  Erweiterung 
der  Organisation  des  industriellen  Kredites  gestellt  werden  könnte, 
dessen  Verwirklichung  nicht  empfehlen  würde. 

Ich  bin  der  Ansicht,  daß  eine  Erweiterung  der  Or- 
ganisation des  langfristigen  industriellen 
Kredites  weder  notwendig  noch  zweck- 
mäßig,   noch   zulässig   ist. 

Wie  ich  mit  meinen  allgemeinen  Erörterungen  ausgeführt 
habe,  finde  ich  eher  das  Gegenteil,  also  eine  Einschränkung 
dieser  Organisation   am    Platze. 

Ich  habe  schon  eingangs  erwähnt,  daß  ich  Gegenanträge 
nicht  stellen  will,  beschränke  mich  vielmehr  darauf,  der  Ansicht 
Ausdruck  zu  geben,  daß  der  Gegenstand  für  eine  Beschluß- 
fassung noch  nicht  genügend  vorbereitet  zu  sein  scheint.  Ich 
erlaube  mir  daher  zu  befürworten,  daß  die  Studien  und  Er- 
hebungen hinsichtlich  des  ganzen  Umfanges  der 
Frage  fortgesetzt  werden.  Sollte  dieser  Anregung  Folge 
gegeben  werden,  so  würde  ich  der  Erwägung  der  General- 
versammlung, insbesondere  aber  des  deutschen  Vereines 
empfehlen,  zu  prüfen ,  ob  nicht  eine  gesetzliche 
Regelung  der  rechtlichen  Stellung  und  der 
wirtschaftlichen  Unterlagen  der  Industrie- 
Obligation   angestrebt   werden    sollte. 

Es  leitet  mich  hierbei  in  erster  Linie  der  Gedanke,  daß 
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der  Schutz,  den  die  Inhaber  von  Pfandbriefen 
in  reichem  Maße  genießen,  auch  den  Inhabern 
von  Industrie-Obligationen  gewährt  werden 
soll,  die  hierauf  meines  Erachtens  mit  vollem  Rechte  An- 
spruch erheben  können.  Es  liegt  dies  aber  auch  im  Inter- 
esse der  Industrie,  deren  langfristiges 
Kreditbedürfnis  um  so  leichter  und  in  um 
so  günstigerer  Weise  befriedigt  werden 
kann,  je  mehr  Schutz  und  Sicherheit  dem 
Gläubiger    geboten    werden. 

(Beifall.) 


Vorsitzender: 

Das   Wort    hat    der    dritte    Referent,    Geheimer    Hofrat 
Dr.    Hecht. 

Geheimer  Hofrat  Dr.  Felix  Hecht-Berlin: 

Die  Rede  über  die  Organisation  des  langfristigen  industriellen 
Kredits,  die  in  Mannheim  am  15.  September  1908  in  der  General- 
versammlung der  deutschen  Sektion  des  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereins  gehalten  wurde,  hat  lebhaftesten  Widerhall 
in  weitesten  Kreisen  gefunden.  Aus  Deutschland  allein  mögen 
mehrere  hundert  Zuschriften  mir  zugegangen  sein,  vorzugsweise 
aus  industriellen,  aber  auch  aus  anderen  Kreisen,  und  darunter 
befinden  sich  sehr  umfangreiche,  mit  Sorgfalt  motivierte  Ar- 
beiten von  privaten  Industriellen  wie  von  Körperschaften.  Und 
nicht  minder  sind  sehr  gewichtige  Zuschriften  mir  zugekommen 
aus  Österreich.  Vor  allem  hat  man  aber  auch  in  Frankreich  die 
gegebenen  Anregungen  lebhaft  erörtert,  und  der  große  Verband 
französischer  Kaufleute  und  Industrieller,  der  etwa  in  Parallele 
gestellt  werden  kann  zum  Zentral  verband  deutscher  Industrieller, 
hat  eine  Übersetzung  des  Vortrages  veranlaßt,  die  in  der  Zeit- 
schrift dieses  Vereins  erschienen  ist. 

Man  interessiert  sich  sonach  in  den  verschiedensten 
europäischen  Staaten  für  die  Erörterung  dieser  Frage, 
und  in  diesem  Sinn  konnte  man  das  Thema  zur  Er- 
örterung im  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsverein  stellen.     Die 
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wirtschaftliche  Bedürfnisfrage  ist  in  den  verschiedensten  euro- 
päischen Staaten  tief  empfunden,  freilich  hat  man  sich  zu  ver- 
gegenwärtigen, daß  sie  keineswegs  schablonenhaft  einheitlich 
in  den  einzelnen  Staaten  gelöst  werden  kann.  Der  Mitteleuro- 
päische Wirtschaftsverein  beschäftigt  sich  vorzugsweise  mit 
solchen  Fragen,  die  einer  internationalen  Ausgestaltung  fähig 
sind,  bei  denen  eine  nationale  Ausgestaltung  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  bereits  eingetreten  ist,  und  eine  Ausgleichung  von 
wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Gegensätzen  nunmehr  erstrebt 
werden  kann.  In  diesem  Sinne  ist  die  Frage  einer  Organisation 
des  industriellen  Kredits  nur  zum  kleinsten  Teil  spruchreif. 

Aber  der  Mitteleuropäische  Wirtschaftsverein  hat  gleich- 
wohl die  Frage  einer  Organisation  des  industriellen  Kredits  auch 
für  die  Versammlung  der  verschiedenen  Sektionen  auf  seine  Tages- 
ordnung gesetzt,  weil  dieselbe  Bedürfnisfrage  in  den  verschiedenen 
Ländern  sich  geltend  macht,  und  weil  eine  größere  Anzahl 
gemeinsamer  Gesichtspunkte  trotz  der  zunächst  zu  erstrebenden 
nationalen  Ausgestaltung  immerhin  gefunden  werden  kann. 
Eine  vollkommen  kongruente  internationale  Ausgestaltung  würde 
bei  einer  Frage  wie  der  vorliegenden  nicht  wünschenswert 
sein.  Zweifellos  ist  eine  Frage,  wie  die  Ausfüllung  der  Lücke 
auf  dem  Gebiete  des  Kreditwesens,  nur  unter  engem  Anschluß 
an  die  Wirtschafts-  und  Rechtsverhältnisse  des  betreffenden 
Landes  lösbar.  So  würden  beispielsweise,  wenn  in  Frankreich  die 
Organisation  des  langfristigen  industriellen  Kredits  zur  prak- 
tischen Ausführung  kommt,  die  organisatorischen  Maßnahmen 
wesentlich  verschieden  sein  von  denjenigen  andrer  Länder,  weil, 
von  anderem  ganz  abgesehen,  die  Diskontverhältnisse,  unter 
denen  die  französischen  Industriellen  arbeiten,  ganz  andre  und 
zwar  viel  günstigere  sind  als  in  Deutschland  und  Osterreich. 
Auch  sind  die  Beziehungen  der  französichen  industriellen  Eta- 
blissements zu  den  Banken  ganz  anders  als  in  andern  Ländern. 

Die  Frage  des  industriellen  Kredits  war  bisher  in  der  national- 
ökonomischen Literatur  der  europäischen  Staaten  nahezu  nicht 
erörtert,  und  man  kann  sagen,  daß  sich  unter  Anknüpfung  an 
den  Mannheimer  Vortrag  bereits  eine  kleine  Literatur  über  diese 
hochwichtige  Frage  herausgebildet  hat.  Das  bei  mir  selbst  ein- 
gelaufene Material  enthält  derart  gewichtige  Gesichtspunkte,  daß 
ich  mich  entschlossen  habe,  in  einer  monographischen  Darstellung 
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demnächst  eine  Arbeit  über  den  industriellen  Kredit  zu  ver- 
öffentlichen. Es  erschien  zweckmäßig,  hierfür  die  Referate  und 
die  Diskussion  in  der  heutigen  Generalversammlung  zunächst 
abzuwarten. 

Ganz  allgemein  wurde  in  der  Presse  anerkannt,  daß  die  von 
mir  gegebene  Anregung  zur  Erörterung  der  Frage  durchaus 
zeitgemäß  und  wichtig  sei.  Zwei  Besprechungen  haben  eine 
gewisse  Enttäuschung  mir  bereitet,  die  eine  ist  von  einem  ver- 
dienstvollen Professor  der  Nationalökonomie.  Ich  erwartete, 
daß  seine  Besprechung  die  Theorie  des  industriellen  Kredits 
gewiß  sehr  fördern  werde.  Aber  davon  hat  er  abgesehen  und  sich 
mit  der  Frage  befaßt,  welche  Einwirkung  die  Gründung  eines 
Zentralinstitutes  des  industriellen  Kredits  auf  die  Praxis  des 
Bankwesens  hervorrufen  würde. 

Die  zweite  Enttäuschung  ist  mir  von  einem  Praktiker  be- 
reitet worden,  nämlich  von  dem  Referenten  für  Ungarn.  Ich 
erwartete,  daß  dieser  eine  Übersicht  über  die  industrielle  Ent- 
wicklung seines  Landes  geben  würde,  über  das  interessante 
Entwicklungsstadium,  in  dem  ein  Land  versucht,  aus  dem 
Agrarstaat  allmählich  ein  Industriestaat  zu  werden,  daß  er 
im  Zusammenhang  hiermit  die  Stellung  der  gesetzgebenden 
Faktoren  und  deren  fürsorgliche  Tätigkeit  für  die  Entwicklung 
der  Industrie  darlege  und  aus  seiner  praktischen  Erfahrung  auf 
dem  Gebiete  des  industriellen  Kredits  Mitteilungen  machen 
werde.  Aber  statt  dessen  hat  der  Referent  sich  auf  das  Gebiet 
der  Theorie  begeben. 

Gewiß  können  wir  vielfach  das  Ideal  nicht  erreichen,  daß 
die  großen  volkswirtschaftlichen  Fragen  der  Gegenwart  nur  von 
solchen  behandelt  werden,  die  gleichmäßig  auf  der  Höhe  der 
Theorie  und  der  Praxis  stehen,  und  wir  sind  daher  dankbar,  wenn 
jeder  aus  dem  eigensten  Gebiet  seiner  berufsmäßigen  Tätigkeit 
die  Bausteine  liefert,  die  dann  zusammengefügt  werden. 

Eine  fundamentale  Auseinandersetzung  mit  Herrn  Direktor 
Vas  ist  aber  nun  dadurch  wesentlich  erschwert,  daß  theoretische 
Probleme  zur  Erörterung  in  einer  Versammlung  wie  der  heutigen 
sich  nicht  eignen,  und  wenn  auch,  wie  gerne  zugegeben  wird, 
die  theoretischen  Auseinandersetzungen  des  Herrn  Referenten 
für  Ungarn  zu  praktischen  Konsequenzen  sich  zuspitzen,  so  ist 
es  doch  nicht  zulässig,  sich  lediglich  mit  diesen  praktischen  Kon- 
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Sequenzen  zu  beschäftigen  und  die  theoretischen  Grundlagen, 
die  in  dem  Referat  gegeben  sind,  gänzlich  zu  ignorieren. 

Ich  stelle  zunächst  die  Frage,  was  ist  eigentlich  in  dem  Refe- 
rat unter  dem  Wort  „Unternehmerkapital",  mit  dem  so  grund- 
legend operiert  wird,  verstanden?  Durch  den  Kredit  soll  das  Kapital 
des  Produzenten  vergrößert  werden:  das  Produktivkapital.  Das 
Produktivkapital  zerfällt  in  Anlage-  und  Betriebskapital.  Ein 
Unternehmungskapital,  das  verschieden  wäre  von  dem  Produktiv- 
kapital, gibt  es  nicht.  Es  gibt  ein  Kapital  des  Unternehmers,  und 
das  ist  jener  Teil  des  Produktivkapitals,  der  nicht  durch  Kredit 
beschafft  ist,  so  daß  das  Produktivkapital  aus  den  zwei  Teilen: 
eigenes  Kapital  des  Unternehmers  und  angeliehenes  Kapital 
besteht.  Im  Handel  spielt  das  Betriebskapital  die  Hauptrolle, 
in  der  Industrie  das  Anlagekapital.  Das  Produktivkapital  durch 
die  Benützung  des  Kredits  vergrößern  bedeutet  deshalb  in  der 
Industrie:  Gewährung  von  Kredit  zur  Vermehrung  des  Anlage- 
kapitals; und  zwar  Gewährung  von  langfristigem  Kredit. 

Die  Industrie,  die  Anlagekapital  braucht,  hat  daher  aller- 
dings ein  Bedürfnis  nach  langfristigem  Kredit.  Der  Industrie 
den  langfristigen  Kredit  versagen,  heißt :  den  langfristigen  Kredit 
überhaupt  verwerfen;  denn  der  Handel  braucht  keinen  lang- 
fristigen Kredit.  Natürlich  hat  die  Industrie  kein  konkretes 
Recht,  sie  hat  nicht  einen  direkten  Anspruch  gegen  jemand, 
daß  er  ihr  Kredit  gewähren  muß,  aber  das  Bedürfnis,  das  sie  hat, 
wird  tatsächlich  von  der  andern  Seite,  dem  Kapitalbesitzer,  be- 
friedigt, wenn  sie  seinen  Interessen  genug  tut.  Der  Kapital- 
besitzer beurteilt  das  nach  dem  Einzelfall.  Daß  es  aber  viele 
Einzelfälle  gibt,  in  denen  das  Bedürfnis  des  Produzenten  und 
die  Möglichkeit,  den  Kapitalisten  namentlich  in  bezug  auf  die 
Sicherheit  zu  befriedigen,  zusammentreffen,  das  zeigt  das  tat- 
sächliche Bestehen  von  langfristigem  Kredit  zugunsten  der  In- 
dustrie. 

Der  gegnerische  Referent  operiert  also,  wie  eben  dargelegt, 
mit  einem  nicht  fachmäßig  konstruierten,  man  möchte  sagen, 
mit  einem  dilettantisch  konstruierten  Begriff  des  Unternehmer- 
kapitals, der  in  der  Theorie  der  Nationalökonomie  unfindbar 
und  in  der  Praxis  nicht  verwendbar  ist.  Die  unendlich  verschiede- 
nen praktischen  Erscheinungsformen  des  Kredits  können  bis  jetzt 
nicht  anders  begrifflich  erfaßt  werden,  als  es  soeben  von  mir  ge- 
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schehen  ist.  Indem  der  Herr  Referent  eine  neue  Terminologie 
einzuführen  versucht,  beweist  er  nur,  daß  die  Kategorien  des 
Kredits  und  ihr  Verhältnis  zu  einander  von  ihm  nicht  voll- 
ständig erfaßt  worden  sind. 

Und  noch  unglücklicher  ist  seine  Terminologie  der  „unab- 
hängigen Werte".  Man  mag  davon  absehen,  daß  es  in  einem 
gewissen  Sinn  „unabhängige  Werte"  überhaupt  nicht  gibt.  Im 
Bereich  der  immateriellen  Werte  kann  man  Liebe,  Freundschaft, 
Schönheit  usw.  vielleicht  als  unabhängige  Werte  bezeichnen, 
aber  auf  dem  Gebiete  des  materiellen  Wirtschaftslebens  lassen 
sich  im  vollsten  Sinne  des  Wortes  „unabhängige  Werte"  über- 
haupt nicht  ermitteln.  Indessen  versteht  der  Referent  darunter 
solche  Werte,  die  durch  den  Erfolg  oder  Mißerfolg  des  Unter- 
nehmens gar  nicht  berührt  werden;  dem  Kapitalisten  sollen 
Werte  haften,  die  von  dem  industriellen  Unternehmen  ganz  un- 
beeinflußt bleiben.  Damit  negiert  er  ziemlich  vollständig  die 
Existenzberechtigung  des  industriellen  Kredits  und  der  indu- 
striellen Obligationen;  denn  der  Kredit,  der  dem  Industriellen 
in  seiner  Nebeneigenschaft  als  Hausbesitzer,  Effektenbesitzer 
und  dergleichen  gegeben  wird,  ist  kein  industrieller  Kredit.  Als 
unabhängige  Werte  bezeichnet  der  Referent  insbesondere  „Grund- 
besitz und  Gebäude,  welche  nicht  unmittelbar  Fabrikations- 
zwecken dienen,  und  deren  Verkehrswert  sowie  bei  anderweitiger 
Verwendung  erreichbares  Erträgnis  festgestellt  werden  kann. 
Hierher  gehören  Bergwerke,  Forsten,  sowie  auf  lange  Dauer  ge- 
sicherte Pacht-  und  Nutzungsverträge  auf  solche  Besitze,  deren 
Rohprodukt  in  feststellbarer  Ergiebigkeit  und  auf  Grund  der 
Preise  eines  regelmäßigen  Marktes  bewertet  werden  kann." 
....  „Solche  Aktiven  von  industriellen  Unternehmungen,  welche 
vom  Geschäftsgang,  von  schlechten  Konjunkturen,  von  Zahlungs- 
schwierigkeiten der  Käufer  und  ähnlichen  Umständen  nicht 
alteriert  werden,  können  als  vom  Schicksal  des  Unternehmens 
selbst  „unabhängige  Werte"  bezeichnet  werden."  Man  sieht, 
überall  tritt  die  Ansicht  des  Referenten  in  den  Vordergrund, 
daß  ein  industrielles  Unternehmen  als  solches  eine  geeignete 
Unterlage  für  die  Ausgabe  von  (Industrie-)  Obligationen  nicht 
bildet. 

An  den  praktischen  Folgerungen,  die  aus  seiner  Theorie 
sich  ergeben,  mußte  er  erkennen,  daß  seine  Theorie  unrichtig  ist. 
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Herr  Direktor  V  a  s  möge  mir  diejenigen  industriellen  Unter- 
nehmungen bezeichnen,  die  vom  Geschäftsgang,  von  schlechten 
Konjunkturen,  von  Zahlungsschwierigkeiten  der  Käufer  und 
ähnlichen  Umständen  nicht  alteriert  werden  können.  Und  wenn 
er  wirklich  einige  industrielle  Unternehmungen  der  Art  finden 
sollte,  dann  behaupte  ich:  diese  Unternehmungen  sind  derart 
glücklich  situiert,  daß  sie  der  Ausgabe  von  industriellen  Obli- 
gationen nicht  bedürfen. 

Wenn  seine  Einteilung  in  unabhängige  Werte  und  Betriebs- 
anlagen überhaupt  anerkannt  werden  wollte,  so  würde  mich 
auch  weiter  überraschen,  daß  er  zu  den  unabhängigen  Werten 
den  Bergwerksbesitz,  Forsten  und  solche  Besitze  rechnen  will, 
deren  Rohprodukt  in  feststellbarer  Ergiebigkeit  und  auf  Grund 
der  Preise  eines  regelmäßigen  Marktes  bewertet  werden  kann. 
Ich  erkenne  die  Bedeutung  solcher  Bergwerksbesitze  und  ähn- 
lichen Besitztums  für  die  Fundierung  von  Obligationen  durch- 
aus an,  aber  ich  erkenne  nicht  an,  daß  hier  ein  unabhängiger 
Wert  in  dem  Sinn  vorliegt,  wie  der  Referent  ihn  als  unerläßliches 
Kriterium  der  soliden  Kapitalsanlage  betrachtet. 

Würde  der  Referent  seinen  konstruktiven  Gedanken  bis 
zum  Ende  verfolgt  haben,  so  würde  er  an  den  letzten 
Folgerungen  erkannt  haben,  daß  seine  theoretische  Grund- 
legung unrichtig  ist.  Er  hat  sich  offenbar  redlich  bemüht, 
die  fundamentale  Frage  zu  untersuchen,  welcher  Fundierung  die 
Obligationen  überhaupt,  insbesondere  aber  die  Industrie-Obli- 
gationen bedürfen. 

Besondere  Verlegenheit  muß  dem  Referenten  dieTatsache  be- 
reitet haben,  daß  doch  in  Europa  Milliarden  von  Obligationen  tat- 
sächlich zirkulieren.  Wenn  die  von  dem  Referenten  erdachte 
Theorie  richtig  wäre,  so  hätte  offenbar  ein  nicht  unerheblicher  Teil 
dieser  Obligationen  keine  Existenzberechtigung.  Mit  der  Tatsache, 
daß  allein  in  Deutschland  mehrere  Milliarden  industrieller  Obli- 
gationen zirkulieren,  findet  er  sich  ab,  indem  er  eben  erklärt, 
daß  hiermit  der  Wille  des  Anlagepublikums  zum  Ausdruck  ge- 
langt, und  daß  die  gute  Organisation  des  Effektenverkaufs  usw. 
zu  der  Placierung  der  Obligationen  mit  beigetragen  habe. 

Die  Wissenschaft  der  Nationalökonomie  kann  in  der  von 
dem  Referenten  versuchten  Weise  mit  wirtschaftlichen  Tatsachen 
sich   nicht  auseinandersetzen.      Wenn  wir  finden,   daß   unsere 
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theoretische  Konstruktion  mit  den  wirtschaftliehen  Tatsachen 
im  Widerspruch  sich  befindet,  so  wird  eben  in  erster  Reihe 
genauestens  zu  prüfen  sein,  ob  denn  unsere  theoretische  Kon- 
struktion richtig  ist,  und  ob  die  Praxis  wirklich  auf  Irrwegen 
wandelt. 

Den  Satz :  fiat  iustitia,  pereat  mundus,  können  wir  in  keiner 
Weise  auf  das  Gebiet  des  Wirtschaftslebens  übertragen.  Wenn 
die  Kapitalanlagen  eines  kulturell  hochentwickelten  Volkes  in 
einer  bestimmten  Richtung  sich  seit  Jahrzehnten  bewegt  haben 
und  daraus,  wie  man  gar  nicht  in  Abrede  stellen  kann,  die  mäch- 
tige Entwicklung  unserer  Industrie  mit  entstanden  ist,  ohne  daß 
diese  Art  der  Kapitalsanlage  etwa  zu  einer  Gefährdung  erheblicher 
Teile  des  Volksvermögens  geführt  hat,  so  ist  es  außerordentlich 
bedenklich,  sagen  zu  wollen,  daß  die  Praxis  unserer  Kapitalan- 
lagen auf  Irrwegen  sich  befunden  habe  oder  befinde,  und  es  liegt 
die  Wahrscheinlichkeit  näher,  daß  die  theoretisch  negierenden 
Ansichten  unrichtig  sind. 

Selbstverständlich  sind  in  dem  Referat  des  Herrn  Vas  auch 
zahlreiche  durchaus  zutreffende  Gesichtspunkte  enthalten,  die 
ich  aber  nie  und  nirgends  bekämpft  habe,  mit  denen  ich  also  voll- 
kommen übereinstimme;  aber  soweit  seine  Ausführungen  richtig 
sind,  sind  sie  nicht  neu;  und  soweit  sie  neu  sind,  sind  sie  nicht 
richtig. 

Ein  Irrtum  des  Herrn  Referenten  besteht  insbesondere 
auch  darin,  daß  er  die  Natur  der  Kapitalanlagen  nicht 
richtig  erfaßt  hat.  Er  behauptet  zum  Beginn  «eines  Refe- 
rats, „der  langfristige  industrielle  Kredit  hat  den  Zweck,  das  in 
kleinen  Beträgen  festgelegte  wirtschaftlich  untätige  Sparkapital 
in  den  Dienst  der  Industrie  zu  stellen."  Die  Bestimmtheit,  mit 
der  diese  Behauptung  aufgestellt  wird,  wird  nur  noch  übertroffen 
durch  die  Unrichtigkeit  der  These  selbst. 

Die  Industrie  bedarf  des  kurzfristigen  und  des  langfristigen 
Kredits.  Unter  langfristigem  Kredit  ist  jener  zu  verstehen, 
der  von  vornherein  auf  eine  längere  Zeitdauer  entnommen,  in 
Raten  oder  Quoten  nach  einem  gewöhnlich  von  vornherein 
vereinbarten  Tilgungsplan  zur  Rückzahlung  kommt.  Er  soll 
für  die  Regel  ein  Amortisationskredit  sein.  Der  kurzfristige 
Kredit  ist  derjenige,  bei  dem  für  die  Regel  die  Zahlung  des 
kreditierten   Betrags  in  einer  ungetrennten  Summe  oder  doch 
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in  wenigen,  vertragsmäßig  vorher  festgestellten  Raten  erfolgt. 
Ein  kurzfristiger  Kredit  wird  nicht  dadurch  langfristig,  daß  der 
Schuldner  sich  über  Gebühr  (und  meist  entgegen  der  getroffenen 
Verabredung)  zur  Abtragung  seiner  Schuld  Zeit  läßt.  Ein 
langfristiger  Kredit  wird  nicht  dadurch  kurzfristig,  daß  der 
Schuldner  die  ihm  für  Jahre  hinaus  vertragsmäßig  zur  allmäh- 
lichen Ausgleichung  seiner  Schuld  gewährte  Zeit  aus  irgend- 
welchen Gründen  abkürzt  und  in  Übereinstimmung  mit  dem 
Gläubiger  vorzeitig  in  einer  Summe  zurückzahlt,  was  er  in  einer 
Reihe  von  Kapitalquoten  einschließlich  der  hinzutretenden 
Zinsen  allmählich  zu   zahlen  berechtigt  wäre. 

Maßgebend  für  die  technische  Unterscheidung  dieser  beiden 
Arten  des  Kredits  ist  sonach  nicht,  ob  tatsächlich  das  Kredit- 
geschäft in  längerer  oder  kürzerer  Zeit  sich  abwickelt,  sondern 
maßgebend  ist  die  bei  der  Eingehung  des  Kreditgeschäfts  fest- 
gestellte Modalität  der  Zahlung,  insbesondere  ob  diese  Zahlung 
in  einer  ungetrennten  Summe  einschließlich  Zinsen  oder  in  kleinen 
und   kleinsten  Quoten  sich  vollziehen  darf. 

Der  kurzfristige  industrielle  Kredit  hat  den  Zweck,  dem 
Industriellen  diejenigen  Summen,  die  beim  regulären  Absatz  der 
Waren  in  absehbarer  Zeit  ihm  wieder  zurückfließen,  ihm  vorüber- 
gehend zu  beschaffen.  Durch  die  Produktion  der  Waren  wird 
aber  der  Industrielle  zu  Kapitalinvestierungen  genötigt,  die 
Schaffung  der  industriellen  Betriebe,  die  maschinelle  Ein- 
richtung, Auseinandersetzungen  im  Erbfall  usw.  veranlassen  zur 
Inanspruchnahme  eines  Kredits,  für  dessen  Rückzahlung  in 
absehbarer,  kurzer  Frist  die  Mittel  nicht  zur  Verfügung  stehen. 
Der  Zweck  einer  Organisation  des  langfristigen  industriellen 
Kredits  ist,  dem  Industriellen  diese  Mittel  zu  gewähren.  Der 
langfristige  industrielle  Kredit  ist  um  seiner  selbst  willen  ge- 
schaffen, absolut  nicht,  um  das  wirtschaftlich  untätige  Sparkapital 
in  den  Dienst  der  Industrie  zu  stellen.  Die  Frage  einer  richtigen 
Organisation  des  Kredits,  insbesondere  auch  des  industriellen 
Kredits,  und  die  Frage  einer  richtigen  Organisation  des  Spar- 
kapitals dürfen  nicht  miteinander  verquickt  werden. 

Wir  verwerfen  in  Deutschland  alle  Bestrebungen,  die 
darauf  hinausgehen,  „das  in  kleinen  Beträgen  festgelegte  wirt- 
schaftlich untätige  Sparkapital  in  den  Dienst  der  Industrie  zu 
stellen."    Das  in  kleinen  Beträgen  festgelegte  wirtschaftlich  un- 
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tätige  Sparkapital  versuchen  wir  mit  aller  Energie  den  Spar- 
kassen, den  Lebensversicherungen  (in  der  Form  der  Entnahme 
von  Policen),  den  Pfandbriefinstituten  zuzuführen  und  vor  allem 
auch  dem  Korporationskredit  in  seinen  verschiedenen  Formen,, 
dem  Reich,  den  Staaten,  den  Gemeinden. 

Aber  ganz  abgesehen  von  der  Unrichtigkeit  der  von  dem 
Referenten  aufgestellten  These  hat  der  Referent  eine  Tatsache 
durchaus  ignoriert.  Er  hat  sich  nicht  vergegenwärtigt,  obwohl 
es  ihm  natürlich  bekannt  ist:  unser  nach  Kapitalanlagen 
suchendes  Publikum  ist  ganz  verschiedenartig  zusammen- 
gesetzt. Zunächst  kommen  eben  zwei  Kategorien  in  Betracht,  von 
denen  die  eine  gut  essen  will,  selbst  wenn  sie  weniger  gut  schläft, 
und  die  andere,  die  vor  allem  schlafen  will,  selbst  wenn  sie  etwas 
weniger  gut  ißt;  und  dazwischen  gibt  es  die  allerverschiedensten 
Abstufungen.  Aus  diesen  Abstufungen  aber  ergeben  sich  die  Re- 
flektanten für  zinstragende  Papiere  und  spekulative  Werte.  Die 
Mannigfaltigkeit  der  Werte  ist  für  das  anlagesuchende  Publikum 
von  nicht  zu  unterschätzendem  Vorteil,  und  ein  Teil  des  Publikums 
übernimmt  bewußterweise  mit  der  höheren  Verzinslichkeit  auch 
ein  gewisses  größeres  Risiko,  für  das  es  einen  gewissen  erhöhten 
Zins  als  Prämie  bezieht.  Viele  Kapitalisten,  die  solche  Werte 
kaufen,  sind  so  urteilsfähig,  daß  sie  wissen,  wo  und  wie  sie  ihr 
Kapital  anlegen  wollen. 

Ich  finde  es  übrigens  durchaus  begreiflich,  wenn  der  Direktor 
einer  Großbank,  und  das  ist  ja  Herr  V  a  s  ,  keine  allzu  große 
Meinung  von  der  Urteilsfähigkeit  des  Publikums  hat,  wie  das  aus 
seinem  Referat  sich  ergibt,  oder  mit  anderen  Worten,  wenn  das 
Publikum,  namentlich  zeitweise,  zu  großes  Vertrauen  in  die 
Banken  setzt,  die  Papiere  emittieren.  Aber  im  großen  und  ganzen 
hat  das  Publikum  doch  ein  feines  Gefühl  für  die  Abstufungen 
in  derSicherheit  der  Kapitalsanlagen,  und  es  wird  dabei  unterstützt 
durch  eine  unverkennbar  in  ihrer  Qualität  sich  immer  mehr  ver- 
bessernde Handelspresse,  sowie  durch  mannigfache  organische 
Einrichtungen  der  Börsenzulassungsstellen  usw. 

Ein  Irrtum  des  Herrn  Referenten  besteht  auch  darin, 
daß  er  die  Industrie-Obligationen  in  Parallele  zu  den 
Pfandbriefen  stellt.  Die  These:  ,,Der  Käufer  einer  Industrie- 
Obligation  hat  in  dieser  Eigenschaft  die  Absicht  und  auch  den 
Anspruch    darauf,    Sicherheit    in    der    gleichen    Güte    zu    er- 
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werben,  wie  der  Besitzer  eines  Pfandbriefs"  ist  in  dieser  For- 
mulierung unrichtig.  Die  Tendenz  des  Referenten  geht  dahin, 
die  Industrie-Obligationen  zu  einem  pfandbriefähnlichen  Papier 
zu  stempeln,  damit  dessen  Massenkreierung  einzudämmen  und 
weiteren  Kreisen  zu  beweisen,  daß  es  doch  eigentlich  besser  sei, 
Pfandbriefe  selbst  statt  pfandbriefähnlicher  Papiere  zu  er- 
werben, zumal  ja  nach  Ansicht  des  Referenten  diese  pfand- 
briefähnlichen Papiere  denselben  oder  annähernd  denselben 
Preis  haben  wie  die  Pfandbriefe  selbst.  Dieser  Tendenz  dient 
auch  ein  Teil  der  von  ihm  konstruierten  Statistik. 

Was  nun  diesen  Teil  seiner  Statistik  betrifft,  so  vermißt 
man  vor  allem  eine  sehr  wichtige  Angabe,  die  freilich  nicht  leicht 
statistisch  erfaßt  werden  kann,  nämlich  die  Angabe,  zu  welchem 
Preise  die  Industrie-Obligationen  emittiert  worden  sind. 
Fast  durchweg  ist  der  erste  Kurs,  zu  dem  Industrie-Obligationen 
emittiert  werden,  niedriger  als  der  erste  Kurs,  zu  dem  Pfand- 
briefe begeben  werden;  mit  andern  Worten:  die  Chancen  des 
Kursgewinns  sind  bei  Industrie-Obligationen  größer  als  die 
Chancen  des  Kursgewinns  bei  Pfandbriefen.  Für  die  Regel  ist 
ferner  der  Zinsfuß  der  Industrie-Obligationen  höher  als  bei 
Pfandbriefen,  beide  verglichen  im  Moment  ihrer  Emission.  Es 
gibt  zahlreiche  Industrie-Obligationen,  die  im  Lauf  der  Zeit  und 
unter  Benützung  günstiger  Verhältnisse  des  Geldmarkts  kon- 
vertiert worden  sind  und  konvertiert  werden;  und  wenn  Industrie- 
Obligationen  in  ihrer  Gesamtsumme  vielleicht  seit  Jahren 
placiert  sind,  dann  aber  zur  Konvertierung  gelangen,  so  kann  in 
einzelnen  Fällen  die  Verzinsung  dieser  Industrie-Obligationen 
annähernd  der  Verzinsung  von  Pfandbriefen  sich  gleichstellen, 
aber  dann  hat  das  Publikum  bereits  Kursgewinn  gehabt,  die 
höhere  Verzinsung  längere  Zeit  genossen  und  mit  dem  Papier 
sich  befreundet. 

Es  ist  aber  für  viele,  die  eine  verzinsliche  Kapitalanlage 
suchen,  keineswegs  gleichgültig,  ob  sie  neben  der  Verzinsung 
eine  größere  Gewinnchance  am  Kurs  haben  oder  nicht,  und  ob 
sie  daneben,  wenn  auch  nur  für  eine  Reihe  von  Jahren,  einen 
höheren  Zins  haben  oder  nicht. 

Die  Parallele  zwischen  Pfandbriefen  und  Industrie-Obliga- 
tionen ist  aber  auch  deshalb  eine  vollkommen  verfehlte,  weil 
sehr  viele  Industrie-Obligationen  keine  hypothekarische  Deckung 
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haben  und  trotzdem  vorzüglicher  Qualität  sind,  ja  sie  sind  viel- 
leicht die  besten.  Es  geht  damit,  wie  mit  den  gedeckten  Konto- 
korrentschulden gegenüber  den  ungedeckten.  Die  Schuldner, 
bei  denen  die  Banken  Blankokredit  gewähren,  sind  vielfach  die 
besten. 

Übrigens  wünschen  unsere  Pfandbriefinstitute  gar  nicht 
die  Parallele  zu  den  Industrie-Obligationen,  sondern  die  Parallele 
zu  Staatspapieren  und  ähnlichen  Werten;  und  daher  ist  auch  ein 
derartiger  Vergleich,  wie  ihn  der  gegnerische  Referent  versucht 
hat,    in  Deutschland  gar  nicht  üblich. 

Gewiß  will  der  Erwerber  einer  Industrie-Obligation  einen 
verläßlichen  Zinsengenuß  und  eine  sichere  Deckung  seiner 
Kapitalforderung  erwerben,  aber  daraus  folgt  noch  keineswegs, 
daß  die  Kriterien  des  Pfandbriefs  auch  die  Kriterien  der  Industrie- 
Obligation  sein  müssen. 

Sie  haben  eben,  verehrter  Herr  Direktor,  die  Grundgedanken 
meines  Vortrags  vom  15.  September  1908  überhaupt  nicht 
erfaßt.  Seit  Jahren  der  Direktor  einer  gemischten  Hypotheken- 
bank, d.  h.  also  einer  Bank,  die  zwei  große  Abteilungen  hat,  eine 
Abteilung  für  Bank-Kredit  und  eine  Abteilung  für  Boden-  und 
Kommunal-Kredit,  haben  Sie  sich  eine  Theorie  der  sicheren 
Anlagen  konstruiert,  die  ausschließlich  in  der  Organisation  einer 
Hypothekenbank  wurzelt,  und  das  ist  um  so  begreiflicher,  als 
eben  Ungarn  vorzugsweise  noch  ein  Agrarstaat  ist.  Dieses  schöne 
und  herrliche  Land,  ausgezeichnet  durch  seltene  Naturschön- 
heiten und  durch  die  Liebenswürdigkeit  seiner  Bewohner,  sieht 
einer  mächtigen  Entwicklung  auch  seiner  Industrie  entgegen, 
hat  diese  aber  noch  nicht  gefunden.  In  meinem  Vortrag  wurde 
darauf  hingewiesen,  daß  Deutschland  sich  zu  einem  mächtigen 
Industriestaat  entwickelt  hat.  Wie  in  Deutschland,  solange  es 
noch  Agrarstaat  war,  die  Institute  des  landwirtschaftlichen 
Kredits  entstanden,  so  sind  mit  der  Entwicklung  des  Handels 
die  Institute  des  Personalkredits,  die  Kreditbanken  allmählich 
gewachsen,  und  mit  der  Ausdehnung  unseres  Welthandels  ent- 
wickelten sich  die  Großbanken.  Aber  mit  der  Entwicklung 
unserer  deutschen  Industrie  hat  die  Organisation  des  industriellen 
Kredits  nicht  Schritt  gehalten.  Der  industrielle  Kredit  wird  bis 
zum  heutigen  Tag  als  ein  Appendix  des  Handelskredits  behandelt. 
Die  Entwicklung  unserer  deutschen  Industrie  steht  im  Schlepptau 
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des  Handelskredits.  Sie  ruft  nach  Emanzipation,  nach  der  An- 
erkennung ihrer  selbständigen  Stellung,  nach  der  Ausgleichung 
der  Rangunterschiede,  nach  der  Erforschung  ihrer  individuellen 
Bedürfnisse  auf  dem  Gebiete  des  Kredits  und  den  nach  geeigneten 
Institutionen  zu  ihrer  Befriedigung.  Der  Formulierung  einiger 
hierauf  bezüglichen  Gesichtspunkte  galt  der  Mannheimer  Vortrag, 
er  gab  einigen,  in  weitesten  Kreisen  der  Industriellen  bestehenden 
Anschauungen,  für  die  eine  Formulierung  bisher  fehlte,  anscheinend 
geeigneten  Ausdruck,  und  deshalb  fand  er  lebhaften  Wiederhall. 
Ein  industrielles  Unternehmen  ist  nicht  etwas,  das  man 
einfach  in  seine  Atome  zerlegen  kann,  um  nach  diesen  Atomen 
seine  Kreditwürdigkeit  überhaupt  und  den  Grad  der  Kredit- 
würdigkeit zu  beurteilen,  man  kann  nicht  mit  dem  Seziermesser 
an  diesem  lebendigen  Körper  einfach  herumoperieren,  eine  Art 
von  Vivisektion  vornehmen.  Man  kann  nicht  sagen:  Da  ist  der 
Unternehmer,  der  muß  für  die  Beurteilung  derKreditwürdigkeit 
des  Unternehmens  einfach  ausgeschaltet  werden;  da  sind  Ge- 
bäulichkeiten,  bei  denen  muß  man  in  Betracht  ziehen,  ob  sie  für 
andere  Zwecke  verwendbar  sind;  da  sind  maschinelle  Einrich- 
tungen neuester  Konstruktion,  aber  sie  können  veralten.  Kurz- 
um, man  kann  nicht  sagen,  ein  industrielles  Etablissement,  die 
Schöpfung  vielleicht  von  Jahrzehnten,  vielleicht  von  Generationen, 
hat  in  bezug  auf  die  Kreditfrage  keine  selbständige  Existenz- 
berechtigung. Freilich,  einem  Handelsgeschäft  wird  diese  Kredit- 
würdigkeit zuerkannt,  selbst  wenn  der  ursprüngliche  Träger 
dieses  Handelsgeschäfts  wegfällt;  die  Firma  als  solche  hat  einen 
Vermögenswert;  aber  für  das  industrielle  Etablissement  kommt 
das  alles  nicht  in  Betracht.  Da  werden  neue  Begriffe 
konstruiert,  „unabhängige  Werte",  „Unternehmerkapital". 
Bei  dem  Handelsgeschäft  wird  die  Kreditwürdigkeit  präsumiert, 
bei  dem  industriellen  Unternehmen  wird  die  Kreditwürdigkeit 
nur  dann  anerkannt,  wenn  sie  unabhängig  von  der  Zweckbe- 
stimmung des  Etablissements  nachgewiesen  wird,  wenn  das 
Etablissement  sich  in  die  schablonenhaften  Grundsätze  des 
Handelskredits  und  des  städtischen  oder  ländlichen  Agrarkredits 
einfügen  läßt.  Mit  diesen  Argumenten  wollte  ich  abrechnen, 
mit  dieser  Richtung,  die  in  einem  Bergwerk  unter  gewissen 
Voraussetzungen  einen  sogenannten  unabhängigen  Wert  erkennt, 
im  übrigen  uns  aber  für  den  industriellen  langfristigen  Kredit 
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auf  die  Schablone  des  deutschen  Hypothekenbankgesetzes  zurück- 
schrauben möchte,  in  dessen  §  12  Absatz  3  freilich  die  Hypotheken 
an  Bergwerken  ohne  allen  Unterschied  als  Unterlage  für  Pfand- 
briefe ausgeschlossen  sind. 

Einen  Mahnruf  wollte  ich  richten  an  die  deutsche  Industrie, 
um  auch  der  mittleren  und  kleineren  Industrie  die  Möglichkeit 
der  Erhaltung  zu  geben,  bevor  es  zu  spät  ist.  Unsere  Groß- 
industrie wird  von  den  Großbanken  bereits  beherrscht,  soweit 
nicht  einzelne  Zweige  der  Großindustrie  über  ihre  Banken  eine 
Herrschaft  ausüben,  unsere  mittlere  Industrie  ist  ein  Stiefkind 
der  Banken,  vielfach  verkannt  und  nicht  gewürdigt,  vielfach 
gänzlich  kreditlos,  nicht  um  ihrer  selbst  willen,  sondern  einfach 
deshalb,  weil  die  Großbanken  für  sie  keine  Zeit  und  die  kleineren 
Banken  für  sie  kein  Geld  haben. 

Das  waren  die  Tendenzen,  aus  denen  heraus  der  Mannheimer 
Vortrag  in  erster  Reihe  entstanden  ist:  die  Erkenntnis  eines 
Notstandes  der  deutschen  Industrie  in  bezug  auf  die  Organisation 
des  Kredits.  Und  parallel  ging  die  Erkenntnis  einer  ungesunden 
Gestaltung  des  Geldmarkts  durch  die  Maskierung  des  lang- 
fristigen Kredits  in  der  Form  des  kurzfristigen,  die  Überlastung 
der  Portefeuilles  der  Banken  mit  Wechseln,  die  nicht  im  Porte- 
feuille der  Banken  sein  sollten,  und  die  schließlich  auch  bei  der 
Reichsbank  dahin  führten,  gewisse  restriktive,  Ihnen  bekannte 
Maßregeln  eintreten  zu  lassen. 

Aus  den  Untersuchungen  und  Enqueten,  die  ich  dann  im 
Anschluß  an  den  Mannheimer  Vortrag  veranstaltete,  und  die 
namentlich  durch  den  Zentralverband  deutscher  Industrieller 
sehr  gefördert  wurden,  hat  sich  mir  aber  ergeben,  daß  die  Kredit- 
losigkeit  insbesondere  der  mittleren  Industrie  noch  viel  größer  ist, 
als  ich  vermutete.  Insbesondere  ergab  sich,  daß  unsere  deutschen 
Hypotheken-Aktienbanken  ihrer  weitaus  größten  Zahl  nach  der 
Beleihung  industrieller  Etablissements  sich  gänzlich  entfremdet 
haben,  daß  sie  auch  in  den  außerordentlich  engen  Grenzen,  die  das 
Hypothekenbankgesetz  gestattet,  diese  Beleihung  nicht  mehr  vor- 
nehmen. Bedeutsamen  Einfluß  auf  diese  Restriktion  hat  die  Praxis 
der  Staatsaufsicht  ausgeübt.  Die  Grundsätze,  nach  denen  diese 
Staatsaufsicht  ausgeübt  wird,  sind  freilich  keine  einheitlichen. 
Mir  ist  bereits  berichtet,  daß  es  Staatskommissare  gibt,  welche 
die  Beleihung  von  Hotels  untersagen,  ohne  sich  des  Weiteren 
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auf  die  Frage  der  Beleihungsfähigkeit  im  konkreten  Fall  einzu- 
lassen. Früher  beanstandete  man  nicht  die  Beleihung  eines 
Grundstückskomplexes,  der  im  Vorderland  für  Wohngebäude 
ausgenützt  war,  im  Hinterland  für  gewerbliche  Etablissements, 
aber  auch  in  dieser  Hinsicht  sind  selbst  für  Großstädte  Wandlungen 
in  der  Anschauung  eingetreten. 

Ich  will  nun  keineswegs  diese  restriktive  Praxis  der  Hypo- 
thekenbanken abfällig  beurteilen.  Je  reiner  der  Charakter  des 
Pfandbriefs  hervortritt  als  eines  Anlagepapiers,  radiziert  nach 
den  Grundsätzen  des  H.  B.  G.  auf  Gebäulichkeiten  und  land- 
wirtschaftliche Grundstücke,  desto  besser  mag  das  sein.  Und 
die  Praxis  der  Hypothekenbanken  ist  auch  die  Praxis  der  Ver- 
sicherungsgesellschaften in  mehrfach  verfeinerter  Ausbildung 
geworden.  Aber,  daß  hier  große  Lücken  entstanden  sind,  die 
immer  mehr  sich  fühlbar  machen,  ist  mir  unzweifelhaft.  Und 
diese  Lücken  sind  nicht  entstanden,  weil  man  die  Industrie  für 
kreditunwürdig  hielt,  sondern  sie  sind  entstanden,  weil  der 
Wirkungskreis  der  Hypothekenbanken  schärfer  als  früher  ab- 
gegrenzt worden  ist. 

Damit  aber  die  Lücken  ausgefüllt  werden,  die  auf  dem 
Gebiet  des  industriellen  Kredits  bestehen,  bedarf  es  eben  einer 
durchaus  sachgemäßen  Organisation  des  industriellen  Kredits, 
und  hierfür  bedarf  es  wiederum  einer  Abstreifung  von  veralteten 
Vorurteilen. 

Ich  habe  nun  in  bezug  auf  die  Ausfüllung  der  Lücken  auf 
dem  Gebiete  des  industriellen  Kredits  in  dem  Mannheimer  Vor- 
trag gewisse  Vorschläge  gemacht,  die  im  großen  und  ganzen 
beifällige  Aufnahme  fanden.  Man  hat  vor  allem  anerkannt,  daß 
die  Anregung  einer  richtigen  Organisation  des  industriellen 
Kredits  durchaus  zeitgemäß  gewesen  sei,  und,  daß  ein  Be- 
dürfnis nach  dieser  Organisation  vorhanden  ist.  Selbstverständ- 
lich sind  viele  Mißverständnisse  zu  Tage  getreten  und  Ein- 
würfe, die  nicht  auf  eine  tiefe  Erfassung  des  Problems 
schließen  lassen.  Wenn  ein  angesehenes  Blatt  meint,  daß 
zur  Verwirklichung  meines  Vorschlags  Milliarden  erforderlich 
seien,  so  muß  ich  bemerken,  daß  ich  keineswegs  so  anspruchsvoll 
bin,  und  daß  diese  Ansicht  wirklich  ganz  vereinzelt  dasteht. 

Man  hat  mir  vielfach  imputiert,  als  ob  ich  die  Zuführung 
neuen  Kapitals  an  die  Industrie  befürworte  und  dem  entgegen- 
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gehalten,  daß  eher  zu  viel  Kapital  der  Industrie  bereits  zugeführt 
sei;  ich  habe  aber  nur  von  der  Organisation  des  industri- 
ellen Kredits  gesprochen,  nicht  von  der  Beschaffung  von  Kapi- 
talien für  die  Industrie.  Ich  bin  ganz  damit  einverstanden,  daß, 
namentlich  in  gewissen  Zeiten  der  Industrie  zu  viel  Kapital  zu- 
geführt worden  ist  und  zugeführt  wird,  insbesondere  in  den  Zeiten 
der  Hochkonjunktur,  und  das  ist  von  mir  ziemlich  drastisch  ge- 
schildert worden.  Nicht  die  Erschließung  neuer  Kreditquellen, 
sondern  die  Gewährung  des  Kredits  in  der  geeigneten  Form  war 
und  ist  das  Hauptthema,  das  zur  Erörterung  gestellt  wurde. 
Nicht  die  Erschließung  neuer  Geldquellen  ist  die  Frage,  über  die 
ich  nachdachte,  sondern  die  Hinleitung  der  längst  erschlossenen 
Geldquellen  nach  den  richtigen  Stellen  in  der  richtigen  Form.  Um 
ein  Bild  zu  gebrauchen:  Es  gibt  Gegenden,  in  denen  Wasser  und 
Wasserkräfte  reichlich  vorhanden  sind,  aber  die  Gewässer  sind 
nicht  reguliert,  sie  wirken  nicht  befruchtend  auf  das  Erdreich, 
sondern  zerstörend,  und  die  Wasserkraft  wird  nicht  ausgenützt. 
Wenn  nun  die  Wasserkraft  gefaßt  oder  die  richtigen  Drainagen 
angelegt  werden,  dann  erst  gereicht  die  Wassermenge  und  die 
Wasserkraft  der  Gegend  zum  Segen.  So  ist  es  mit  der  Organisation 
des  industriellen  Kredits. 

Nun  hat  Herr  Direktor  Vas  zwar  zugegeben,  daß  unter 
gewissen  Voraussetzungen  an  den  Kapitalmarkt  seitens  der  In- 
dustrie appelliert  werden  möge,  aber  er  wünscht  in  erster  Reihe 
die  Kapitalsbeschaffung  durch  Ausgabe  von  Aktien  und  Vor- 
zugs-Aktien, eventuell  durch  die  Inanspruchnahme  des  kurz- 
fristigen, immerhin,  sofern  dies  möglich  ist,  auf  mehrere  Jahre 
zu  sichernden  Bankkredits. 

Was  der  Referent  für  die  Zukunft  für  richtig  erkannt  hat, 
muß  ja  auch  für  die  Vergangenheit  gelten.  Sind  viele  Hundert 
Millionen  von  Obligationen,  vielleicht  eine  Milliarde  oder  mehr, 
nicht  richtig  fundiert,  so  müßte  man  ja  auch  versuchen,  für  die 
Vergangenheit  Remedur  eintreten  zu  lassen  und  etwa  eine 
Milliarde  Obligationen,  auf  etwas  mehr  oder  weniger  kommt  es 
ja  nicht  an,  in  Aktien  oder  Vorzugsaktien  oder  zur  Not  in  Bank- 
krediten zu  geben,  die  aber  auf  mehrere  Jahre  nicht  gekündigt 
werden  können.  Auf  das  letztere  werden  die  Banken  sich 
nicht  einlassen.  Es  bleiben  also  die  Aktien  und  Vor- 
zugsaktien in  erster  Reihe. 
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Aber  für  unsere  deutsche  Volkswirtschaft  möchte  ich  die 
Vorschläge  des  Herrn  Bankdirektors  Vas  dankend  ablehnen. 
Die  Realisierung  dieser  Vorschläge  würde  den  Aktienmarkt  in 
einer  unerträglichen  Weise  belasten,  die  Prosperität  zahlreicher 
Unternehmungen  zerstören,  die  bisherigen  Obligationäre  indu- 
strieller Unternehmungen  des  Besitzes  eines  ihnen  lieb  gewordenen 
Anlagepapiers  entfremden.  Sie  würden  gewiß  nicht  im  Umtausch 
an  Stelle  der  Industrie-Obligationen  Pfandbriefe  kaufen,  sondern 
etwa  exotische  Werte,  und  es  würden  Umwandlungen  der  Kapital- 
anlagen stattfinden,  etwa  ähnlich,  wie  sie  vielfach  zu  der  Zeit 
stattgefunden  haben,  als  die  Eisenbahnverstaatlichung  bei  uns 
sich  vollzog. 

Und  welches  Gesamtbild  würde  sich  ergeben?  Während  jetzt 
um  das  einzelne  industrielle  Unternehmen  Aktionäre  einerseits 
und  Obligationenbesitzer  anderseits  sich  gruppieren,  wobei  eine 
mehr  oder  minder  starke  Amortisation  der  Obligationen  statt- 
findet, so  werden  künftighin  im  größeren  Maß  gewinnsüchtige 
Aktionäre  da  sein,  die  eine  Steigerung  der  Dividende  der  Natur 
ihres  Besitzes  entsprechend  anstreben,  an  Stelle  amortisabler 
Schuldscheine  aber  unamortisable  Papiere,  denn  amortisable 
Aktien  sind  nur  bei  ganz  bestimmten  Gruppen  von  Unter- 
nehmungen (z.  B.  bei  Liquidations-Terraingesellschaften)  üblich 
oder  wenigstens  des  öfteren  vertreten.  Richtig  ist,  aber  nicht 
neu,  daß  des  öfteren  kein  angemessenes  Verhältnis  zwischen 
Aktienkapital  und  Obligationskapital  bei  industriellen  Unter- 
nehmungen eingehalten  worden  ist,  oder  um  die  gebührende 
Rücksicht  auch  auf  die  privaten  Industriellen  zu  nehmen,  daß 
des  öfteren  kein  richtiges  Verhältnis  zwischen  eigenem  Kapital 
und  fremdem  Kapital  bestanden  hat,  daß  auf  die  Herstellung 
eines  solchen  Verhältnisses  jeweils  geachtet  werden  muß. 

Indessen  freut  es  mich,  für  den  Schluß  meiner  Aus- 
führungen eine  gewisse  Übereinstimmung  der  3  Referenten 
konstatieren  zu  können.  Ich  bin  nämlich  durchaus  der 
Meinung,  daß  vor  allem  die  rechtliche  Sicherstellung  der 
Inhaber  von  Industrie -Obligationen  auf  dem  Wege  der  Ge- 
setzgebung schleunigst  erfolgen  sollte,  und  ich  glaube,  daß  bei 
einer  gesetzgeberischen  Regelung  dieser  hochwichtigen  Materie 
auch  die  Frage  in  Erwägung  gezogen  werden  muß,  ob  und  inwie- 
weit die  wirtschaftlichen  Unterlagen  der  Industrie-Obligationen 
mit  in  Betracht  zu  ziehen  sind. 
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Ganz  selbstverständlich  ist  bei  der  Erwägung  dieser  gesetz- 
geberischen Regelung  in  Deutschland  das  österreichische  Gesetz 
vom  27.  Dezember  1905  betreffend  die  fundierten  Schuldver- 
schreibungen sehr  zu  berücksichtigen.  Die  Frage,  ob  dieses 
österreichische  Gesetz  auch  für  Deutschland  eine  geeignete  Form 
der  Befriedigung  des  Kreditbedürfnisses  der  deutschen  Industrie 
bietet,  kann  aber  wohl  heute  nicht  definitiv  entschieden  werden, 
und  ich  möchte  abraten,  daß  wir  in  dieser  Hinsicht  schon  jetzt 
uns  festlegen.  Das  österreichische  Gesetz  und  seine  ganze  Ent- 
wicklungsgeschichte bieten  ein  überaus  schätzbares  Material, 
und  ich  hoffe  und  wünsche,  daß  dieses  wertvolle  Material  nicht 
dem  Schicksal  verfällt,  dem  so  oft  schätzbare  Materialien  zu 
verfallen  pflegen. 

In  allen  Kreisen  der  Industrie  wird  es  gewiß  mit  besonderer 
Freude  begrüßt  werden,  wenn  die  gesetzgebenden  Faktoren 
ein  m  grundlegenden,  die  Industrie  fördernden  Gesetz  ihre  Auf- 
merksamkeit widmen.  Man  darf  hoffen,  daß  bei  dieser  gesetz- 
geberisch zu  lösenden  Aufgabe  die  machtvolle  Entwicklung  der 
deutschen  Industrie  und  die  Eigenartigkeit  dieser  Entwicklung 
vollkommen  gewürdigt  und  beachtet  werden.  Aus  der  licht- 
vollen Darstellung  des  Referenten  für  Österreich  wird  ein  Jeder 
entnehmen  müssen,  daß  unsere  deutsche  Gesetzgebung  auf  dem 
hier  in  Rede  stehenden  Gebiet  rückständig  ist. 

Während  man  bei  dem  Erlaß  des  Reichs-Hypothekenbank- 
gesetzes  die  Kommunal-  und  Kleinbahn-Obligationen  berück- 
sichtigte, ist  die  Materie  der  Industrie-Obligationen  ganz  ohne 
Berücksichtigung  geblieben  und  damit  eine  klaffende  Lücke 
entstanden.  Wir  können  uns  heute  nicht  damit  befassen,  wie 
diese  Lücke  auszufüllen  sei.  Man  wird  eben  die  Frage  in  Er- 
wägung ziehen  müssen,  ob  für  die  Beleihung  der  Fabrikunter- 
nehmungen die  Bestimmungen  des  H.  B.  G.  zu  eliminieren 
sind,  ob  man  nicht  gesetzlich  bestimmen  soll,  daß  auf  solche 
Institute,  bei  denen  der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  der 
Beleihung  von  industriellen  Etablissements  und  in  der  Ausgabe 
von  Industrie- Obligationen  besteht,  das  H.  B.  G.  keine  An- 
wendung zu  finden  hat,  ob  man  nicht  eine  Art  von  industrieller 
Zentralbank  schaffe  mit  rechtlicher  Konkurssicherheit,  Staats- 
aufsicht mit  der  Institution  des  Treuhänders  usw.  Eine  Reihe 
von  Bestimmungen  des  H.  B.  G.  werden  zweiffellos  in  ihrer  An- 
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wendbarkeit  auf  Industrie-Obligationen  einer  Würdigung  unter- 
zogen werden  müssen,  eine  allzu  scharfe  Anlehnung  an  das 
H.  B.  G.  wird  sich  kaum  als  zweckmäßig  erweisen. 

Man  wird  bei  der  Feststellung  der  rechtlichen  Natur  der 
Industrie-Obligationen  und  bei  der  Erörterung  ihrer  wirtschaft- 
lichen Natur  jedenfalls  auch  berücksichtigen  müssen,  daß  große 
Summen  von  Industrie-Obligationen  solidester  Qualität  ohne 
hypothekarische  Deckung  bestehen  und  auch  ferner  in  Verkehr 
kommen  müssen,  daß  die  neue  Institution  auch  den  privaten 
industriellen  Unternehmungen  und  zwar  vorzugsweise  auch  den 
Unternehmungen  mittleren  Umfangs  zugute  kommen  soll.  Der 
Versuch,  den  für  industrielle  Unternehmungen  erforderlichen 
langfristigen  Kredit  in  die  Zwangsjacke  des  H.  B.G.  einzuschnüren, 
wäre  bedauerlich. 

Einzelne  Normativbestimmungen,  die  für  ein  solches  Ge- 
setz zu  beachten  sind,  habe  ich  bereits  vor  geraumer  Zeit  ent- 
worfen. Auch  sie  eignen  sich  nicht  zur  heutigen  Beschluß- 
fassung. In  der  hier  skizzierten  Richtung  bin  ich  seit  ge- 
raumer Zeit  vorbereitend  tätig. 

Die  drei  Referenten  haben  über  folgende  Resolution  sich 
geeinigt : 

Eine  gesetzliche  Regelung  der  rechtlichen  und  wirtschaft- 
lichen Unterlagen  der  Industrie-Obligationen  ist  anzustreben. 
Die  durch  das  Oesterreichische  Gesetz  vom  27.  Dezember 
1905  betreffend  Bankschuldverschreibungen  sanktionirte 
Sicherstellung  der  Kreditgewährung  ist  hierfür  mit  in  Er- 
wägung zu  ziehen. 

Der  deutsche  und  der  österreichische  Referent  beantragen 
noch  folgende  Resolution: 

Die  Organisation  des  langfristigen  industriellen  Kredits 
ist  ein  dringendes  Bedürfnis. 

Ich  habe  ferner  Folgendes  zur  Kenntnis  zu  bringen: 
Eine  größere  Anzahl  von   Herren  haben  sich  unterschrift- 
lich dahin  verständigt,   ein  Komite  zu  bilden,   das  die  Frage 
weiter  verfolgen  soll.      Sie  haben  unterschriftlich  erklärt: 

Wir  erkennen  das  Bedürfnis  nach  einem  Ausbau  der  bis- 
herigen Möglichkeiten,  industriellen  Etablissements  unter 
den  erforderlichen  Kautelen  langfristigen  Kredit  zu  beschaffen 
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an,  und  bilden  hiermit  ein  Komite  mit  dem  Rechte  der 
Kooptation.  Eine  Hauptaufgabe  dieses  Komites  besteht  darin, 
das  Material  zu  sammeln  in  Bezug  auf  die  wünschenswerte- 
rechtliche  und  wirtschaftliche  Pundierung  der  Industrie - 
Obligationen  durch  Reichsgesetz  unter  entsprechender  Be- 
rücksichtigung der  bereits  bestehenden  diesbezüglichen  Ge- 
setze, insbesondere  der  österreichischen  Gesetzgebung. 

Ich  möchte  schließlich  noch  folgendes  bemerken:  Bereits 
in  dem  Mannheimer  Vortrag  habe  ich  darauf  hingewiesen,  daß 
es  sich  bei  einer  umfassenden  Erörterung  der  Frage  des 
industriellen  Kredits  nicht  nur  um  den  Kredit  handelt,  den  der 
Industrielle  nimmt,  sondern  auch  um  den  Kredit,  den  der 
Industrielle  gibt. 

Unmittelbar  nach  dem  Schluß  der  Mannheimer  Generalver- 
sammlung der  deutschen  Sektion  des  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereins hat,  meiner  Anregung  bereitwilligst  entsprechend, 
das  Direktorium  des  Zentralverbandes  deutscher  Industrieller 
durch  ein  Rundschreiben  vom  30.  September  1908  eine  Enquete 
veranstaltet,  die  sich  auf  die  in  den  deutschen  Industriezweigen 
übliche  Zablungsweise  bezieht,  auf  die  in  den  einzelnen  Industrie- 
zweigen von  den  Industriellen  gegebenen  Zahlungsfristen.  Diese 
Enquete  beschäftigt  sich  also  mit  dem  Kredit,  den  der  Indu- 
strielle gibt.1) 

Es  wird  zweckmäßig  sein,  die  Resultate  dieser  Enquete 
in  besonderer  Darstellung  zu  geben,  aber  für  die  Gesamt- 
erörterung des  Kredits  ist  sie  von  erheblicher  Bedeutung,  denn 
je  weniger  Kredit  der  Industrielle  zu  geben  hat,  desto  weniger 
braucht  er  den  Kredit  in  Anspruch  zu  nehmen. 


Vorsitzender: 

Meine  Herren! 
Herr    Geheimrat    Hecht    hat    in    seinem     Referat    die 
Äußerung  fallen  lassen,  daß  der  Mitteleuropäische  Wirtschafts- 
verein für  Deutschland  sich  gewissermaßen  mit  seinen  Bestre- 


*)  S.  Verhandlungen,  Mitteilungen    und  Berichte   des  Zentralverbandes 
deutscher  Industrieller  No.  112,  Dezember  1908,  S.  164—168. 
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bungen  auf  diesem  Gebiete  identifiziert  hätte.  Ich  möchte 
darauf  hinweisen,  daß  das  auf  der  Mannheimer  Tagung  nicht 
der  Fall  gewesen  ist.  Der  über  die  dortigen  Verhandlungen 
veröffentlichte  stenographische  Bericht  lautet  an  der  ein- 
schlägigen Stelle  folgendermaßen: 

Vorsitzender: 

Es  ist  der  Antrag  gestellt  worden,  daß  wir  über  diese 
Thesen,  —  wenn  ich  mich  richtig  so  ausdrücke  —  die  Herr 
Geheimrat  Hecht  in  so  geistvoller  Weise  vorgetragen  hat,  eine 
informatorische  Abstimmung  veranstalten.  Die  wichtigste 
dieser  Thesen  bezieht  sich  auf  die  Frage  des  Bedürfnisses; 
ich  würde  diejenigen  Herren,  die  in  dieser  Beziehung  der 
These  des  Herrn  Geheimrates  Hecht  zustimmen,  bitten,  die 
Hand  zu  erheben. 

(Geschieht) 

Das  ist  die  große  Mehrheit:  damit  ist  dieser  Leitsatz  als 
solcher  informatorisch  von  uns  festgelegt.  Und  damit 
ist  auch  eine  Grundlage  gewonnen,  auf  der  weiter  gearbeitet 
werden  kann. 

Ich  habe  damals  selbst  präsidiert.  Die  damalige  Ver- 
sammlung hat  sich  im  allgemeinen  sympathisch  zu  den 
vorgetragenen  Theorien  ausgesprochen,  es  ist  aber  bisher 
eine  Stellungnahme  des  Mitteleuropäischen 
Wi  r t s c h a f t s v e r e i n s  in  Deutschland  dazu 
noch  nicht  zu  verzeichnen. 

Ich  möchte  das  hier  nur  feststellen,  damit  nicht  eine  falsche 
Auffassung  Platz  greife. 

Dann  darf  ich  vielleicht  noch  mitteilen,  daß  wir  die  Absicht 
haben,  an  Se.  Exzellenz  den  Ministerpräsidenten  Wekerle 
ein  Telegramm  folgenden  Inhalts  zu  schicken: 

Ministerpräsident  Wekerle,  Budapest. 

Eurer  Exzellenz  freuen  wir  uns  befriedigendsten  Verlauf 

der  Konferenz   melden   zu  können.    Ungarische  Referenten 

haben    die    Verhandlungen    wesentlich    gefördert.      Eurer 

Exzellenz  Abwesenheit  Gegenstand  allgemeinsten  Bedauerns. 

Herzog  Holstein,  Plener,  Sadeleer. 

(Beifall) 
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Jetzt  würden  wir  in  die  Diskussion  eintreten  können.    Das 
Wort  hat  Geheimrat  Riesser. 


Geh.  Justizrat  Prof.  Dr.  Riesser-Berlin: 

Meine  Herren !  Es  ist  kein  angenehmes  Gefühl,  nach  Herrn 
Geheimrat  Hecht  zum  Wort  zu  kommen,  namentlich  nach 
den  überaus  scharfen  Worten,  die  er  dem  einen  Referenten, 
der  anderer  Ansicht  war,  gewidmet  hat.  (Beifall.)  Denn  ich 
setze  mich  danach  auch  meinerseits  der  Gefahr  aus,  daß, 
wenn  ich  hier  als  Theoretiker  eine  der  seinigen  entgegen- 
stehende Ansicht  ausspreche,  er  mir  sagen  wird,  von  der  Praxis 
verstehst  du  aber  gar  nichts,  und  daß,  wenn  ich  den  Prak- 
tiker, der  ich  ja  25  Jahre  lang  gewesen  bin,  zu  Worte  kommen 
lasse,  er  mir  sagen  wird:  Du  magst  vielleicht  von  der  Praxis 
einmal  etwas  gesehen  haben,  aber  von  der  Theorie  verstehst 
du  nichts.  Noch  wahrscheinlicher  ist  es  aber,  daß  er  mir  ein- 
wenden wird,  du  verstehst  von  beidem  nichts,  weder 
etwas  von  der  Praxis,  noch  etwas  von  der  Theorie.  (Heiterer 
Beifall.) 

Ich  brauche  aber  kaum  zu  betonen,  daß  mich  auch  eine 
sichere  Aussicht,  daß  ich  mit  dergleichen  Bemerkungen  früher 
oder  später  auch  meinerseits  werde  bedacht  werden,  nicht  ab- 
halten kann,  ganz  ungescheut  meine  Ansicht  zu  bekennen  und 
damit  zu  beginnen,  daß  ich  sage:  ich  stehe  in  allen  wesent- 
lichen   Punkten    auf    dem    Standpunkt    des    Herrn    Vas. 

(Beifall.) 

Meine  Herren!  Ich  halte  es  nicht  für  ganz  richtig,  —  das 
darf  ich  wohl  bemerken,  denn  der  Vorgang  erinnert  mich  an 
die  neun  Jahre  meiner  Advokatur,  wo  ich  dergleichen  jeden  Tag 
erlebt  habe  —  daß  man  einzelne  Wendungen  aus  einem  Referat, 
die  vielleicht  anfechtbar  sind,  hervorhebt  und  dann,  als  liege 
darauf  der  Nachdruck,  das  ganze  Gewicht  der  Polemik  gerade 
dagegen  richtet.  Das  tut  man  wohl  manchmal  unter  Advokaten 
bei  ungünstiger  Lage  des  Prozesses  (Beifall) ;  aber  man  sollte  es 
m.  E.  nicht  tun  auf  einer  Versammlung,  die  vollkommen  in  der 
Lage  ist,  Richtiges  und  Unrichtiges  selbst  als  Richter  zu  wür- 
digen.    (Bravo!)     Dies  gilt  namentlich  auch  von  den  Worten: 
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„Soweit  die  Ausführungen  des  Herrn  V  a  s  neu  gewesen  sind, 
waren  sie  nicht  richtig;  und  soweit  sie  richtig  gewesen  sind, 
waren  sie  nicht  neu."  Das  ist  ja  eine  bekannte  und  recht  alte, 
von  Lessing  und  Joh.  Heinr.  Voss  geprägte  Wendung,  die 
wir  auch  hundertmal  in  Gerichtssälen  gehört  haben,  aber 
in   Debatten    anderer    Art    als    die,    welche    wir    hier   führen. 

(Beifall.) 

Meine  Herren !  Ich  darf  wohl  beim  Beginn  der  materiellen 
Entgegnung  feststellen,  daß  der  Gedanke  eines  besonderen 
industriellen  Zentralinstituts,  den  Herr  Geheimrat  Hecht  ver- 
treten hat,  schon  seit  10  Jahren  in  Österreich  —  worüber 
mich  zuerst  eine  Arbeit  des  Ministerial-Sekretärs  Dr.  Eugen 
Lopuszänski  in  Wien  in  der  Zeitschrift  des  Herrn 
Kommerzialrats  Dr.  Alexander  v.  Dorn  (Band  50  No.  1305 
vom  31.  Dezember  1908)  belehrt  hat  —  von  der  Böhmischen 
I  n d u s t  r  i  a 1 b a n k  in  Prag  praktisch  durch- 
geführt worden  ist,  und  zwar  einschließlich  des  Ge- 
dankens der  Tilgung  des  Kredits  in  Annuitäten.  Deshalb 
hätte  man  von  Herrn  Geheimrat  Hecht  vor  allem  er- 
warten dürfen,  —  das  erwidere  ich  ihm  auf  seine  Kritik 
des  Herrn  V  a  s  —  daß  er  nun  einmal,  da  es  Herr  Ritter 
v.  Dorn  nicht  getan  hat,  an  der  Hand  der  praktischen  Erfah- 
rungen, die  diese  Bank  gemacht  hat,  und  die  ihm  ebenso  zu 
studieren  möglich  gewesen  wäre,  wie  ich  sie  studiert  habe,  die 
Frage  erörtert  hätte,  wie  sich  denn  nun  dieser  von  ihm  jetzt 
vorgeschlagene  und  seit  10  Jahren  schon  praktisch  verwirklichte 
Gedanke  eines  besonderen  Zentralinstituts  für  den  langfristigen 
industriellen  Kredit  in  der  Praxis  bewährt  habe?  Er 
hätte  dann  zugeben  müssen,  daß  die  Böhmische  Industrialbank 
bisher  wesentliche  Resultate  nicht  erzielt  hat,  nament- 
lich nicht  die  großen  wirtschaftlichen  Ergebnisse,  die  Herr 
Geheimrat  Hecht  von  einem  solchen  Zentralinstitut  glaubt 
erwarten  zu  dürfen. 

Geheimrat  He  cht  wird  freilich  in  keiner  Verlegenheit  darüber 
sein,  was  er  auf  diesen  Einwand  zu  erwidern  hätte.  Er  wird  sagen, 
es  handele  sich  hier  um  eine  nicht  sehr  bedeutende  Provinzialbank, 
und  das  sei  etwas  ganz  anderes.  Nun,  er  will  ja  aber  sein  Zentral- 
institut zunächst  auch  in  irgendeiner  Provinz  begründen  und 
muß  das  auch  tun;  auf  der  anderen  Seite  hat  aber  jene  Böhmische 
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Industrialbank  seit  1907  eine  Filiale  auch  in  Wien  errichtet. 
Ich  sagte:  wesentliche  Resultate  seien  dabei  nicht  zutage  ge- 
treten. Wenn  die  Böhmische  Industrialbank  in  10  Jahren 
etwa  16  Millionen  Kronen  im  ganzen  emittiert  hat,  so  würden 
das  aufs  Jahr  1  %  Millionen  Kronen  sein;  das  ist  in  der  Tat 
kein  himmelstürzendes   Resultat. 

Nun  wollen  wir  aber  einmal  die  Voraussetzung 
prüfen,  auf  welcher  der  von  Herrn  Geheimen  Rat  Hecht  ver- 
tretene Gedanke  beruht,  die  nämlich,  es  sei  den  mittleren 
und  kleinen  Industriellen  nicht  genug  Kredit  gegeben 
worden.  Ich  bin  gerade  in  diesem  Punkte  entgegengesetzter 
Ansicht  und  meine,  daß,  wenn  man  in  dieser  Richtung  eine  Be- 
hauptung aufstellen  kann,  es  die  ist,  daß  der  industrielle  Kredit, 
vielfach  wenigstens,  in  viel  zu  reichlicher  Weise  gegeben 
worden  ist(Sehrrichtig!),und  zwar  auch  den  mittleren  und  auch 
den  kleineren  Industriellen.  Unter  den  Vorwürfen,  die  man  den 
großen  Banken  gemacht  hat,  und  die,  wie  ich  an  anderer  Stelle 
eingehend  ausgeführt  habe,  zum  Teil  als  berechtigt  anerkannt 
werden  müssen,  ist  der,  daß  sie  zu  gewissen  Zeiten  der  In- 
dustrie —  wie  sich  Herr  Geheimrat  Hecht  in  einer  anderen 
Schrift,  die  allerdings  schon  länger  zurückliegt,  ausgedrückt  hat 
—  Kredit  geradezu  „nachgeworfen"  hätten  —  so  lautet 
der  Ausdruck  wörtlich,  ohne  daß  Hecht  hier  einen  Unter- 
schied zwischen  der  Großindustrie  oder  der  mittleren  und  kleinen 
Industrie  gemacht  hat. 

Man  weist  nun  aber  darauf  hin,  daß  nach  unseren  Zu- 
lassungsvorschriften nur  Obligationen,  die  mindestens  eine 
Million  Mark  nom.  betragen,  an  die  Börse  gebracht  werden 
können.  Infolgedessen  könnten  die  kleinen  Industriellen,  die 
weniger  als  eine  Million  Mark  gebrauchen,  nur  schwer  einen  sol- 
chen langfristigen  Kredit  erhalten,  seien  vielmehr  mehr  oder 
minder  kreditlos,  was  allerdings  in  hohem  Grade  bedenklich 
wäre.  Aber,  meine  Herren,  das  ist,  wie  ich  glaube,  schon  des- 
halb nicht  der  Fall,  weil  man  nach  den  Erfahrungen,  die  alle 
Bankpraktiker  mir  bestätigen  werden,  gerade  mit  unnotierten 
Obligationen  das  allerbeste  Geschäft  macht.  Die  Privatbanken 
und  die  Provinzialbankiers  haben  deshalb  auch  die  Obligationen 
von  mittleren  und  kleinen  Industrien  in  sehr  großem  Umfange 
übernommen  und  emittiert.      Das  ist  sogar  in  gewissem  Sinne 
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ihre  Domäne,  ihre  berechtigte  Domäne,  denn  sie  wohnen  am 
Ort,  sie  kennen  die  Personen,  sie  kennen  aufs  genaueste  die 
Unterlagen,  und  deshalb  haben  sie,  zumal  infolge  der  Nicht- 
notierung  ein  großer  Gewinn  dabei  zu  erwarten  war,  m.  E.  in 
viel  zu  großem  Umfange  der  mittleren  und  kleinen  Industrie 
Kredit  gegeben  (Sehr  richtig!).  Fällt  aber  die  Voraussetzung, 
fällt  der  Mantel,  so  fällt  auch  der  Herzog,  der  in  diesem  Falle 
Hecht  heißt  (Heiterkeit),  fällt  also  auch  die  Folgerung,  die  auf 
jener  Voraussetzung  aufgebaut  war. 

Aber  erwägen  Sie  einmal  noch  Folgendes:  Wie  kann 
man  bei  so  feinen  Fragen,  bei  Fragen,  welche  die  Praktiker  so- 
wohl wie  die  Theoretiker  in  zwei  oder  in  mehr  Lager  scheiden, 
Ihnen  sagen,  Sie  sollen  eine  Resolution  annehmen,  durch  die 
Sie  sich,  trotz  ihrer  vorsichtigen  Fassung,  tat- 
sächlich im  Sinne  der  Mannheimer  Tagung 
bereits  binden?  Denn  die  Notwendigkeit  der  Neu- 
organisation des  industriellen  Kredits,  von  der  dem 
Wortlaut  nach  nur  gesprochen  wird,  heißt  nichts  weiter  als  die 
Notwendigkeit  der  Erweiterung  des  industriellen  Kre- 
dits, nicht  nur  der  Organisation,  und  zwar  einer 
Erweiterung  nach  der  Richtung,  die  Herr  Geheimrat  Hecht 
vorgeschlagen  hat,  ob  das  nun  ausdrücklich  drin  steht  oder 
nicht. 

Meine  Herren !  Ich  glaube  deshalb,  daß,  wenn  man  selbst  gar 
keine  Gründe  weiter  hörte,  als  einerseits  die,  welche  die  Herren 
Referenten  v.  Dorn  u.  Hecht  vorgebracht  haben,  und  anderer- 
seits diejenigen,  welche  ein  theoretisch  und  praktisch  sowohl  in 
den  ungarischen  wie  in  den  deutschen  Verhältnissen  erfahrener 
Referent,  wie  es  Herr  Bankdirektor  Vas  ist,  entwickelt  hat, 
man  feststellen  müßte,  daß  derzeit  noch  unter  den  Sachverstän- 
digen die  stärksten  Differenzenvorhanden  sind. 
Ist  dies  richtig,  dann  kann  man,  glaube  ich,  wenn  man  sich 
nicht  sofort  und  definitiv  ablehnend  verhalten  will,  was 
auch  ich  nicht  befürworten  möchte,  nur  zu  folgender  Reso- 
lution kommen: 

„Mit  Rücksicht  auf  die  Übelstände, 
ich  komme  auf  die   Übelstände    zurück,    die    sich  in   der  Tat 
herausgestellt  haben, 
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welche  sich  in  der  Praxis  bei  Einführung  des  langfristigen 
Kredits  herausgestellt  haben  —  hält  es  die  Versammlung 
für  eine  notwendige  und  dringliche  Aufgabe  des  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereines,  zu  untersuchen,  ob  und 
durch  welche  praktischen  uud  gesetzgeberischen 
Mittel  diesen  Übelständen  abgeholfen  werden  kann." 

Es  kann  m.  a.  W.  nicht  die  Rede  davon  sein,  daß  wir  heute 
in  der  Lage  seien,  in  einer  positiveren  Weise  Stellung  zu  nehmen, 
als  daß  wir  den  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsverein  in  Deutsch- 
land, der  gewiß  die  Aufgabe  mit  allem  Ernste  aufnehmen  wird, 
auffordern,  die  Frage  noch  näher  zu  prüfen,  angesichts 
der  großen  Divergenzen  in  der  Beurteilung,  die  vorhanden 
sind,  und  die  vorhanden  sein  müssen. 

Nun,  meine  Herren,  hat  man  gesagt,  es  stünden  jedenfalls 
einem  rationellen  Industrial-Kredit  sehr  große  Schwierig- 
keiten entgegen.  Ich  gebe  das  zu;  ich  habe  sogar  mehr  zu- 
gegeben. Ich  habe  zugegeben,  daß  man  in  kritischen  Zeiten, 
wie  Herr  Geheimrat  Hecht  mit  Recht  früher  gesagt  hat,  der 
Industrie  —  hier  hat  er  gar  nicht  getrennt  —  den  Kredit  nach- 
geworfen hat,  was  gewiß  nicht  rationell  ist.  Selbst  wenn  aber 
die  Behauptung  anders  zu  verstehen  ist,  nämlich  dahin,  daß  der 
industrielle  Kredit  bisher  vi  elf  ach  in  Form  en  gegeben  worden  sei, 
welche  lediglich  für  den  kurzfristigen  H^andelskredit 
passen,  braucht  man  doch  nicht  die  Notwendigkeit  eines  be- 
sonderen industriellen  Zentralinstituts  zuzugeben.  Herr  Ge- 
heimrat Hecht  selbst  sagt  am  Anfange  seiner  „Denkschrift", 
daß  „die  Organisation  des  Kredits  in  Deutschland  während 
der  letzten  drei  Jahrzehnte  ungeahnte  Fortschritte  ge- 
macht" habe.  Dies  ist  richtig;  man  ist  allerdings  trotzdem 
auch  heute  noch  nicht  zu  positiven,  allgemein  gültigen  Regeln  in 
bezug  auf  den  industriellen  Kredit  gekommen.  Ob  es  überhaupt 
möglich  sein  wird,  generelle  Regeln  über  den  industriellen  Kredit 
aufzustellen,  ob  man  nicht  vielmehr  den  einzelnen  Fall 
ansehen  und  danach  die  Art  des  jeweils  zu  gewährenden 
Kredits  (kurzfristigen,  langfristigen,  Obligationen  oder  Aktien) 
beurteilen  muß,  will  ich  hier  dahingestellt  sein  lassen. 
Wenn  aber  wirklich  in  den  letzten  drei  Jahrzehnten  nach 
Herrn  Geheimrat  Hecht  so  erhebliche  Fortschritte  gemacht 
sind,  so  ist  die  Folgerung  berechtigt,  daß  man  in  der  nächsten 
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Zeit  in  der  Organisation  des  industriellen  Kredits  noch  weitere 
Fortschritte  machen  wird,  ohne  daß  es  einer  besonderen  Neu- 
organisation bedarf.  Was  geschieht  aber  statt  dessen?  Etwa 
2y2  Milliarden  Mark  industrielle  Obligationen  laufen 
bereits  in  Deutschland  um,  und  der  Vorschlag  geht  dahin,  man 
solle  ein  besonderes  industrielles  Zentralinstitut  gründen,  wel- 
ches noch  weitere  industrielle  Obligationen  (ich  weiß  nicht 
wieviel,  ich  will  und  kann  gar  keine  Zahl  nennen)  ausgeben  soll, 
welches  also  diese  ungeheure  Zahl  von  bereits  bestehenden 
Obligationen  noch  vermehren  soll ! 

Meine  Herren !  Es  ist  auch  nicht  richtig,  daß  etwa  dieses 
industrielle  Zentralinstitut  auf  seinem  Wege  die  Schwierigkeiten 
nicht  vorfinden  würde,  welche  bisher  die  Kreditbanken,  große 
und  kleine,  bei  der  Ausbildung  des  industriellen  Kredits  ge- 
funden haben.  Nein,  meine  Herren,  genau  dieselben 
Kinderkrankheiten  in  Bezug  auf  den  industriellen 
Kredit  wird  auch  dies  industrielle  Zentralinstitut  durchmachen 
müssen;  denn  jene  Schwierigkeiten  sind  allgemeiner 
Natur.  Und  genau  ebenso  wie  die  Banken  keine  Darlehen  geben, 
keinen  langfristigen  Kredit  gewähren  könnten  in  schweren  Zeiten, 
wo  man  keine  Obligationen  emittieren  kann,  genau  ebenso  wird 
dieses  Zentralinstitut  auch  beim  besten  Willen  gerade  in  schweren 
oder  gar  kritischen  Zeiten,  wo  es  am  nötigsten  wäre,  nicht 
helfen  können,  weil  es  dann  in  der  Regel  unmöglich  ist,  in- 
dustrielle Obligationen  zu  plazieren.  (Zustimmung.)  Das,  meine 
Herren,  sollte  sich  nicht  nur  der  Theoretiker,  sondern  auch  der 
Praktiker  vor  Augen  halten. 

Nun  möchte  ich  aber  weiter  auf  folgendes  hinweisen:  Ich 
halte  es  für  durchaus  möglich,  daß  das  zu  gründende  industrielle 
Zentralinstitut  gewisse  Fehler  nicht  machen  wird,  welche  die 
Banken  zweifellos  gemacht  haben.  Ich  gehöre  nicht  zu  denen, 
welche  die  Banken  als  fehlerlos  darstellen  wollen;  vielmehr  sind 
ohne  Zweifel  erhebliche  Fehler  nach  verschiedenen  Richtungen 
gemacht  worden;  dafür  sind  die  Bankleiter  eben  Menschen,  die 
auch  zu  lernen  und  ihre  Erfahrungen  zu  machen  haben.  Aber 
noch  weniger  gehöre  ich  zu  denen,  die  glauben,  daß  etwa  das 
neue  industrielle  Zentralinstitut  alle  Fehler  vermeiden 
wird.  Es  wird  vielleicht  nicht  dieselben  Fehler  machen, 
wohl  aber  Fehler  in  anderer  Richtung,  und  es  ist  nicht 
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unmöglich,  daß  die  letzteren  für  die  Allgemeinwirtschaft  noch 
viel  gefährlicher  sein  werden  als  die  bisher  von  den  Banken 
in  Bezug  auf  den  industriellen  Kredit  gemachten  Fehler. 

Überlegen  Sie  sich,  meine  Herren,  als  Theoretiker  und  als 
Praktiker  z.  B.  Eines!  Dieses  Zentralinstitut  wird  und  muß 
nach  meiner  Ansicht  sehr  geschäftswütig  werden.  Das 
wird  bestritten  werden,  aber  es  ist  dennoch  wahr,  und  zwar  aus 
folgendem  Grunde.  Wenn  ein  industrielles  Spezialinstitut  Obli- 
gationen ausgibt,  so  werden  diese  wie  die  eines  jeden  anderen 
Unternehmens  danach  beurteilt  werden,  ob  sie  sicher  oder  nicht 
sicher  sind.  Nun  spricht  Herr  Geheimrat  Hecht  nicht  nur 
von  hypothekarisch  gesicherten,  sondern  auch  von  anderen 
Obligationen.  Ich  will  einmal  ganz  beiseite  lassen,  ob  das  richtig 
ist,  ob  man  nicht  besser  ausschließlich  hypothekarisch  gesicherte 
Obligationen  ins  Auge  fassen  sollte.  Was  aber  die  letzteren 
betrifft,  so  wissen  wir  alle,  welchen  Wert  oder  Unwert  Hypo- 
theken haben  können,  die  auf  Fabriken  und  auf  Fabrikgrund- 
stücke gelegt  werden.  Man  wird  also  im  Publikum  sagen :  Folglich 
müssen  wir  hauptsächlich  darauf  sehen,  wie  stehen  die  Aktien 
des  Unternehmens,  wieviel  Dividende  gibt  das  Zentralinstitut? 
Wenn  es  nur  2  %  Dividende  gibt,  man  also  besorgen  muß, 
daß  die  Aktien  auch  einmal  dividendenlos  sein  könnten,  so 
werden  natürlich  auch  die  Obligationen  nicht  sehr  hoch  stehen, 
und  sie  werden  alsdann  nicht  oder  sehr  ungern  ge- 
nommen werden. 

Folglich,  meine  Herren,  muß  das  Zentralinstitut  m  i  t 
allen  Kräften  Geschäfte  zu  machen  suchen, 
um  auf  seine  Aktien  möglichst  viel  Dividende  zu  erzielen,  und 
dadurch  wird  gerade  das  erreicht,  was  Herr  Geheimrat  Hecht 
im  Verein  für  Sozialpolitik  mit  großer  Energie  widerraten  hat, 
daß  nämlich  das  Zentralinstitut,  um  Geschäfte  zu  machen,  der 
Industrie  Kredit,  den  sie  gar  nicht  will,  entgegentragen 
wird.  Das  muß  das  Zentralinstitut  tun,  es  muß  Geschäfte 
machen,  es  muß  der  Industrie  Kredit  entgegentragen  oder  „nach- 
werfen", man  mag  mir  theoretisch  dagegen  einwenden,  was  man 
will.  Dafür  bin  ich  eben  Praktiker  gewesen,  um  mich  nach  dieser 
Richtung  Täuschungen  nicht  hinzugeben.  Dies  wird  aber  umso- 
mehr  zu  befürchten  sein,  je  mehr  dann  auch  diesem  ..Zentral- 
institute"  andere   gleiche   Institute,   was   gar   nicht  ausbleiben 
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kann,  als  Konkurrenten  entstehen,  wie  es  den  Banken 
ergangen   ist. 

Nun,  meine  Herren,  bin  ich  aber  weiter  der  Meinung,  daß  auch 
die  anderen  Vorteile,  die  man  in  dem  industriellen  Zentralinstitut 
finden  will,  nicht  oder  doch  nicht  in  dem  behaupteten  Umfange 
vorhanden  sind. 

Es  wird  gesagt:  Die  Banken  haben  die  Industrie  auf  den 
Weg  des  kurzfristigen  Handelskredits  gedrängt, 
der  für  die  Industrie  ganz  und  gar  nicht  paßt.  Ich  will  einmal 
davon  absehen,  daß  er  in  vielen  Fällen  allerdings  paßt;  für  die 
Lohn-  und  Gehaltszahlungen  z.  B.  und  für  die  vorübergehenden 
Betriebskredite  für  Frachten  und  für  Ankauf  von  Rohmaterialien 
u.  s.  w.  paßt  der  kurzfristige  Handelskredit  durchaus.  Aber 
nehmen  wir  einmal  als  bewiesen  an,  daß  die  Banken  die 
Industrie  auf  den  Weg  des  kurzfristigen  Handelskredits  ge- 
drängt hätten,  obwohl  er  für  die  Industrie  nicht  paßt,  und  auch 
in  den  Fällen,  in  welchen  er  nicht  paßt.  Nun,  meine  Herren, 
angenommen  einmal,  das  industrielle  Zentralinstitut  tue  das 
seinerseits  nicht,  was  geschieht  dann?  Dann  wird  es  die 
Industrie  auch  in  den  Fällen,  wo  der  kurzfristige 
Kredit  für  sie  richtig  wäre,  auf  den  langfristigen 
Kredit  drängen, weil  es  s  e  i  n  e  0  b  1  i  g  a  t  i  o  n  e  n 
ausgeben  will,  und  so  haben  wir  vielleicht  den  Teufel 
ausgetrieben,  um,  wenn  auch  vielleicht  in  geringerem  Maße,  dem 
Beelzebub  die  Wege  zu  ebnen! 

Daß  das  industrielle  Zentralinstitut  viel  besser  als  die 
Banken  in  der  Lage  sein  würde,  eine  genaue  Prüfung  der 
Unterlagen  vorzunehmen,  ist  auch  nicht  richtig.  Zunächst  des- 
halb nicht,  weil  die  Banken,  die  im  Uebrigen  über  die  gleichen  Sach- 
verständigen verfügen  können,  ungemein  viel  Filialen,  Komman- 
diten,  Agenturen,  Depositenkassen  und  Tochterbanken  haben, 
welche  jenes  Zentralinstitut,  zunächst  jedenfalls,  nicht  haben 
würde.  Wollte  aber  das  industrielle  Zentralinstitut  diesen 
Mangel  verbessern,  wollte  es,  da  es  keine  Tochterbanken  und 
Kommanditen  begründen  kann,  wenigstens  Filialen  im  ganzen 
Reiche  errichten,  um  es  den  Banken  an  Sachverständnis  und 
an  Ortskenntnis  gleich  zu  tun,  dann  wäre  gerade  das  ein  großer 
wirtschaftlicher  Nachteil.  Denn  es  würde  alsdann  wieder  ein  In- 
stitut entstehen,  das  noch  viel  mehr  Filialen  errichten  würde 
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und  müßte  als  die  Banken,  die  Konzentrationsentwicklung  also 
noch  in  weit  energischerer  Weise  betreiben  und  bei  den  Kon- 
kurrenten in  die  Höhe  treiben  würde,  als  es  bisher  die  Banken 
getan  haben. 

Meine  Herren!  Der  Freiherr  von  Pechmann  hat,  selbst 
wenn  Sie  auch  seinen  Ausführungen  in  Mannheim  nicht  in  allen 
Teilen  beitreten  wollten,  doch  u.  a.  auch  darauf  hingewiesen,  — 
und  hier  bin  ich  wenigstens  ganz  seiner  Meinung  —  daß  der  von 
dem  Zentralinstitut  zu  gewährende  Kredit  um  so  weniger  ver- 
lockend sein  könnte,  je  rascher  die  Amortisation  des  gewährten 
Kredits  sein  würde.  Denn  dann  muß  die  Industrie  neben 
5  %  Zinsen  und  neben  hohen  Provisionen  auch  noch  die  hohe 
Amortisationsquote  zahlen,  während  doch  einer  der  Gründe, 
die  für  das  Zentralinstitut  sprechen  sollten,  war,  daß  es  viel 
besser  als  bisher  die  Banken  imstande  sei,  wohlfeilen 
Kredit  zu  gewähren.  Meine  Herren,  der  Kredit  wird  in  der 
Regel  nicht  wohlfeil  werden,  er  wird  meist  das  Gegenteil  von 
wohlfeil  sein. 

Ferner  ist  auch  der  Einwand  der  Frankfurter  Zeitung  be- 
rechtigt, daß,  wer  durch  Schaffung  eines  neuen  Obligationen- 
typs das  bisher  von  dem  Unternehmer  getragene  Risiko  auf 
das  Publikum  ablade,  den  Nachweis  erbringen  müsse,  daß  die 
Ausleihungen  wirklich  eine  genügende  Sicherheit  bieten,  ein 
Nachweis,  der  nicht  erbracht  sei.  Keinenfalls  aber,  das  möchte 
ich  hinzufügen,  wird  d  i  e  Sicherheit  geboten,  welche  in  der 
Rücksicht  liegt,  die  gerade  Banken  auf  ihren  Emissionskredit 
nehmen  müssen,  und  ebenso  nicht  oder  doch  nicht  in  gleichem 
Umfange  die  dauernde  Kontrolle,  welche  die  Banken  in 
Deutschland  durch  Delegation  von  Vorstandsmitgliedern  in  den 
Aufsichtsrat  derjenigen  industriellen  Unternehmungen  (wenig- 
stens innerhalb  gewisser  Grenzen)  auszuüben  pflegen,  deren 
Werte  sie  an  den  Markt  gebracht  haben. 

Zum  Schlüsse  noch  eines:  Es  wird  in  der  Resolution  auf 
das  österreichische  Gesetz  über  fundierte 
Bankschuldverschreibungen  hingewiesen.  Ich 
will  mit  meinem  Urteil  auch  nach  dieser  Richtung  nicht 
zurückhalten;  denn  ich  bin  nicht  gewohnt,  aus  meinem  Herzen 
eine  Mördergrube  zu  machen.     Ich  halte  gerade  dies  Gesetz, 
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wenn  es  auch  juristisch  notwendig  war  und  juristisch 
fein  durchgebildet  ist,  wirtschaftlich  für  ein  totge- 
borenes Kind.  (Sehr  richtig!)  Ich  bin  der  Überzeugung, 
daß,  obwohl  drei  Banken,  und  zwar  die  besten  Banken,  die 
sich  finden  ließen,  die  Konzession  zur  Ausgabe  solcher  fun- 
dierten Bankschuldverschreibungen  erhalten  haben,  niemals 
in  sehr  großem  Umfange  von  diesen  Banken  fundierte  Bank- 
schuldverschreibungen werden  ausgegeben  werden.  Allerdings 
könnte  ich  mich  hier  deshalb  irren,  weil  die  Verhältnisse  in 
Österreich,  wo  es  relativ  nur  geringe  Beträge  von  in- 
dustriellen, hypothekarisch  gesicherten  Obligationen  gibt,  und 
wo  noch  das  Konzessionssystem  für  die  Aktiengesellschaften 
besteht,  grundverschieden  sind  von  den  Verhältnissen  in  Deutsch- 
land, wo  bereits  rund  2  y2  Milliarden  Mark  Industrie-Obli- 
gationen umlaufen. 

Sollte  aber  bei  uns  ein  solches  Gesetz  beantragt  werden, 
um  die  Banken  zur  Ausgabe  fundierter  Bankschuld- 
verschreibungen in  den  Stand  zu  setzen,  so  würde  ich 
mit  aller  Kraft,  mit  Stimme  und  Schrift,  mich  dagegen  aus- 
sprechen, und  zwar  deshalb,  weil  wir  gerade  genug  haben  an  den 
Schwierigkeiten,  die  es  schon  heute  macht,  eine  Bankbilanz  zu 
verstehen  mit  all  den  Dezentralisationen  und  in-  und  auslän- 
dischen Beteiligungen,  als  daß  wir  die  Unklarheit  dieser 
Bilanzen  durch  derartige  Bankschuldverschreibungen,  die 
radiziert  wären  auf  die  verschiedenartigsten  Unternehmungen, 
auch  noch  verstärken  dürften !  Denn,  geht  es  gut,  meine 
Herren,  macht  die  Bank  viele  derartige  Geschäfte,  dann  be- 
kommen wir  ja  eine  Unzahl  von  industriellen  Unterlagen,  also 
eine  Unzahl  von  industriellen  Unternehmungen,  die  man  genau 
kennen  muß,  um  den  Wert  dieser  industriellen  Bankschuldver- 
schreibungen und  damit  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch 
den  Stand  der  betreffenden  Bank  beurteilen  zu  können. 
(Sehr  richtig!) 

Man  bliebe  also  m.  E.  in  Deutschland  besser  von  diesen 
Bank-  Schuldverschreibungen  weg.  Und,  meine  Herren,  was 
ist  denn  auch  eine  solche  Bankschuldverschreibung  anderes  als 
die  Verwirklichung  des  Gedankens,  den  schon  die  Brüder 
Pereire  in  den  50er  Jahren  haben  ausführen  wollen,  und  den 
sie  in  das  Statut  des  Credit  Mobilier  hineingeschrieben  hatten, 
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wonach  diese  Bank  berechtigt  sein  sollte,  auf  Grund  hinter- 
legter  Obligationen  oder  auf  Grund  von  Beteiligungen  bei 
Unternehmungen  eigene  Schuldverschreibungen  auszugeben? 
Ich  habe  in  meinem  Buche  über  die  Entwicklung  der  Groß- 
banken [2.  Aufl.  S.  37  Anm.  1]  darauf  hingewiesen,  daß  auch 
die  Darmstädter  Bank  bei  ihrer  Gründung  einen  ähnlichen 
Passus  in  ihr  Statut  aufgenommen  hatte,  daß  sie  aber  „glück- 
licherweise" nie  derartige  Obligationen  ausgegeben  habe,  und 
auch  die  französische  Regierung  hat  m.  E.  recht  daran  getan, 
den  Credit  Mobilier  zu  verhindern,  derartige  Schuldver- 
schreibungen    zu     emittieren. 

Meine  Herren !  Es  ist  möglich,  daß  die  späteren  Ereignisse 
manche  der  obigen  Ausführungen,  vielleicht  alle,  als  unrichtig 
nachweisen  werden,  und  ich  gebe,  obwohl  ich  von  ihrer  Richtig- 
keit meinerseits  überzeugt  bin,  ohne  weiteres  zu,  daß  Andere 
andere  Ansichten  in  dieser  Frage  haben  können;  das  fordert 
schon  die  selbstverständliche  wissenschaftliche  Bescheidenheit, 
von  der  wir  selbst  erfüllt  sein,  und  die  wir  von  Anderen  verlangen 
müssen.  Aber,  meine  Herren,  das  werden  Sie  mir  wohl  zugestehen 
müssen,  daß,  wenn  von  mehreren  Sachverständigen,  welche  die 
Frage  geprüft  und  ein  warmes  Interesse  für  sie  haben,  aber 
kein  wie  immer  geartetes  persönliches  Interesse,  die  vielmehr  nur 
die  Wahrheit  hier  vor  Ihnen  vertreten  wollen,  ganz  verschiedene 
Meinungen  vertreten  werden,  Sie  nicht  die  von  den  Herren  Refe- 
renten eingebrachte  Resolution  annehmen  können.  Ich  habe 
eine  andere  Resolution  vorgeschlagen,  um  eine  Einigung  zu- 
stande zu  bringen,  da  man  in  so  wichtigen  Fragen  nicht  per 
majora  entscheiden  kann.     Sie  lautet: 

Mit  Rücksicht  auf  die  Übelstände,  welche  sich  in  der 
Praxis  bei  Gewährung  des  langfristigen  Kredits  herausgestellt 
haben,  hält  es  die  Versammlung  für  eine  notwendige  und 
dringliche  Aufgabe  des  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins, 
zu  untersuchen,  ob  und  durch  welche  praktischen  und 
gesetzgeberischen  Mittel  diesen  Übelständen  abgeholfen 
werden  kann. 

Ich  bemerke  ausdrücklich :  Diese  Resolution  soll  nicht  etwa 
eine  Beerdigung  erster  Klasse  für  die  positiven  Vorschläge  sein; 
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es  würde  mir  unwürdig  erscheinen,  eine  Resolution  lediglich 
deshalb  einzubringen,  um  den  in  einer  so  überaus  wichtigen 
Frage  gemachten  Vorschlag  auf  einem  Umwege  zu  Fall  zu 
bringen.  Ich  werde  natürlich  meinen  Standpunkt  in  der 
Kommission,  in  der  alle  Ansichten  gleichmäßig  vertreten 
sein  müssen,  auch  ferner  geltend  machen;  aber  ich  werde 
mitarbeiten,  und  ich  werde  mich  gern  überzeugen  lassen,  wenn 
ich  mich  geirrt  habe.  Heute  aber  ist  die  Frage  zum  mindesten 
noch  nicht  reif,  und  heute  können  Sie  deshalb  eine  nach 
ihrem  Wortlaut  harmlos  erscheinende,  in  Wahrheit  aber  der 
künftigen  Entscheidung  in  der  Sache  präjudizierende  Resolution 
nach    meiner    Überzeugung   nicht    annehmen!      (Beifall.) 

Vorsitzender: 

Als   zweiter   Diskussionsredner   ist   vorgemerkt   Geheimrat 
Dr.  Freund-  Berlin. 


Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Freund-Berlin: 

Meine  Herren,  ich  möchte  in  erster  Linie  den  Vorschlag 
machen,  ob  wir  nicht  mit  Rücksicht  auf  die  starken  Gegen- 
sätze, die  sich  herausgestellt  haben,  die  Diskussion  abkürzen 
oder  vielleicht  ganz  unterlassen,  und  versuchen,  uns  zunächst  auf 
eine  Resolution  zu  einigen,  entweder  in  dem  Sinne,  wie  sie 
Herr  Geheimrat  Hecht,  oder  in  dem  Sinne,  wie  sie  Herr 
Geheimrat  R  i  e  s  s  e  r  vorgelegt  hat. 

Wenn  das  nicht  die  Ansicht  der  Anwesenden  ist,  würde 
ich  mir  erlauben,  noch  weiter  das  Wort  zu  ergreifen. 

Stellvertretender  Vorsitzender  Freiherr  v.  Plener: 

Ich  glaube,  daß  das  kaum  möglich  sein  wird,  da  die  noch 
eingetragenen  Redner  nicht  so  leicht  werden  auf  das  Wort  ver- 
zichten wollen,  wahrscheinlich  werden  sie  noch  über  diese  so- 
genannte Abkürzung  zu  sprechen  wünschen.  Ich  glaube,  wenn 
man  den  neuen  Resolutionsentwurf,  den  Herr  Geheimrat 
Dr.  R  i  e  s  s  e  r  vorgelegt  hat,  auch  in  die  Diskussion  zieht, 
wird  ja  die  Möglichkeit  einer  Einigung  gegeben  sein. 
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Ich  bitte,  daß  sich  die  Redner  möglichst  kurz  fassen  und 
zugleich  bestimmt  erklären,  ob  sie  sich  für  die  Resolution  des 
Herrn  Geheimrat  Riesser,  oder  für  die  Resolution  des  Herrn 
Geheimrat   Hecht  aussprechen. 

Geheimer  Hof  rat  Dr.  Hecht-Berlin: 

Meine  Herren !  Ich  möchte  mich  zusammen  mit  meinen 
2  Korreferenten  mit  der  Resolution  Riesser  einverstanden 
erklären. 

Stellvertretender  Vorsitzender: 

Wenn  die  Herren  Referenten  mit  der  Resolution  Riesser 
konform  gehen,  so  ist  ja  der  Weg  gegeben  für  eine  einheitliche 
Erklärung  der  Versammlung.  Wünscht  mit  Rücksicht  auf  diese 
Tatsache,  daß  die  Herren  Referenten  ihre  Übereinstimmung  mit 
der  Resolution  des  Herrn  Geheimrat  Riesser  erklärt  haben, 
Herr  Geheimrat  Freund  noch  weiter  das  Wort? 


Geheimer  Reglerungsrat  Dr.  Freund-Berlin: 

Ich  verzichte. 

Stellvertretender  Vorsitzender: 

Ich  werde  dieselbe  Frage  an  die  übrigen  Herren  richten. 


Magnatenhausmitglied  von  Hatvany-Deutsch-Budäpest: 

Ich  schließe  mich  vollkommen  den  Auffassungen  des  Herrn 
Geheimrates  Riesser  an  und  habe  nur  noch  eine  Minute  lang 
Ihre  Geduld  in  Anspruch  zu  nehmen,  um  zu  erklären,  daß  ich 
im  Prinzip  gegen  die  Propaganda  derEskomptierung  der  Fabriks- 
obligationen zu  Kapitalsanlagen  bin  und  auch  nicht  das  Sparer- 
kapital  von  den  Staatsanleihen  unter  Patronanz  der  Regierung 
ablenken  möchte.  Dieses  eine  Moment  empfehle  ich  Ihrer 
Aufmerksamkeit  bei  Beurteilung  der  ganzen  Frage. 
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Vorsitzender: 

Eine  Anzahl  vorgemerkter  Redner,  die  Herren  Dr.  Böhme, 
Dr.  L  o  e  b  ,  Paul  Salomon,  Bankier  L  o  e  w  y  ,  ver- 
zichten  auf  das  Wort. 

Sektionsrat  S  z  ä  n  t  6 ! 

Er  bittet,  eine  Darlegung  seiner  Argumente  in  das  Sitzungs- 
protokoll aufzunehmen.*)  Wird  dagegen  Einspruch  erhoben? 
Nein.    —   Das  Wort  hat  Herr  Friedrich  Graf. 


Friedrich  Graf-Berlin: 

Ich  möchte  mich  ganz  den  Ausführungen  des  Herrn  Ge- 
heimrat R  i  e  s  s  e  r  anschließen,  und  zwar  im  Sinne  eines  Aus- 
gleichs innerhalb  des  Vereins,  einer  Weiterführung  und  Klärung 
der  Frage,  die  wir  alle  anstreben,  und  die  auch  sämtliche  Redner 
als  notwendig  betont  haben.     (Beifall.) 


Direktor  Vas- Budapest: 

Ich  möchte  auf  die  Ausführungen  des  Herrn  Geheimrates 
Hecht  mit  einigen  Worten  antworten.  Ich  bin  weit  entfernt 
davon,  mich  durch  die  gelegentlichen  persönlichen  Ausfälle 
verletzt  zu  fühlen.  Ich  weiß  aus  Erfahrung,  daß  in  all  den 
Fällen,  wo  die  Argumente  fehlen,  die  persönlichen  Spitzen  sich 
einstellen,  und  ich  habe  mir  angewöhnt,  dies  mit  großer  Nach- 
sicht zu  behandeln.  Auch  Herr  Geheimrat  Hecht  kann  meiner 
weitestgehenden  Nachsicht  in  dieser  Richtung  sicher  sein. 

Zur  Sache  selbst  hat  Herr  Geheimrat  Hecht  uns  erzählt, 
daß  er  200  Briefe  bekommen  hat,  in  denen  die  Notwendigkeit 
der  Versorgung  von  dauerndem  Geldbedarfe  für  Industrielle 
betont  wird,  was  ich  ihm  sehr  gerne  glaube.  Ich  kann  Ihnen 
versichern,  Herr  Geheimrat,  daß  Sie  im  Laufe  von  Jahren 
Tausende  solcher  Briefe  erhalten  werden,  in  denen  über  den 
Mangel  an  Kredit  organisation  geklagt  wird,  während 
eigentlich  Mangel  an  geeigneter  Bedeckung  besteht. 

*)  S.  S.  437. 
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Herr  Geheimrat  Hecht  hat  ferner  ausgeführt,  daß  er 
eine  Parallele  zwischen  Pfandbriefen  und  Staatsrenten  sehr 
wohl  verstehe,  daß  er  aber  die  Parallele  zwischen  Pfandbriefen 
und  Industrieobligationen  nicht  für  zulässig  und  motiviert  halte. 
Ich  muß  darauf  bemerken,  daß  die  Frage  eines  Vergleiches 
von  Pfandbriefen  und  Staatsrenten  überhaupt  nicht  zur  Dis- 
kussion steht.  Gewiß  kann  ein  solcher  Vergleich  gemacht  werden, 
er  gehört  aber  nicht  hierher.  Mein  Standpunkt  war  der,  zu  ver- 
gleichen, was  für  den  Kapitalisten  von  Interesse  ist,  wenn  er 
einen  Pfandbrief  oder  wenn  er  eine  Obligation  kauft.  Ein 
Vergleich  zwischen  Pfandbriefen  und  Staatspapieren  mag  nach 
verschiedenen  Richtungen  interessant  sein,  mit  unserem  Thema 
hat  er,  wie  gesagt,  nichts  zu  tun. 

Der  Herr  Geheimrat  hat  anläßlich  meiner  Behauptung, 
daß  Industrieobligationen  zu  demselben  oder  annähernd  zu 
demselben  Preise  bezahlt  werden  wie  Pfandbriefe,  ausgeführt, 
daß  er  es  für  ein  wichtiges  Moment  hält,  die  Einführungskurse 
zu  kennen.  Ich  kann  ihm  mit  einer  Quelle  dienen,  in  der  er  findet 
was  er  sucht.  In  dem  Buche  Eberstadts:  „Der  deutsche 
Kapitalmarkt"  sind  Zusammenstellungen  enthalten,  in  welchen 
nachgewiesen  ist,  wieviel  Pfandbriefe  und  Industrieobligationen 
im  Jahre  1899  eingeführt  worden  sind,  und  zu  welchen  Kursen 
die  Einführung  erfolgte.  1899  war  bekanntlich,  wie  aus  den 
Mitteilungen  des  Statistischen  Reichsamtes  hervorgeht,  eines 
der  stärksten  Einführungsjahre.  Wenn  der  Herr  Geheimrat 
sich  die  Mühe  nimmt,  die  Eberstadtschen  Tabellen  durchzu- 
sehen, wird  er  finden,  daß  die  Differenz  zwischen  den  Einführungs- 
kursen von  Pfandbriefen  und  Industrieobligationen  geringer  ist 
als  die  Differenz  in  den  heutigen  Kursen  der  beiden  Kategorien. 
Daraus  folgt,  daß  die  Käufer  von  Industrieobligationen  seit 
dem  Jahre  1899  größere  Kursverluste  erlitten  haben  als  die 
Käufer  von  Pfandbriefen. 

Der  Herr  Geheimrat  meint,  daß  ich  nicht  wüßte,  daß  im 
§  12  des  Hypothekenbankgesetzes  die  Bclehnung  von  Bergwerken 
untersagt  ist.  Er  ist  im  Irrtum;  ich  habe  dies  sehr  wohl  gewußt, 
wie  ich  auch  aus  dem  Kommentar  von  Göppert  —  wahrschein- 
lich ist  dies  auch  in  den  übrigen  Kommentaren  ähnlich  enthalten 
—  den  Gedankengang  kenne,  welcher  dem  im  Hypothekenbank- 
gesetze   enthaltenen   Verbote   der  Belehnung   von   Bergwerken 
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zugrunde  liegt.  Aber  das  ist  gar  kein  Grund  für  mich,  der  ich 
der  Industrie  ihren  berechtigten  langfristigen  Kredit  sichern 
möchte,  nicht  anzuerkennen,  daß  ein  Bergwerk  sehr  wohl  eine 
Unterlage  allerersten  Ranges  für  eine  Industrieobligation  bilden 
kann. 

Ich  will  mich  übrigens  nicht  in  Details  verlieren  und  mit 
Rücksieht  auf  die  vorgerückte  Zeit  meine  Bemerkungen  möglichst 
abkürzen.  Ich  beschränke  mich  darauf,  festzustellen,  daß  der 
Herr  Geheimrat  nicht  nachgewiesen  hat,  daß  der  meritorische 
Inhalt  meiner  Ausführungen  unrichtig  ist.  Das  Resume"  meiner 
Ausführungen  kann  in  wenigen  Sätzen  zusammengefaßt  werden. 
Ich  habe  ausgeführt,  daß  es  unzweifelhaft  im  Interesse  der 
Industrie  liegt,  langfristigen  Kredit  gegen  Obligationen  in  An- 
spruch nehmen  zu  können.  Hierin  bin  ich  mit  Herrn  Geheim- 
rat Hecht  vollkommen  einig,  doch  ist  dies  bloß  die  eine  Seite 
der  Frage,  wie  sie  vom  Standpunkte  des  Schuldners  zu 
beurteilen  ist.  Vom  Standpunkte  des  Gläubigers  aber 
steht  fest,  daß  die  Industrieobligation  ebenso  viel  oder  annähernd 
so  viel  kostet  wie  der  Pfandbrief.  Trotzdem  ist  die  rechtliche 
Stellung  des  Inhabers  einer  Industrieobligation  wesentlich  weniger 
geschützt  als  diejenige  des  Inhabers  eines  Pfandbriefes.  Ebenso 
bieten  die  wirtschaftlichen  Unterlagen  der  Industrieobligationen 
in  vielen  Fällen  geringere  Sicherheiten  als  die  Unterlagen  von 
Pfandbriefen. 

Es  liegt  darum  meiner  Ansicht  nach  sowohl  im  Interesse 
des  Anlagepublikums  wie  der  Industrie,  eine  gesetzliche  Regelung 
der  Industrieobligation  anzustreben. 

Der  Herr  Geheimrat  hat  sich  auf  alle  diese  Punkte  entweder 
gar  nicht  geäußert  oder  doch  nichts  vorgebracht,  was  meine 
Behauptungen  entkräftet. 

Meine  Ausführungen  gipfeln  darin,  daß  es  meiner  Ansicht 
nach  eine  Pflicht  des  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereines 
ist,  eine  Frage,  wie  die  des  langfristigen  industriellen  Kredites, 
wenn  sie  nun  einmal  auf  der  Tagesordnung  ist,  von  beiden  Seiten 
d.  i.  sowohl  vom  Standpunkte  der  Industrie  wie  von  demjenigen 
des  Anlagepublikums   zu  beurteilen. 

Herr  Dr.  Hecht  begeht  den  Fehler,  in  seinem  Gedanken- 
gange einseitig  bloß  das  Interesse  der  Industrie  vor  Augen  zu 
halten.     Er  kommt  dadurch  im  Gegensatz  zu  einer  durch  ihn 
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selbst  publizierten  These,  welche  in  seiner  wertvollen  Studie  über 
das  Hypothekenbankrecht  in  Holtzendorffs  Enzyklopädie 
(VI.  Auflage,  Seite  1087)  nachgelesen  werden  kann.  Die  These 
lautet  „DieWahrnehmung  öffentlicher  Inter- 
essen ist  bei  der  Zulassung  einer  Massen- 
emission von  Inhaberpapieren  eine  unab- 
weisbare Pflicht."  Ich  stehe  auf  dem  Standpunkte, 
der  mit  diesem  Satze  ausgedrückt  ist,  und  habe  mich  in  meinen 
Ausführungen  von  diesem  Grundgedanken  leiten  lassen.  Auch 
habe  ich  die  Empfindung,  daß  der  Mitteleuropäische  Wirtschafts- 
verein seiner  Aufgabe  nur  dann  entspricht,  wenn  er  sich  nicht 
einseitig  die  Interessen  des  einen  Faktors  der  Volkswirtschaft  vor 
Augen  hält,  sondern,  wie  ich  dies  eben  aus  der  Studie  des  Herrn 
Geheimrates  Hecht  zitiert  habe,  auch  die  Wahrnehmung 
öffentlicher  Interessen  bei  der  Zulassung  einer  Massen- 
emission von  Inhaberpapieren  als  unabweisbare  Pflicht  erachtet. 
Ich  glaube,  unsere  Vereinigung  wird,  wenn  sie  die  Interessen  des 
Anlagepublikums  würdigt  —  und  es  ist  klar,  daß  sie  die  Interessen 
dieses  überaus  wichtigen  Faktors  der  Volkswirtschaft  ebenfalls 
berücksichtigen  muß  —  diesen  Satz  auch  heute  und  bei  unserem 
Thema  aufrechterhalten.     (Bravo.) 

Ich  wall  schließlich  darauf  hinweisen,  daß  Herr  Geheimrat 
Hecht  eigentlich  meine  Anregung  in  vollem  Umfange  ange- 
nommen hat.  Ich  habe  meine  Ausführungen  damit  abgeschlossen, 
daß  ich,  ohne  Gegenanträge  zu  stellen,  mich  gegen  eine  Erweite- 
rung der  Organisation  des  langfristigen  industriellen  Kredites 
durch  die  Errichtung  des  projektierten  Zentralinstitutes  aus- 
spreche und  der  Erwägung  insbesondere  des  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereins  in  Deutschland  empfehle,  zu  prüfen, 
ob  nicht  eine  gesetzliche  Regelung  der  rechtlichen  und  der  wirt- 
schaftlichen Unterlagen  der  Industrieobligation  angestrebt  werden 
solle.  Gelegentlich  der  am  letzten  Sonntag  stattgefundenen 
Referentenkonferenz,  welche  die  Herren  Geheimrat  Hecht, 
Dr.  von  Dorn  und  ich  abgehalten  haben,  wurde  eine  dieser 
meiner  Anregung  entsprechende  Resolution  zwischen  uns  ver- 
einbart. Tatsächlich  ist,  wie  Sie  eben  gehört  haben,  die  Reso- 
lution, welche  Herr  Geheimrat  Hecht  vorgetragen  hat,  nicht 
diejenige  Schlußfolgerung,  die  er  in  Mannheim  vertreten  hat, 
sondern  diejenige,  welche  meiner  Anregung  entspricht.     Diese 
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meine  Anregung  ist  meiner  Auffassung  nach  im  wesentlichen 
auch  identisch  mit  der  durch  Herrn  Justizrat  Riesser  vor- 
geschlagenen Resolution,  welcher  ich  mich  also  vollständig 
anschließe.     (Lebhafter  Beifall.) 


Kommerzialrat  Dr.  von  Dorn -Wien: 

Meine  Herren!  Wir  haben,  wie  Ihnen  eben  Herr  Direktor 
Vas  gesagt  hat,  am  Sonntag  miteinander  konferiert,  und  es 
ergab  sich  schon  da  die  Verschiedenheit,  daß  wir  zwei,  Herr 
Hofrat  Hecht  und  ich,  der  Ansicht  waren,  daß  diese  Entwick- 
lung des  industriellen  Kredits  zu  fördern  sei,  Herr  Direktor 
Vas  war  entgegengesetzter  Meinung.  Wir,  die  Optimisten, 
sind  damals,  insbesondere  auch  in  Berücksichtigung  des  Mann- 
heimer Beschlusses,  der  Meinung  gewesen,  daß  wir  für  unsere 
Ansicht  auch  die  Majorität  der  Versammlung  haben  würden. 
Das  scheint  aber  nicht  der  Fall  zu  sein.  Die  Frage  ist  also 
offenbar  nicht  spruchreif.  Ich  schließe  mich  infolgedessen 
dem  durchaus  an,  was  Herr  Hofrat  Hecht  ausgeführt  hat,  daß 
wir  die  Resolution  des  Herrn  Geheimrat  Riesser  annehmen  in 
der  freundlichen  Voraussetzung,  daß  eine  solche  Kommission 
zusammengesetzt  wird,  die  aus  Anhängern  und  Gegnern  be- 
steht. Vielleicht  wird  es  uns  gelingen,  Herrn  Geheimrat  Riesser 
einigermaßen  auf  einen  andern  Weg  zu  bringen.  Da  man  das 
Bestreben  hat,  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  der  Industrie 
zu  helfen,  wird  es  gut  sein,  wenn  so  ausgezeichnete  Fachmänner 
wie  Geheimrat  Riesser  auch  mitarbeiten,  und  jedenfalls  wird 
er  in  der  Lage  sein,  eventuelle  Fehler,  die  wir  als  Optimisten 
sehr  leicht  begehen,  von  vornherein  unmöglich  zu  machen. 

Andrerseits  möchte  ich  mir  doch  erlauben,  ein  paar  Be- 
merkungen, an  die  letzten  Worte,  die  ich  gesprochen  habe, 
anknüpfend,  über  die  Ausführungen  des  Herrn  Geheimrat 
Riesser  zu  sagen.  Ich  habe  von  den  zukünftigen  Fehlern  ge- 
sprochen, und  ich  bin  auch  der  Meinung,  daß  solche  werden 
begangen  werden.  Und  gerade  mit  diesen  zukünftigen  Fehlern, 
welche  diese  von  uns  gedachten  Industrial-Banken  voraus- 
sichtlich machen  werden,  hat  sich  der  Herr  Geheimrat  sehr 
eingehend  beschäftigt.    Es  ist  ja  richtig,  daß  man  alles  mögliche 
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tun  muß,  um  Fehlern  vorzubeugen.  Aber  man  kann  doch  eine 
Resolution  oder  eine  Institution,  die  jemand  vorschlägt,  nicht 
ausschließlich  vom  Standpunkte  der  zukünftigen  Fehler,  die 
dort  begangen  werden,  beurteilen. 

Was  nun  die  praktische  Wirksamkeit  des  österreichischen 
Gesetzes  betrifft,  so  ist  allerdings  bisher  im  ganzen  die  Summe 
noch  nicht  sehr  groß.  In  diesem  Zusammenhange  möchte  ich  aber 
doch  feststellen,  daß  einerseits  die  industrielle  Entwicklung  bei 
uns  nicht  in  Vergleich  zu  bringen  ist  mit  der  industriellen  Ent- 
wicklung von  Deutschland  und  daß  andrerseits  doch  in  neuerer 
Zeit  gerade  diese  Obligationen  resp.  die  kumulativen  Hypothekar- 
Kredite  eine  größere  Entwicklung  nehmen.  Der  Herr  Geheimrat 
Riesser  hat  darauf  hingewiesen,  daß  es  bisher  16  Millionen  sind. 
Es  sind  in  Wirklichkeit  über  18  Millionen  ausgegeben,  und  es 
sind  über  2  Millionen  schon  aus  dem  Verkehr  gezogen.  Es  sind 
16  Millionen  übrig  geblieben.  Aber  die  Ausgabe  beträgt  über 
18  Millionen  nur  bei  der  Industrial-Bank.  Das  macht  nun 
allerdings,  wie  Herr  Riesser  hervorhebt,  auf  das  Jahr  nur  1  % 
Millionen.  Man  kann  aber  doch  in  diesem  Falle  nicht  einen 
solchen  Durchschnitt  annehmen.  Ich  will  nur  bemerken,  im 
ersten  Jahr  ist  es,  glaube  ich,  eine  Million  gewesen.  Im  letzten 
Jahre,  im  Jahre  1908  hat  die  Industrial-Bank  3  Millionen  aus- 
gegeben. Also  die  Ausgabe  steigt.  Andrerseits  hat  die  Ziv- 
nostenska  Banka,  welche  diesen  Geschäftszweig  auch  aufge- 
nommen hat,  erst  im  Jahre  1908  begonnen,  und  in  diesem  einen 
Jahre  über  8  Millionen  ausgegeben.  Wir  haben  25  Millionen. 
Man  kann  heute  eine  Ausgabe  von  ca.  30  Millionen  annehmen. 
Dann  muß  man  bedenken,  es  ist  ein  neuer  Typus.  Das  allein 
beweist  ja  eigentlich  noch  nicht  viel.  Ich  will  nur  darauf  hin- 
weisen, daß  man  aus  dem  Grunde,  daß  der  tatsächliche  prak- 
tische Erfolg  noch  nicht  sehr  groß  ist,  noch  keinen  Beweis  gegen 
das  Gesetz  als  solches  herleiten  kann. 

Im  Übrigen  aber  kann  ich  nur  sagen,  daß  es  sich  ja 
darum  handelt,  namentlich  durch  diese  kumulative  Hypothek 
die  Möglichkeit  zu  geben,  daß  auch  Industrien  kleineren  Um- 
fangs  miteinander  als  Grundlage  dienen  können  für  eine  um- 
fangreiche Ausgabe  von  Industrial- Obligationen.  Wenn  diese 
Deckung  auch  aus  kleineren,  zusammengelegten  Hypotheken 
besteht,    so    kann    sie   im    ganzen    doch    vollständige    Sicher- 
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heit  bieten.  Natürlich  ist  aber  in  dem  Augenblick,  wo  eine 
prinzipielle  Gegnerschaft  sich  bemerkbar  macht,  eine  Über- 
einstimmung der  Meinungen  nicht  vorhanden,  und  ich  stimme 
daher  vollständig  dafür,  daß  wir  auch  einstimmig  die  wenigstens 
nicht  ablehnende  Resolution  des  Herrn  Geheimrat  Riesser  an- 
nehmen, und  wir  endigen  dann  hoffentlich  damit,  daß  wir  sehr 
gut  zu  einem  Resultate  kommen  werden,  wenn  wir  gemein- 
schaftlich in  dem  beiderseitigen  Bestreben,  das  Beste  zu  finden, 
zusammenarbeiten.  (Bravo!) 


Geheimer  Hofrat  Dr.  Felix  Hecht-Berlin: 

Meine  Herren,  ich  habe  sofort  der  Resolution,  die  von 
Herrn  Geheimrat  Riesser  beantragt  wurde,  zugestimmt  und 
meinerseits  dem  Ausdruck  gegeben,  daß  wir  uns  möglichst  einig 
in  bezug  auf  diese  Frage  heute  trennen.  Natürlich  ist  es  auch 
nicht  meine  Absicht  gewesen,  in  irgendeiner  Weise  dem  ver- 
ehrten Herrn  Direktor  V  a  s  etwa  nahe  zu  treten.  Was  ich 
vortrug,  war  eben  meine  Ansicht  (Heiterkeit!). 

Meine  Herren,  wenn  er  sagt,  es  sei  nichts  Neues  vorge- 
tragen, so  muß  ich  bemerken,  daß  ich  eben  seine  ganze,  wenn 
ich  mich  so  ausdrücken  darf,  theoretische  Grundlegung  für 
theoretisch  falsch  halte.  Nachdem  diese  theoretische  Grund- 
legung erledigt  war,  fiel  damit  für  mich  ein  erheblicher  Teil 
des  Fundaments  seiner  Darlegungen  zusammen. 

Den  Ausführungen,  die  Herr  Geheimrat  Riesser  ge- 
geben hat,  stimme  ich  nicht  bei,  wie  er  meinen  Ausführungen 
seinerseits  nicht  beistimmt.  Das  alles  wird  sich  im  kleineren 
Kreise  bei  längeren  Auseinandersetzungen,  wie  ich  glaube, 
finden,  da  werden  sich  die  einigenden  Gesichtspunkte  mehr  in 
den  Vordergrund  schieben,  und  die  trennenden  werden  mehr 
beiseite  bleiben,  so  daß  ich  glaube,  daß  wir  immerhin  durch 
den  heutigen  Tag  für  ein  Weiterarbeiten  die  geeignete  Grund- 
lage gefunden  haben  (Sehr  richtig!),  vor  allen  Dingen  für  die 
Erwägung,  daß  die  rechtliche  und  volkswirtschaftliche  Fun- 
dierung der  Obligationen  eine  Frage  ist,  die  nicht  von  der  Tages- 
ordnung verschwinden  kann,  und  der  wir  uns  widmen  müssen, 
namentlich  auch  in  der  Hinsicht,  um  für  die   Reichsregierung 
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Material  zu  beschaffen  und  die  geeignete  Formulierung  herzu- 
stellen. Insbesondere  sollte  auch  diese  Formulierung  dazu 
dienen,  der  mittleren  und  kleineren  Industrie  den  Kredit,  den 
sie  nach  meiner  Ansicht  nicht  hat,  in  irgendeiner  Form  mehr 
als  bisher  zu  beschaffen.     (Bravo!) 

Damit  glaube  ich  schließen  zu  dürfen.     (Bravo!) 


Advokat  Dr.  Kolischer-Wien: 

Meine  Herren!  Gestatten  Sie  mir  nur  ein  paar  Worte! 
Ich  war  in  die  Rednerliste  eingeschrieben  und  habe  mich  nach 
den  Worten  des  Herrn  Geheimrat  Riesser  streichen  lassen, 
weil  auch  ich  der  Ansicht  bin.  daß  eine  derartige  Behandlung 
des  Gegenstandes  die  allerrichtigste  ist.  Ich  habe  nun  noch 
um  das  Wort  zu  einer  tatsächlichen  Berichtigung  gebeten,  denn 
ich  will  als  Anwalt  eine  irrige  Ansicht  des  Herrn  Geheimrat 
richtigstellen. 

Herr  Geheimrat  sagt,  das  österreichische  Gesetz  vom  27.  De- 
zember 1905  ist  ein  totgeborenes  Kind.  Er  hat  dadurch  über 
dieses  Opus  der  österreichischen  Gesetzgebung  ein  entschieden 
sehr  abfälliges  Urteil  gefällt,  welches  mich  als  Österreicher  und 
als  Anwalt  um  so  mehr  treffen  muß,  als  es  von  einer  so  illustren 
Stelle  kommt.  Demgemäß  sehe  ich  mich  veranlaßt,  Ihnen,  meine 
hochverehrten  Herren,  nur  in  kurzen  Worten  zu  sagen,  daß 
tatsächlich  dieses  Gesetz  vom  27.  Dezember  1905  absolut  nichts 
enthält,  was  eine  Förderung  der  industriellen  Obligationen  in 
wirtschaftlicher  Beziehung  bezweckt  oder  gar  die  Emission 
dieser  Obligationen  —  ich  möchte  so  sagen  —  auf  das  Piedestal 
der  wirtschaftlichen  Notwendigkeit  stellen  soll.  Das  Gesetz  sagt 
nur  folgendes:  Da  3inmal  derzeit  industrielle  Obligationen  in 
Emission  sind,  wird  zur  Sicherung  derselben  dem 
Besitzer  industrieller  Obligationen  alle  jene 
Sicherheitsbefugnis  gewährt,  welche  der  Pfandbrief- 
besitzer nach  dem  Gesetz  vom  24.  April  1874  bereits  h  a  t. 
Und  nun,  meine  Herren,  verzeihen  Sie,  es  ist  vielleicht  Eigen- 
liebe des  österreichischen  Juristen,  aber  ich  muß  in  diesem  Kreise 
darauf  hinweisen,  daß  die  österreichische  Gesetzgebung  bezüglich 
der  Sicherung  der  Besitzer  von  Inhaberpapieren,  seitdem  in  so 
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ingeniöser  Weise  der  bekannte  Justizminister  Glaser  schon 
im  Jahre  1874  jene  Sekurität  für  den  Inhaber  der  Pfandbriefe 
geschaffen  hat,  mit  der  Deutschland  viel  später  nachgekommen 
ist,  lediglich  —  ich  möchte  sagen  —  den  Sekuritätszweck  ver- 
folgt. Diesen  Sekuritätszweck  hat  dann  die  spätere  Gesetz- 
gebung auch  auf  die  gesetzliche  Regelung  der  Industrie-Obli- 
gationen ausgedehnt. 

Ich  danke  Ihnen,  meine   Herren,   daß  Sie  mir  diese  Aus- 
führungen gestattet  haben. 


Geheimrat  Dr.  Riesser-Berlin : 

Ich  glaube,  meine  Herren,  ich  brauche  kaum  erst  zu  be- 
tonen, daß  ich,  der  ich  so  lange  schon  die  Vereinheitlichung 
unserer  und  der  österreichischen  Gesetzgebung,  und  zwar  bezüg- 
lich des  gesamten  deutschen  Handelsrechts,  mit  Wort  und  Schrift 
mit  aller  Energie  vertreten  habe,  der  letzte  sein  werde,  der  etwa 
gegen  die  österreichische  Gesetzgebung  als  solche  auftritt.  Nein ! 
Aber  so  gut,  wie  ich  mit  allem  Freimut  mir  dann  erlaube  zu 
sagen,  daß  die  Gesetze,  die  wir  machen,  totgeborene  Kinder  sind, 
wenn  es  der  Fall  ist,  so  gut  müssen  Sie  mir  das  Recht  geben, 
daß  ich  dasselbe  in  einem  einzelnen  Falle,  während  ich  sonst 
die  legislatorische  Führerschaft  Österreichs  auf  so  vielen  Gebieten 
anerkenne,  auch  einmal  hinsichtlich  eines  österreichischen  Ge- 
setzes sage,  und  dabei  muß  ich  bleiben  auf  die  Gefahr  hin,  daß 
die  Ereignisse  sich  anders  gestalten.  Dann  werde  ich  gerne 
und  offen  erklären:  ich  habe  mich  geirrt.  Einstweilen  glaube 
ich  aber  nicht,  daß  gerade  diesem  Gesetze  eine  sehr  große  Zu- 
kunft beschieden  sein  wird.  Ob  das  ein  österreichisches  Gesetz 
ist,  ob  das  ein  deutsches  ist  —  das  macht  für  mich  wahrlich 
keinen  Unterschied.  Damit  sich  aber  auch  nach  anderer  Richtung 
keine  Legenden  bilden,  möchte  ich,  da  ich  das  Wort  habe,  hinzu- 
fügen, es  möge  niemand  die  heutige  Debatte  auch  nur  entfernt 
dahin  deuten  wollen,  daß  ich  den  mittleren  und  kleinen  In- 
dustriellen keinen  Kredit  gönne.  Meine  Herren,  was  immer  für 
diese  geschehen  kann,  soll  geschehen,  und  Sie  werden  mich  in  der 
Kommission  bereit  finden,  nach  dieser  Richtung  hin  mitzuarbeiten ; 
aber   ich   bin  nicht  der  Ansicht,  daß  der  Weg,  der  hier  dafür 
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vorgeschlagen  worden  ist,  der  richtige  ist.  Ob  ich  mich  darin 
irre,  wird  die  Zukunft  lehren.  Auch  hier  aber  nehme  ich  keine 
Unfehlbarkeit  für  mich  in  Anspruch.     (Lebhafter  Beifall!) 

Vorsitzender: 

Das  Wort  ist  nicht  mehr  begehrt  worden.  Wir  sind  am 
Ende  der  Beratung  zu  diesem  Punkte.  Der  Antrag  des  Herrn 
Geheimrat  Riesser  hat  gelautet: 

„Mit  Rücksicht  auf  die  Übelstände,  welche  in  der  Praxis 
bei  Gewährung  des  langfristigen  Kredits  sich  herausgestellt 
haben,  hält  es  die  Versammlung  für  eine  Notwendigkeit  und 
dringende  Aufgabe  des  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins, 
zu  untersuchen,  ob  und  durch  welche  praktischen  und  gesetz- 
geberischen Mittel  den  Übelständen  abgeholfen  werden  kann." 

Trotz  der  Disparität  der  verschiedenen  Ansichten  über  die 
Mittel  und  Wege,  scheint  ja  eine  Übereinstimmung  der  Herren 
und  der  Sachkenner  glücklicherweise  vorhanden  zu  sein. 

Ich  nehme  also  an,  da  ein  Widerspruch  sich  nicht  erhebt, 
daß  diese  Resolution  einstimmig  angenommen  worden  ist. 

(Beifall.) 

Meine  Herren!  Wir  stehen  am  Schlüsse  unserer  Tagung. 
Ich  möchte  da  ganz  besonders  den  Herren  Referenten  für  ihre 
außerordentlich  fleißigen  und  interessanten  Referate  danken. 
(Bravo!)  Sie  haben  wesentlich  mit  dazu  beigetragen,  daß  die 
Beratungen  einen  so  guten  Verlauf  genommen  haben. 

Von  österreichischer  Seite  ist  angeregt  worden,  ob  es  nicht 
wünschenswerter  wäre,  derartige  Referate  vorher  schrift- 
lich erstatten  zu  lassen  und  sie  auf  dem  Tisch  des  Hauses 
niederzulegen.  Wenn  der  Eifer  der  übrigen  Herren  Mitglieder, 
diese  Referate  zu  lesen,  ein  ebenso  großer  ist  wie  der  Fleiß  der- 
jenigen Herren,  welche  die  Referate  ausgearbeitet  haben  (Heiter- 
keit!), dann  würde  ich  keinen  Augenblick  Anstand  nehmen, 
diesen  Weg  als  den  einzig  richtigen  anzusehen.  Vielleicht  läßt 
er  sich  später  auch  einmal  versuchsweise  betreten. 


—     363     — 

Im  übrigen  glaube  ich,  daß  die  Tagung  von  allgemeinem 
Interesse  gewesen  ist. 

Ich  möchte  dann  noch  im  Namen  des  deutschen  Vereins  den 
österreichischen,  ungarischen  und  belgischen  Herren  und  ganz  be- 
sonders auch  Monsieur  de  Sadeleer,  der  sich  in  so  liebenswürdiger 
Weise  an  der  Debatte  beteiligt  hat,  unseren  Dank  für  ihr  Erscheinen 
aussprechen  und  der  Hoffnung  Ausdruck  geben,  daß,  wenn  Sie 
später  wieder  einmal  nach  Berlin  kommen,  diese  heutige  Tagung 
ihnen  eine  angenehme  Rückerinnerung  sein  wird.     (Bravo!) 

Freiherr  von  Plener- Wien: 

Ich  glaube  im  Namen  aller  versammelten  Vertreter  der 
auswärtigen  Gruppen  unseren  aufrichtigsten  Dank  zunächst 
Seiner  Hoheit  für  die  außerordentlich  geschickte  und  unparteiische 
Leitung  der  Versammlung  aussprechen  zu  dürfen.  (Die  Ver- 
sammelten erheben  sich  und  bringen  unter  lebhaftem  Beifall 
Hochrufe  auf  den  Vorsitzenden  aus.) 

Wir  sind  ihm  besonders  dankbar  für  die  gefällige  Art.  mit 
der  er  jedem  einzelnen  von  uns  vom  ersten  Moment  entgegenkam, 
welch'  liebenswürdige  Behandlung  des  Gegenstandes  und  der 
Personen  er  durch  die  ganze  Dauer  der  Verhandlungen  fortsetzte 
und  —  ich  möchte  sagen  —  steigerte.  Dafür  sind  wir  ihm  zu 
besonderem  Danke  verpflichtet. 

Ich  erlaube  mir  aber  auch  zugleich  im  Namen  der  auswärtigen 
Delegierten  unseren  aufrichtigen  Dank  dem  ganzen  Direktorium 
des  deutschen  Vereins  auszusprechen,  das  durch  seine  gute 
sachliche  Vorbereitung  so  wesentlich  zur  guten  Durchführung 
unserer  Versammlung  beigetragen  hat,  insbesondere  dem  Herrn 
Geheimrat  Professor  Wolf,  ohne  dessen  Sachkunde  kaum  so 
gute  Resultate  hätten  erzielt  werden  können.     (Bravo!) 

Am  Schlüsse  will  ich  auch  noch  allen  Berliner  Herren 
danken  für  die  liebenswürdige  Gastfreundschaft,  die  sie  uns 
angedeihen  ließen  (Bravo!),  so  daß  der  Eindruck,  den  wir  von 
unserem  leider  nur  zu  kurzen  Aufenthalte  nach  Hause  bringen 
werden,  der  aller  angenehmste,  günstigste  und  dankbarste  ist. 
Und  mit  diesen  Worten  des  Dankes  lassen  Sie  mich  schließen. 
(Beifall.) 
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M.  de  Sadeleer-Bruxelles, 

Membre  et  ancien  President  de  la  Chambre  des  Repräsentant«,    President  de 
1' Association  Beige   de  l'Union  Economique  Internationale: 

Monseigneur ! 

Messieurs ! 

Permettez-moi  ä  mon  tour  de  vous  dire  l'excellente  Im- 
pression que  m'a  laissee  cette  reunion.  «Ten  emporterai  dans 
mon  pays  le  meilleur  Souvenir. 

Je  dirai  ä  mes  collegues  de  Belgique  le  merite  des  etudes 
approfondies  que  MM.  les  rapporteurs  nous  ont  presentees  et 
le  caractere  eleve  et  pratique  ä  la  fois  de  ces  debats. 

Je  remercie  bien  sincerement  S.  A.  le  duc  de  Schleswig 
Holstein  du  grand  devouement  qu'il  n'a  cesse  de  montrer  ä  la 
Conference  et  de  la  facon  si  distinguee  avec  laquelle  il  a  preside 
nos  travaux.     (Beifall.) 

Je  remercie  la  capitale  de  l'Empire  Allemand  de  la  belle 
räception  qu'elle  nous  a  reservee. 

Je  vous  remercie  tous,  Messieurs,  des  vives  sympathies  que 
vous  avez  bien  voulu  temoigner  ä  l'association  beige. 

J'espere  qu'un  jour  prochain  l'Union  nous  fera  Phonneur 
de  tenir  ses  assises  ä  Bruxelles.  Si  nous  ne  pouvons  vous  y  re- 
server la  reception  grandiose  de  Berlin,  du  moins,  soyez  en  per- 
suades,  nous  ne  negligerons  rien  pour  vous  y  faire  Paccueil  le 
plus  cordial.     (Beifall.) 


Doorluchtige  Hoogheid ! 

Mijne  Heeren! 

Laat  mij  nu  toe  in  mijn  persoonlijken  naam,  een  woord  te 
zeggen  in  onze  oude  en  lieve  vlaamsche  taal. 

Belgie  is  samengesteld  uit  Viamingen  en  Walen.  Maar 
Indien  wij  twee  talen  bezitten,  hebben  wij  maar  een  hart,  eene 
ziel  om  ons  Vaderland  te  beminnen.  Als  Belg,  als  Vlaming,  ben 
ik  zeer  gelukkig  geweest  een  broederhand  te  mögen  reiken  aan 
onze  vrienden  van  Duitschland,  Oostenrijk  en  Hongarien  en  ik 
zeg  aan  U  allen  Dank !     Vaarwel !  en  tot  wederziens ! 

(Bravo!) 
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Staatssekretär  von  Ottlik-Budapest: 

Meine  Herren,  ich  betrachte  es  auch  für  eine  besonders 
angenehme  Pflicht,  namens  des  ungarischen  Vereins  und  insbe- 
sondere namens  seiner  anwesenden  Mitglieder  mich  diesen  treff- 
lichen Worten  anzuschließen  und  Eure  Hoheit  zu  bitten,  unseren 
tiefgefühltesten  Dank  für  die  ausgezeichnete  Leitung  der  Ver- 
handlungen gütigst  entgegennehmen  zu  wollen.     (Beifall.) 


Vorsitzender: 

Meine  Herren !  Das  hatte  keine  Schwierigkeit  bei  einer  so 
sachgemäßen  Behandlung  der  verschiedenen  Gegenstände. 

Ich  schließe  hiermit  die  Tagung  mit  nochmaligem  herz- 
lichem Danke  unsererseits.  (Lebhafter  Beifall  und  Hochrufe 
auf  den  Präsidenten.) 

(Schluß:  5  Uhr  20  Minuten.) 


Anhang. 


i. 

Leitsätze. 


Organisation  des  Arbeitsmarktes. 


Reg.-Assessor  Dr.  Bodenstein-Essen; 
Generalsekretär  Dr.  v.  Stojentin-Stettin. 

I. 

Der  organische  Ausbau  des  Arbeitsnachweises  liegt  im  volks- 
wirtschaftlichen, sozialen  und  ethischen  Interesse  der  gesamten 
Bevölkerung : 

a)  volkswirtschaftlich,  um  so  schnell  und  billig 
als  möglich  jede  vorhandene  Arbeitswilligkeit  und  zur 
Hand  liegende  Arbeitsgelegenheit,  die  sich  suchen,  behufs 
Erzielung  eines  Arbeitsvertrages  zueinander  in  Beziehung 
zu  setzen,  bei  einseitig  bestehenden  Angeboten  bzw. 
Nachfragen  das  zur  Vertragsschließung  noch  mangelnde 
Material  an  Arbeitskräften  bzw.  offenen  Stellen  zu  be- 
schaffen und  dadurch  planmäßig  regelnd  und  bei  wirt- 
schaftlichen Depressionen  und  ungesunden  Bevölkerungs- 
verschiebungen ausgleichend  auf  den  Arbeitsmarkt  ein- 
wirken zu  können; 

b)  sozial,  um  die  widerstreitenden  Interessen  der  Käufer 
und  Verkäufer  auf  dem  Arbeitsmarkt  nach  Möglichkeit 
auszugleichen  und  durch  unparteiische  und  gewissenhafte 
Bedienung  beider  die  Härte  der  Klassengegensätze  mildern 
zu  helfen; 

c)  ethisch  endlich,  um  die  Arbeitnehmer  von  den  nach- 
teiligen sittlichen  Einflüssen  zu  befreien,  welche  der  von 
dem  gewerbsmäßigen  Arbeitsnachweis  betriebenen  der- 
zeitigen Art  der  Stellenvermittlung  anhaften. 
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II. 

Aus  diesen  Gründen  ist  die  Lösung  des  Arbeitsnachweis- 
problems nachdrücklich  anzustreben. 

III. 

Von  den  zurzeit  zu  diesem  Zwecke  eingeführten  Systemen 
(paritätische  Arbeitsnachweise,  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmer- 
Arbeitsnachweise,  Fürsorge- Arbeitsnachweise  usw.)  hat  bislang 
keines  den  unbestrittenen  Vorzug  vor  dem  andern  derart  be- 
wiesen oder  den  in  der  Lage  der  Sache  begründeten  Anforderungen 
so  weit  entsprochen,  daß  es  berechtigt  wäre,  als  Muster  einer 
Normalarbeitsnachweisorganisation  hingestellt  zu  werden. 

IV. 

Die  angestrebte  Lösung  des  Problems  ist  deshalb  auch 
nicht  von  der  schematischen  und  zwangsweisen  Übertragung 
einer  der  zurzeit  lokal  und  territorial  erprobten  Einrichtungen 
auf  die  Allgemeinheit  durch  staatliche  Gesetzgebung,  sondern 
nur  von  der  natürlichen  Entwicklung  solcher  Einrichtungen  zu 
erwarten,  welche  den  Bedürfnissen  der  jeweiligen  örtlichen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  geschickt  und  individuell  angepaßt 
sind  und  Rechnung  tragen. 


Zu  diesem  Behuf e  ist: 

a)  der  gewerbsmäßige  Arbeitsnachweis  mit  dem  Endziel  der 
gänzlichen  Ausschaltung  baldmöglichst  durch  die  Gesetz- 
gebung auf  das  Mindestmaß  einzuschränken; 

b)  die  sachgemäße  Einrichtung  von  Arbeitsnachweisen 
unter  den  in  IV  niedergelegten  Ge- 
sichtspunkten überall  da,  wo  sie  noch  ermangeln, 
schleunigst  durchzuführen; 

c)  das  planmäßige  Zusammenwirken  aller  nicht  gewerbs- 
mäßigen Arbeitsnachweise  —  und  zwar  im  Hinblick  auf 
das  Gemeinwohl  unter  Zurückstellung  jeglicher  eigen- 
süchtigen Interessen  —  in  die  Wege  zu  leiten  durch  Zu- 
sammenfassung in  organisch  sich  aufbauenden  Zweck- 
verbänden (Provinzial-  und  Landesverbänden); 
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d)  die  Begründung  von  Arbeitsnachweisverbänden  von  den 
Staatsregierungen,  Selbstverwaltungen  und  öffentlichen 
Körperschaften  materiell  und  auf  jede  sonstige  Weise 
zu  unterstützen; 

e)  die  wissenschaftliche  Erforschung  des  in  seinen  innersten 
Ursachen  und  Wirkungen  noch  keineswegs  erschöpfend 
geklärten  Problems  des  Arbeitsmarktes  und  seiner  Orga- 
nisation von  den  berufenen  Stellen  in  vermehrtem  Maße 
nachdrücklich  zu  fördern; 

f)  die  in  den  Nachbarstaaten  auf  dem  Gebiete  der  Arbeits- 
nachweisorganisation gewonnene  Erkenntnis  entsprechend 
zu  berücksichtigen. 

VI. 

Zur  Regelung  der  Wanderbewegungen  zwischen  den  mittel- 
europäischen Staaten  erscheint  die  Errichtung  geeigneter  Zentral- 
organisationen in  den  einzelnen  Ländern  erstrebenswert,  welchen 
die  Aufgabe  zufällt,  miteinander  Fühlung  zu  nehmen  und  eine 
Verständigung  aller  das  Problem  der  Wanderbewegungen  be- 
treffenden Fragen  herbeizuführen. 


Advokat  Dr.  Caro-Krakau. 

I. 

Der  natürliche  Interessengegensatz  zwischen  Arbeitnehmer 
und  Arbeitgeber  geht  in  der  Auswanderungsfrage  in  einen 
staatlichen  und  nationalen  Gegensatz  über.  Ist  auch  die  gänz- 
liche Aufhebung  desselben  bei  der  heute  bestehenden  Wirt- 
schaftsordnung undenkbar,  so  kann  doch  eine  Milderung  be- 
stehender Gegensätze  sowohl  zwischen  einzelnen  Bevölkerungs- 
klassen innerhalb  desselben  Staates  oder  Volkes  wie  zwischen 
ganzen  Staaten  und  Nationen  angebahnt  werden. 

II. 

Die  Hebung  der  Produktionskraft  und  des  inneren  Konsums 
sowie  der  Volksbildung  bei  den  häufig  von  den  Agenten  zur  Aus- 
wanderung verleiteten  Analphabeten  in  den  Auswanderungs- 
ländern würde  die  Zahl  der  Auswanderer  auf  ein  Mindermaß 
wirklich  Überzähliger  beschränken.     Anderseits  haben  die  Ein- 
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wanderungsländer  eine  jähe  Stagnation  ihrer  Alimentierung 
mit  ausländischen  Arbeitskräften  und  Ansiedlern  sowohl  wegen 
der  allmählichen  wirtschaftlichen  Entwicklung  der  industriell 
wie  landwirtschaftlich  zurückgebliebenen  Arbeiterexportländer 
wie  angesichts  des  Erscheinens  immer  neuer  Völker  auf  der  Bild- 
fläche des  internationalen  Verkehrs  auf  absehbare  Zeit  nicht  zu 
befürchten. 

III. 

Die  erwähnten  wirtschaftlichen  Gegensätze  treten  um  so 
stärker  hervor, 

a)  je  weniger  Aussicht  für  den  Arbeiterexportstaat  vor- 
handen ist,  seine  konnationalen  Arbeitskräfte  zurück- 
zugewinnen ; 

b)  je  größeren  Gefahren  ihr  Leben  oder  ihre  Gesundheit  z.  B. 
durch  Klimawechsel,  ungewohnt  intensive  Arbeit,  ins- 
besondere Akkordarbeit,  desgleichen  in  gewissen  In- 
dustrieunternehmungen und  Bergwerken  ausgesetzt  ist; 

c)  je  ungünstiger  das  materielle  Ergebnis  ihrer  Lohnarbeit 
ausfällt,  und  insbesondere  je  mehr  dasselbe  durch  unpro- 
duktiven Vermittler-  und  Agentengewinn  reduziert  wird; 

d)  last  not  least,  je  empfindlicher  ihre  ethischen  Grundsätze 
durch  böses  Beispiel  und  Verführung  in  ihrem  neuen 
Milieu  ins  Wanken  geraten. 

IV. 

Durch  Befolgung  einer  zielbewußten  Auswanderungs- 
und Kolonialpolitik  können  trotz  dieser  wirtschaftlichen  Nach- 
teile nationale  Vorteile  erreicht  werden,  wie  die  Schaffung  von 
national  und  womöglich  auch  territorial  zusammenhängenden 
Ansiedlungen  von  Angehörigen  des  Muttervolkes  im  Auslande, 
die  weiter  kulturelle  und  wirtschaftliche  Beziehungen  zu  dem- 
selben unterhalten.  Andererseits  kann  der  geringere  wirtschaft- 
liche Nachteil,  der  bei  bloß  zeitweiser  Entziehung  der  inlän- 
dischen Arbeitskraft  nach  dem  Auslande  dem  Mutterlande  zu- 
gefügt wird,  durch  Differenzierungen  in  der  Behandlungsweise 
einzelner  Nationen  bedeutend  empfindlicher  werden,  wobei  das 
Resultat  meist  ungewolltes  Bewußtwerden  nationaler  Besonder- 
heit und  Zuführung  frischer  Säfte  an  das  Arbeiterexportvolk 
ergibt. 
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V. 

Es  erscheint  notwendig,  in  den  Arbeiterexport-  und  Aus- 
wanderungsstaaten 

a)  den  öffentlichen  Arbeitsnachweis  im  Inlande  entsprechend 
zu  organisieren,  die  einzelnen  Ämter  behufs  Austausches 
von  Angebots-  und  Nachfragemeldungen  nach  Kron- 
ländern gruppiert  miteinander  in  engen  Zusammenhang 
zu  bringen  und  das  Privatagententum  möglichst  überall 
auszuschalten; 

b)  unentgeltlich  für  jedermann  funktionierende  Reichs- 
oder Zentralauskunftsstellen  über  Arbeits-  und  Ansied- 
lungsgelegenheit  im  Auslände,  sowie  nach  einheitlichen 
Grundsätzen  geleitete  Generalkommissariate  oder  Reichs- 
auswanderungsämter zu  errichten. 

VI. 

Um  den  bestehenden  Interessengegensatz  zwischen  Völkern 
und  Staaten  zu  mildern,  sowie  aus  naheliegenden  sozialpolitischen 
und  sozialethischen  Motiven  erscheint  es  wünschenswert,  auf 
dem    Wege   internationalen    Übereinkommens 

a)  gemeinschaftliche  Grundsätze  der  Aus-  und  Einwande- 
rungsstatistik festzusetzen; 

b)  die  Lieferung  von  angeworbenen  Arbeitern  ins  Ausland, 
wo  dieselbe  nicht  ohnehin  staatlicherseits  verboten  ist, 
bloß  öffentlichen  Arbeitsvermittlungsanstalten  vorzu- 
behalten und  bis  zur  allgemeinen  Durchführung  dieses 
Grundsatzes  die  strengste  Kontrolle  konzessionierter 
und  hochkautionierter  Privatagenten  seitens  der  Reichs- 
aus- beziehungsweise  -Einwanderungsämter  einzuführen; 

c)  den  internationalen  Vertrag  vom  18.  5.  1904  betr.  den 
Mädchenhandel  weiter  auszubauen  und  die  ihm  noch 
nicht  beigetretenen  Staaten  zum  Beitritt  zu  veranlassen; 

d)  auf  den  Überseeschiffen  das  Mindestmaß  von  Licht,  Luft 
und  Verpflegung  für  jeden  Zwischendeckpassagier  aller 
Schiffahrtslinien  festzusetzen  und  die  Einführung  von 
Kabinen  III.  Klasse  anstatt  des  gemeinschaftlichen 
Zwischendecks  und  besondere  Eßräume  bei  neu  zu  er- 
bauenden   Schiffen    vorzuschreiben ; 
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e)  in  den  Einschiffungshäfen  sowie  in  den  Kontrollstationen 
an  den  Staatsgrenzen  die  obligate  Schaffung  von  Aus- 
wandererhallen und  ihre  entsprechende  Einrichtung,  sowie 
von  offiziellen  Geldwechselbureaus;  sowie 

f)  in  den  Einwanderungs-  und  Arbeiterimportländern  die 
Gründung  von  öffentlichen  Arbeitervermittlungsämtern 
zu  bestimmen; 

g)  die  Bedingungen  der  Rechtsverbindlichkeit  von  im  Aus- 
lande ausgestellten  öffentlichen  Urkunden  zu  vereinfachen; 

h)  Geldheimsendungen    aus    Überseeländern    zu   verbilligen. 

VII. 

Aus  dem  Gesagten  erhellt  zugleich  die  Ersprießlichkeit  der 
Gründung  eines  von  den  Regierungen  verschiedener  Staaten  sub- 
ventionierten internationalen  Instituts 

a)  behufs  Anbahnung  der  Annahme  der  genannten  und 
weiterer  analoger  Bestimmungen  in  der  Gesetzgebung 
der   einzelnen   Staaten; 

b)  zwecks  Sammlung  von  aus  amtlichen  und  anderen  ver- 
trauenswürdigen Quellen  herrührenden  Informationen 
über  die  Lage  der  Aus-  und  Abwanderer  in  den  einzelnen 
Ländern,  über  die  dort  bestehende  Immigrations-,  Koloni- 
sations-,  Eigentums-  und  Arbeitergesetzgebung,  Lohn- 
höhe, Lebensunterhalt  usw.; 

c)  behufs  wissenschaftlicher  Bearbeitung  der  erlangten  Mit- 
teilungen nach  vorhergegangener  Vergleichung  und  Kon- 
trolle, sowie  zwecks  periodischer  Publikation  der  ge- 
wonnenen Resultate. 


Bezirkskommissär  Dr*  v.  Fürer- Wien: 

Die  Verteilung  der  Arbeitskräfte  auf  Industrie  und  Land- 
wirtschaft wird  heute  nur  seitens  der  Landwirtschaft  als  un- 
gerecht empfunden.  In  der  Industrie  ist  im  allgemeinen  kein 
Mangel  an  Arbeitskräften  wahrzunehmen;  nur  auf  dem  Lande 
herrscht  Leutenot. 
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II. 

Der  vielfach  fühlbare  Übergang  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  zu  industrieller  Beschäftigung  entspringt  einerseits 
einem  Zuge  zur  Stadt,  anderseits  einem  Zuge  zur  Industrie. 
Das  letztere  Moment,  das  nicht  immer  das  Verlassen  der  länd- 
lichen Wohnsitze  zur  Folge  hat,  ist  das  stärkere.  Die  Sehnsucht 
nach  der  Stadt  kommt  erst  in  zweiter  Linie  und  äußert  ihre 
Wirkungen  hauptsächlich  nur  auf  den  bereits  einen  gewerb- 
lichen oder  industriellen  Beruf  treibenden  Arbeiter.  Aber  den- 
jenigen, den  die  Industrie  nach  der  Stadt  gezogen  hat,  hält  die 
Stadt  fest,  wenn  ihn  die  Industrie  auch  in  Zeiten  rückläufiger 
Konjunktur  abstößt.  Wen  die  Industrie  am  flachen  Lande 
nicht  mehr  beschäftigt,  den  zieht  die  Stadt  an  sich  heran.  Wer 
einmal  gewerbliche  oder  industrielle  Arbeit  aufnimmt,  der  wird 
der  Landwirtschaft  für  immer  entfremdet.  Das  dritte  Moment 
ist  der  Zug  von  der  Heimat  fort,  der  überall  dort  wahrzunehmen 
ist,  wo  die  Heimat  ihre  Söhne  nicht  ernährt,  sei  es  infolge  er- 
heblicher Unfruchtbarkeit  des  Bodens,  sei  es  infolge  einer  un- 
gerechten Bodenverteilung.  Aus  letzterem  Grunde  ist  die  Ab- 
wanderung aus  Großgrundbesitzerländern  wesentlich  stärker  als 
aus  Bauernländern. 

*  IIL 

Unter  diesem  Zustande  leidet  die  landwirtschaftliche  Pro- 
duktion, leiden  die  großen  Städte,  die  Arbeiter  der  Industrie- 
gebiete, die  stets  in  Gefahr  sind,  von  neuen  anspruchsloseren 
Arbeitern  verdrängt  zu  werden,  leidet  die  Industrie,  welche  der 
Versuchung,  gut  ausgebildete  teuerere  Arbeiter  durch  billigere 
schlechtere  Arbeiter  zu  ersetzen,  nicht  immer  widerstehen  kann. 

Die  Bekämpfung  dieses  Zustandes  kann  in  erster  Linie  nur 
in  der  Beseitigung  seiner  Ursachen  liegen.  Die  hierzu  geeig- 
neten Mittel  sind: 

1.  Abschwächung  des  Zuges  zur  Industrie  durch 
Besserung  der  Lohnverhältnisse  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  (Einführung  der  Akkordarbeit);  Gleichstellung 
der  landwirtschaftlichen  mit  den  industriellen  Arbeitern 
hinsichtlich  der  sozialen  Versicherung;  Reform  des  land- 
wirtschaftlichen Arbeitsvertrages. 
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2.  Abschwächung  des  Zuges  zur  Stadt  durch  Ver- 
besserung der  Wohnungsverhältnisse  auf  dem  Lande; 
Förderung  der  ländlichen  Wohlfahrtspflege  überhaupt. 

3.  Abschwächung  des  Zuges  von  der  ländlichen 
Heimat  durch  Schaffung  von  Kleinbauern-  und  Land- 
arbeiterstellen;  weitestgehende  Förderung  der  inneren 
Kolonisation;  Schaffung  von  landwirtschaftlichen  Haus- 
industrien. 

IV. 

Der  Arbeitsnachweis,  und  zwar  vornehmlich  auch  der  öffent- 
liche allgemeine  Arbeitsnachweis,  kann  auf  eine  der  Industrie 
und  der  Landwirtschaft  gerecht  werdende  Verteilung  der  Ar- 
beitskräfte erst  in  zweiter  Linie  Einfluß  nehmen.  Dieser  Ein- 
fluß wird  entweder  ein  präventiver  sein,  indem  er  die  Abwan- 
derung von  der  Landwirtschaft  verhütet,  oder  ein  positiver,  in- 
dem er  die  städtische,  beziehungsweise  industrielle  Arbeiterschaft 
über  günstige  Arbeitsbedingungen  in  der  Landwirtschaft  auf- 
klärt und  sie  dieser  wieder  zuführt. 

V. 

Für  die  Organisation  der  Arbeitsvermittlung,  welche  diese 
Aufgaben  erfüllen  soll,  muß  der  Grundsatz  aufgestellt  werden, 
daß  die  Versorgung  der  Landwirtschaft  mit  Arbeitskräften  nur 
durch  Facharbeitsnachweise  erfolgen  kann,  die  jedoch  mit  den 
allgemeinen  Arbeitsnachweisen  in  enger,  steter  Fühlung  stehen 
müssen. 

VI. 

Der  allgemeine,  vornehmlich  der  Industrie,  dem  Gewerbe 
und  dem  Haushalte  dienende  Arbeitsnachweis  hat  die  Aufgabe, 
grundsätzlich  die  Arbeitsuchenden  an  sich  herantreten  zu  lassen; 
nur  in  Ausnahmefällen  hat  er  sie  aufzusuchen;  er  dient  in  der 
heutigen  Zeit  mehr  den  Arbeitnehmern  und  ist  das  wichtigste 
Mittel  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit. 

Der  landwirtschaftliche  Arbeitsnachweis  hat  dagegen  heute 
die  Aufgabe,  die  für  die  Landwirtschaft  notwendigen  Arbeits- 
kräfte ausfindig  zu  machen,  sie  anzuwerben.     Er  dient  unter 
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den  obwaltenden  Verhältnissen  mehr  den  Interessen  der  Arbeit- 
geber. Aus  diesen  grundsätzlichen  Verschiedenheiten  ergeben 
sich  mehrfache  Differenzen  in  der  inneren  Organisation  dieser 
Nachweise. 

VII. 

Für  die  Versorgung  der  Industrie  mit  Arbeitskräften  kommt 
in  hohem  Maße  auch  der  industrielle  Arbeitgeber-  und  der 
Arbeitnehmernachweis  in  Betracht.  Beide  erscheinen  jedoch 
entbehrlich  und  können  durch  den  allgemeinen  öffentlichen 
Arbeitsnachweis  vollkommen  ersetzt  werden.  Wo  sie  bestehen, 
haben  sie  weniger  die  bloße  Aufgabe,  Arbeitskräfte  beziehungs- 
weise Arbeit  zu  vermitteln,  als  die  Funktion  von  Machtmitteln 
im  sozialen  Kampfe. 

VIII. 

Ungarn  und  der  Osten  Österreichs  können  heute  noch  an 
Deutschland  eine  gewisse  Menge  von  Arbeitskräften  für  die 
Landwirtschaft  und  die  Industrie  abgeben,  wie  Ungarn  auch 
an  Österreich  insbesondere  für  die  Landwirtschaft  Arbeiter 
liefert. 

Diese  Wechselbeziehungen  bedürfen  dringend  einer  Regelung, 
und  es  erscheint  unbedingt  geboten,  daß  diese  Wanderungen 
von  Seiten  der  Öffentlichkeit  geleitet  und  jede  private  Ver- 
mittlung vollkommen  ausgeschaltet  werde. 

Aus  diesem  Grunde  wäre  eine  innige  Fühlungnahme  zwischen 
den  Organisationen  für  öffentliche  Arbeitsvermittlung  in  den  drei 
Staaten  Mitteleuropas  überaus  wünschenswert. 


Ackerbau  minister  a.  D.  v.  Oyörgy-Budapest: 

I. 

Der  landwirtschaftliche  Arbeiter  ist  grundverschieden  vom 
industriellen  Arbeiter.  Seine  Arbeit  beansprucht  eine  An- 
passung an  ungleichmäßige  Naturkräfte  und  ist  an  eine  gegebene 
Zeit  und  Saison  gebunden.  Seine  Arbeitsstätte  kann  sich  schnell 
verändern;  seine  Arbeit  selbst  ist  in  den  meisten  Fällen  von  der 
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Arbeit  der  Genossen  abgesondert,  nicht  von  derselben  abhängig. 
Demgemäß  sind  nicht  nur  seine  Löhne,  sondern  auch  seine 
Fähigkeiten  und  Ansprüche  anders  geartet  als  die  des  industri- 
ellen Arbeiters.  Die  einfache  Erhöhung  des  Lohnes  befriedigt 
ihn  nicht,  er  strebt  nach  selbständiger  wirtschafticher  Existenz, 
nach  einem  Besitztum.  Das  einfache  Versetzen  des  gelernten 
landwirtschaftlichen  Arbeiters  zur  industriellen  Arbeit  oder  um- 
gekehrt ist  praktisch  schwierig,  ergibt  eine  ungeschulte  Arbeits- 
kraft und  führt  zu  ethischem  Verfall.  (Beispiele:  der  ungarische 
Landarbeiter  in  Amerika,  die  landwirtschaftliche  Kolonie  in 
Holland  oder  die  Kolonien  der  Heilsarmee.)  Bei  der  heutigen 
Entwicklung  der  landwirtschaftlichen  Technik  kann  sowohl  der 
Landarbeiter  für  die  industrielle  Arbeit  wie  auch  der  industrielle 
Arbeiter  für  die  Landwirtschaft  für  ständig  nichts  anderes  als 
Reserve  sein.  Die  Vermehrung  dieser  Reserve  ist  gefährlich,  weil 
sie  zu  Stauungen,  zur  Arbeitslosigkeit  führt  und  so  die  Produktion 
wegen  eines  vorübergehenden  Gewinns  ständig  belastet.  Ein 
solches  einfaches  Versetzen  oder  Verschieben  ist  somit  irrationeli ; 
es  stellt  eine  soziale  Gefahr  dar. 


II. 

Die  Erziehung  begünstigt  heute  überall  die  Industrie  gegen 
die  Landwirtschaft.  Das  öffentliche  Unterrichtswesen,  in 
welchem  man  erst  neuestens  zur  Betrachtung  der  Natur,  zum 
Schulgarten  und  zum  landwirtschaftlichen  Unterricht  mittleren 
Grades  zurückkehrt;  die  größere  Abwechslung  des  städtischen 
Lebens,  während  man  das  Dorfleben  erst  neuestens  durch 
Wohnungs-  und  Wohlfahrtseinrichtungen  zu  heben  trachtet;  die 
gemeinschaftliche  gesellige  Arbeit  und  die  relative  Unabhängig- 
keit, an  welche  unsere  Gesindeordnungen  erst  jetzt  zu  denken 
beginnen;  die  gleichmäßigere  und  präzisere  Arbeit,  welche  nur 
in  mit  Maschinen  gut  versehenen  Produktionsstätten  eingeführt 
werden  kann;  und  allem  voran  der  Arbeitslohn,  welcher  trotz 
der  (in  der  Landwirtschaft  Ungarns  während  der  letzten  10  Jahre 
erfolgten  70%igen)  Erhöhung  noch  immer  weit  höher  ist  als  der 
Lohn  des  landwirtschaftlichen  Arbeiters  —  all  das  sind  Faktoren 
zugunsten  des  industriellen  Arbeiters.  Überdies  verwendet  die 
Landwirtschaft  mit  Ausnahme  des  landwirtschaftlichen  Gesindes 
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nur  Saisonarbeiter  oder  Taglöhner;  es  ist  somit  der  größte 
Nachteil  des  Lohnsystems,  der  Mangel  der  Arbeitsbeständigkeit, 
hier  am  härtesten  fühlbar. 

Dem  kann  nur  der  allgemeine  wirtschaftliche  Fortschritt 
abhelfen.  Dadurch,  daß  die  intensivere  Kultur  eine  Arbeits- 
teilung in  stets  erhöhtem  Maße  beansprucht,  wird  der  landwirt- 
schaftliche Arbeiter  immer  mehr  spezialisiert  und  aus  der  Menge 
der  ungelernten  Arbeiter  emporgehoben,  wird  seine  Arbeit  stän- 
diger und  solcherweise  die  eventuelle  Gefahr  der  Arbeitslosig- 
keit abgewendet,  welche  die  Hauptursache  des  Arbeiterelends 
und  des  Sinkens  der  Moral  bildet.  Das  wirtschaftliche  Interesse 
und  die  ausgleichende  Gerechtigkeit  erheischen  das  weitere  Ver- 
folgen dieser  Richtung  beim  öffentlichen  Unterricht,  bei  den 
Gesindeordnungen,  bei  der  Förderung  der  landwirtschaftlichen 
Technik  und  bei  der  Ausdehnung  der  Arbeiterwohlfahrtseinrich- 
tungen auf  das  platte  Land. 

III. 

Der  Ausbau  des  Arbeitsnachweises  ist  vom  Standpunkte 
der  richtigen  Verteilung  der  landwirtschaftlichen  und  industriellen 
Arbeiter  äußerst  wichtig.  Der  gut  geleitete  Arbeitsnachweis 
kann,  wenn  im  Einvernehmen  mit  den  Schulbehörden  organi- 
siert, sowohl  vom  Standpunkte  des  Arbeitsbedarfes  wie  der 
Arbeitsnachfrage  den  Eltern  bezüglich  der  Berufswahl  ihrer 
Kinder  richtunggebenden  Rat  erteilen.  Deshalb  ist  eine  der- 
artige Verbindung  in  jeder  Weise  erwünscht. 


Direktor  Dr.  v.  Hegedüs-Budapest: 

I. 

Es  ist  erwünscht,  daß  die  mitteleuropäischen  Staaten  mit 
den  amerikanischen  Einwanderungsstaaten  zur  einheitlichen 
Regelung  des  Auswanderungs-,  beziehungsweise  Einwanderungs- 
rechtes eine  Vereinbarung  treffen.  Die  mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  empfehlen  in  dieser  Beziehung  ihren  Regie- 
rungen, in  Anlehnung  an  einen  Beschluß  des  Washingtoner  Kon- 
gresses (bei  Verhandlung  des  neuen  Einwanderungsgesetzes  vom 
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Jahre  1907)  einen  internationalen   Auswanderungskongreß    ein- 
zuberufen. 

Mit  den  südamerikanischen  Staaten  sollten  überdies  bezüg- 
lich der  Modalitäten  des  Erwerbes  und  des  Verlustes  der  Staats- 
bürgerschaft genaue  Vereinbarungen  getroffen  werden.  Schon 
bei  der  Einschiffung  in  den  europäischen  Häfen  wären  Garantien 
zu  schaffen,  daß  die  Auswanderer  durch  die  Einwanderungs- 
staaten nicht  zurückgewiesen  werden. 

II. 

Bezüglich  der  Regelung  des  Auswanderungsrechtes  der 
mitteleuropäischen  Staaten  sind  zu  unterscheiden:  die  mit  dem 
Verluste  der  Staatsbürgerschaft  verbundene  Ansiedelung;  die 
eigentliche  Auswanderung;  die  provisorische  Arbeiterwanderung. 

Der  Verlust  der  Staatsbürgerschaft  hat  nicht  schon  mit  der 
Tatsache  der  Auswanderung  einzutreten. 

Für  die  eigentliche  Auswanderung  können  im  allgemeinen 
das  deutsche  Reichsgesetz  vom  Jahre  1897  und  das  ungarische 
Gesetz  vom  Jahre  1909  zur  Grundlage  der  internationalen 
Regelung  dienen. 

Bezüglich  der  Kontrolle  der  Saisonarbeiter  sind  Vorschriften 
zu  erlassen,  welche  ein  Zusammenwirken  der  Behörden  der 
nachbarlichen  Grenzgebiete  sicherstellen. 

Die  Vorschriften  wegen  des  Militärdienstes  sind  zu  er- 
leichtern. 

III. 

Bezüglich  Regelung  der  strikten  Auswanderung  sollten  die 
Vorschläge  des  Institut  de  droit  international  (Kopenhagener 
Kongreß  1897)  zur  Annahme  gelangen: 

Die  Freiheit  der  Auswanderung  wird  sowohl  bezüglich 
einzelner  Personen  als  bezüglich  der  Massenauswanderung 
anerkannt;  sie  kann  nur  dann  beschränkt  werden,  wenn 
eine  der  Regierungen  aus  sozialen  oder  politischen  Gründen 
gezwungen  ist,  ein  Verbot  zu  erlassen,  welches  sie  den 
übrigen  Mächten  mitzuteilen  verpflichtet  ist  (Art.  1).  Die 
Auswanderung  ist  jenen  Personen  zu  verbieten,  welchen 
der  Einwanderungsstaat  die  Einwanderung  nicht  gestattet 
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(Art.  2).  Jeder  Staat  bestellt  zwecks  einheitlicher  Leitung 
der  Auswanderungsangelegenheiten  und  zwecks  Beschaffung 
von  Berichten  und  Daten  ein  besonderes  Amt.  Diese  Ämter 
können  ermächtigt  werden,  miteinander  unmittelbar  in 
Berührung  zu  treten  (Art.  3  und  4).  Die  Staaten  haben 
jene  Unternehmungen  abzuschaffen,  welche  für  ausländische 
Staaten  oder  ausländische  Arbeitgeber  Auswanderer  an- 
werben ;  die  konzessionierten  Auswanderungs-Agenten  haften 
mit  ihren  Gesellschaften  solidarisch  für  Fehler  und  Unter- 
lassungen, gleichgültig,  ob  diese  Gesellschaften  im  Lande 
oder  im  Auslande  bestehen  (Art.  5  und  6).  Der  Auswan- 
derungsstaat verständigt  seine  eigenen  Konsulate,  daß  Aus- 
wanderer nach  dem  betreffenden  fremden  Lande  oder  nach 
dem  betreffenden  Hafen  aufgebrochen  sind;  das  Einwan- 
derungsland hinwieder  hat  durch  sein  eigenes  Amt  den 
Schutz  und  die  Unterbringung  der  Ankommenden  zu  be- 
sorgen (Art.  7  und  8). 

IV. 

Jeder  Staat  errichtet  einen  Auswanderungsbeirat. 
Es  ist  erwünscht, 

a)  daß  die  in  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn  zu  er- 
richtenden Organisationen  miteinander  unmittelbar  ver- 
kehren, insbesondere  zum  Zwecke  der  Unterbringung  der 
Rückwanderer ; 

b)  daß,  sofern  einer  der  Staaten  den  Paßzwang  als  Grund- 
lage seines  Auswanderungsrechtes  feststellt,  dies  vom  Ein- 
wanderungs-  (Durchgangs-)  Staat  respektiert  wird; 

c)  daß  den  Reedereien  im  Innern  des  Landes  keine  Be- 
willigung zum  Sammeln  der  Auswanderer  erteilt,  wohl 
aber  in  den  Hafenstädten  die  Errichtung  von  unter 
behördlicher  Kontrolle  stehenden  Bureaus  bewilligt  wird; 

d)  daß  die  Tätigkeit  von  Agenturen,  die  ihre  Provision  nach 
der  Anzahl  der  Auswanderer  erhalten,  streng  bestraft 
wird; 

e)  daß  betr.  Regelung  der  Verpflegung,  der  hygienischen 
Einrichtungen  usw.  der  die  Auswanderer  befördernden 
Schiffe  eine  internationale  Vereinbarung  getroffen  wird. 
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Professor  Dr.  Mischler-Graz: 

I. 

Die   Arbeitsvermittlung   als   Angelegenheit 
der    öffentlichen    Verwaltung. 

1.  Die  Arbeitsvermittlung  ist  grundsätzlich  als  An- 
gelegenheit der  öffentlichen  Verwaltung  anzusehen. 

2.  Der  Betrieb  von  Arbeitsvermittlung  aus  Gewinn- 
zwecken  ist  unbedingt  und  für  alle  Berufe  auszuschließen. 

3.  Auf  gewissen  ganz  speziellen  Gebieten  hat  die  Ver- 
mittlung —  wenn  sie  überhaupt  isoliert  vorgenommen  werden 
soll  —  ausschließlich  nur  im  berufsgenossenschaft- 
lichen Wege  oder  durch  öffentliche  Fachan- 
stalten ohne  Gewinnabsicht  zu  erfolgen. 

4.  Die  im  Besitzstande  befindlichen  Unternehmer  von  Ver- 
mittlungsgeschäften sind  —  unter  Anwendung  eingehendster 
Kontrollmaßregeln  —  eventuell  auf  Zeit  in  ihrer  Stellung  zu 
belassen;  auch  könnte  eine  Ablösung  gegen  Entschädigung  er- 
folgen. 

II. 

Staats-    oder    Selbstverwaltung? 

1.  Ob  die  Arbeitsvermittlung  eine  Angelegenheit  direkt  der 
Staatsverwaltung  oder  eine  solche  der  Selbstverwaltung  sein 
soll,  kann  nicht  grundsätzlich,  sondern  muß  nach 
der  Sachlage  beantwortet  werden. 

2.  Auf  alle  Fälle  soll  der  direkten  Staats- 
gewalt vorbehalten  sein:  die  Herstellung  der  Beziehungen 
zum  bürgerlichen  und  Gewerberechte,  die  Förderung,  die  Statistik, 
die  Herbeiführung  des  allgemeinen  Zusammenhanges  aller  An- 
stalten im  Staate  zur  Ausgleichung  des  Arbeitsmarktes,  die  Be- 
seitigung der  Auswüchse  usw. 

3.  Bei  geringer  Entwicklung  des  Arbeitsvermittlungswesens 
empfiehlt  sich  die  direkte  Staatsanstalt.  Sind  Ein- 
richtungen der  Selbstverwaltung  schon  da,  so  können 
diese  erhalten  und  im  Einigungsfalle  in  ein  einheitliches  System 
aufgenommen  werden. 
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4.  Die  Arbeitsvermittlung  soll  stets  durch  eigene,  nur 
durch  den  Arbeitsvermittlungszweck  bedingte 
Anstalten  durchgeführt  werden. 


III. 

Das     territoriale     und      das     internationale 

Prinzip. 

1.  Das  ganze  Staatsgebiet  muß  lückenlos  und  gleich- 
mäßig von  diesem  Verwaltungszweige  ergriffen  werden,  und 
zwar  sollen  die  Arbeitsvermittlungsanstalten  grundsätz- 
lich territorialen  Charakter  tragen.  Die  Anstalten 
lokalen  Charakters  (z.  B.  städtische  Arbeitsnachweise  usw.) 
sind  grundsätzlich  vom  Standpunkte  der  allgemeinen  Terri- 
torialität aufzufassen. 

2.  Angesichts  der  territorialen  Komplexität  und  inter- 
nationalen Wechselwirkung  des  Arbeitsmarktes  in  Mittel-Europa 
müssen  grundsätzlich  in  gleicher  Weise  auch  die  Auslands- 
beziehungen berücksichtigt  werden. 


IV. 

Die  Funktionen  und  die  Gliederung  der 
Arbeitsvermittlungsbehörden. 

Für  die  Gliederung  der  Arbeitsvermittlungsbehörden 
kommen  die  Funktionen  der  Leitung,  der  örtlichen  Aus- 
gleichung des  Arbeitsmarktes  und  des  Par- 
teienverkehres (einschließlich  der  Kanzleiarbeiten)  in 
Betracht. 

Die  Leitung  soll  einheitlich  sein  und  von  einer  einzigen 
Stelle,  der  Staatsgewalt,  ausgehen.  Die  Ausgleichung 
des  Arbeitsmarktes  ist  Sache  von  Provinzialbehörden 
innerhalb  desselben  Landes  und  der  obersten  Staatsbehörde 
rücksichtlich  des  Verhältnisses  der  Provinzen  untereinander  und 
zu  dem  Auslande. 

Der  Parteienverkehr  wird  von  den  eigentlichen 
Arbeitsvermittlungsanstalten  ausgeübt;  diese  sollen  für  die 
kleineren  Verwaltungsbezirke  und  Städte  errichtet  werden. 
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V. 
Das    Prinzip    der    Allgemeinheit    und    seine 

Grenzen. 

a)  Die  Arbeitsvermittlung  als  Verwaltungsangelegenheit 
ist  grundsätzlich  allgemein  und  erfährt  hierin  nur 
folgende  Einschränkungen: 

Der  öffentliche  Dienst,  obgleich  unter  gegebenen 
Verhältnissen  die  Arbeitsvermittlungsämter  auch  hier  eintreten 
könnten;  der  freie  Arbeitsmarkt  hinsichtlich  höherer,  auf 
besonderer  Vorbildung  basierter  oder  hoch  bezahlter  Stellen; 
gewisse  eigenartige  S  p  e  z  i  a  1  berufe,  deren  Würdigung  eine 
ganz  besondere  Berufskenntnis  voraussetzt  (siehe  These  I,  3). 

b)  Nach  Ausscheidung  dieser  Gebiete  bleiben  haupt- 
sächlich   folgende   Gruppen   übrig: 

Landwirtschaftliche  Arbeiter  im  weitesten  Sinne ;  gewerbliche 
Arbeiter,  d.  h.  Handwerksgehilfen,  Industriearbeiter,  Lehrlinge; 
Handels-  und  kaufmännisches  Personal;  Hausdienstboten  und 
kurzfristige  Hausdienste;  höhere  sogenannte  liberale  Berufe; 
niederes  Fachpersonal;  Taglöhner  und  Personen  wechselnden 
Berufs. 

c)  Bei  ausgeprägtem  Hervortreten  einzelner  dieser  Berufs- 
gruppen, ferner  bei  sehr  großen  Anstalten,  endlich  bei  Auswande- 
rungsverkehr usw.  empfiehlt  sich  die  Einrichtung  von  Ab- 
teilungen innerhalb  der  Arbeitsvermittlungsämter. 

d)  Der  Tätigkeit  der  Arbeitsvermittlungsanstalten  ist  ein 
allumfassendes  spezialisiertes,  systematisch  geordnetes  Wör- 
terbuch aller  existierenden  Berufsbe- 
z  e  i  c  h  n  u  n  gen   zugrunde   zu  legen. 

VI. 

Freiwilligkeit    der    Inanspruchnahme    oder 
Benützungszwang. 

Gegenwärtig  beruht  die  Arbeitsvermittlung  auf  dem  Prin- 
zip der  Freiwilligkeit;  es  ist  jedoch  der  Obergang 
zum  Benützungszwang  nachdrücklich  anzustreben. 
Als  zunächst  erreichbare  Gebiete  des  Benützungszwanges  sind 
jene  anzusehen,  bei  welchen  früher  ein  rechtlicher  Benützungs- 
zwang mit  Rücksicht  auf  andere  Einrichtungen  bestanden  hat 
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oder  eine  berufsgenossenschaftliche  Organisation  besteht,  so 
z.  B.  genossenschaftliche  Aufdingung  und  Arbeitsbuchzwang 
für  gewerbliche  Lehrlinge  und  Gehilfen;  Dienstbotenmärkte, 
Leihkauf,  Eintragung  in  die  Dienstbotenbücher  in  der  Land- 
wirtschaft; Arbeitsbuchzwang  für  Industriearbeiter;  Gremial- 
zwang  in  der  Handelsbeschäftigung;  Meldepflicht  und  Dienst- 
botenbücher der  Hausdienstboten;  Pässe  für  landwirtschaftliche 
Saisonwanderarbeiter ;  Auswanderungsvorschriften. 

Bei  diesen  Gebieten  soll  sich  der  Benützungszwang  an  die 
sonstige  Formalität  des  Abschlusses  des  Arbeitsvertrages  an- 
schließen. 

VII. 

Die   Frage  des  Gebührenprinzips. 

Es  läßt  sich  nicht  behaupten,  daß  die  öffentliche  Arbeits- 
vermittlung grundsätzlich  gebührenfrei  sein 
müßte;  vielmehr  läßt  sich  der  Bestand  von  niedrig  be- 
messenen Gebühren  bei  einzelnen  Berufsgruppen  rechtfertigen, 
insbesondere  bei  solchen,  für  welche  bisher  erwerbsgeschäftliche 
Arbeitsvermittlungen  tätig  waren  oder  noch  sind. 

VIII. 
Das  Prinzip  der  Parität. 

Die  Arbeitsvermittlungsämter  und  Behörden  sollen  auf 
allen  ihren  Gebieten  und  Stufen  von  paritätischen  Ge- 
schäftskommissionen begleitet  sein. 

IX. 

Anschluß    der    Arbeitsvermittlungs- 
anstalten an  andere  Zweige  der  Verwaltung. 

1.  Es  empfiehlt  sich,  den  Arbeitsvermittlungsämtern  An- 
stalten für  Wohnungsvermittlung  und  Geschäfts- 
lokalitätenvermittlung sowie  Rechtsauskünfte  über 
den  Arbeitsvertrag  anzugliedern. 

2.  Die  Arbeitsvermittlungen  haben  den  Anschluß  an  die 
allgemeinen  Volksschulen  herzustellen,  damit  für  die  aus 
der  Volksschule  zu  entlassenden  Kinder  der  obersten  Schulklasse 
eine  ersprießliche  Berufswahl  ermöglicht  werde,  und  den 
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volkswirtschaftlichen    Erwerbszweigen    genügende    Arbeits- 
kräfte zugeführt  werden. 

3.  Die  Arbeitsvermittlungen  haben  für  geeigneten  Wieder- 
beginn der  Arbeit  Militärentlassener  zu  sorgen  (Reservisten- 
vermittlung). 

4.  Die  Arbeitsvermittlungsämter  haben  ferner  durch  Sta- 
tistik und  Beobachtung  des  Arbeitsmarktes 
sowie  durch  besondere  Vorkehrungen  die  Wirkung  von  Krisen 
hinsichtlich  der  Arbeitslosigkeit  abzuschwächen. 

5.  Gegenüber  der  öffentlichen  Armenpflege 
haben  die  Arbeitsvermittlungsanstalten  dahin  zu  wirken,  daß 
es  möglich  ist,  die  arbeitslosen  Arbeitswilligen  von  den  arbeits- 
fähigen Arbeitsscheuen  zu  trennen. 

6.  Gegenüber  der  örtlichen  Bewegung  der  Ar- 
beitsuchenden sollen  Erleichterungen  herbeigeführt 
werden,  welche  mit  den  Arbeitsvermittlungsämtern  in  Zusammen- 
hang zu  bringen  sind,   z.   B.   Eisenbahntarifermäßigungen  usw. 


Domänendirektor  Sierbän-Budapest : 

I. 

Im  Interesse  friedlicher  und  erfolgreicher  wirtschaftlicher 
Tätigkeit  erscheint  die  gesetzliche  Regelung  des  Rechtsverhält- 
nisses zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  notwendig; 
insbesondere  auch  die   Regelung  des  Arbeitsnachweises. 

Der  richtigen  Lösung  der  Frage  des  landwirtschaftlichen 
Arbeitsnachweises  wohnt  mit  Rücksicht  auf  die  erfolgreiche 
gemeinsame  Tätigkeit  des  Produzenten  und  des  Arbeiters  nicht 
nur  ein  privates,  sondern  auch  ein  hervorragendes  staatliches 
Interesse  inne;  sie  ist  nicht  nur  vom  volkswirtschaftlichen, 
sondern  auch  vom  sozialen  Standpunkte  aus  äußerst  wichtig; 
demzufolge  ist  der  landwirtschaftliche  Arbeitsnachweis 
am  besten  im  gesetzlichen  Wege  zu  ordnen. 

II. 

Da  in  größeren  Produktionsgebieten  die  Zahl  der  Arbeits- 
gelegenheiten und  der  Arbeiter  unverhältnismäßig  verteilt  ist, 
erscheint  die  zeitweilige  Mobilisierung  der  Arbeiter  unerläßlich, 
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damit  einesteils  der  seitens  des  Arbeitgebers  beabsichtigte,  mehr 
Arbeitshände  beanspruchende  intensive  Wirtschaftsbetrieb  in 
seiner  Fortentwicklung  wegen  Arbeitermangels  nicht  behindert 
werde;  andernteils  damit  dem  aus  welcher  Ursache  immer  ent- 
stehenden Arbeiterüberflusse  in  einer  Gegend  die  Möglichkeit,  in 
einer  anderen  Gegend  Arbeit  zu  finden,  gesichert  werde. 

Die  Volkswirtschaft  der  Staaten  ist  in  der  Richtung  zu 
entwickeln,  daß  der  Arbeiter  in  seiner  eigenen  Heimat  im  Wege 
des  richtigen  Arbeitsnachweises  stets  Arbeit  und  Erwerb  finde, 
um  sich  und  seiner  Familie  das  Fortkommen  zu  sichern,  und 
auch  der  Arbeitgeber  die  zur  Produktion  nötigen  Arbeitskräfte 
erhalte. 

III. 

Diejenigen  landwirtschaftlichen  Arbeiter,  die  wegen  lokalen 
Arbeitsmangels  gezwungen  sind,  von  ihren  Familien  losgetrennt 
auf  Monate  sich  zur  Arbeit  in  entfernten  Gegenden  zu  ver- 
dingen, sind  die  ärmsten  Bürger  des  Staates.  Es  ist  also  billig, 
daß  diese  meisthin  auf  niederer  Stufe  der  Bildung  stehenden 
und  im  Gesichtskreis  beengten  Elemente  in  ihren  arbeitsuchenden 
Bestrebungen  dadurch  unterstützt  werden,  daß  der  landwirt- 
schaftliche Arbeitsnachweis  staatlich  organisiert  und  kosten- 
1  o  s  abgewickelt  werde.  Die  auf  Gewinn  basierte  private  Ver- 
mittlung ist  zu  beschränken;  die  Bewilligung  zur  Vermittlung 
ist  nicht  durch  die  Gewerbebehörde,  sondern  durch  die  höchste 
Administrativbehörde  zu  erteilen.  Der  Staat  hat  die  private 
Vermittlung  in  allen  Fällen  nachdrücklichst  zu  kontrollieren, 
um  eine  Ausbeutung  der  Arbeiter  zu  verhindern. 
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Teilung  der  Handelsverträge  in  stehenden 
Text  und  wechselnden  Tarif. 


Geh.  Oberregierungsrat  Lusensky-Berlin: 

I. 

Die  zahlreichen,  von  europäischen  Staaten  abgeschlossenen 
Handels-  und  Schiffahrtsverträge  mit  Tarifvereinbarungen  ent- 
halten regelmäßig 

a)  Abmachungen,  die  in  den  besonderen  Verhältnissen  und 
den  gegenseitigen  Handelsbeziehungen  der  beiden  ver- 
tragschließenden Teile  begründet  sind, 

b)  Grundsätze,  die  allgemein,  wenn  auch  in  einzelnen  Staaten 
mit  Einschränkungen,  im  internationalen  Verkehr  Geltung 
haben. 

II. 

Es  empfiehlt  sich,  eine  Trennung  des  in  diesen  Verträgen 
zusammengefaßten  Stoffes  in  der  Weise  anzustreben,  daß  die 
zwischen  zwei  Staaten  zu  schließenden  Handelsverträge  auf  die 
individuellen  Abmachungen  beschränkt  werden,  die  sich  auf 
ihre  gegenseitigen  Handelsbeziehungen  gründen,  daß  hingegen 
die  für  den  internationalen  Handelsverkehr  allgemein  bedeu- 
tungsvollen Gegenstände  einer  völkerrechtlichen  Regelung  unter 
Teilnahme  möglichst  vieler  Staaten  entgegengeführt  werden. 

III. 

Bei  Beobachtung  dieses  Grundsatzes  würden  die  Handels- 
und Schiffahrtsverträge  zwischen  zwei  Staaten  in  der  Haupt- 
sache auf  gegenseitige  Zugeständnisse  auf  dem  Gebiete  des  Zoll- 
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tarifs  beschränkt  werden  können.  Daneben  kämen  Verein- 
barungen über  die  Küstenschiffahrt  und  für  benachbarte  Staaten 
Abmachungen  in  Betracht,  die  sich  aus  den  nachbarlichen  Be- 
ziehungen ergeben,  wie  Erleichterungen  im  kleinen  Grenz- 
verkehr, im  Meß-  und  Marktverkehr  u.  ä. 

IV. 

Als  Gegenstände  einer  allgemeinen  internationalen  Regelung 
würden  fürs  erste  in  Aussicht  zu  nehmen  sein: 

a)  Grundsätze  über  die  Behandlung  von  Ausländern  in  Be- 
ziehung auf  den  Handels-  und  Gewerbebetrieb,  den  Er- 
werb von  Eigentum  und  anderen  Rechten  und  die  Ver- 
fügung darüber,  ihre  Belastung  mit  inneren  Abgaben, 
ihre  Zulassung  zur  Beschreitung  des  Rechtsweges,  sowie 
über  die  Rechte  ausländischer  Handelsgesellschaften  und 
juristischer  Personen, 

b)  Grundsätze  über  die  Befreiung  der  Ausländer  vom  Militär- 
dienst und  von  sonstigen  militärischen  Leistungen,  sowie 
von  persönlichen  Dienstleistungen  auf  dem  Gebiete  der 
Rechtspflege,  der  Staats-  und  Gemeindeverwaltung, 

c)  Grundsätze  über  den  Erlaß  von  Ein-  und  Ausfuhrverboten 
unter  Festlegung  der  Freiheit  des  Durchfuhrhandels, 

d)  Grundsätze  über  die  Behandlung  der  Handlungsreisenden 
und  ihrer  Muster, 

e)  Grundsätze  über  die  Behandlung  der  ausländischen  Schiffe, 
jedoch  mit  Ausnahme  der  Küstenschiffahrt, 

f)  Grundsätze  über  die  schiedsgerichtliche  Austragung  von 
Zollstreitigkeiten. 

V. 

Die  empfohlene  Trennung  des  Inhalts  der  Handelsverträge 
bietet  folgende  Vorteile: 

a)  Die  Vertragsverhandlungen  werden  infolge  der  zunehmen- 
den Ausgestaltung  der  Zolltarife  und  der  mit  dem 
wachsenden  internationalen  Güteraustausch  Hand  in 
Hand  gehenden  Vermehrung  der  zur  Erörterung  kommen- 
den Zollpositionen  immer  schwieriger  und  langwieriger. 
Sie  könnten  dadurch  entlastet  werden,  daß  die  der  inter- 
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nationalen  Regelung  zugewiesenen  Gebiete  ausgeschieden 
werden. 

b)  Soweit  die  Vertragsverhandlungen  zwischen  zwei  Staaten 
zu  keinem  Ergebnisse  führen,  wird  deren  Handelsverkehr 
der  rechtlichen  Grundlage  nicht  gänzlich  beraubt,  sondern 
erhält  durch  die  internationale  Regelung  Sicherheit  gegen 
vollständige  Unterbrechung. 

c)  Selbst  für  den  Fall  eines  Zollkonfliktes  kann  erwartet 
werden,  daß  an  den  völkerrechtlich  vereinbarten  Grund- 
lagen des  internationalen  Güteraustausches  festgehalten, 
und  der  Zollkonflikt  ausschließlich  auf  dem  Gebiete  der 
Zolltarife  ausgetragen  wird. 

d)  Die  einheitliche  Regelung  wichtiger  Grundlagen  des  inter- 
nationalen Güteraustausches  erleichtert  den  Handels- 
verkehr und  gibt  Staaten,  die  auf  diesem  Gebiete  lästige 
Sonderbestimmungen  haben,  eine  Anregung,  sich  den  all- 
gemeinen Grundsätzen  anzuschließen. 

e)  Ist  mit  der  internationalen  Regelung  erst  einmal  im  Sinne 
der  Ziffer  IV  ein  Anfang  gemacht,  so  ist  zu  erwarten, 
daß  auch  andere,  für  den  internationalen  Güteraustausch 
wichtige  Gebiete,  wie  das  Zollverfahren,  der  Lagerhaus- 
verkehr u.  ä.  in  den  Bereich  der  internationalen  Regelung 
einbezogen  werden. 


Sektionsrat  Dr.  Schüller-Wien: 

I. 

Den  Gegenstand  der  Handelsverträge  bilden  Vereinbarungen 
über  Zollsätze  und  andere  Bestimmungen,  durch  welche  kon- 
krete Beziehungen  zwischen  den  vertragschließenden  Teilen  ge- 
regelt werden.  Daneben  enthalten  die  Handelsverträge  aber 
auch  allgemeine  Grundsätze,  die  für  alle  Staaten  gelten  können. 
Diese  Grundsätze  betreffen 

I.  die  Behandlung  der  Ausländer: 
a)    ihre    Zulassung   zur    Erwerbstätigkeit    als    Unternehmer, 
Angestellte  (insbesondere  Handlungsreisende)  und  Arbeiter 
des  Handels  und  Gewerbes,   der  Industrie  und  der  Land- 
wirtschaft , 
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b)  ihre  Besteuerung, 

c)  ihre  privatrechtliche  Stellung  beim  Ein-  und  Verkauf 
beweglichen  und  unbeweglichen  Eigentums,  bei  anderen 
Rechtsgeschäften,  im  Erbfalle  und  im  Gerichtsverfahren, 

d)  ihre  öffentlich-rechtliche  Stellung  (Militär dienstpf licht, 
Pflichten  und  Rechte  gegenüber  dem  Staate  und  den 
autonomen  Körperschaften) ; 

2.  die  Behandlung  ausländischer  Aktiengesellschaften  und 
anderer  juristischer  Personen; 

3.  die  öffentlichen  Verkehrswege  (Straßen,  Bahnen,  Flüsse, 
Kanäle,    Häfen)   und   Verkehrsmittel  (Waggons,   Schiffe) ; 

4.  die  Behandlung  ausländischer  Waren: 

a)  Feststellung  der  Fälle,  in  denen  Ein-  und  Ausfuhrverbote 
erlassen  und  Beschränkungen  der  Durchfuhr  verfügt 
werden  können; 

b)  Feststellung  des  Inhaltes  der  Meistbegünstigung  in  den 
Fällen,  in  denen  die  vertragschließenden  Staaten  einander 
die  Meistbegünstigung  gewähren; 

c)  zoll-  und  verkehrstechnische  Erleichterungen  des  Waren- 
verkehres z.  B.  Vereinbarungen  über  die  Zollabfertigung 
der  Frachtgüter  und  des  Reisegepäcks  usw. ; 

5.  Schiedsgerichte. 

II. 

Die  allgemeinen  Grundsätze  des  internationalen  Verkehres 
sollten  aus  den  Handelsverträgen  ausgeschieden  und  durch 
einen  internationalen  Vertrag  für  alle  ihm  beitretenden  Mächte 
einheitlich  geregelt  werden,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Die  allgemeinen  Grundsätze  werden  in  den  einzelnen 
Handelsverträgen  ungleichmäßig  und  nur  nebenher,  deshalb 
in  der  Regel  unzureichend  behandelt,  wodurch  Nachteile  für 
die  Interessenten  und  Streitfälle  zwischen  den  Regierungen 
herbeigeführt  werden. 

2.  Die  allgemeinen  Grundsätze  gelten,  weil  sie  mit  den 
Handelsverträgen  verbunden  sind,  gegenwärtig  überhaupt  nur 
zwischen  den  Staaten,  die  miteinander  Handelsverträge  ab- 
geschlossen haben.  In  den  vielen  Fällen,  in  denen  sich  die  be- 
treffenden Staaten  über  bestimmte  Zollsätze  nicht  einigen  oder 
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sonst  keine  entsprechende  Grundlage  für  geschäftliche  Verein- 
barungen finden,  und  daher  keine  Handelsverträge  zustande 
kommen,  bleiben  die  allgemeinen  Fragen  des  internationalen 
Verkehrs  ungeregelt,  wodurch   beide  Teile  geschädigt  werden. 

3.  Die  allgemeinen  Grundsätze  werden  zwar  auch  in  den 
Fällen,  in  denen  keine  oder  nur  ungenügend  formulierte  Ver- 
pflichtungen zu  ihrer  Einhaltung  vorhanden  sind,  oft  befolgt, 
nicht  selten  aber  doch  durchbrochen.  Gerade  der  Umstand, 
daß  die  Berechtigung  dieser  Grundsätze  gewohnheitsmäßig 
anerkannt  wird,  spricht  dafür,  sie  auf  eine  feste  rechtliche  Grund- 
lage zu  stellen  und  so  der  herrschenden  Unsicherheit  und  Recht- 
losigkeit  ein   Ende    zu   machen. 

4.  Es  ist  bisher  kein  Apparat  geschaffen  worden,  der  zur 
Lösung  dieser  Aufgaben  bestimmt  und  geeignet  wäre,  ein  [Jm- 
stand, der  wesentlich  mit  dazu  beiträgt,  daß  nicht  nur  einzelne 
Staaten  ungerechtfertigte  Beschränkungen  einseitig  aufrecht- 
erhalten, sondern  auch  die  allgemeinen  Rechtsgrundsätze  und 
zweckmäßigen  Erleichterungen  des  internationalen  Verkehrs 
überhaupt  nicht  entsprechend  ausgestaltet  werden. 

III. 

Über  Ersuchen  der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine 
sollen  von  den  beteiligten  Regierungen  die  der  anderen  Staaten 
zur  Bildung  einer  aus  offiziellen  Delegierten  bestehenden  inter- 
nationalen Kommission  eingeladen  werden,  welche  eine  die 
allgemeinen  Fragen  des  internationalen  Verkehrs  regelnde 
Vereinbarung  zu  treffen  hätte.  Die  Kommission  soll  periodisch 
zusammentreten,  um  diesen  Vertrag  weiter  zu  entwickeln. 


Ministerialrat  Dr.  von  Lers-Budapest: 

Wohl  sind  alle  Unifizierungsbestrebungen,  welche  auf 
handelspolitischem  Gebiete  die  Vereinfachung  der  Berührungs- 
formen und  die  Vertiefung  der  Beziehungen  mit  sich  bringen 
können,  aufs  wärmste  zu  begrüßen  und  zu  unterstützen.  Immer- 
hin aber  müssen  den  durch  die  Referenten  Deutschlands  und 
Österreichs  beantragten  Reform  vorschlagen  einige  Bedenken 
entgegengestellt  werden,  welche  den  Umkreis  der  einzubeziehen- 
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den  Staaten,  besonders  aber  den  Umfang  der  einheitlich  zu  regeln- 
den Materien  betreffen.  Ebenso  ist  einer  weiteren  Erwägung 
anheimzugeben,  ob  der  Zeitpunkt  und  die  Vorbedingungen  für 
die  geplante  Aktion  schon  gegeben  sind. 

Es  scheint,  daß,  statt  durch  eine  Art  Fixierung  von  Text- 
bestimmungen der  Handelsverträge,  welche  oftmals  ähnlich 
lautend  wiederkehren,  aber  immerhin  gegenständlich  recht 
heterogen  sind,  immer  mehr  über  den  Rahmen  von  Handels- 
verträgen hinauswachsen  und  untereinander  nur  in  laxem 
Zusammenhange  stehen,  die  Vereinheitlichung  eher  gefördert 
werden  könnte,  wenn  jene  in  der  Praxis  durchbrechende  Richtung 
unterstützt  würde,  wonach  manche  früher  in  Handelsverträgen 
geordnete  Materien  in  für  jeden  einzelnen  Gegenstand  separaten 
internationalen  Spezialverträgen  auf  längere  Dauer  geregelt 
werden. 

Es  kann  den  Anträgen  des  deutschen  und  österreichischen 
Referenten  eine  Reihe  von  Argumenten,  nicht  zur  grundsätz- 
lichen Bekämpfung  der  Vorschläge,  sondern  im  Sinne  ihrer 
praktischen  Durchführung,  entgegengehalten  werden  in  der 
Richtung,  daß  die  Vorschläge  zu  reichliches  Material  für  die 
Vereinheitlichung  in  Aussicht  nehmen,  daß  bei  manchem  Punkte 
noch  schwierige  prinzipielle  Vorfragen  einer  Lösung  harren,  daß 
das  evtl.  Resultat  bei  weitem  nicht  den  erhofften  Nutzen  bringen 
wird,  und  daß  wir  möglicherweise  schon  für  1917  einem  handels- 
politischen Systemwechsel  gegenüberstehen,  welcher  den  Gewinn 
der  angestrebten  Reform  in  Frage  stellen  kann. 


Organisation  des  industriellen  Kredits. 


Kommerzialrat  Dr.  v.  Dorn-Wien: 

I. 

Es  wird  anerkannt,  daß  ein  Bedürfnis  nach  einer  Orga- 
nisation des  industriellen  langfristigen  Kredits  vorhanden  ist. 

II. 

Die  durch  das  österreichische  Gesetz  vom 
27.  Dezember  1905  betr.  fundierte  Bankschuld- 
verschreibungen sanktionierte  Rechtsgestaltung  der 
Kreditgewährung  bietet  eine  geeignete  Form  der  Be- 
friedigung dieses  Bedürfnisses. 


Direktor  Vas-Budapest: 

I. 

Im  allgemeinen  steigt  der  Geldbedarf  von  Industrie- 
unternehmungen ständig.  Die  Gründe  hierfür  sind  bei 
gutem,  bzw.  bei  schlechtem  Geschäftsgange  verschieden.  Un- 
abhängig vom  Geschäftsgang  ist  der  dau- 
ernde Geldbedarf  für  Erweiterung,  Er- 
neuerung und  Modernisierung  der  Anlagen 
und  für  sonstige  Investitionen.  Diese  kann 
kein  Industrieunternehmen  unterlassen,  weil  es  sonst  an 
Konkurrenzfähigkeit  einbüßt. 

II. 

Es  ist  zu  untersuchen,  in  welchem  Umfange  für  diesen 
dauernden  Geldbedarf  langfristiger  Kredit  durch 
Ausgabe  vonObligationen  in  Anspruch  zu  nehmen  ist. 
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III. 

Der  Käufer  von  Industrieobligationen  bekundet  den  Willen, 
verläßlichen  Zinsengenuß  und  sichere  Deckung  seiner  Kapitals- 
forderung zu  erwerben.  Am  Unternehmerkapital  will 
er  nicht  beteiligt  sein,  ebensowenig  an  den  Gewinnen  wie  an 
den  Gefahren  des  Unternehmerkapitals,  daersonstAktien 
kaufen    würde. 

IV. 

LangfristigerKreditgegenObligationen 
soll  demnach  durch  Industrieunternehmungen  nur  soweit  in 
Anspruch  genommen  werden,  als  Bedeckung  hierfür  in 
Aktiven  vorhanden  ist,  welche  in  verläßlicher  Weise 
juristisch  zugunsten  der  Gesamtheit  der  Obli- 
gat i o n e n i n h a b e r  gefaßt  werden  können, 
und  deren  Wert  von  dem  Schicksale  des 
Unternehmens  vollkommen  unabhängig  ist 
(kurz   „unabhängige    Wert  e"). 

V. 

Das  deutsche  Anlagekapital  hat  allerdings  Milliarden  von 
Industrieobligationen  aufgenommen,  was  ein  Beweis  dafür  ist, 
daß  das  deutsche  Publikum  in  zahlreichen  Fällen  das  Ver- 
mögen des  Industrieunternehmens  trotz  der  ihm  innewohnenden 
Eigenschaft  des  Unternehmerkapitals  als  hinreichende  und  mit 
der  Bedeckung  durch  „unabhängige  Werte"  gleich  zu  erachtende 
Bedeckung  seiner  Forderungen  ansieht.  Vermutlich  hat  hierbei 
jedoch  auch  die  Organisation  des  Effektenverkaufes  (Propa- 
ganda, Provision)  mitgewirkt. 

VI. 

Trotzdem  ergibt  die  sachliche  Prüfung,  daß  der  dauernde 
Geldbedarf,  der  allerdings  nicht  durch 
kurzfristigen  Kredit  beschafft  werden  sollte,  soweit 
„unabhängige  Werte"  nicht  vorhanden  sind,  keineswegs 
durch  langfristigen  Kredit,  sondern  durch 
Kapitalsbeschaffung,  d.  i.  durch  Ausgabe 
von  Aktien    gedeckt    werden    soll. 
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Wenn  im  gegebenen  Zeitpunkte  der  Kapitalmarkt  zur  Auf- 
nahme von  Aktien  (oder  auch  von  Vorzugsaktien)  nicht  geeig- 
net ist,  soll  die  Beschaffung  des  Geldes  im  Wege  eines  so- 
genannten kurzfristigen,  immerhin  aber  für  mehrere 
Jahre  sicherbaren  Bankkredites  erfolgen,  welcher,  so- 
bald dies  möglich  ist,  durch  aus  der  Ausgabe 
neuer  Aktien  einfließendes  Kapital  be- 
glichen   werden    soll. 

Wenn  die  Situation  des  Marktes  oder  des  Unternehmens 
eine  so  ungünstige  ist,  daß  Bankkredit  selbst  für  kurze  Frist 
nicht  erreichbar  ist,  so  kann  auch  an  das  Verkaufen  von  Obli- 
gationen nicht  gedacht  werden.  Ähnlich  ist  die  Situation  bei 
Fälligkeit,  also  im  Falle  der  notwendig  werdenden  Prolongation 
des  kurzfristigen  Bankkredites,  wenn  die  Verhältnisse  des 
Marktes  oder  des  Unternehmens  noch  immer  ungünstige  sind. 

VII. 

Eine  Erweiterung  der  Organisation  des 
Kreditwesens  im  Interesse  des  langfristigen 
industriellen  Kredites  erscheint  weder 
notwendig,  noch  zweckmäßig,  noch  zulässig. 
Im  Gegenteil:  eine  gewisse  Einschränkung  scheint  da  am  Platze 
zu  sein.  Der  Schutz,  den  die  Gesetzgebungen  den  Inhabern  von 
Pfandbriefen  auch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  ge- 
währen, sollte  auf  die  Inhaber  von  Industrieobligationen  aus- 
gedehnt werden.  Es  ist  zu  erwägen,  ob  nicht  sowohl  im  Inter- 
esse des  Anlagepublikums,  welches  den  Kredit  gewährt,  wie  im 
Interesse  der  Industrie,  die  den  Kredit  in  Anspruch  nimmt, 
eine  gesetzliche  Regelung  der  rechtlichen  Stellung  und  der 
wirtschaftlichen  Unterlagen  der  Industrieobligationen  angestrebt 
werden  sollte. 

VIII. 
Die  Idee  der  Errichtung  eines  Zentralinsti- 
tutes, welches  auf  Grund  seiner  Forderungen  gegen  kleinere 
Industrieunternehmungen  eigene  Obligationen  ausgeben  soll,  so- 
wie die  in  Aussicht  genommene  Organisation  für  Prü- 
fung und  Kontrolle  von  Industrieunternehmungen  er- 
scheinen weder  nützlich  noch  notwendig. 


Internationaler  Postüberweisungsverkehr. 


Ministerialrat  Dr.  v.  Haläsz-Budapest: 

I. 

Unter  einem  internationalen  Postüberweisungsverkehr  ist 
jener  bankmäßige  Geldverkehr  zu  verstehen,  welcher  durch  Ver- 
mittlung der  von  den  einzelnen  Staaten  im  Rahmen  ihrer  Post- 
sparkassen (Österreich,  Ungarn)  bzw.  ihrer  Postinstitute  (Schweiz, 
Deutschland)  errichteten  oder  erst  zu  errichtenden  Scheck-  und 
Giroanstalten  in  Verbindung  miteinander  und  in  der  Form  von 
gegenseitigen  Überweisungen  abgewickelt  werden  soll.  Diese 
Überweisungen  haben  aus  dem  Guthaben  und  auf  Grund  von 
Disponierungen  der  Kontoinhaber  der  betreffenden  staatlichen 
Anstalten  zu  erfolgen. 

II. 

Daß  zur  Ausgestaltung  eines  großangelegten  internationalen 
Überweisungsverkehrs  die  staatlichen  Scheck-  und  Giroanstalten 
besonders  geeignet  sind,  hat  Referent  in  seinem  auf  der  im 
im  Jahre  1906  in  Wien  abgehaltenen  gemeinsamen  Konferenz 
der  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine*)  vorgelegten  Gut- 
achten ausführlich  nachzuweisen  versucht;  die  Konferenz  hat 
den  vom  Referenten  gestellten  Beschlußantrag  einstimmig  an- 
genommen. 


*)  Veröffentlichungen  der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine;  Heft  III 
der  Veröffentlichungen  des  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins  in  Deutsch- 
land S.    113  ff. 
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III. 

Für  die  Etablierung  und  Ausbildung  des  internationalen 
Postüberweisungsverkehres  kann  keineswegs  als  Hindernis  gelten, 
daß  einzelne  Staaten  im  Rahmen  ihrer  Postsparkassen,  andere 
hingegen  im  Rahmen  ihrer  Postinstitute  den  Scheck-  und  Giro- 
verkehr einrichteten. 

IV. 

Ebensowenig  könnte  als  hindernder  Umstand  betrachtet 
werden,  daß  der  eine  Staat  die  Zentralisation,  der  andere  aber 
die  Dezentralisation  als  Grundprinzip  bei  der  Organisierung 
dieses  Verkehres  akzeptiert  hat. 

V. 

Auch  die  Verschiedenheit  der  Währung  steht  der  Schaffung 
eines  internationalen  Überweisungsverkehres  nicht  im  Wege. 
Die  Modalitäten  der  Umrechnungen  auf  die  fremde  Valuta 
müssen  in  jedem  Falle  in  den  Vereinbarungen  der  in  Verbindung 
tretenden  Anstalten  bestimmt  werden.  Gegenüber  den  fixen 
Überweisungskursen  tritt  Referent  dafür  ein,  daß  als  Grund- 
lage bei  Umrechnungen  stets  die  täglichen  Börsenkurse  dienen 
sollen. 

VI. 

Die  staatlichen  Scheck-  und  Giroanstalten  hätten  für  ihre 
Kontoinhaber,  die  den  internationalen  Überweisungsverkehr 
in  Anspruch  nehmen,  jene  Vorschriften  in  Anwendung  zu  bringen, 
welche  hinsichtlich  des  inländischen  Verkehres  in  Geltung  sind. 

Den  beiden  vertragschließenden  Anstalten  obliegt  es  zu 
bestimmen,  ob  für  die  Effektuierung  der  internationalen  Über- 
weisungen (und  in  welchem  Maße)  besondere  Gebühren  einzu- 
heben  sind.  Als  Grundprinzip  könnte  gelten,  daß  die  besonderen 
Gebühren  jener  Anstalt  zukommen,  welche  das  Konto  des 
Überweisenden  führt. 

VII. 

Das  Verhältnis  der  miteinander  in  Verbindung  getretenen 
Anstalten  ist  mittels  Übereinkommens  zu  regeln.  Die  Ab- 
machungen der  einzelnen  staatlichen  Scheck-  und  Giroanstalten 
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müssen  nicht  identisch  sein.  Es  ist  jedoch  wünschenswert,  mit 
der  Zeit,  sobald  die  Zahl  der  staatlichen  Scheck-  und  Giro- 
anstalten sowie  die  Entwicklung  dieses  Verkehres  selbst  dies 
ermöglicht,  den  internationalen  Überweisungsverkehr  voll- 
kommen gleichen  Normen  zu  unterwerfen  und  für  die  an  diesem 
Verkehr  teilnehmenden  Anstalten  eine  internationale  Abrech- 
nungsstelle (Glearinghouse)  ins  Leben  zu  rufen. 

VIII. 

Die  im  Interesse  der  gegenseitigen  Überweisungen  von  den 
staatlichen  Scheck-  und  Giroanstalten  getroffenen  Vereinba- 
rungen schließen  nicht  aus,  daß  neben  den  einzelnen  staatlichen 
Anstalten  dieselben  auch  mit  Privatinstituten  zu  ähnlichem 
Zwecke  in  Verbindung  treten. 


Hofrat  Dr.  Leth-Wien: 

I. 

Aus  denselben  Gründen  wie  für  das  Inland  ist  auch  für  das 
Ausland  eine  Erweiterung  der  Organisation  des  Zahlungswesens 
durch  Nutzbarmachung  des  Postscheckverkehres  —  ein  inter- 
nationaler  Postüberweisungsverkehr   —   wünschenswert. 

II. 

Die  Abwicklung  eines  internationalen  Postüberweisungs- 
verkehres kann  erfolgen: 

a)  zwischen  staatlichen  Scheckinstituten  verschiedener 
Länder,  wie  dies  zwischen  dem  k.  k.  österreichischen  Postspar- 
kassenamte und  der  königl.  ungar.  Postsparkasse  seit  dem  Jahre 
1896  der  Fall  ist; 

b)  zwischen  dem  staatlichen  Scheckinstitute  des  Inlandes 
und  Privat-Scheckinstituten  des  Auslandes.  Auf  diese  Weise 
ist  der  internationale  Postüberweisungsverkehr  zwischen  Öster- 
reich einerseits  und  Deutschland  (seit  d.  J.  1906),  Italien,  der 
Schweiz,  England  (seit  1907),  Frankreich  (seit  1908)  und  Belgien 
(seit  1909)  anderseits  eingerichtet. 
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III. 


Die  Frage,  welches  der  beiden  Systeme  den  Vorzug  verdient, 
ist  nach  den  speziellen  Verhältnissen  zu  beurteilen.  Im  allge- 
meinen kann  aber  gesagt  werden,  daß  beide  Systeme,  ähnlich 
wie  dies  für  den  inländischen  Dienst  des  Scheckverkehres  der 
Fall  ist,  sich  gegenseitig  ergänzen  und  nebeneinander  bestehen 
können.  Im  inländischen  Verkehre  von  Österreich  ist  die  Not- 
wendigkeit eines  engen  Zusammenschlusses  zwischen  dem  Post- 
sparkassenamte und  den  Banken  bereits  allgemein  anerkannt. 
Daselbst  hat  das  Bedürfnis  nach  einer  solchen  Verbindung  zu 
einem  ausgedehnten  Überweisungsverkehre  zwischen  dem 
Postsparkassenamte  und  der  Österr.  Ungar.  Bank  sowie  dem 
Wiener  Giro-  und  Kassen- Vereine  geführt,  welcher  sich  neben 
dem  eigenen  Clearing-Verkehre  des  Postsparkassenamtes  voll- 
zieht. In  gleicher  Weise  entspricht  es  auch  dem  Verkehrsbedürf- 
nisse, wenn  im  internationalen  Verkehre  außer  den  Über- 
weisungen zwischen  zwei  staatlichen  Scheckinstituten  auch  solche 
zwischen  staatlichen  und  privaten  Geldinstituten  ermöglicht  sind. 


IV. 

Der  Kernpunkt  des  Problems,  welcher  auch  die  sub  3  auf- 
geworfene Frage  wesentlich  beeinflußt,  ist  der  Umrechnungs- 
kurs bei  Verschiedenheit  der  Währung.  Im  Unterschiede  zu  dem 
Postanweisungsverkehr,  dessen  Wesen  ein  anderes  und  dessen 
Umfang  ein  beschränkter  ist,  kann  beim  internationalen  Über- 
weisungsverkehr die  Zugrundelegung  eines  fixen  Kurses  als 
weder  im  Interesse  des  Verkehres  noch  im  Interesse  der  beteiligten 
Verwaltungen   als   wünschenswert   erkannt   werden. 


V. 

Als  Ziel  des  internationalen  Überweisungsverkehres  muß 
ebenso  wie  im  inländischen  Verkehre  angestrebt  werden,  daß 
sich  derselbe  möglichst  unter  Vermeidung  barer  Zahlungsmittel 
vollziehe,  und  daß  der  Ausgleich  tunlichst  im  Wege  der  Abrech- 
nung erfolgt.  Zur  Ergänzung  sind  bare  Einzahlungen  bzw.  bare 
Rückzahlungen  wünschenswert. 
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VI. 


Es  ist  wünschenswert,  daß  die  Grundsätze,  welche  für  den 
internationalen  Postüberweisungsverkehr  dienen,  in  allen  Ländern 
möglichst  gleichmäßig  sind.  Insbesondere  gilt  dies  von  den 
Konditionen,  welche  die  Scheckinstitute  bei  internationalen 
Durchführungen  berechnen.  Diese  sollen  im  Interesse  einer  gleich- 
mäßigen Abwicklung  und  Ausgestaltung  des  gegenseitigen  Ver- 
kehres tunlichst  die  gleichen  sein. 


Geh.  Oberpostrat  Aschenborn-Berlin : 

Der  vom  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsverein  in  Deutsch- 
land benannte  Referent  verzichtet  auf  die  Formulierung  eigener 
Leitsätze,  da  er  denen  seiner  Mitberichterstatter  nichts  hinzuzu- 
fügen hat. 


2t  J 


II. 


DE  ORGANISATION 

DES 

LANGFRISTIGEN  INDUSTRIE-KREDITS 

IN 


ÖSTERREICH. 


26" 


Vorbemerkung. 


Dem  vom  Ausschusse  des  „Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereins in  Österreich"  geäußerten  Wunsche  folgend,  schicke 
ich  die  nachstehenden  Ausführungen  meinem  auf  der  Tagung 
im  Mai  zu  erstattenden  Referate  über  die  Organisation  des 
industriellen  Kredits  voraus. 

Der  Zweck  dieser  Darlegung  ist  die  vorläufige  Information 
der  Versammlungsteilnehmer  über  die  in  Österreich  bestehenden 
legislativen  und  tatsächlichen  Verhältnisse,  eine  Information, 
welche  für  die  Beurteilung  des  Verhandlungsgegenstandes 
absolut  notwendig  erscheint,  welche  aber  bei  Erstattung  des 
Referates  in  der  Versammlung  selbst  sich  allzu  zeitraubend 
und  doch  nur  ungenügend  hätte  gestalten  müssen. 

Wien,  im  Mai  1909. 

Dr.  Alexander  von  Dorn. 


Daß  die  Schaffung  einer  Organisation  für  Gewährung  lang- 
fristiger Kredite  für  Investitionsbedürfnisse  von  Industrie- 
Etablissements  außerordentlich  wünschenswert,  ja  man  könnte 
sagen  geradezu  notwendig  ist,  erscheint  in  den  Ausführungen 
des  Herrn  Geheimen  Hofrates  Dr.  Felix  Hecht  bei  der  Mann- 
heimer Tagung  des  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereines  in 
Deutschland  so  überzeugend  nachgewiesen,  daß  ich  mich  diesen 
Ausführungen  nur  vollständig  anschließen  kann.  Es  erscheint 
mir  daher  auch  ganz  überflüssig,  an  dieser  Stelle  die  theoreti- 
sche oder  prinzipielle  Seite  der  Frage  nochmals  eingehend  zu 
erörtern,  weil  ich  ja  doch  nicht  viel  anderes  tun  könnte,  als 
bereits  Gesagtes  mit  anderen  Worten  zu  wiederholen.  Ich 
glaube  übrigens,  mich  dessen  umsomehr  enthalten  zu  können, 
als  ja  auch  die  Versammlung  in  Mannheim  beschlußmäßig  an- 
erkannt hat,  daß  ein  Bedürfnis  nach  einer  Organisation  des 
industriellen  langfristigen  Kredits  vorhanden  sei. 

Was  nun  die  praktische  Seite  der  Frage  betrifft,  so  hat 
sich  bei  uns  in  Österreich  das  Streben  nach  einer  Lösung  der 
Aufgabe,  den  bestehenden  und  anerkannten  Bedürfnissen  zu 
genügen,  schon  lange  geäußert,  und  zwar  wurde  während  einer 
nunmehr  bereits  auf  viele  Jahre  zurückreichenden  Entwicklungs- 
periode stets  das  Ziel  verfolgt,  für  die  Effektuierung  solcher 
Darlehen,  bzw.  deren  Amortisation,  die  Form  der  Annuitäten 
zu  wählen,  und  die  Geldbeschaffung  durch  Bankinstitute  im 
Wege  der  Ausgabe  von  Teilschuldverschreibungen  pfandbrief- 
ähnlichen Charakters  zu  effektuieren.  Als  Vorläufer  in  Aus- 
führung dieses  Gedankens  kann  das  im  Jahre  1896  für  ein 
außerhalb  des  eigentlichen  Industrialkredites  gelegenes  Kredit- 
gebiet gegründete  Österreichische  Kreditinstitut  für  Verkehrs- 
unternehmungen und  öffentliche  Arbeiten  angesehen  werden, 
das  zunächst  die  Pflege  des  Eisenbahnkredites  nach  Art  einer 
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Eisenbahnrentenbank  sich  zur  Aufgabe  setzte,  aber  auch  die 
Förderung  anderer  Verkehrsunternehmungen  und  öffentlicher 
Arbeiten  in  seinen  Wirkungskreis  einbezogen  hat.  Die  erste 
praktische  Verwirklichung  des  erwähnten  Gedankens  auf  dem 
Gebiete  des  eigentlichen  Industriekredites  erfolgte  im  Jahre 
1898;  in  diesem  Jahre  entstand  in  Prag  die  böhmische  Industrial- 
bank,  die  sich  speziell  mit  der  Pflege  des  Emissionskredites 
zu  Industrie-  und  Handelszwecken  befaßt. 

Angesichts  dieser  Gestaltung  der  Verhältnisse,  zugleich 
aber  angesichts  der  ohne  ausreichende  gesetzliche  Regelung 
verbliebenen  tatsächlichen  Entwicklung  pfandbriefähnlicher 
Bankemissionen  auf  anderen  Gebieten  des  Kredites  (Kommunal-, 
Eisenbahn-  und  Meliorationskredit),  sah  sich  die  österr.  Regierung 
veranlaßt,  im  Jahre  1901  zunächst  im  Herrenhause  den  Entwurf 
eines  „Gesetzes  betreffend  fundierte  Bankschuldverschreibungen" 
einzubringen.  In  dem  Motivenbericht  zu  dem  Entwurf  wurde 
darauf  hingewiesen,  daß  diese  auf  Verallgemeinerung  des  Pfand- 
briefsystems gerichtete  Bewegung  noch  lange  nicht  als  ab- 
geschlossen gelten  könne,  weil  es  ein  richtiger  wirtschaftlicher 
Gedanke  sei,  der  hierzu  den  Anstoß  gegeben  und  immer  weitere 
Kreise  erfaßt  hat.  Das  Wesen  der  von  der  Regierung  ver- 
folgten Absicht  drückt  sich  in  der  Textierung  des  ersten  Ab- 
satzes des  §  1  der  Regierungsvorlage  aus,  welcher  lautete: 

„Banken,  die  auf  Inhaber  lautende  oder  durch  In- 
dossament übertragbare  Schuldverschreibungen  unter 
Hinweisung  auf  eine  besondere  Fundierung  ausgeben, 
(Kommunal-,  Eisenbahn-,  Meliorations-,  Industriekredit- 
Schuldverschreibungen  usw.)  haben  die  zur  Fundierung 
der  Schuldverschreibungen  dienenden  Teile  ihres  Ver- 
mögens im  Statut  bestimmt  zu  bezeichnen  und  als 
Kaution  für  die  Befriedigung  der  Ansprüche  aus  diesen 
Schuldverschreibungen  zu  bestellen.  Ohne  eine  solche 
Kautionsbestellung  können  Schuldverschreibungen  mit 
dem  Hinweise  auf  eine  besondere  Fundierung  nicht 
ausgegeben  werden." 

Wie  hieraus  näher  ersichtlich,  umfaßt  ja  der  Wirkungskreis 
des  Gesetzes  viel  weitere  Kreise  als  bloß  die  industriellen  Unter- 
nehmungen   im    engeren  Sinne    des  Wortes,    aber  im  Hinblick 
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auf  den  Umstand,  daß  es  sich  für  uns  zunächst  speziell  um  den 
langfristigen  Industrie-Kredit  handelt,  will  ich  im  nachfolgenden 
sowohl  aus  dem  Motivenbericht  als  auch  aus  den  in  der  Legis- 
lative über  diesen  Gegenstand  geführten  Verhandlungen  nur 
diejenigen  charakteristischen  Äußerungen  anführen,  welche 
sich  speziell  auf  die  Industrie-Kredite  beziehen. 

Im  Motivenbericht  der  Regierung  heißt  es,  daß  die  Kredit- 
gewährung dort,  wo  langfristiger  Kredit  benötigt  wird,  ein 
eigentlicher  Pfandbriefkredit  aber  durch  die  Art  der  verfüg- 
baren Sicherstellungsmittel  ausgeschlossen  ist,  mittels  Ausgabe 
besonders  fundierter,  gleichfalls  langfristiger  Obligationen  sich 
aus  mehrfachen  Gesichtspunkten  empfehle. 

Zunächst  müsse  eine  solche  Organisation  des  Kredites,  die 
eine  Heranziehung  weiter  Kreise  und  selbst  des  kleinen  Kapita- 
listen ermöglicht,  den  Kredit  erheblich  billiger  gestalten.  Es 
fallen  hier  ferner  die  Uebelstände,  die  erfahrungsgemäß  mit  der 
direkten  Emission  verhältnismäßig  unbedeutender  Anlehen  in 
Teilschuldverschreibungen  verknüpft  sind,  und  sich  gleicher- 
weise für  den  Obligationenschuldner,  wie  für  den  Gläubiger, 
wenn  er  zur  Veräußerung  seiner  Obligationen  genötigt  ist, 
fühlbar  machen;  mehr  oder  weniger  weg.  Schließlich  lasse  sich 
nicht  verkennen,  daß  durch  das  Einschieben  einer  Emissions- 
bank, die  zu  dem  aus  dem  Werte  der  Fundierungsobjekte  sich 
ergebenden  Kredite  subsidiär  ihren  eigenen  Kredit  hinzufügt, 
die  auf  den  Markt  gebrachten  Wertpapiere  auch  eine  sehr 
wesentliche  Konsolidierung  erfahren. 

Speziell  für  die  Industrie  biete  sich  hier  ein  Weg,  in 
weitem  Umfange  unkündbaren  Kredit  zu  erlangen,  ohne  daß  es 
nötig  wäre,  zu  dem  nicht  immer  unbedenklichen  und  in  jedem 
einzelnen  Falle  von  einer  staatlichen  Bewilligung  abhängigen 
Mittel  der  Emission  von  Teilschuldverschreibungen  seitens  der 
einzelnen  Industrieunternehmungen  selbst  zu  greifen. 

Ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  das  Erfordernis 
der  staatlichen  Genehmigung  insbesondere  bei  Teilschuldver- 
schreibungen von  Industrieunternehmungen  fallen  zu  lassen  sei, 
das  sei  eine  Frage,  die  jedenfalls  außerhalb  des  Rahmens  des 
vorliegenden  Gesetzentwurfes  liege  und  aus  diesem  Grunde 
auch  einer  näheren  Erörterung  sich  entziehe.  Es  wird  aber  in 
dem  Motivenberichte   im    allgemeinen  bemerkt,    daß  hier  wohl 
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auch  wie  auf  anderen  Gebieten  im  Falle  der  Beseitigung  des 
Konzessionssystems  an  dessen  Stelle  das  System  der  Normativ- 
bestimmungen treten  müßte.  Ein  gleicher  Vorgang  sei  auch 
anderwärts  für  notwendig  erachtet  worden  und  empfehle  sich 
schon  durch  die  Erwägung,  daß  das  Publikum  mit  dem  Begriffe 
einer  Prioritätsobligation  und  Teilschuldverschreibung  dieser 
Art  den  einer  wenigstens  relativen  Sicherheit  der  Anlage  zu 
verknüpfen  gewohnt  ist. 

Aber  auch  ganz  abgesehen  davon  dürfte  gerade  in  der 
Frage  der  Benützung  des  Emissionskredites  durch  Industrie- 
Unternehmungen  eine  Reihe  besonderer  Momente  dafür  sprechen, 
daß  die  Befriedigung  dieses  Kredites  in  der  Regel  nicht  direkt, 
sondern,  wenn  anders  möglich,  unter  Interzession  eines  Bank- 
institutes gesucht  werde. 

Dies  lehren  zunächst  die  Erfahrungen,  die  bei  der  Be- 
willigung zur  Aufnahme  eines  Anlehens  in  Teilschuldver- 
schreibungen seitens  einer  Industrieunternehmung  gemacht 
worden  sind.  Wollte  man  nicht  die  Höhe  der  Emission  aus- 
schließlich nach  den  gebotenen  Realsicherheiten,  also  in  der 
großen  Mehrzahl  der  Fälle  in  einem  von  vorneherein  ganz  un- 
zulänglichen Umfange  begrenzen  oder  auf  die  nähere  Prüfung 
der  Sekuritätsfrage  überhaupt  verzichten,  so  war  die  der 
Staatsverwaltung  bei  der  Emmissionsbewilligung  gestellte  Auf- 
gabe in  der  großen  Mehrzahl  der  Fälle  eine  nur  schwer  lös- 
bare. Viel  leichter  werde  dem  ein  Bankinstitut  gerecht  werden 
können,  dem  von  vorneherein  ungleich  mehr  Hilfsmittel  zur 
Beurteilung  der  Kreditfähigkeit  und  des  Maßes  der  Kredit- 
würdigkeit des  Kreditwerbers  zur  Verfügung  stehen.  Dadurch, 
daß  das  Institut  in  erster  Linie  sein  eigenes  Vermögen  in  dem 
Unternehmen  engagiere,  werde  die  wirksamste  Sicherheit  gegen 
leichtfertige  Inanspruchnahme  des  Kredites  geboten.  Die  Ver- 
antwortung, die  übernommen  wird,  sei  nicht  nur  eine  morali- 
sche, sie  erhalte  anderseits  in  dem  aus  dem  Unternehmen  zu 
ziehenden  Gewinne  eine  durchaus  angemessene  Entschädigung. 

Hierzu  komme  ein  zweites.  Die  Aufgaben  einer  als  Mittels- 
person zwischen  dem  Kreditwerber  und  dem  letzten  Kredit- 
geber stehenden  Bank  seien  in  ihrer  Mitwirkung  bei  der 
Kreditgewährung  keineswegs  erschöpft.  Nicht  minder  wichtige 
fallen  ihr  als  dauernde  für  die  Folgezeit  zu.     Jeder  Emissions- 
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kredit  sei,  wie  schon  erwähnt,  ein  überaus  langfristiger.  Viel- 
fach erstrecke  er  sich  sogar  auf  mehrere  Dezennien.  Im  Falle 
direkter  Emissionen  seitens  der  Industrieunternehmungen  fehle 
es  aber  an  einem  Organe,  dem  die  fortgesetzte  Ueberwachung 
der  Gebahrung  des  Schuldners  und  die  etwa  erforderliche 
Wahrung  der  Interessen  der  Gläubiger  zur  Aufgabe  gestellt 
sei.  Der  Kurator,  der  nach  dem  Gesetze  vom  24.  April  1874, 
R.-G.-Bl.  No.  49,  (auf  welches  hier  später  zurückzukommen 
sein  wird),  unter  bestimmten  Voraussetzungen  für  die  Besitzer 
von  Teilschuldverschreibungen  zu  bestellen  ist,  könne  diesen 
Mangel  nicht  supplieren.  Seine  Bestellung  sei  erst  zulässig, 
wenn  die  Gefahr  eingetreten  oder  doch  schon  sehr  nahe  sei. 
Dementsprechend  liege  auch  seine  Tätigkeit  mindestens  vor- 
wiegend auf  juristischem,  nicht  auf  wirtschaftlichem  Gebiete. 
Habe  dagegen  die  Bank  eine  Rolle  des  unmittelbaren  Gläubi- 
gers gegenüber  dem  in  das  Schuldverhältnis  eingetretenen 
Industrieunternehmen  übernommen,  so  werde  es  ihr  ein  leichtes 
sein  und  durch  ihr  eigenes  Interesse  geboten  erscheinen,  die 
einzelnen  Fälle  individualisierend,  dort  wo  es  nottut,  eine  über- 
wachende Tätigkeit  hinsichtlich  der  ganzen  Gebahrung  des 
schuldnerischen  Unternehmens  zu  üben.  Die  Grundlage  hierfür 
werde  in  dem  Darlehensvertrage  zwischen  dem  Kreditwerber 
und  der  Bank  sich  ohne  Schwierigkeiten  schaffen  lassen.  In 
gleicher  Weise  werde  die  Bank  dafür  Vorsorgen  können,  daß 
sie  rechtzeitig  und  viel  früher  als  dies  den  Inhabern  von  Teil- 
schuldverschreibungen möglich  wäre,  in  der  Lage  sei,  die  zur 
Wahrung  ihrer  Interessen  erforderlichen  Maßregeln  zu  treffen, 
eventuell  selbst  mit  der  vorzeitigen  Kündigung  des  Kredites 
vorzugehen. 

Wenn  trotz  alledem  die  Anwendung  des  Prinzipes  der 
Pfandbriefinstitute  außerhalb  des  eigentlichen  Hypothekar- 
kredites bisher  nur  mit  Vorbehalten  und  unter  sehr  einschrän- 
kenden Voraussetzungen  empfohlen  werden  konnte,  so  lag  der 
Grund  hierfür  auf  streng  juristischem  Gebiete.  Die  Rechts- 
normen, die  das  Verhältnis  zwischen  dem  Schuldner  der  den 
Kredit  aus  erster  Hand  gewährenden  Bank  und  den  Obligations- 
gläubigern regeln,  sind  in  ihrer  Entwicklung  hinter  der  wirt- 
schaftlichen Ausdehnung,  die  das  Prinzip  des  Pfandbriefsystems 
gewonnen    hat,    zurückgeblieben.     Das    Gesetz    vom    24.  April 
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1874,  R.-G.-Bl.  No.  48,  das  die  zur  Wahrung  der  Rechte  der 
Besitzer  von  Pfandbriefen  erforderlichen  Bestimmungen  ent- 
hält, hat  sich  nämlich  auf  das  Gebiet  des  eigentlichen  Hypo- 
thekarkredites und  auf  Pfandbriefe  im  technischen  Sinne  des 
Wortes  beschränkt. 

Angesichts  der  immer  größeren  Verbreitung,  die  das  den 
Pfandbriefen  zugrundeliegende  Kreditsystem  innerhalb  des 
eigentlichen  Hypothekarkredites  gefunden  habe,  und  angesichts 
der,  wie  gezeigt,  aus  volkswirtschaftlichen  Gründen  wünschens- 
werten Förderung  dieser  Bewegung  dränge  sich  aber  die  Frage 
auf,  ob  nicht  die  Gesetzgebung  dieser  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung nunmehr  teils  zu  folgen,  teils  die  weiteren  Wege  zu 
ebnen  habe,  ob  es  nicht  an  der  Zeit  sei,  nun  auch  die  Rechts- 
normen des  Pfandbriefsystems  zu  verallgemeinern  und  sie 
immer  dann  zur  Anwendung  zu  bringen,  wenn  das  Pfandbrief- 
system wirtschaftlich  der  Kreditgewährung  zugrunde  gelegt 
wird.  Und  da  ergeben  sich  denn  in  der  Tat  auch  auf  dem 
eigentlich  juristischen  Gebiete  ausreichende  Gründe  für  eine 
solche  Erweiterung  des  Anwendungsgebietes  des  Pfandbrief- 
gesetzes vom  Jahre  1874. 

Der  Grundgedanke  des  Gesetzes  vom  Jahre  1874,  daß, 
ungeachtet  des  Dazwischentretens  einer  den  Kredit  vermitteln- 
den Anstalt,  rechtliche  Beziehungen  bestimmter  Art  auch 
zwischen  der  Gruppe  der  Kreditnehmer  und  der  der  eigent- 
lichen Kreditgeber,  nämlich  den  Erwerbern  der  Bankschuld- 
verschreibungen bestehen  sollen,  daß  der  in  den  Statuten  der 
Anstalten  und  in  den  von  ihnen  ausgegebenen  Obligationen 
enthaltene  Hinweis  auf  eine  spezielle  Art  der  Fundierung  auch 
mit  einer  ganz  unzweifelhaften  Rechtswirkung  verknüpft  sein 
soll,  dieser  Grundgedanke  treffe  bei  Pfandbriefen  ebenso  zu, 
wie  bei  allen  anderen  Arten  der  Bankschuldverschreibung,  die 
mit  dem  Hinweise  auf  eine  besondere  Fundierung  und  nur 
vermöge  dieser  emittiert  werden. 

Versage  man  den  Obligationsgläubigern  eine  solche  Vor- 
zugsstellung, so  habe  dies  praktisch  nicht  ihre  Gleichstellung 
mit  den  übrigen  Gläubigern,  sondern  geradezu  ihre  Benach- 
teiligung gegenüber  diesen  zur  Folge.  Denn  bei  einer  drohen- 
den Krise  werden  die  Gläubiger  mit  kurzfristigen  Forderungen 
immer    den    Obligationsgläubigern,     denen     nicht     einmal    ein 
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Kündigungsrecht  zustehe,  zuvorkommen,  und  sich  so  die  vor- 
zugsweise Befriedigung  aus  Vermögensobjekten  sichern,  die 
von  Anfang  an  zur  Befriedigung  der  Obligationsgläubiger  be- 
stimmt waren. 

Wenn  nun  die  Gesetzgebung  sich  zur  Verallgemeinerung 
des  Anwendungsgebietes  des  Pfandbriefgesetzes  vom  Jahre  1874 
entschließe,  würde  sie  dabei  nur  einen  Weg  fortsetzen,  den 
sie  selbst  auf  einem  speziellen  Gebiete  bereits  betreten  habe 
und  der  unabhängig  davon  auf  anderen  Gebieten  auch  durch 
die  Statutenbestimmungen  einzelner  Anstalten  schon  einge- 
schlagen worden  sei. 

Als  zur  Erleichterung  der  Finanzierung  von  Lokalbahnen 
und  zur  Förderung  sonstiger  Eisenbahnzwecke  die  Ausgabe 
speziell  auf  solche  Unternehmungen  fundierter  Obligationen 
durch  Landes-  oder  Privatbanken  in  Aussicht  genommen 
wurde,  habe  die  Gesetzgebung  in  Artikel  VII  des  Lokalbahn- 
gesetzes vom  31.  Dezember  1894,  R.-G.-Bl.  No.  2  de  1895, 
verfügt,  daß  auf  diese  Obligationen  die  Bestimmungen  des 
Pfandbriefgesetzes  vom  24.  April  1874,  R.-G.-Bl.  No.  48,  sinn- 
gemäß Anwendung  zu  finden  haben.  Auf  dem  Gebiete  des 
Eisenbahnkredites  haben  daher  die  Normen  des  Pfandbrief- 
systems bereits  gesetzlich  Geltung. 

Ohne  gesetzliche  Unterlage  und  infolgedessen  mit  einer 
nicht  ganz  unzweifelhaften  Rechts  Wirksamkeit  haben  die  all- 
gemeine österreichische  Bodenkreditanstalt  schon  längst  und 
neuerer  Zeit  (d.  h.  im  Jahre  1901)  auch  andere  Kreditinstitute 
die  Stellung  der  von  ihnen  ausgegebenen  Obligationen  ganz 
in  gleicher  Weise  statutarisch  geregelt.  Hier  wäre  es  also 
Aufgabe  des  Gesetzes,  das  Vertragsrecht  mit  voller  Kraft  auch 
gegenüber  Dritten  auszustatten. 

Die  hier  dargelegten,  dem  Motivenberichte  zur  oben 
erwähnten  Gesetzvorlage  entnommenen  Erwägungen  waren  es 
also,  die  zu  dem  Vorschlage  führten,  die  civilrechtliche  Spezial- 
vorschriften enthaltenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
24.  April  1874,  R.-G.-Bl.  No.  48,  betreffend  die  Wahrung  der 
Rechte  der  Besitzer  von  Pfandbriefen,  durch  ein  eigenes  Gesetz 
auf  andere  Bankschuldverschreibungen  auszudehnen,  die  auf 
dem   gleichen    wirtschaftlichen   Gedanken   wie    die  Pfandbriefe 
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beruhen  und  nur  in  der  Art  der  Fundierung  sich  von  diesen 
unterscheiden. 

Der  weitere  Inhalt  des  Motivenberichtes  befaßt  sich  mit 
Fragen  der  juristischen  Konstruktion  des  Gesetzes,  welche  hier 
zunächst  außer  Betracht  bleiben  können. 


In  der  Sitzung  des  Herrenhauses  vom  17.  Oktober  1901 
kam  dieser  Gegenstand  zum  erstenmal  zur  Verhandlung,  und 
zwar  auf  Grundlage  eines  von  der  hierfür  eingesetzten  Spezial- 
kommission  erstatteten  Berichtes  aus  der  Feder  des  damaligen, 
seither  verstorbenen  Direktors  der  österreichischen  Kreditanstalt 
für  Handel  und  Gewerbe,  Gustav  Ritter  von  Mauthner.  Der 
Bericht  weist  darauf  hin,  daß  Schuldverschreibungen,  wie  sie 
hier  in  Betracht  kommen,  zu  dieser  Zeit  bereits  in  großen 
Summen  und  zu  verschiedenen  Zwecken  ausgegeben  worden 
sind.  Die  größte  Bedeutung  habe  die  Ausgabe  solcher  Schuld- 
verschreibungen gewonnen,  welche  dem  Kommunalkredite 
dienen.  Ebenso  haben  die  Meliorationsgenossenschaften  und 
andere  Assoziationen  mit  großem  Vorteile  Amortisationsdarlehen 
bei  Banken  aufgenommen.  Ebenso  habe  es  sich  für  die  Eisen- 
bahnen niedriger  Ordnung  vorteilhafter  erwiesen,  einen  Annui- 
tätenkredit bei  Banken  aufzunehmen,  als  den  Versuch  der 
direkten  Emission  eigener  Obligationen  zu  wagen.  Am  31.  De- 
zember 1900  waren  von  derartigen  Schuldverschreibungen 
österreichischer  Banken  im  Umlauf: 

ca.  401  000  000  Kr.  Kommunal-Schuldverschreibungen, 
„     146  000  000     „  Eisenbahn- 
6  000  000     „  Meliorations- 
2  200  000     „  lndustriekredit- 

(Boehm.  Industrialbank) 

Unter  dankbarer  Anerkennung,  daß  die  Regierung  die  ge- 
setzliche Regelung  dieser  Kredite  in  Angriff  genommen  hat, 
geht  der  Bericht  auf  die  Einzelheiten  ein  und  bespricht  zunächst 
die  Frage,  inwieweit,  d.  h.  unter  welchen  Beschränkungen  Forde- 
rungen und  Wertpapiere  zur  Fundierung  solcher  Bankschuld- 
verschreibungen herangezogen  werden  dürfen. 
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In  der  Vorlage  der  Regierung  sei  diese  Frage  ganz  offen- 
gelassen, weil  die  Regierung  überhaupt  auf  dem  Standpunkte 
stehe,  daß  die  Entscheidung  darüber,  von  welcher  Beschaffen- 
heit die  Vermögensobjekte  sein  müssen,  die  zur  Sicherung  der 
in  Frage  kommenden  Schuldtitel  zu  dienen  haben,  in  jedem 
konkreten  Falle  dem  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegen- 
den Statute  der  betreffenden  Bank  vorzubehalten  sei,  während 
die  Kommission  der  Ansicht  sei,  daß  die  in  den  gedachten  Be- 
ziehungen aus  vielfachen  Rücksichten  notwendigen  Beschrän- 
kungen im  wesentlichen  im  Gesetze  selbst  statuiert  sein  sollen. 

In  der  Denkschrift  werde  hervorgehoben,  daß  durch  dieses 
Gesetz  speziell  für  die  Industrie  der  Weg  geebnet  werden  soll, 
durch  die  Ausgabe  von  Bankschuldverschreibungen  im  weiten 
Umfange  unkündbare  Kredite  zu  erlangen.  Es  sei  nun  sehr 
zu  erwägen,  ob  es  sich  empfehle,  dieser  Kreditform  für  die 
Industrie  eine  große  Ausdehnung  zu  geben.  Die  Schaffung 
der  Annuitätenkredite  sei  gewiß  einer  der  glücklichsten  Ge- 
danken. Er  ermögliche  namentlich  dem  Landwirte,  der  lange 
genug  unter  der  Gefahr  von  kündbaren  Krediten  seufzte,  un- 
kündbare Darlehen  aufzunehmen,  die  durch  jährliche  Ab- 
stattungen, welche  die  Zinsensumme  nicht  sehr  wesentlich  über- 
steigen, langsam  rückgezahlt  werden  können.  Diese  Kreditform 
eigne  sich  auch  vortrefflich  für  alle  Körperschaften,  welche  zur 
Einhebung  von  Umlagen  zu  den  Staatssteuern  berechtigt  sind. 

Für  den  Industriellen  eigne  sich  aber  diese  Kreditform 
weniger,  da  er  je  nach  der  Konjunktur  bald  mit  großem  Ge- 
winn arbeite,  der  ihm  eine  größere,  als  die  bedungene  Kapitals- 
rückzahlung wünschenswert  mache,  bald  mit  Verlusten,  die  ihm 
in  den  betreffenden  Jahren  die  Annuitätenzahlung  erschweren 
oder  unmöglich  machen.  Daß  dies  im  allgemeinen  auch  die 
Ansicht  der  Industriellen  sei,  beweisen  die  Berichte  der 
Böhmischen  Industrialbank,  die  im  Jahre  1898  ausdrücklich  zu 
dem  Zwecke  gegründet  wurde,  den  Annuitätenkredit  auch  der 
Industrie  dienstbar  zu  machen.  Nach  dreijähriger  umsichtiger 
Tätigkeit  sei  es  der  eifrigen  Direktion  dieser  Bank  nicht  ge- 
lungen, mehr  als  2  200  000  Kr.  solcher  Darlehen  abzuschließen. 
Im  Jahresberichte  pro  1899  klagte  die  Direktion,  daß  bei  der 
Mehrzahl  der  Einreicher  das  richtige  Verständnis  für  derlei 
Darlehen  fehle,  und  konstatierte,  daß  die  Mittel  der  Bank  „der 
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heimischen  Produktion  in  gewohnter  Form"  —  also  nicht  im 
Wege  des  Amortisationskredites  —  zugeführt  wurden.  Der 
Industrielle  bedürfe  dieser  Kreditform  auch  durchaus  nicht,  da 
gerade  ihm  die  mannigfachsten  und  bequemsten  Kredite  zur  Ver- 
fügung stehen.  Jeder  Industrielle  in  geordneten  Verhältnissen 
könne  nicht  nur  inländische,  sondern  auch  ausländische  und 
überseeische  Rohmaterialien  auf  so  langsichtige  Kredite  kaufen, 
daß  er  oft  schon  den  Erlös  für  sein  Fabrikat  in  Händen  habe, 
bevor  seine  diesbezügliche  Schuld  fällig  wäre.  Verkaufe  er 
seine  Fabrikate,  so  geschehe  dies  entweder  gegen  bar  oder 
gegen  Wechsel,  die  er  leicht  eskomptieren  kann,  oder  schließ- 
lich gegen  eine  offene  Buchforderung,  deren  Mobilisierung  bei 
dem  heutigen  Stande  der  Kredittechnik  ebenfalls  keine  Schwie- 
rigkeiten biete.  Zu  alledem  stehen  Industriellen  in  geordneten 
Verhältnissen  offene  Bankkredite  zur  Verfügung,  deren  Be- 
nutzung ihnen  viel  bequemer  ist,  als  Amortisationskredite. 

„Wenn  diese  Ausführungen  erwiesen  haben  dürften,  — 
heißt  es  in  dem  Berichte  des  Herrn  von  Mauthner  —  daß  der 
Amortisationskredit  für  den  Industriellen  im  Allgemeinen  nicht 
erforderlich  ist,  so  kann  wohl  die  Frage  unerörtert  gelassen 
werden,  ob  vom  Standpunkte  der  Obligationäre  den  Krediten 
an  Industrielle  behufs  Fundierung  von  Bankschuldverschrei- 
bungen eine  zu  große  Ausdehnung  gegeben  werden  soll." 

„Auch  einen  anderen  nicht  unwichtigen  Gesichtspunkt 
glaubte  die  Kommission  bei  Beurteilung  der  in  Rede  stehenden 
Frage  nicht  außer  acht  lassen  zu  sollen." 

„Ein  auf  einem  Industrie-Etablissement  intabuliertes  Annui- 
tätsdarlehen hat  selbstverständlich  vor  allen  Buchforderungen 
den  Vorrang.  Ein  bücherlich  nicht  eingetragenes  Annuitäts- 
darlehen steht  hinsichtlich  der  Sicherheit  de  jure  auf  einer 
Stufe  mit  den  Buchforderungen,  de  facto  aber  ganz  wesentlich 
hinter  diesen  zurück.  Buchforderungen  sind  zumeist  schon 
fällige  Forderungen  oder  doch  solche,  die  in  kurzen  Terminen 
fällig  werden.  Gerät  nun  das  Industrie  -  Etablissement  in 
schwierige  Verhältnisse,  so  wird  der  Besitzer  einer  fälligen 
Forderung  meistens  mit  Erfolg  auf  Zahlung  dringen  können, 
insolange  mobile  oder  mobil  zu  machende  Werte  vorhanden 
sind.  Auch  die  Einräumung  einer  hypothekarischen  Sicher- 
stellung wird  von  dem  drängenden  Gläubiger  oft  erreicht.    Die 
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Bank  jedoch,  welche  ein  Annuitätsdarlehen  gewährt  hat,  be- 
sitzt keine  fällige  Kapitalsforderung  und  kann,  wenn  eine 
Annuität  an  dem  bedungenen  Termine  unbezahlt  bleibt,  nur 
wenn  dies  im  Vertrage  vorgesehen  ist,  auf  Sicherstellung  klagen 
und  Exekution  führen.  Dies  gilt  selbstverständlich  ebenso  von 
einer  Annuitätenforderung  an  eine  industrielle  Aktiengesellschaft 
wie  für  eine  solche  an  Privatfirmen.  Welche  Irrtümer  bei  der 
Beurteilung  der  Sicherheit  einer  industriellen  Gesellschaft  aber 
möglich  sind,  beweist  der  Fall  einer  belgisch-deutschen  Montan- 
aktiengesellschaft, welche  bei  einem  voll  eingezahlten  Grund- 
kapital von  25  000  000  Franks  im  Februar  dieses  Jahres  nicht- 
hypothekierte  Obligationen  im  Nominalbetrage  von  10  000  000 
Franks  zur  Emission  brachte  und  sich  bereits  wenige  Wochen 
später  im  Zustande  der  vorläufigen  Zahlungsunfähigkeit  befand." 
„Alle  diese  Erwägungen  mußten  die  Kommission  dahin 
führen,  als  das  Mindestmaß  der  gebotenen  Einschränkung  emp- 
fehlen zu  sollen,  daß  nur  hypothekarisch  sichergestellte  In- 
dustriekredite als  Fundierung  solcher  Bankschuldverschreibungen 
zu  gestatten  seien." 


Zu  diesen  Ausführungen,  speziell  so  weit  sie  die  Frage  der 
Eignung  der  vorgeschlagenen  Kreditform  für  Industrielle  betreffen, 
möchte  ich  jedoch  einschaltend  einige  Bemerkungen  beifügen.  Da 
es  sich  doch  nicht  darum  handelt,  irgend  jemanden  Darlehen  in 
dieser  Form  aufzuzwingen,  so  kann  es  wohl  im  allgemeinen 
der  Erwägung  eines  kreditsuchenden  Industriellen  überlassen 
bleiben,  ob  er  nach  den  speziellen  Verhältnissen  seines  Unter- 
nehmens auf  einen  solchen  Kredit  mit  Annuitäteneinzahlung 
reflektieren  wolle  oder  nicht. 

Daß  tatsächlich  solche  Kredite  unter  Umständen  für  zweck- 
mäßig erachtet  werden,  geht  schon  aus  der  Tatsache  hervor,  daß 
doch  von  zahlreichen  größeren  Industrie-Unternehmungen  sowohl 
bei  uns  als  auch  insbesondere  in  Deutschland  derartige  langfristige 
Obligationsanlehen  auf  eigene  Rechnung  ausgegeben  werden. 
Daß  das  gleiche  Bedürfnis  auch  bei  kleineren  Industriellen 
besteht,  welche  wegen  des  geringeren  Umfanges  ihres  Unter- 
nehmens nicht  in  der  Lage  sind,  eigene  Anlehen  mittelst  Teil- 
schuldverschreibungen aufzulegen,  und  daher  der  Vermittlung 
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eines  Bankinstitutes  bedürfen,  dürfte  wohl  kaum  in  Abrede  zu 
stellen  sein.  Wenn  der  Herr  Berichterstatter  damals  darauf 
hinwies,  daß  die  böhmische  Industrialbank  in  den  ersten  drei 
Jahren  ihres  Bestandes  nicht  mehr  als  2200000  Kr.  solcher 
Darlehen  abgeschlossen  hat,  so  ist  wohl  zunächst  dem  ent- 
gegenzuhalten, daß  für  die  Einführung  einer  neuen  Type  der 
Zeitraum  von  drei  Jahren  doch  außerordentlich  kurz  ist.  Wie 
richtig  diese  Bemerkung  ist,  und  wie  sehr  das  Bedürfnis  auch 
der  kleineren  Industriellen  fortwährend  in  steigendem  Umfang 
wächst,  erhellt  daraus,  daß  die  genannte  böhmische  Industrial- 
bank bis  Ende  1908  fundierte  Bankschuldverschreibungen  im 
Betrage  von  18,661.600  Kr.  angegeben  hat,  von  welchen  bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  solche  für  2,021.700  Kr.  durch  Verlosung 
aus  dem  Verkehre  gezogen  werden. 


In  der  Diskussion  im  Plenum  des  Hauses  befaßte  sich  der 
Berichterstatter  hauptsächlich  mit  der  Frage,  wie  die  Rechte 
der  Gläubiger,  bzw.  der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen 
am  besten  zu  sichern  seien,  und  die  betreffenden  Anträge  der 
Kommission  schlugen  auch  ganz  geeignete  Abänderungen  im 
Regierungsent würfe  vor.  Auch  die  ganze  Diskussion  drehte 
sich  hauptsächlich  um  diese  Frage.  Übrigens  wurde  der  von 
der  Kommission  beantragte  abgeänderte  Entwurf  mit  Rücksicht 
auf  verschiedene  sich  als  notwendig  ergebende  Modifikationen 
zur  neuerlichen  Beratung  an  die  Spezialkommission  zurück- 
gewiesen. 

Auch  der  zweite  Kommissionsbericht  sowie  die  Debatte 
über  denselben  in  der  Herrenhaussitzung  vom  27.  November  1901 
befaßten  sich  fast  ausschließlich  mit  Fragen  der  juristischen 
Konstruktion,  die  sich  vorzugsweise  auf  die  Wahrung  der 
Gläubigerrechte  bezog.  Interessant  für  die  Beurteilung  der 
Intentionen  der  Regierung  hinsichtlich  der  speziellen  Befriedi- 
gung industrieller  Bedürfnisse  durch  die  vom  Gesetzentwurfe 
in  Aussicht  genommene  Kreditform  sind  jedoch  die  diesbezüg- 
lichen Ausführungen  des  Regierungsvertreters,  des  damaligen 
Ministerialrates  Freiherrn  von  Call,  gegenwärtig  Präsidenten 
des  Oberlandesgerichtes  in  Innsbruck.  Unter  Bezugnahme  auf 
die  Darlegungen  früherer  Redner  führte  er  folgendes  aus: 


—     419     — 

„Was  aber  den  Inhalt  dieser  Normen  betrifft,  so  steht  vor 
allem  eines  fest:  hinsichtlich  des  Kommunalkredites,  hinsicht- 
lich des  Eisenbahnkredites  und  hinsichtlich  des  Meliorations- 
kredites werden  irgendwelche  wesentliche  Beschränkungen 
durch  den  §  2  (im  dermaligen  Gesetze  2.  Absatz  des  §  1)  nicht 
geschaffen.     In  Frage  steht  nur  der  Industriekredit." 

„Es  wäre  ein  Irrtum,  zu  glauben  —  das  sei  mir  gestattet, 
gegen  die  Ausführungen  des  ersten  Herrn  Kontraredners  von 
heute  und  zum  Teil  auch  gegen  die  Darlegungen  des  Kom- 
missionsberichtes,  der  in  der  letzten  Sitzung  vorgelegen  ist,  zu 
bemerken  —  daß  die  Regierung  es  für  erstrebenswert,  ja  auch 
nur  für  zulässig  erachten  würde,  wenn  lediglich  auf  Grund 
mobiler  Werte,  insbesondere  auf  Grund  bloßer  Kontokorrent- 
forderungen langfristige  Bankschuldverschreibungen  zur  Aus- 
gabe gelangen.  Das  wäre  wohl  ein  ziemlich  grober  Verstoß 
gegen  alle  Grundsätze  der  Banktechnik.  Soweit  es  sich  um 
die  Beschaffung  des  dem  fortgesetzten  Umsätze  unterliegenden 
Betriebskapitales  handelt,  können  tatsächlich  nur  kurzfristige 
Kredite  in  Betracht  kommen,  und  daß  für  dieses  Kreditbedürfnis 
in  anderer  Weise  vorgesorgt  ist,  hat  der  Herr  Berichterstatter 
schon  auseinandergesetzt.  Ich  glaube,  daß  die  Regierung  durch 
die  Darlegungen,  die  sie  in  der  Denkschrift  niedergelegt  hat, 
mit  der  die  Vorlage  an  das  hohe  Haus  geleitet  wurde,  sich  mit 
voller  Klarheit  darüber  ausgesprochen  hat,  wie  sie  über  diese 
Frage  denkt." 

„Aber  nebst  dem  Bedürfnisse  nach  Betriebskapital  besteht 
auch  das  Bedürfnis  nach  Anlagekapital,  und  hinsichtlich  dieses 
hatten  wir  vor  Augen,  dessen  Beschaffung  eben  durch  die  Be- 
stimmungen unseres  Gesetzes  der  Industrie  zu  erleichtern.  Soweit 
es  sich  um  die  Beschaffung  von  Anlagekapital  handelt,  wird  aber 
wohl  jederzeit  die  Möglichkeit  einer  hypothekarischen  Sicher- 
stellung vorhanden  sein.  Es  muß  praktisch  geradezu  als  aus- 
geschlossen gelten,  daß  langfristige  Kredite  anders  als  gegen 
hypothekarische  Sicherstellung  gewährt  werden,  und  daß  auf 
eine  andere  als  diese  Grundlage  hin  die  Emission  von  Schuld- 
verschreibungen erfolgt.  Die  in  der  Denkschrift  dargelegte 
Haupttendenz  des  Entwurfes  ist  die:  es  sollen  tunlichst  an 
Stelle  der  einzelnen  Emissionen  der  verschiedenen  Industrie- 
unternehmungen kumulative  Obligationen  treten,  welche  seitens 
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der  den  Kredit  gewährenden  und  vermittelnden  Banken  zur 
Ausgabe  gelangen.  So  gut  —  ich  glaube  da  keinen  Wider- 
spruch besorgen  zu  müssen  —  heute  alle  Teilschuldverschrei- 
bungen von  Industrieunternehmungen  hypothekarisch  sicher- 
gestellt sind,  so  wird  auch  eine  hypothekarische  Sicherstellung 
möglich  sein  bei  jenen  Krediten,  welche  die  Banken  an  ein- 
zelne Industrielle  gewähren,  und  auf  Grund  deren  sie  dann 
ihre  Schuldverschreibungen  ausgeben." 

„Hinsichtlich  des  Kreises  der  Personen,  denen  auf  indu- 
striellem Gebiete  Kredit  gewährt  werden  soll,  zieht  also  §  2 
dem  Wesen  nach  keine  Schranken.  Es  ist  dies  auch  von  einem 
der  Herren  Vorredner  heute  schon  bemerkt  worden,  der  — 
allerdings  von  einem  anderen  Gesichtspunkt  ausgehend  —  er- 
klärte, daß  viel  Vorteil  und  viel  Nachteil  mit  §  2  überhaupt 
nicht  verbunden  sei." 

„Aber  auch  hinsichtlich  der  Höhe  der  dem  Einzelnen  zu 
gewährenden  Kredite  ist  —  wie  gleichfalls  schon  bemerkt 
wurde  —  durch  §  2  eine  Schranke  in  gar  keiner  Richtung  ge- 
zogen. Von  der  Einhaltung  der  Pupillargrenze  kann  von  vorn- 
herein keine  Rede  sein,  denn  dann  hätte  man  es  ja  mit  Pfand- 
briefen zu  tun.  Aber  darüber  hinaus  statuiert  §  2  keine  Schranke 
für  die  Höhe  der  zulässigen  Belehnung,  für  den  Wert,  mit  dem 
das  Pfandobjekt  in  Anschlag  gebracht  werden  kann.  Es  ist 
die  Berücksichtigung  des  Zugehöres  nicht  ausgeschlossen,  und 
dasselbe  gilt  hinsichtlich  der  Wasserkräfte,  die  etwa  da  sind. 
Ja  sogar  der  kommerzielle  Wert  eines  Unternehmens  kann  in 
Anschlag  gebracht  werden,  ohne  daß  man  mit  den  Bestimmungen 
des  §  2  irgendwie  in  Widerspruch  käme." 

Der  Entwurf  ging  nun  in  der  vom  Herrenhause,  im  Sinne 
des  Kommissionsberichtes,  geänderten  Form  an  das  Abgeord- 
netenhaus. Die  mittlerweile  in  letzterem  eingetretenen  schwie- 
rigen parlamentarischen  Verhältnisse  verhinderten  mehrere 
Jahre  hindurch  die  parlamentarische  Behandlung  dieses  Gegen- 
standes, und  erst  am  28.  Februar  1905  gelangte  der  von  dem 
Abgeordneten  Dr.  von  Grabmayr  verfaßte  Bericht  des  Justiz- 
ausschusses des  Abgeordnetenhauses  zur  Vorlage.  Dieser  Bericht 
ging  auf  die  Frage  des  Bedürfnisses  und  der  Zweckmäßigkeit 
in  prinzipieller  Hinsicht  gar  nicht  ein  und  schlug  nur  einige 
Verbesserungen  in  der  Fassung  behufs  möglichster  Klarstellung 
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aller  Rechte  und  Pflichten  vor.  In  der  Sitzung  des  Abgeord- 
netenhauses vom  4.  Juli  1905  kam  dieser  Bericht  zur  Verhand- 
lung, welche  der  Berichterstatter  mit  den  Worten  einleitete, 
daß  das  Haus  mit  der  Votierung  dieses  Gesetzes  eine  alte 
Schuld  der  Gesetzgebung  gegenüber  dem  Verkehre  abtrage, 
indem  es  geradezu  eine  unleidliche  Inkonvenienz  war,  daß  zwar 
schon  seit  dem  Jahre  1874  für  eine  bestimmte  Kategorie  von 
Teilschuldverschreibungen,  nämlich  für  Pfandbriefe  ein  be- 
stimmter gesetzlicher  Schutz  bestehe,  daß  dagegen  für  andere 
Teilschuidverschreibungen  und  namentlich  für  die  in  der  letzten 
Zeit  für  den  Verkehr  so  wichtig  gewordenen  fundierten  Bank- 
schuldverschreibungen ein  analoger  Schutz  nicht  bestehe.  Der 
vorliegende  Gesetzentwurf  habe  den  Zweck,  diese  Lücke  aus- 
zufüllen und  sei  im  Wesen  nichts  anderes  als  die  Ausdehnung 
der  Vorschriften  des  Pfandbriefgesetzes  auf  fundierte  Bank- 
schuldverschreibungen. 

Der  Gesetzentwurf  wurde  mit  den  vom  Ausschuß  bean- 
tragten Abänderungen  vom  Hause  angenommen.  Das  Herren- 
haus schloß  sich  über  Antrag  seiner  Spezialkommission,  als 
deren  Berichterstatter  Freiherr  von  Nie  bau  er  fungierte,  dem 
Beschlüsse  des  Abgeordnetenhauses  an,  und  nach  erfolgter 
Sanktion  wurde  das  Gesetz  vom  27.  Dezember  1905,  betreffend 
fundierte  Bankschuldverschreibungen,  in  nachfolgender  Fassung 
kundgemacht. 


Gesetz  vom  27.  Dezember  1905,  R.  G.  Bl.  No.  213, 

betreffend  fundierte  Bankschuldverschreibungen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrates 
finde  ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

§  1.  Auf  die  von  Banken  ausgegebenen,  auf  Inhaber 
lautenden  oder  durch  Indossament  übertragbaren  Schuld- 
verschreibungen, welche  die  Hinweisung  auf  eine  vor- 
zugsweise Deckung  (Fundierung)  enthalten  (Kommunal-, 
Eisenbahn-,  Meliorations-,  Industriekredit  -  Schuldver- 
schreibungen usw.),  finden  die  im  Gesetze  vom  24.  April 
1874,  R.  G.-Bl.  No.  48,  enthaltenen  Bestimmungen  sinn- 
gemäße Anwendung.     Ohne  die  im  §  4  jenes  Gesetzes 
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vorgeschriebene  Kautionsstellung  können  Schuldver- 
schreibungen mit  dem  Hinweise  auf  eine  vorzugsweise 
Deckung  (Fundierung)  nicht  ausgegeben  werden. 

Zur  vorzugsweisen  Deckung  solcher  Schuldver- 
schreibungen sind  Forderungen  oder  zur  Anlage  von 
Pupillengeldern  ungeeignete  Wertpapiere  nur  dann  ver- 
wendbar, wenn  ein  Pfandrecht  dafür  in  einem  öffent- 
lichen Buche  eingetragen  ist  oder  wenn  für  sie  ein 
Zahlungs-  oder  Bürgschaftsversprechen  des  Staates,  eines 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
oder  einer  inländischen,  zur  Einhebung  von  Umlagen 
berechtigten  öffentlichen  Körperschaft  besteht. 

Gibt  eine  Bank  verschiedene  Arten  von  Schuld- 
verschreibungen unter  Hinweisung  auf  eine  vorzugs- 
weise Deckung  jeder  einzelnen  Art  oder  nebst  Schuld- 
verschreibungen auch  Pfandbriefe  aus,  so  hat  die 
Kautionsbestellung  für  jede  Art  der  Schuldverschreibungen 
und  für  die  Pfandbriefe  getrennt  zu  erfolgen.  Eine 
solche  Trennung  kann  auch  bei  Schuldverschreibungen 
gleicher  Art  bezüglich  verschiedener  Kategorien  oder 
Serien  im  Statut  verfügt  werden. 

§  2.  Die  Besitzer  der  Schuldverschreibungen  haben 
das  Recht,  aus  den  für  ihre  Ansprüche  als  Kaution 
bestellten  Teilen  des  Bankvermögens  vorzugsweise  be- 
friedigt zu  werden. 

Wenn  auf  diese  Vermögensteile  Exekution  geführt 
wird,  so  obliegt  es  dem  Regierungskommissär  (§  3 
alinea  1  des  Gesetzes  vom  24.  April  1874,  R.  G.-Bl.  No.48), 
die  entsprechende  Einschränkung  der  Exekution  bei  Ge- 
richt zu  beantragen.  Ueber  den  Antrag  kann  das  Gericht 
ohne  Einvernehmung  der  Parteien  entscheiden. 

§  3.  Sind  Forderungen,  die  in  einem  öffentlichen 
Buche  nicht  eingetragen  sind,  als  Kaution  bestellt,  so 
hat  die  Bank  bei  der  Erwerbung  jeder  solchen  For- 
derung deren  Haftung  als  Kaution  dem  Schuldner  an- 
zuzeigen. 
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Die  Einwendung  der  Kompensation  kann  einer  als 
Kaution  bestellten  Forderung,  selbst  wenn  die  Forderung 
in  einem  öffentlichen  Buche  nicht  eingetragen  ist  nur 
dann  entgegengesetzt  werden,  wenn  der  Bankschuldner 
die  Gegenforderung  an  die  Bank  schon  zur  Zeit  seiner 
Verständigung  von  der  Kautionsbestellung  hatte  und 
dem  Regierungskommissär    sofort   bekanntgemacht  hat. 

S  4  Die  Mitsperre  des  Regierungskommissärs  kann 
hinsichtlich  jener  Bestände  an  Bargeld  und  Wert- 
papieren entfallen,  die  nach  dem  Ermessen  des 
Regierungskommissärs  zur  Besorgung  des  laufenden 
Dienstes  erforderlich  sind. 

g  5  Werden  Schuldverschreibungen  der  in  §  1 
bezeichneten  Art  von  Landesanstalten  unter  der  Haftung 
des  Landes  ausgegeben,  so  ist  zur  Erfüllung  der  im 
Gesetze  dem  Regierungskommissär  ^gewiesenen  Auf- 
.aben  der  Landesausschuß  oder,  wenn  d^ser  einen 
besonderen  Kommissär  bestellt,  der  Kommissar  des 
Landesausschusses  berufen. 

6  6  Für  Bankschuldverschreibungen  der  im  §  1  be- 
zeichneten Art  und  für  die  Kupons  solcher  Schuld- 
verschreibungen kann  der  Finanzm.nister  die  Gj- 
buhrenfreiheit  unter  der  Bedingung  einräumen,  daß  die 
Bank  die  Gebühren  von  den  Quittungen  über  Kapital 
und  Zinsen,  die  sie  von  den  Schuldnern  empfangt, 
unmittelbar  zu  entrichten  hat. 

S7  Bankschuldverschreibungen  der  im  §  1  be- 
zeichneten Art,  die  unter  der  Haftung  -*f  ™ 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Lander  aus 
gegeben  werden,  können  zur  fruchtbringenden  Anlegung 
von  Kapitaben  der  Stiftungen,  der  unter  öffentlicher 
Aufsicht  stehenden  Anstalten,  des  Postsparkassenamtes, 
dann  on  Pupillen-,  Fideikommiß-  und  Depositengeldern 
nnd  zu  Dienst-  und  Geschäftskautionen  verwendet 
werden. 


—     424     — 

§  8.  Die  in  §  7  ausgesprochene  Begünstigung  kommt 
auch  anderen,  statutengemäß  ausgegebenen  Bank- 
schuldverschreibungen der  in  §  1  bezeichneten  Art  zu, 
wenn: 

1.  als  Kaution,  soweit  sie  nicht  in  barem  Gelde 
besteht,  nur  Wertpapiere,  die  zur  Anlage  von  Pupillen- 
geldern geeignet  sind,  Hypothekarforderungen  mit  ge- 
setzmäßiger Sicherheit  oder  Forderungen  mit  einem 
Zahlungs-  oder  Garantieversprechen  des  Staates  oder 
eines  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  bestellt  sind  und 

2.  die  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schuld- 
verschreibungen jeweils  erforderlichen  Beträge  durch 
mindestens  gleich  hohe  Forderungen  der  Bank  gedeckt 
und  diese  Forderungen  spätestens  zu  den  dem  Bedarf 
entsprechenden  Terminen  fällig  sind. 

Das  Vorhandensein  der  unter  Zahl  1  und  2  be- 
zeichneten Voraussetzungen  ist  von  Fall  zu  Fall  durch 
eine  amtliche  Kundmachung  im  Reichsgesetzblatte  zu 
verlautbaren. 

§  9.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gelten  auch 
für  die  von  bestehenden  Banken  ausgegebenen  Schuld- 
verschreibungen der  im  §  1  bezeichneten  Art,  zu  deren 
Ausgabe  die  staatliche  Genehmigung  nach  Inkrafttreten 
dieses  Gesetzes  erteilt  wird,  doch  ist  die  Ausgabe 
staatsgarantierter  Schuldverschreibungen  gemäß  Ar- 
tikel XX  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1901,  R.-G.-Bl. 
No.  85,  auch  dann  zulässig,  wenn  deren  Fundierung 
den  Anforderungen  des  §  1,  Absatz  2,  nicht  entspricht. 

Auf  Schuldverschreibungen,  zu  deren  Ausgabe  die 
staatliche  Genehmigung  vor  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
erteilt  worden  ist,  finden  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  mit  Ausnahme  des  §  1,  Absatz  2,  Anwendung. 

Statutenbestimmungen,  durch  die  hinsichtlich  be- 
stimmter Teile  des  Bankvermögens  ausgesprochen  ist, 
daß  sie  zur  Deckung  von  Schuldverschreibungen  der 
im  §  1  erwähnten  Art  dienen  oder  für  deren  Einlösung 
haften,    haben    für    die    bezeichneten   Teile    des    Bank- 


-     425     — 

Vermögens    die   Wirkung    einer    Kautionsbestellung    im 
Sinne  des  §  1. 

Die  Frist,  innerhalb  welcher  die  bestehenden 
Banken  die  gemäß  §  1  erforderlichen  Verfügungen  zu 
treffen  haben,  wird  vom  Finanzminister  bestimmt 

§  lü.  Auf  Pfandbriefe  findet  das  gegenwärtige  Gesetz 
keine  Anwendung.  Bezüglich  dieser  bleibt  das  Gesetz 
vom  24.  April  1874,  R.-G.-Bl.  No.  48,  betreffend  die 
Wahrung  der  Rechte  der  Besitzer  von  Pfandbriefen, 
umgeändert  in  Geltung. 

Die  bestehenden  Vorschriften  über  die  Verwend- 
barkeit von  Bankschuldverschreibungen  zu  den  im  §  7 
bezeichneten  Zwecken  bleiben  unberührt. 

§  11.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  Meine 
Minister  der  Justiz,  des  Innern,  der  Finanzen  und  der 
Eisenbahnen  beauftragt. 

Zum  Verständnis  der  im  vorstehenden  Gesetze  enthaltenen 
Hinweise  auf  das  Gesetz  vom  24.  April  1874,  R.-G.-Bl.  No.  48, 
„betreffend  die  Wahrung  der  Rechte  der  Besitzer  von  Pfand- 
briefen", seien  folgende  Bestimmungen  des  letzteren  hervor- 
gehoben: 

Nach  §  1  kann  eine  Anstalt,  welche  unter  staatlicher  Auf- 
sicht Pfandbriefe  ausstellt,  über  diejenigen  Vermögensobjekte, 
welche  statutenmäßig  zur  vorzugsweisen  Deckung  der  Pfand- 
briefe zu  dienen  haben,  nur  mit  Zustimmung  des  ihr  beigege- 
benen Regierungskommissärs  verfügen.  Der  Regierungskom- 
missär darf  seine  Zustimmung  nur  dann  erteilen,  wenn  er  die 
Überzeugung  gewonnen  hat,  daß  durch  die  Verfügung  die 
statutenmäßige  Deckung  der  Pfandbriefe  nicht  beeinträchtigt 
wird. 

Nach  §  2  haben  die  Pfandbriefbesitzer  das  Recht,  aus  den 
im  §  1  bezeichneten  Vermögensobjekten  vorzugsweise  befriedigt 
zu  werden,  daher  Gläubiger  der  Anstalt,  deren  Forderungen 
nicht  aus  Pfandbriefen  entspringen,  eine  Exekution  nur  un- 
beschadet dieses  Rechtes  erwirken  können.  Die  Gesamtheit 
dieser  Vermögensobjekte    bildet    im  Falle   eines  Konkurses  der 
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Anstalt  eine  besondere  Masse,  aus  welcher  jene  Gläubiger,  deren 
Ansprüche  aus  Pfandbriefen  der  Anstalt  entspringen,  vor  den 
übrigen  Konkursgläubigern  zu  befriedigen  sind. 

Wird  auf  ein  Vermögensobjekt  einer  Anstalt,  welche  be- 
rechtigt ist,  unter  staatlicher  Aufsicht  Pfandbriefe  auszustellen, 
Exekution  geführt,  so  hat  —  nach  §  3  -  -  das  Konkursgericht 
hiervon  den  Regierungskommissär  von  Amts  wegen  zu  verstän- 
digen, welchem  es  obliegt,  falls  dieses  Objekt  zur  Deckung  für 
die  Pfandbriefbesitzer  zu  dienen  hat,  das  Gericht  hiervon  in 
Kenntnis  zu  setzen.  Auf  Grund  dieser  Mitteilung  hat  das 
Gericht  die  bewilligte  Exekution  der  im  §  1  Absatz  2  enthal- 
tenen Bestimmung  gemäß  einzuschränken.  Überdies  hat  der 
Regierungskommissär,  wenn  er  die  Rechte  der  Besitzer  der 
Pfandbriefe  für  gefährdet  erachtet,  die  Bestellung  eines  gemein- 
samen Kurators  zur  Vertretung  dieser  Besitzer  bei  dem  hierzu 
zuständigen  Gerichte  zu  erwirken. 

Werden  nach  Maßgabe  der  Statuten  bares  Geld  oder 
Wertpapiere  als  Kaution  bestellt,  so  sind  diese  Kautionsobjekte 
abgesondert  von  dem  übrigen  Vermögen  der  Anstalt  unter 
Mitsperre  des  Regierungskommissärs  zu  verwahren. 


Dies  sind  also  die  gesetzlichen  Grundlagen,  auf  welchen 
in  Osterreich  langfristiger  Tndustriekredit  durch  Ausgabe  von 
pfandbriefähnlichen  Bankschuldverschreibungen  gepflegt  werden 
kann.  Eine  praktisch  bedeutendere  Anwendung  hat  jedoch 
dieser  Geschäftszweig  bisher  nur  bei  einem  Bankinstitut  ge- 
funden, und  zwar  bei  der  „Böhmischen  Industrialbank"  in  Prag, 
welche  demselben  schon  bei  ihrer  Gründung  im  Jahre  1898, 
also  sieben  Jahre  vor  Inkrafttreten  obigen  Gesetzes,  vorzugs- 
weise gewidmet  war  und  später  dem  neuen  Gesetze  ihre 
diesbezüglichen  statutarischen  Bestimmungen  angepaßt  hat. 
Diese  dienten  auch  ihrem  Wesen  nach  als  Vorbild  für  analoge 
Statutenbestimmungen  anderer  Banken,  welche  sich  entschlossen, 
die  Ausgabe  industrieller  Bankschuldverschreibungen  in  ihre 
Tätigkeit  aufzunehmen. 

Aus  der  ganzen  Fassung  der  Statuten  geht  hervor,  daß 
die  Böhmische  Industrialbank  in  erster  Linie  die  Pflege  des 
Industriekredits    als    ihre    wichtigste  Aufgabe    betrachtete,    wie 
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denn  auch  an  der  Spitze  des  §  4  der  Satz  steht:  „Die  Ge- 
sellschaft hat  zum  Zwecke,  Bankgeschäfte  zur  Förderung  des 
Handels  und  der  Industrie  zu  betreiben".  Als  erste  in  der 
Reihenfolge  der  Geschäfte,  zu  denen  sie  berechtigt  ist,  sind 
angeführt : 

1.  Hypothekardarlehen  auf  zu  industriellen  oder  Handels- 
unternehmungen dienende  Realitäten  zu  gewähren,  eventuell 
im  Zessionswege  solche  bereits  hypothezierte  Forderungen  zu 
übernehmen,  und  zwar  sowohl  mittels  Barzahlung,  als  auch 
gegen  Hinausgabe  von  Bankschuldverschreibungen. 

2.  Zu  Industrie-  oder  Handelszwecken  Hypothekar-  oder 
Baukredite  gegen  Sicherstellung  auf  unbeweglichen  Gütern 
und  Sachen  oder  auf  grundbücherlich  sichergestellten  Forde- 
rungen zu  gewähren. 

3.  Zu  denselben  Zwecken  Darlehen  an  Bezirke,  Gemeinden 
und  an  andere  juristische  oder  Kollektivpersonen,  endlich  auch 
an  Transport-  und  sonstige  Handels-  oder  Industrieanstalten 
unter  der  Bedingung  zu  gewähren,  daß  die  Darlehen  hypo- 
thekarisch sichergestellt  werden,  oder  aber  daß  deren  Ver- 
zinsung und  Rückzahlung  durch  das  dem  Schuldner  gesetzlich 
zustehende  Umlagerecht  gesichert  wird,  bzw.  derartige  Forde- 
rungen zu  übernehmen  und  sich  an  Kreditoperationen  dieser 
Art  zu  beteiligen. 

4.  Auf  Grund  der  nach  Zahl  1,  2  und  3  dieses  Paragraphes 
entweder  mittels  Schuldscheines  oder  mittels  Zession  durchge- 
führten Hypothekardarlehen  eigene  Bankschuldverschreibungen 
auszugeben. 

Was  nun  die  Detailbestimmungen  betrifft,  welche  bei  der 
Ausgabe  der  Bankschuldverschreibungen  zu  beobachten  sind 
und  naturgemäß  die  Sicherheit  der  denselben  zugrunde 
liegenden  sowie  den  durch  sie  begründeten  Forderungen  im 
Auge  haben,  so  seien  hier  als  die  wesentlichsten  folgende  her- 
vorgehoben : 

Die  Gesellschaft  ist  berechtigt,  auf  Grund  der  von  ihr 
nach  §  4,  Zahl  1,  2  und  3  gewährten  Darlehen,  und  zwar  bis 
zur  Höhe  der  ihr  aus  diesen  Geschäften  zustehenden  Forde- 
rungen Bankschuldverschreibungen  zu  emittieren,  insofern 
jenen  Forderungen  das  unmittelbare  Pfandrecht  auf  unbeweg- 
liche inländische  Güter  zukommt.     Die  Gesamtheit    der   ausge- 
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gebenen  Schuldverschreibungen  muß  also  stets  durch  die  vor- 
bezeichneten Forderungen  der  Gesellschaft  in  gleicher  Höhe 
gedeckt  sein.  Die  Gesellschaft  ist  daher  verpflichtet,  bei  Rück- 
zahlungen für  eine  entsprechende  Reduktion  der  Schuld- 
verschreibungen entweder  durch  Verlosung  oder  durch  Ankauf 
derselben  aus  dem  Tilgungsfonds  Sorge  zu  tragen.  —  Die 
Gesamtsumme  der  im  Umlaufe  befindlichen  Bankschuldver- 
schreibungen darf  jeweilig  den  fünf  zehnfachen  Betrag  des 
tatsächlich  eingezahlten  Aktienkapitals  (gegenwärtig  12  Millionen 
Kronen  betragend)  nicht  überschreiten. 

Die  Bankschuldverschreibungen  werden  im  Nominalbetrage 
(al  pari)  drei  Monate  nach  Verlosung  oder  nach  Ablauf  eines 
halben  Jahres,  nachdem  dieselben  von  der  hierzu  allein  be- 
rechtigten Bank  gekündigt  wurden,  zurückgezahlt. 

In  den  Inhalt  der  Schuldverschreibungen  sind  die  Be- 
dingungen aufzunehmen,  unter  welchen  die  Gesellschaft  den 
Eigentümern  derselben  die  Verzinsung  und  die  Bezahlung  des 
darin  ausgedrückten  Kapitals  zusichert.  Jede  Schuldverschrei- 
bung ist  mit  der  Firmazeichnung  der  Gesellschaft  und  der 
Kontra-Signatur  des  landesfürstlichen  Kommissärs  zu  versehen. 
Die  Formularien  derselben  sind  der  Staatsverwaltung  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen.  ■ 

Sämtliche  Kapitalsabstattungen  und  Zinsenzahlungen  auf 
die  den  Schuldverschreibungen  zu  Grunde  gelegten  Hypothekar- 
forderungen sind  besonders  zu  verrechnen  und  separat  als 
Tilgungs-  beziehungsweise  Zinsenfonds  zu  verwalten. 

Die  Gesamtsumme  der  ausgegebenen  Schuldverschreibungen 
darf  nicht  höher  sein  als  die  Summe  der  nach  §  4  Zahl  1,  2 
und  3  gewährten  und  effektiv  aushaftenden  Darlehen.  —  Die 
Anstalt  ist  jedoch  berechtigt,  Schuldverschreibungen  bis  zur 
Höhe  von  zwei  Millionen  Kronen  anticipando  gegen  dem  aus- 
zugeben, daß  ein  dem  Nominalbetrage  derselben  gleichkom- 
mender Betrag  entweder  in  Barem  oder  in  Werteffekten,  die 
gesetzlich  zur  Anlage  von  Pupillar-Kapitalien  geeignet  sind, 
nach  dem  Kurswerte  derselben  am  Erlagstage  mit  der  spe- 
ziellen Widmung  für  die  Deckung  dieser  Schuldverschreibungen 
in  die  Kassa  der  Gesellschaft  hinterlegt  wird. 

Unbeschadet  der  Ansprüche  der  Besitzer  der  von  der  Ge- 
sellschaft emittierten  Bankschuldverschreibungen  gegenüber  dem 
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gesaraten  Vermögen  der  Gesellschaft  sind  zur  vorzugsweisen 
Sicherstellung  der  Verzinsung  und  Rückzahlung  der  emittierten 
Bank-Schuldverschreibungen  bestimmt  und  somit  als  besondere 
Kaution  für  die  Befriedigung  der  Ansprüche  der  Besitzer 
solcher  Schuldverschreibungen  bestellt:  1.  Alle  infolge  der 
im  §  4  Zahl  1,  2  und  3  angeführten  Geschäfte  erworbenen 
Forderungen.  2.  Der  im  §  10  erwähnte  Tilgungsfonds  und  die 
von  der  Bank  infolge  der  Kündigung  und  Rückzahlung  der  von 
ihr  gemäß  §  4  Abs.  1,  2  und  3  gewährten  Darlehen  erworbenen 
eigenen  Schuldverschreibungen  bis  zur  Vernichtung  der  letz- 
teren. 3.  Die  zur  Verzinsung  der  gewährten  Darlehen  der  vor- 
erwähnten Kategorien  eingehenden  Beträge.  4.  Das  bei  even- 
tuellen antizipierten  Emissionen  von  Bankschuldverschreibungen 
zur  besonderen  Deckung  derselben  gemäß  §  13  gewidmete 
Vermögen,  insolange  die  derart  emittierten  Schuldverschrei- 
bungen nicht  in  nachherein  erworbenen  Forderungen  der  oben 
sub  1  bezeichneten  Kategorie  ihre  Deckung  finden.  5.  Der 
Sicherstellungsfonds,  welchem  bei  Gründung  der  Gesellschaft 
ein  Betrag  von  10.000  Kr.  gewidmet  wurde  und  welcher  auch 
fernerhin  durch  die  normierten  Zuwendungen  aus  dem  jähr- 
lichen Reingewinne  der  Gesellschaft  jeweilig  insolange  zu  do- 
tieren ist,  als  dieser  Fonds  nicht  mindestens  5  pCt.  der  Gesamt- 
summe der  im  Umlaufe  befindlichen  Bankschuldverschreibungen 
beträgt. 

In  Ansehung  derjenigen  im  Sinne  der  vorstehenden  Be- 
stimmungen als  Spezialkaution  für  die  von  der  Gesellschaft 
ausgegebenen  Bankschuldverschreibungen  bestimmten  Ver- 
mögensobjekte, an  welchen  ein  bücherliches  Recht  erworben 
werden  kann,  ist  deren  Haftung  als  Kaution  zur  Sicherstellung 
für  die  Befriedigung  der  Ansprüche  aus  den  von  der  Ge- 
sellschaft ausgegebenen  Bankschuldverschreibungen  in  den 
öffentlichen  Büchern  auf  Grund  einer  von  der  Gesellschaft 
auszustellenden  Erklärung  einzutragen.  Soweit  bares  Geld  oder 
Wertpapiere  als  Kaution  bestellt  sind,  sind  diese  Kautions- 
effekten  abgesondert  von  dem  übrigen  Vermögen  unter  Mit- 
sperre des  landesfürstlichen  Kommissärs  zu  verwahren,  wobei 
lediglich  die  zur  Bestreitung  des  laufenden  Dienstes  nach  Maß- 
gabe der  Fälligkeitstermine  in  nächster  Zeit  erforderlichen 
Barschaften    jeweilig   aus    der   Mitsperre    des    landesfürstlichen 
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Kommissärs  freigelassen  werden  können.  Abgesehen  von  den 
eigenen  Bankschuldverschreibungen  der  Bank  sind  Wert- 
papiere, in  welchen  das  Vermögen  eines  Pflegebefohlenen  nicht 
angelegt  werden  kann,  von  der  Bestellung  als  Kaution  ausge- 
schlossen. 

Die  Sicherheit  der  pfandrechtlich  sichergestellten  Forde- 
rungen, auf  Grund  deren  die  Gesellschaft  Schuldverschreibungen 
emittiert,  muß  den  Bestimmungen  des  §  1374  A.  B.  G.-B.  ent- 
sprechen; diese  Forderungen  müssen  in  der  Regel  in  der 
ersten  bücherlichen  Rangordnung  sichergestellt  sein;  wenn  alte 
und  kleinere  Forderungen  sowie  Dienstbarkeiten,  welche  auf 
die  im  §  1374  A.  B.  G.-B.  normierte  Sicherheit  keinen  Einfluß 
ausüben,  bereits  auf  der  Realität  lasten,  kann  bei  der  Ge- 
währung des  Darlehens  sich  auch  mit  einer  bücherlichen  Rang- 
ordnung nach  diesen  Lasten  begnügt  werden;  jedenfalls  müssen 
sämtliche  aus  dem  Bankdarlehen  resultierenden  Forderungen  in 
einer  solchen  bücherlichen  Rangordnung  sichergestellt  sein, 
daß  sie  bei  Gebäuden  durch  die  erste  Hälfte,  bei  Grundstücken 
durch  die  ersten  zwei  Drittel  des  Wertes  ihre  Bedeckung 
finden. 

Bei  der  Bemessung  der  Höhe  von  Hypothekardarlehen  auf 
Realitäten,  welche  industriellen  Zwecken  dienen,  kann  der  Wert 
der  ein  Zugehör  dieser  Realität  bildenden  Wasserkraft  und 
Maschinen  nach  Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  in  Rech- 
nung gezogen  werden.  Der  Wert  einer  solchen  Wasserkraft 
kann  nur  bis  zum  ersten  Viertel  oder  höchstens  Drittel  des  in 
sachverständiger  Weise  ermittelten  Wertes  bei  der  Darlehens- 
gewährung in  Anschlag  gebracht  werden.  Der  Schätzwert  von 
Maschinen  kann  nur  in  dem  Falle  berücksichtigt  werden,  wenn 
in  sachverständiger  Weise  festgestellt  wurde,  daß  sie  zum  Be- 
triebe des  Industrieunternehmens  unumgänglich  notwendig  und 
mit  der  Liegenschaft  in  solcher  Weise  verbunden  sind,  daß  ihre 
Lostrennung  und  Beseitigung  mit  Schwierigkeiten  verbunden 
wäre.  Bei  der  Sachverständigenschätzung  solcher  Maschinen 
muß  auf  die  Verminderung  des  Wertes  durch  Abnutzung  Be- 
dacht genommen  werden.  Von  dem  erhobenen  Schätzwerte 
kann  sodann  je  nach  der  Qualität  der  Maschinen  das  erste 
Fünftel  bis  zum  ersten  Drittel  bei  der  Darlehensgewährung  in 
Rechnung  gezogen  werden. 
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Die  Bankdirektion  hat  in  jedem  Falle  den  wirklichen  Wert 
der  den  Darlehen  zur  Sicherheit  dienenden  Immobilien  in  einer 
vollständig  verläßlichen  Weise  erheben  zu  lassen.  Solche  Er- 
hebungen sollen  in  der  Regel  zwei  vollkommen  unparteiische 
und  glaubwürdige  Schätzer  der  Gesellschaft  vornehmen.  Bei 
der  Schätzung  sind  die  einzelnen  Bestandteile  der  Hypothek 
auf  das  genaueste  zu  beschreiben  und  es  ist  sodann  klar  dar- 
zutun, auf  welche  Weise  und  auf  Grund  welcher  Einheitspreise 
der  Gesamtschätzwert  ermittelt  wurde.  Fabrikgebäude  mit  un- 
beweglicher Maschineneinrichtung,  welche  Bankschuldverschrei- 
bungen zur  Deckung  dienen,  müssen  einen  solchen  Gharaktei 
haben,  daß  sie  ohne  große  Schwierigkeiten  auf  solche  Weise 
abgeändert  und  eingerichtet  werden  können,  daß  sie  entweder 
als  einfache  Wohnungsgebäude  oder  zum  Betriebe  einer  an- 
deren Industrie  verwendet  werden  können,  welche  in  der  be- 
treffenden Gegend  entweder  bereits  prosperiert,  oder  aber  nach 
dem  Gutachten  von  Sachverständigen  zweifellos  prosperieren  kann. 
Diese  Gebäude  müssen  gegen  Feuerschaden  und,  soweit  es 
möglich  ist,  auch  gegen  Explosionen  und  sonstige  Schäden  bei 
einer  von  der  Bank  genehmigten  Assekuranzgesellschaft  ver- 
sichert und  die  Versicherungspolice  immer  für  die  Gesellschaft 
vinkuliert  werden. 

Darlehen,  auf  deren  Grundlage  die  Gesellschaft  Schuld- 
verschreibungen emittieren  wird,  müssen  in  der  Regel  durch 
einhalbjährige  Annuitäten  rückgezahlt  werden.  Die  Gesell- 
schaft ist  nicht  berechtigt,  das  Kapital  oder  einen  Teil  des- 
selben zu  kündigen,  ausgenommen  in  folgenden  Fällen:  a)  wenn 
der  Wert  der  Hypothek  auf  welche  Weise  immer  nach  dem 
Befunde  von  durch  die  Bank  berufenen  Schverständigen  in 
einem  die  Sicherheit  des  Darlehens  gefährdenden  Maße  sich 
vermindert  hat;  b)  wenn  die  Bezahlung  der  laufenden  Asse- 
kuranzprämie oder  der  Zinsen  und  Raten,  der  dem  Bank- 
darlehen vorgehenden  Hypothekarposten,  oder  der  Steuern  samt 
Zuschlägen,  Gebühren  oder  sonstiger  öffentlicher  Abgaben  inner- 
halb der  festgesetzten  Frist  nicht  nachgewiesen,  oder  wenn  die 
von  der  Bank  bestimmte  Frist  zum  Beginn  oder  zur  Vollendung 
der  Wiederherstellung  der  vom  Feuer-  oder  Explosionsschaden 
betroffenen  Gebäude  oder  Maschinen  nicht  eingehalten  wird; 
c)  wenn  der  Personal-  oder  Hypothekarschuldner  wegen  irgend- 


—     432     — 

welcher  Obliegenheiten  dreimal  während  der  letzten  zwei  Jahre 
fruchtlos  gemahnt  wurde;  d)  wenn  einem  Gläubiger  die  zwangs- 
weise Versteigerung  der  Hypothek  gerichtlich  bewilligt  wird; 
e)  wenn  der  Konkurs  über  das  Vermögen  des  Personal-  oder 
Hypothekarschuldners  eröffnet  wird;  f)  wenn  das  Pfandobjekt 
veräußert  wurde,  oder  sonst  eine  Änderung  in  den  Besitz-  oder 
Eigentumsverhältnissen  bezüglich  des  Pfandobjektes  oder  be- 
züglich der  Firma  des  Personal-  oder  Hypothekarschuldners 
eintritt. 

In  jedem  sub  a — f  angeführten  Falle  ist  die  Bank  berech- 
tigt, das  Darlehen  14tägig  zu  kündigen. 

Sollte  irgendeine  verabredete  Pauschalrate  oder  sonst  eine 
andere,  fällig  gewordene  Summe  nicht  rechtzeitig  entrichtet 
werden,  ist  die  Bank  berechtigt,  sofort  ohne  jede  Kündigung 
und  Einmahnung  das  bisher  nicht  rückgezahlte  Kapital  oder 
einen  Teilbetrag  desselben  mittels  rekommandierten  Schreibens 
für  verfallen  zu  erklären  und  die  Bezahlung  desselben  samt 
Zinsen  und  mit  allem  Zugehör  einzutreiben. 

Sollte  das  ganze  Kapital  oder  ein  Teil  desselben  außerhalb 
der  regelmäßigen  in  der  Schuldurkunde  festgesetzten  Amorti- 
sationsraten zur  Rückzahlung  gelangen,  ist  der  Schuldner  ver- 
pflichtet, der  Bank  für  den  Zinsenverlust  Ersatz  in  der  vom 
Verwaltungsrate  bestimmten  Höhe,  welche  jedoch  5  °/0  des  zur 
Rückzahlung  gelangenden  Kapitalsbetrages  nicht  übersteigen 
darf,  zu  leisten. 

Dem  Schuldner  steht  das  Recht  zu.  das  Darlehen  oder 
einen  Teil  desselben  der  Bank  nach  Ablauf  von  sechs  Jahren 
wann  immer  halbjährig  im  voraus  zu  kündigen. 

Wenn  nur  ein  Teilbetrag  des  Kapitals  gekündigt  wird,  so 
kann  dies  rechtswirksam  nur  in  der  Weise  erfolgen,  daß  der 
Rückzahlungstermin  mit  dem  stipulierten  Annuitätsfälligkeits- 
termine zusammenfalle,  daß  die  darauf  folgenden  Annuitäts- 
raten ununterbrochen  eingezahlt  werden,  und  daß  der  gekün- 
digte Betrag  der  Summe  mehrerer  im  Amortisierungsplane 
nacheinander  folgenden  Amortisationsraten  entspreche. 

Wird  der  gekündigte  Betrag  binnen  drei  Monaten  nach 
Ablauf  der  Kündigungsfrist  nicht  zurückgezahlt,  so  ist  die  Bank 
berechtigt,  die  ihr  gegebene  Kündigung  durch  ein  rekomman- 
diertes Schreiben  als  nicht  zu  Recht  bestehend  zu  erklären. 
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Die  vorstehenden  Bestimmungen  über  die  Kündigung  und 
vorzeitige  Rückzahlung  von  Hypothekardarlehnsbeträgen  gelten 
nur  hinsichtlich  jener  Hypothekardarlehen,  in  Betreff  welcher 
diese  Bestimmungen  durch  Berufung  auf  die  betreffenden  Statuts- 
vorschriften oder  in  sonstiger  Weise  vertragsmäßig  festgestellt 
worden  sind. 

Auf  Grund  dieser  Statutsbestimmungen  hat  die  Bank  aus- 
gegeben 50  jährige  Schuldverschreibungen  zu  41/2  °/0  im  Betrage 
von  1899:  780  000  Kronen,  1900:  1377  000,  1901:  399  000, 
1902:  1245  000,  1903:1988000,1904:  1691200,  1905:  2426000, 
1906:  2  900  000,  1907:  2  135  000,  1908:  3  728  000  Kronen.  Erste 
Verlosung  fand  im  Jahre  1904  statt,  der  Umlauf  Ende  1907 
betrug  13  469  700  und  Ende  1908  16  639  900  Kronen.  Der  Kurs 
dieser  Schuldverschreibungen,  für  welche  die  Bank  die  Renten- 
steuer selbst  bezahlt,  hielt  sich  stets  um  pari. 


Im  Jahre  1906  hat  die  gleichfalls  in  Prag  ansässige 
Zivnostenska  banka  pro  Cechy  a  Moravu  (Gewerbebank  für 
Böhmen  und  Mähren)  durch  Beschluß  der  Generalversammlung 
am  18.  März  des  genannten  Jahres  die  Ausgabe  von  Bank- 
schuldverschreibungen im  Sinne  des  Gesetzes  vom  27.  De- 
zember 1905  in  ihren  Geschäftskreis  einbezogen.  Die  grund- 
legenden diesbezüglichen  Bestimmungen  der  Statuten  decken 
sich  selbstverständlich  in  der  Hauptsache  mit  denjenigen  der 
Industrialbank.  Ein  Unterschied  von  einiger  Bedeutung  besteht 
nur  darin,  daß  die  Gesamtsumme  der  jeweilig  im  Umlaufe 
befindlichen  Schuldverschreibungen  bei  dieser  Bank  das  Drei- 
fache des  bar  eingezahlten  Aktienkapitals  (gegenwärtig 
30000000  Kronen  betragend)  nie  übersteigen  darf. 

Die  Zivnostenska  banka  hat  mit  der  Emission  von  50jäh- 
rigen  Bankschuldverschreibungen  zu  4 1/2  %  Verzinsung  erst  im 
Jahre  1908  begonnen  und  bis  Ende  des  genannten  Jahres  solche 
im  Betrage  von  8  480  000  Kronen  emittiert. 

In  der  Generalversammlung  vom  26.  April  1907  beschloß 
auch  die  allgemeine  österreichische  Bodenkreditan- 
stalt, eine  besondere  Abteilung  für  Industrial-Kredite  und  dar- 
aufhin auszugebende  Schuldverschreibungen  zu  kreieren.  Die 
Bestimmungen,    welche    diesbezüglich   in    die    Statuten    aufge- 
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nommen  wurden,  entsprechen  ihrem  Inhalte  nach  genau  den 
Anordnungen  des  Gesetzes  und  sind  den  bei  den  vorerwähnten 
Banken  geltenden  analog.  Was  die  Maximalhöhe  der  Aus- 
gaben betrifft,  so  ist  dieselbe  gemeinsam  für  alle  von  der  An- 
stalt ausgegebenen  Pfandbriefe  und  Schuldscheine  zusammen 
mit  dem  dreißigfachen  Betrage  des  bar  eingezahlten  Aktien- 
kapitals (gegenwärtig  45000000  Kronen  betragend)  festgesetzt. 
Eine  Ausgabe  von  Industrial-Schuldverschreibungen  ist  bisher 
nicht  erfolgt. 

Zuletzt  hat  auch  der  Wiener  Bankverein  in  seiner 
Generalversammlung  vom  6.  April  1908  beschlossen,  Bank- 
schuldverschreibungen auf  Basis  des  Gesetzes  vom  27.  De- 
zember 1905  auszugeben.  Er  teilt  dieselben  in  zwei  Kate- 
gorien, deren  eine  die  eigentlichen  Industrial- Obligationen 
umfaßt.  Die  Gesamtsumme  der  ausgegebenen  Bankschuld- 
verschreibungen beider  Kategorien  darf  den  Betrag  des  einge- 
zahlten Aktienkapitals  (gegenwärtig  130  000  000  Kronen)  nicht 
übersteigen.  Die  behördliche  Genehmigung  der  betreffenden 
Statutenänderung  ist  kürzlich  erfolgt. 


Die  beiden  letztgenannten  Fälle  sind  insofern  besonders 
interessant,  weil  daraus  zu  ersehen  ist,  daß  nunmehr  auch  die 
Großbanken  diesem  Zweige  des  Kreditgeschäftes  Aufmerksam- 
keit zuzuwenden  beginnen;  dies  ist  um  so  erfreulicher,  als  deren 
Vertreter  bislang,  —  wie  seinerzeit  auch  Herr  v.  Mauthner  in 
seinem  Berichte  an  das  Herrenhaus  —  demselben  recht  skep- 
tisch gegenüberstanden.  Immerhin  wäre  zu  erwägen,  ob  nicht 
gerade  dieser  Geschäftszweig  wegen  der  speziellen  Schwierig- 
keiten, denen  seine  gedeihliche  Führung  in  allen  einzelnen 
Fällen  begegnet,  und  wegen  der  besonderen  Aufmerksamkeit 
und  der  ins  einzelne  gehenden  Fachkenntnisse,  die  er  er- 
fordert, besser  von  kleineren,  ausschließlich  diesem  Zwecke  ge- 
widmeten Instituten  gepflegt  werde,  als  von  großen  Banken, 
in  deren  Organismus  er  doch  immer  nur  eine,  vielleicht  mit 
besonderer  Sorgfalt  betraute  Abteilung  bilden,  gleichwohl  aber 
wegen  der  Verbindung  mit  dem  allgemeinen  Mobilbankgeschäfte 
manche  Gefahren  in  sich  schliessen  könnte. 

Wie  dem  auch  sei,    es  ist  für  uns  Österreicher   jedenfalls 
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erfreulich,  darauf  hinweisen  zu  können,  daß  das  Bedürfnis  nach 
zweckmäßiger  Organisation  langfristiger  Industriekredite  bei  uns 
nicht  nur  schon  längst  anerkannt  ist,  sondern  daß  hier  auch 
gesetzliche  Grundlagen  für  Institutionen  geschaffen  sind,  welche 
geeignet  sind,  dasselbe  in  praktisch  entsprechender  Weise  zu 
befriedigen. 

In  Übereinstimmung  mit  dem  Mannheimer  Beschlüsse  der 
Deutschen  Sektion  des  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereins 
und  mit  Rücksicht  auf  die  in  Österreich  geschaffenen  Verhält- 
nisse möchte  ich  daher  folgende  Leitsätze  zur  Annahme  vor- 
schlagen : 

1.  Es  wird  anerkannt,  daß  ein  Bedürfnis  nach  einer  Organi- 
sation des  industriellen  langfristigen  Kredits  vorhanden  seL 

2.  Die  durch  das  österreichische  Gesetz  vom  27.  Dezember 
1905,  betreffend  fundierte  Bankschuldverschreibungen  sank- 
tionierte Rechtsgestaltung  der  (Kreditgewährung  bietet  eine  ge- 
eignete Form  der  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses. 


28* 


III. 

ZUR  FRAGE  DER  ORGANISATION 
DES  LANGFRISTIGEN 
INDUSTRIE-KREDITS 

VON 


t  r 


SEKTIONSRAT  SZANTO- BUDAPEST. 


Wenn  ich  zur  vorliegenden  Frage  das  Wort  ergreife,  möchte 
ich  sehr  gerne  die  Aufmerksamkeit  und  das  Interesse  der  ge- 
ehrten Mitglieder  dieser  Versammlung  auf  jene  Wirkung  lenken, 
welche  eine  derartige  Kredit-Organisation  auf  die  zukünftige  Ent- 
wicklung der  internationalen  Kreditverhältnisse  hervorrufen 
würde.  Der  aufgeworfene  Plan  hat  nämlich  auch  internationale 
Konsequenzen,  und  diese  würden  uns  Ungarn  besonders  inter- 
essieren. In  dem  kapitalkräftigen  Deutschland  ist  die  Lage 
eine  ganz  andere.  In  welcher  Form  immer  das  einheimische 
Kapital  die  inländischen  Industrie-Unternehmungen  mit  dem 
Notwendigen  versieht,  ist  ausschließlich  eine  interne  Angelegen- 
heit des  Deutschen   Reiches. 

Ganz  anders  stellt  sich  die  Sache  bei  uns  dar.  Für  uns 
ist  diese  Frage  auch  vom  Gesichtspunkte  der  internationalen 
Zahlungsbilanz  und  der  wirtschaftlichen  Selbstständigkeit  aus 
betrachtet  von  Bedeutung. 

Auf  Grund  meiner  Studien  gelangte  ich  schon  vor  etwa 
10  Jahren  zu  jener  Folgerung,  daß  wir  bei  Beschaffung  des 
Kapitalsbedarfes  unserer  Industrie  -  Unternehmungen  jenes 
System  schaffen  sollten,  welches  neuerdings  auch  vom  Herrn 
Geheimen  Hofrat  Dr.  Felix  Hecht  in  seinem  Mannheimer 
Referate  angeregt  wurde.  Ich  hatte  diese  Idee  seinerzeit 
mit  mehreren  Fachmännern  besprochen  und  erörterte  dieselbe 
ziemlich  eingehend  am  21.  November  1906  in  einem  ungarischen 
Tageblatte,  im  „Budapesti  Hirlap".  Das  Referat  des  Herrn 
Geheimen  Hofrates  Dr.  Hecht  bereitete  mir  große  Freude, 
denn  wenn  er  —  von  anderen  Gesichtspunkten  ausgehend  — 
dieselbe  Lösungsweise  empfahl,  so  bekräftigt  dies  nur  meine 
Hoffnung  für  die  Lebensfähigkeit  dieser  neuen  Idee. 

Gestatten   Sie   mir,   Sie   mit   dem   Gedankengange   des   er- 
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wähnten,  seinerzeit  in  ungarischer  Sprache  veröffentlichten 
Projektes  in  Kürze  bekannt  zu  machen. 

Nachdem  Ungarn  an  ersparten  Kapitalien  keinen  Überfluß 
hat,  so  sind  war  gezwungen,  bei  Gründungen  von  Industrie-Unter- 
nehmungen, welche  größere  Investierung  erfordern,  hierfür  ent- 
weder ausländische  Fabrikanten  zu  gewinnen  oder,  falls  die  Form 
einer  Aktiengesellschaft  vorgezogen  wird,  einen  großen  Teil  des 
Stammkapitals  im  Auslande  zu  beschaffen. 

Zur  näheren  Orientierung  über  die  Sachlage  erlaube  ich  mir 
auf  Grund  der  Untersuchungen  des  Herrn  Universitätsprofessors 
Dr.  Friedrich  Fellner,  eines  hervorragenden  Gelehrten, 
einige  ziffermäßige  Daten  anzuführen. 

Die  Aktien  der  diesbezüglich  in  Betracht  kommenden 
Budapester  größeren  Kreditinstitute,  ferner  der  Budapester  und 
der  größeren  Provinz-Industrie-Unternehmungen  befinden  sich 
zur  Hälfte  (genau  47%)  im  Portefeuille  ausländischer  Kapita- 
listen. Die  fraglichen  Aktiengesellschaften  haben  in  fünfjährigem 
Durchschnitte  folgende  Dividenden  verteilt: 

Kreditinstitute  9,75%, 
Industrie-Unternehmungen  6,25  %, 
Durchschnitt  der  Beiden  7,35%. 

Es  wurden  also  von  uns  unter  dem  Titel  ,, Dividende"  von 
derartigen  Aktiengesellschaften  jährlich  27  Millionen  Kronen 
an  das  Ausland  bezahlt. 

In  unseren  Vizinalbahnen  waren  am  Ende  des  Jahres  1907 
insgesamt  860 Millionen  Kronen  investiert  und  zwar  547  Millionen 
Prioritätsaktien  und  Obligationen,  der  Restbetrag  in  Stamm- 
Aktien  und  sonstigen  Anleihen.  Von  dissen  Titres  sind  etwa 
400  Millionen  im  Auslande  untergebracht,  zum  Durchschnitts- 
kurse von  78%. 

Unsere  Vizinalbahnen  verzinsen  ihre  Obligationen  durch- 
schnittlich mit  3,78%  nach  ihrem  Nominalwerte,  bei  steigender 
Tendenz.  Nach  den  im  Besitze  des  Auslandes  sich  befindenden 
Titres  von  Vizinal-  und  gesellschaftlichen  Hauptbahnen  zahlen 
wir  gegenwärtig  25,8  Millionen  pr.  a.  an  das  Ausland. 

Ungarn  steht  nicht  auf  jener  Stufe  der  wirtschaftlichen 
Inferiorität,  daß  es  bei  einer  solch  sichern  Investition,  wie 
es    eine   Eisenbahn    ist,    dem    ausgeliehenen    Kapital    so    hohe 
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Zinsen  zahlen  müßte.  Dieser  Zinsfuß  wird  aber  auch  mit  der 
Zeit  noch  bedeutend  höher  werden,  wenn  nämlich  mit  der  Zu- 
nahme des  Verkehrs  die  Obligationen  eine  jährliche  Dividende 
vcn  5 — 6%  des  Nominalwertes  tragen  werden. 

Die  Organisation  des  Industrie-Kredits  ist  berufen,  das 
Interesse  des  ausländischen  Kapitals  für  unsere  Industrie  in 
erhöhtem  Maße  zu  erwecken.  Aus  diesem  Grunde  müssen  wir 
dahin  streben,  daß  wir,  ähnlich  den  bei  der  Organisation  des 
Bodenkredites  befolgten  Prinzipien,  uns  auch  bei  Industrie- 
Unternehmungen  nur  soviel  Kapitalien  im  Auslande  beschaffen 
sollten,  als  wir  eben  gegen  vollständige  Sicherstellung  zu 
mäßigem  Zinsfuße  bekommen  können.  Gleichmäßig  mit  dem 
ausländischen  Kapital  muß  natürlich  auch  das  eine  ruhige 
Anlage  suchende,  einheimische  Kapital  in  Betracht  gezogen 
werden. 

Kann  man  aber  die  Obligationen  unserer  Industrie-Unter- 
nehmungen zu  mäßigen  Zinsen  und  vollem  Kurse  im  Auslande 
unterbringen?  Diejenigen  der  größeren  wohl,  diejenigen  der 
mittleren  und  kleineren  dürfte  Schwierigkeiten  bereiten.  Die 
Art  der  Lösung  könnte  —  wie  ich  die  Ehre  hatte  zu  er- 
wähnen —  in  gleicher  Weise  wie  bei  der  Bodenkredit- 
Organisation  erfolgen. 

Einen  wahren  Bodenkredit  haben  wir  erst,  seitdem  wir 
Bodenkreditanstalten  haben,  denn  die  Anstalt  vermittelt  die 
Anleihe  zwischen  dem  Kapitalisten  und  dem  Landwirte,  sie 
schätzt  den  Wert  des  Grundbesitzes,  wie  hoch  man  denselben 
reell  beleihen  kann,  emittiert  bis  zur  Höhe  des  votierten  Dar- 
lehens Pfandbriefe,  welche  dann  in  den  Besitz  der  Kapitalisten 
übergehen.  Auf  solche  Weise  erhält  der  Kreditsuchende  die 
Anleihe  in  Barem.  Nun  steht  es  nicht  auf  den  Pfandbriefen 
des  Bodenkreditinstitutes  geschrieben,  wessen  Grundbesitz  durch 
die  betreffenden  Pfandbriefe  belastet  wird.  Das  emittierende 
Institut  haftet  gleichmäßig  für  sämtliche  in  den  Verkehr  ge- 
brachten Pfandbriefe,  ohne  Rücksicht  darauf,  auf  welchen 
Grundbesitz  das  Darlehen  gegeben  wurde.  Die  Kapitalisten- 
welt beurteilt  die  Bonität  der  Pfandbriefe  nicht  nach  den  schul- 
denden Grundbesitzen,  sondern  auf  Grund  des  Vermögens  und 
der  Rigorosität  des  vermittelnden  Geldinstitutes.  Die  Pfand- 
briefe eines  gut  akkreditierten  Institutes  können  auch  bei  einem 
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kleinen  Zinsfuß  zum  guten  Kurse  verkauft  werden,  und  somit 
gelangt  auch  der  Kleingrundbesitzer  in  Folge  des  guten  Kredits 
des  betreffenden  Bodenkreditinstitutes  zu  einem  billigen  Dar- 
lehen, wie  er  es  unmittelbar  vom  Kapitalisten  niemals  er- 
reichen kann. 

So  müßten  auch  Geldinstitute  zur  Emission  von  Obliga- 
tionen der  Industrie-Unternehmungen  gegründet  werden. 

Dieses  Institut  hätte  zu  beurteilen,  in  welcher  Höhe  ein 
Darlehen  in  den  betreffenden  Fällen  den  einzelnen  Industrie- 
Unternehmungen  und  ohne  jedwedes  Risiko  bewilligt  werden 
kann;  dieses  Institut  wäre  berufen,  das  nötige  Kapital  durch 
Verkauf  der  auf  eigenen  Namen  lautenden  Obligationen  am 
Geldmarkte  zu  beschaffen. 

Das  hier  angeführte  Beispiel,  eines  von  vielen,  zeigt, 
wie  schwer  und  kostspielig  bei  den  heutigen  Verhältnissen  für 
kleinere,  wenn  auch  sichere  Provinz-Unternehmungen,  die  Be- 
schaffung des  nötigen  Kapitals  ist. 

In  Kalocsa  wurde  im  Jahre  1902  eine  Aktiengesellschaft 
für  elektrische  Beleuchtungs-  und  Kraftübertragungs- Zwecke 
gegründet.  Die  Elektrizitätswerke  sollten  300  000  K.  kosten. 
Für  das  Aktienkapital  konnte  man  nach  jahrelanger  Mühe 
140  000  K.  zusammenbringen.  Aber  selbst  diese  Summe  wäre 
nicht  aufgebracht  worden,  wenn  die  die  elektrische  Anlage 
liefernde  Fabrik  von  ihrer  Forderung  nicht  28000  K.  in  Aktien 
in  Zahlung  genommen  hätte.  Die  dann  noch  restierenden 
160  000  K.  konnten  nur  auf  die  Weise  beschafft  werden,  daß 
die  Stadt  sich  für  ihre  Beleuchtung  zur  Zahlung  eines  jähr- 
lichen Pauschale  von  8000  K.  während  60  Jahren  verpflichtete, 
und  die  Gesellschaft  diese  ihre  Forderung  einer  hauptstädtischen 
Bank  für  den  Barbetrag  von  160  000  K.  cedierte.  Nur  so  war 
das  Gründungskapital  hinreichend. 

Wenn  also  das  projektierte  Industrie-Kredit-Institut  be- 
reits damals  bestanden  hätte,  und  z.  B.  durch  Emittierung  von 
4  Vi  %  Obligationen  das  Unternehmen  mit  dem  nötigen  Kredite 
versehen  hätte,  dann  wäre  es  möglich  gewesen,  auf  Grund  der 
Kapitalisierung  der  städtischen  Anleihe  mit  dem  zur  Anlage 
gehörigen  Grundkomplexe  und  zwei  Häusern,  wie  auch  mit  den 
zur  Industrie-Anlage  gehörigen  und  investierten  Materialien  (so- 
viel das  Rohmaterial  unter  allen  Umständen  wert  ist)  mindestens 
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einen  billig  zu  amortisierenden  Kredit  von  200  000  K.  aufzu- 
bringen. Auf  diese  Weise  hätte  die  Aktiengesellschaft  mit  dem 
im  Kreise  der  lokalen  Interessenten  aufgebrachten  Aktienkapi- 
tale von  100  000  K.  leichter  begründet  werden  und  demnach 
das  kleinere  eigene  Kapital  besser  fruktifi ziert  werden  können. 

Es  ist  unleugbar,  daß  nicht  jeder  Industrie-Unternehmung 
Darlehen  proportionsmäßig  erteilt  werden  können. 

Zweifellos  hat  auch  dieser  Plan  seine  schwachen  Seiten.  In 
erster  Linie  steht  der  Umstand,  daß  die  Rentabilität  der  Industrie- 
Unternehmung  in  größerem  Maße  von  den  Fachkenntnissen 
und  den  kaufmännischen  Fähigkeiten  des  Leiters  abhängt,  als 
z.  B.  diejenige  des  Grundbesitzes;  diese  können  aber  nicht 
als  Basis  eines  Realkredites  dienen.  Es  gibt  Industrie- 
Unternehmungen,  welche  zur  Sicherstellung  der  Obligationen 
kaum  etwas  oder  nur  eine  unverhältnismäßig  geringe  Garantie 
bieten  dürften.  Solchen  Unternehmungen  würde  natürlich 
dieses  Kreditinstitut  nicht  zur  Verfügung  stehen.  Doch  gibt 
es  noch  immer  sehr  viele  Unternehmungen,  welche  durch  ein 
derartiges  billiges  Kapital  im  bedeutenden  Maße  unterstützt 
werden  könnten. 

Gegen  dieses  Projekt  könnte  man  noch  anführen,  daß,  in- 
soferne  eine  Industrie-Unternehmung  zur  Sicherstellung  der  Obli- 
gationen Immobilien  oder  einen  städtischen  Beitrag  vinkulieren 
würde,  dieselbe  mit  Kredit  auch  durch  die  bereits  bestehenden 
Kreditinstitute  (durch  Emission  von  Pfandbriefen  und  Kommu- 
nal-Obligationen)  versehen  werden  könnte;  jedoch  kaum  mit 
genügendem  Kredite.  Es  scheint  auch  zweckmäßiger,  den 
Kreditanspruch  zu  konzentrieren  als  zu  zerstückeln.  Es  gibt 
noch  einen  Gesichtspunkt,  welcher  für  dieses  Institut  spricht. 
Man  muß  nämlich  dem  natürlichen  Prozesse,  welcher  sich  in 
der  Konzentrierung  der  Industrie-Unternehmungen  äußert, 
Rechnung  tragen.  Es  wäre  wünschenswert,  daß  auch  die 
kleineren  Provinzunternehmungen,  welche  ihre  Selbständigkeit 
bewahren  wollen,  den  Nutzen  der  Konzentration  genießen 
mögen.  Sobald  z.  B.  in  den  kleineren  Städten  Elektrizitäts- 
werke errichtet  worden  sind,  werden  sie  sich  selbst  über- 
lassen, sie  sind  aber  nicht  in  der  Lage,  einen  Fachmann  an- 
zustellen und  die  Errungenschaften  der  neueren  Technik  zu  ge- 
nießen.    Solche  Unternehmungen  können  nur  gestärkt  werden, 
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indem  sie  miteinander  in  einen  Verband  oder  untereinander  in 
Verbindung  treten  würden,  was  auch  in  dem  Rahmen  des  Kredit- 
institutes ausgeführt  werden  könnte.  Dies  dürfte  die  Billiger- 
beschaffung ihrer  Bedürfnisse  an  Materialien  ermöglichen, 
manchmal  sogar  bei  der  Gründung  des  Unternehmens  deren 
realere    Projektierung   fördern. 

In  dieser  Frage  weicht  allerdings  mein  Standpunkt  von 
dem  des  Geheimen  Hofrates  Dr.  Hecht  ab,  welcher  neu 
zu  gründende  Industrie-Unternehmungen  vom  Gewähren  lang- 
fristiger Industrie- Kredite  auszuschließen  wünscht  und  die- 
selben zu  derartigen  Kreditierungen  erst  nach  ausgewiesener, 
mehrjähriger  und  erfolgreicher  Tätigkeit  zulassen  will.  Es  wäre 
wünschenswert,  diese  Art  von  Kredit  in  einem  weitern  Kreise 
zu  verbreiten,  nachdem  —  meiner  Ansicht  nach  —  gerade  der 
bei  der  Gründung  gewährte  Kredit  über  das  Schicksal  der  Unter- 
nehmung entscheidet  und  deren  Prosperierung  wesentlich  fördern 
kann.  Unter  solchen  Umständen  könnten  erfahrene  und  ge- 
wiegte Fachleute  des  Zentralinstitutes  die  realen  Projektierungen 
einzelner,  kleinerer  Industrie-Unternehmungen  wohltuend  beein- 
flussen. 

Das  Emissionsrecht  der  industriellen  Kreditinstitute  müßte 
im  Interesse  der  Sicherheit  der  Obligationen  ebenso  durch  ein 
Gesetz  geregelt  werden,  wie  dasjenige  der  Pfandbriefe  emittierenden 
Institute.  Die  Geldinstitute  können  in  Ungarn  Pfandbriefe  bis 
zum  Zwanzigfachen  ihres  Garantie- Kapitals  emittieren.  Selbst- 
verständlich kann  die  Emissionssumme  der  Obligationen,  im 
Verhältnisse  zu  dem  Garantie- Kapital  des  Industrie-Kredit- 
institutes nicht  so  groß  sein.  Und  aus  diesem  Grunde  müßten 
die  industriellen  Kreditinstitute  über  ein  verhältnismäßig  größeres 
eigenes  Kapital  verfügen.  Es  ist  eine  Detailfrage,  ob  das  eigene 
Kapital  im  Wege  von  Aktien  oder  aber  von  Fundations-Geschäfts- 
anteilen  beschafft  werden  soll. 

In  Ungarn  entstanden  derartige,  gemeinnützige  Gründungen 
durch  selbstlose  und  begeisterte  Unterstützung  der  Großen  der 
Nation,  durch  Zeichnung  und  Einzahlung  von  Gründlings-An- 
teilen. Sollte  einstUngarn  ein  derartiges  industrielles  Kreditinstitut 
haben,  so  wird  dasselbe  nur  auf  solche  Art  zustande  kommen. 

Die  Realisierung  dieser  Kreditinstitute  würde  es  ermöglichen, 
daß  auch    mit   einem    kleineren   Kapital   industrielle  Etablisse- 


—    445     — 

ments  gegründet  werden  können,  was  einerseits  die  Dezen- 
tralisation des  Gewerbes,  anderseits  die  leichtere  Mobilisierung 
der  in  den  Industrieunternehmungen  investierten  Kapitalien  mit 
sich  bringen  würde. 

Die  Frage  der  Organisation  des  Industrie-Kredites  berührt 
auch  eine  allgemeine  weltwirtschaftliche  Frage.  Wir  wissen  es 
wohl,  daß  die  Verbindung,  welche  sich  aus  der  Kolonisation 
der  neueren  Zeit  ergibt,  derartig  beginnt,  daß  das  Mutterland 
im  Anfange  seine  auf  eigenem  Gebiete  erzeugten  industriellen 
Fabrikate  in  die  Kolonien  liefert.  Später  gründen  die  Kolonien 
selbst  —  besonders  unter  Mitwirkung  der  aus  dem  Mutterlande 
Ausgewanderten  —  industrielle  Unternehmungen,  vorherrschend 
unter  Mitwirkung  des  mutterländischen  Kapitals.  Gelangt 
dann  später  die  Einwohnerschaft  der  Kolonien  auf  eine  höhere 
Stufe  der  Kapitalansammlung,  wird  sie  sich  natürlich  bestreben, 
die   Industrieanlagen  in  eigene  Unternehmung  zu  bringen. 

Dieser  Entwicklungsprozeß  schließt  jedoch  keineswegs  aus, 
daß  das  Kapital  fruchtbringend  angelegt  werde,  nur  die  Ver- 
minderung der  Verzinsung  stellt  die  Anforderung,  das  Risiko 
möglichst  auszuschliessen.  Die  an  Kapitalien  reichen  Staaten 
trachten  ohnedies  dahin  und  erachten  die  ruhige  und  sichere 
Kapitalsanlage  als  die  günstigste  Art  des  Vermögensgenusses, 
günstiger  als  die  Export-Tätigkeit. 

Selbst  auf  dem  Gebiete  eines  industriell  entwickelten  Staates 
kann  man  einen  ähnlichen  Entwicklungsprozeß  der  Gewerbe- 
genossenschaften beobachten.  Wir  können  nämlich  im  Kreise 
der  in  dem  Genossenschaftsleben  geschulten  Arbeiterschaft  die 
Tendenz  beobachten,  einzelne  Industrie-Unternehmungen  ganz 
in  eigenen  Besitz  zu  nehmen.  Sie  trachtet  sich  das  nötige  In- 
vestitions-Kapital durch  Darlehen  derartig  zu  beschaffen,  daß  sie 
dadurch  dem  Kapitalisten  als  einem  Gläubiger  und  nicht  als  einem 
Unternehmer  gegenübersteht.  Diese  Bestrebung  konnte  bisher 
kein  besonderes  Resultat  erzielen,  doch  besteht  dieselbe  als 
eine  Erscheinung  der  wirtschaftlichen  Evolution.  Die  Reali- 
sierung des  auch  durch  Herrn  Geheimen  Hofrat  Dr.  Hecht 
skizzierten  Projektes  des  Industrie-Kredits  bedeutet  —  nach 
meiner  bescheidenen  Meinung  —  bezüglich  des  industriellen 
Friedens  einen  großen  Schritt  vorwärts. 

Der    ,, Mitteleuropäische   Wirtschaftsverein"   stellte   es   sich 
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zum  Ziele,  die  Wirtschaftsverhältnisse  der  mitteleuropäischen 
Staaten  und  deren  Beziehungen  zueinander  zu  erforschen;  ich 
bin  daher  der  Meinung,  daß  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
eines  jeden  in  den  Interessenkreis  gehörenden  Landes  einer 
näheren  Untersuchung  würdig  sind.  Aus  diesem  Grunde  bitte 
ich  die  sehr  geehrte  Gesellschaft,  uns  in  der  Frage  jenes  Systems, 
auf  Grund  dessen  die  Organisation  des  Industrie- Kredits  für 
das  wirtschaftliche  Leben  Ungarns  am  segensreichsten  gelöst 
werden  könnte,  zu  unterstützen. 


IV. 
Anmeldungen  für  die  Konferenz, 


Mitteleuropäischer  Wirtschaftsverein  in  Österreich. 

Dr.  Ernst  Freiherr  v.  Plener,  Wirklicher  Geheimer 
Rat,  Mitglied  des  Herrenhauses,  Präsident  des  Gemein- 
samen Obersten  Rechnungshofes,  Wien. 

Dr.  Leopold  Caro,  Landes-  und  Gerichtsadvokat,  Vize- 
präsident der  Gesellschaft  für  Pflege  der  sozialen  Wissen- 
schaften, Krakau. 

Dr.  Fritz  G  a  r  u  s  ,  Regierungsrat,  Sekretär  der  Handels-  und 
Gewerbekammer,   Reichenberg. 

Dr.  Hans  Freiherr  v.  Cnobloch,  Sektionsrat  im  k.  k. 
Ackerbauministerium,  Wien. 

Dr.  Alexander  Dorn  Ritter  v.  Marwalt,  Kommerzial- 
rat,  Wien. 

Dr.  Rieh.  F  a  b  e  r  ,  Großindustrieller,  Wien. 

Max  Friedmann,  Großindustrieller,  Wien. 

Johann  Friedrich  F  r  e  y  e  r  ,  Zentralinspektor  der  Österr.- 
Ung.  Bank,  Wien. 

Dr.  Rudolf  Ritter  Fürer  v.  Haimendorf,  Bezirks- 
kommissär im  k.  k.  Ackerbauministerium,  Wien. 

Dr.   Hans  Hall,  Generaldirektor,  Wien. 

Dr.  Paul  Hammerschlag,  Direktor  des  Wiener  Giro-  und 
Kassen- Vereines,  Wien. 

Dr.  Friedrich  K  o  1  i  s  c  h  e  r  ,  Hof-  und  Gerichts-Advokat, 
Wien. 

Dr.  Karl  L  e  t  h  ,  k.  k.  Hofrat,  Direktor-Stellvertreter  des  k.  k. 
Postsparkassen-Amtes,  Wien. 

Dr.  Ernst  M  i  s  c  h  1  e  r ,  Professor  an  der  Universität  Graz,  Vor- 
sitzender des  Reichsverbandes  der  Allgem.  Arbeitsver- 
mittelungsanstalten  in  Österreich,  Graz. 

Dr.  Josef  Muehlvenzl,  Ministerialrat  im  Finanzministe- 
rium, Wien. 
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Julius  Müller,  Herausgeber  und  Redakteur  der  „Industrie", 
Wien. 

Alois  N  e  u  m  a  n  n  ,  Mitglied  des  Herrenhauses,  Präsident  der 
Handels-  und  Gewerbekammer,  Reichenberg. 

Bernhard  Popper,  Direktor  des  Wiener  Bank- Vereins,  Wien. 

Josef  Pranger  de  Rohoncz,  Hofrat,  Generalsekretär 
der  Österr.-Ung.  Bank,  Wien. 

Dr.  Richard  S  c  h  ü  1 1  e  r  ,  Sektionsrat  im  k.  k.  Handelsmini- 
sterium, Wien. 

Dr.  Herrn.  Ritter  Schullern  v.  Schrattenhofe  n, 
Hofrat,  Professor  an  der  Hochschule  für  Bodenkultur,  Wien. 

Dr.  S.  M.  Singer,  Kaiserl.  Rat,  Großindustrieller,  Wien. 

Dr.  Paul  Freiherr  v.  Störck,  Anwalt  des  Verbandes  land- 
wirtschaftlicher Genossenschaften,  Wien. 

Dr.  Max  v.  Tayenthal,  Sekretär  der  n.  ö.  Handels-  und 
Gewerbekammer,  Wien. 

Dr.  Alfred  T  r  e  i  c  h  1 ,  Generalsekretär  des  Zentralverbandes 
der  Industriellen  Österreichs,  Wien. 

Dr.  v.  Wagner- Jauregg,  Generalpostdirektor,  Wien. 

Dr.  Ferdinand  Wimmer,  Ministerialrat  im  k.  k.  Finanz- 
ministerium, Wien. 

Dr.  Heinr.  Ritter  v.  Wittek,  Wirkl.  Geheimer  Rat, 
Minister  a.  D.,  Reichsratsabgeordneter,  Wien. 

Dr.  Albrecht  Graf  Zedtwitz,  Ministerialsekretär,  Wien. 

Dr.  Hans  Patzauer,  Sekretär  des  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereines in  Österreich,  Wien. 

Mitteleuropäischer  Wirtschaftsverein  in  Ungarn. 

Anton  v.  Deutsch,  Schriftsteller,  Budapest. 

Dr.  Achill  v.  Deschän,  Ministerialsekretär,  Budapest. 

Andreas    v.     György ,     kgl.    ungarischer    Ackerbauminister 

a.  D.,    P6terfalva. 
Alexander    v.     Hatvany-Deutsch,     Magnatenhausmit- 

glied,  Vizepräsident  des  Bundes  ungarischer  Industrieller, 

Präsident  des  Landesvereins  ungarischer  Zuckerfabrikanten, 

Budapest. 
Dr.   Roland   v.   Hegedüs,   Direktor  des  Bundes  ungarischer 

Fabrikindustrieller,  Budapest. 
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Baron  Peter  v.  Herzog,  Großindustrieller,  Budapest. 

Dr.  Alexander   v.   Hodossy,  Advokat,  Budapest. 

Dr.  Ludwig  v.  H  o  o  r  ,  kgl.  ung.  Sektionsrat,  Fachreferent  des 
Handelsministeriums  in  Berlin. 

Dr.  Friedrich  Baron  v.  K  o  r  ä  n  y  i  ,  Sektionsrat  im  kgl.  ung. 
Finanzministerium,  Budapest. 

Eduard  v.  Krisztinkovich,  kgl.  ung.  Ministerialrat, 
Fachreferent  des  Ackerbauministeriums  in  Berlin. 

Dr.  Wilhelm  v.  Lers,  Ministerialrat  im  kgl.  ung.  Handels- 
ministerium,  Budapest. 

Ivan  v.  0  1 1 1  i  k  ,  Staatssekretär  im  kgl.  ung.  Ackerbaumini- 
sterium, Budapest. 

Julius  v.  Paikert,  Direktor  des  kgl.  ung.  landw.  Museums, 
Budapest. 

Dr.  Josef  Schmidt,  Staatssekretär  a.  D.,  Reichstagsabge- 
ordneter, Direktor  der  ung.  Landeszentral-Sparkasse,  Buda- 
pest. 

Nicolaus  v.  Sierbän,  kgl.  ung.  Güterdirektor,  Chef  der 
Sektion  für  Arbeiterangelegenheiten  im  kgl.  Ackerbau- 
ministerium, Budapest. 

Melchior  S  z  ä  n  t  o  ,  Sektionsrat,   Budapest. 

Franz  V  a  s  ,  Direktor  der  Pester  Ungarischen  Kommerzial- 
bank,   Budapest. 

Julius  v.  W  a  1  d  e  r  ,  Generaldirektor  der  Pester  Ersten  Vater- 
ländischen Sparkasse,  Budapest. 

Graf  Robert  Zselensky,  Wirkl.  Geh.  Rat,  Vizepräsident  des 
Landesagrikulturvereins,  Budapest. 

B  o  s  ä  n  y  i  ,  Kgl.  Rat,  Sekretär  des  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereins in  Ungarn,  Budapest. 


Association  Beige. 

L.  de  Sadeleer,  Mitglied  und  ehem.  Vorsitzender  der  bel- 
gischen Abgeordnetenkammer,  Präsident  der  Association 
Beige,  Brüssel. 

A.  Stuffmann,  Exporteur,  Brüssel. 

Dr.  jur.  Eug.  Gomte  de  Changy,  Sekretär  der  Association 
Beige,  Brüssel. 
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Mitteleuropäischer  Wirtschaftsverein  in  Deutschland. 

Herzog  Ernst  Günther  zu  Schleswig-  H  ol- 
stein. 

von  Arnim-Güterberg,  Vorsitzender  der  Landwirt- 
schaftskammer für  die  Provinz  Brandenburg,  Vorsitzender 
des  Ausschusses  der  Rohzuckerabteilung  des  Vereins  der 
deutschen  Zuckerindustrie,  Güterberg. 

Arnstaedt,  Geh.  Kommerzienrat,  Dresden-Strehlen. 

M.  Aschenborn,  Geh.  Oberpostrat,  vortragender  Rat  im 
Reichspostamt,  Berlin. 

Dr.  jur.  Arnold  Th.  A  ß  m  a  n  n  ,  Rechtsanwalt,  Berlin. 

Dr.  Carl  Bachern,  Justizrat,  Steglitz  bei  Berlin. 

Dr.  B.  Bodenstein,  Regierungsassessor,  stell vertr.  Ge- 
schäftsführer des  Vereins  für  die  bergbaulichen  Interessen 
im  Oberbergamtsbezirk  Dortmund,  Essen  (Ruhr). 

E.  Robert  Böhme,  Dresden. 

Dr.  Graf  Brockdorff,  Syndikus  der  Handelskammer, 
Oppeln. 

Bruno  Brücklmeier,  Rechtsanwalt,  Leipzig. 

Rieh.  Brückner,  Vorsitzender  des  Vereins  deutscher  Papier- 
fabrikanten, Calbe. 

H.  A.  B  u  e  c  k  ,  Generalsekretär  und  Mitglied  des  Direktoriums 
des  Gentralverbandes  Deutscher  Industrieller,  Berlin. 

G  o  s  t  e  ,  Kommerzienrat,  Vorsitzender  des  Ausschusses  des 
Vereins  der  deutschen  Zuckerindustrie,  Biere  bei  Magde- 
burg. 

Ernst  Stephan  G  1  a  u  ß  ,  Spinnereibesitzer,  Mitglied  der  2.  sächs. 
Kammer,  Immenhof-Plaue. 

Dr.  D  a  d  e  ,  Professor,  Generalsekretär  des  deutschen  Land- 
wirtschaftsrates, Berlin. 

Dr.  v.  D  i  r  k  s  e  n  ,  Kaiserl.  Gesandter  und  bevollm.  Minister, 
Mitglied  des  deutschen  Reichstags  und  des  Preuß.  Ab- 
geordnetenhauses, Berlin. 

Dr.  v.  Eichborn,  belgischer  Konsul,  Bankier,  Breslau. 

v.Eucken-Addenhausen,  Wirkl.  Geh.  Rat,  Gesandter,  Berlin. 

Max  Fischer,  i.  Fa.  Carl  Zeiß,  Jena. 

Dr.  F  1  e  s  c  h  ,  Stadtrat,  Mitglied  des  Preuß.  Abgeordneten- 
hauses, Frankfurt  a.  M. 
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Robert  Franz,  Redakteur  des  Deutschen  Oekonomist, 
Friedenau. 

Dr.  Freund,  Geh.  Reg.-Rat,  Vors.  des  Verbandes  Deutscher 
Arbeitsnachweise,    Berlin. 

L.  Goldberger,  Geh.  Kommerzienrat,  stellvertr.  Vor- 
sitzender der  Zentralstelle  zur  Vorbereitung  von  Handels- 
verträgen, Berlin. 

Dr.  Grabenstedt,  Generalsekretär  des  Vereins  Deutscher 
Arbeitgeberverbände,  Berlin. 

Friedrich  Graf,  Herausgeber  von  Grafs  Finanzchronik, 
Charlottenburg. 

Dr.  v.  Grotthus,  Generalsekretär  des  Vereins  Deutscher 
Zellstofffabrikanten,   Breslau. 

Albrecht  Guttmann,  Mitglied  des  Gesamtausschusses  des 
Verwertungsverbandes  deutscher  Spiritusfabriken,  Berlin. 

Carl   Haas,  Geh.  Kommerzienrat,  Mannheim. 

Dr.  Ernst  Harmening,  Rechtsanwalt  in  Jena. 

Hermann  Harnter,i.  Fa.  Justus  Arnold,  in  St.  Johann  a.  S. 

Dr.  Felix  Hecht,  Geheimer  Hofrat,  Mannheim-Berlin. 

Hermann  H  e  c  h  t ,  i.  Fa.  Hecht,  Pfeiffer  &  Co.,  Vorsitzender  des 
Verbandes  Deutscher  Exporteure  und  der  Vereinigung  der 
Berliner  Exportfirmen,  Berlin. 

Herold,  Mitglied  des  Reichstags,  auf  Gut  Loevelinkloe  bei 
Münster  i.  W. 

Dr.  Herr,  Rechtsanwalt,  Hamm  i.W. 

Ernst  v.  H  e  y  d  e  n  ,  Rittergutsbesitzer,  Breechen  bei  Jarmen. 

Hirsch,  Syndikus  der  Handelskammer,  Mitglied  des  Preuß. 
Abgeordnetenhauses,  Essen. 

Otto  H  o  e  s  c  h  ,  Kommerzienrat  (Verein  Deutscher  Zellstoff- 
fabrikanten), Pirna. 

Grafv.  Hütten- Czapski,  Mitglied  des  Preuß.  Herren- 
hauses, Berlin. 

H.  Joly,  Eisenwerksbesitzer,  Wittenberg. 

K  o  e  n  i  g  ,  Geh.  Regierungsrat,  Vorsitzender  des  Direktoriums 
des  Vereins  der  Deutschen  Zuckerindustrie,  Berlin. 

Carl  König,  Rechtsanwalt,  Geschäftsführer  des  Verbandes 
Bayerischer  Metallindustrieller,  Nürnberg. 

Graf  Kospoth,  Wirkl.  Geh.  Oberrregierungsrat,  Mitglied 
des  Preuß.  Herrenhauses,  auf  Briese,  Kreis  Öls. 
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Dr.  K  r  e  ß  ,  Bergwerksdirektor  (Braunkohlen  -  Briket  -  Syn- 
dicat),  Potsdam. 

Gottlieb  v.  Langen,  Burg  Zieverich. 

Dr.  Lenz,  Geh.  Reg.- Rat,  Charlottenburg. 

Dr.  Lepsius,  Professor,  Vorsitzender  des  Vereins  zur  Wah- 
rung der  Interessen  der  chemischen  Industrie  Deutschlands, 
Frankfurt  a.  M. 

von  Lieres  u.  Wilkau,  Oberregierungsrat  a.D.  (für  die 
Bergwerks-Gesellschaft  Georg  von  Giesche's  Erben)  auf 
Pasterwitz. 

Dr.  Ernst  L  o  e  b  ,  Bankier,  i.  Fa.  Emden  &  Co.,  Berlin. 

Georg  Hermann  L  o  e  w  y  ,  Bankier,   Rawitsch. 

Lusensky,  Geh.  Oberregierungsrat,  vortragender  Rat  im 
preuß.  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe,  Berlin. 

Heinrich  Maas,  i.  Fa.  Adolf  Maas  &  Co.,  Berlin. 

Marwitz,  Kommerzienrat,  Vorsitzender  des  Verbandes  deut- 
scher Baumwollgarnkonsumenten,  Dresden. 

Dr.  Clemens  Mayer,  Geschäftsführer  des  Vereins  der  Deut- 
schen Zuckerindustrie,  Abteilung  der  Rohzuckerfabriken, 
Berlin. 

Ernst  Meyer,  Kommerzienrat,  i.  Fa.  Ernst  F.  Weißflog, 
Gera  (Reuß). 

Müller,  Direktor  (Gebr.  Stumm),  Neunkirchen. 

P.  v.  Naehrich,  Ritterguts-  und  Zuckerfabrikbesitzer, 
Puschkowa. 

Dr.  Paasch  e ,  Geh.  Regierungsrat,  Vizepräsident  des 
Deutschen   Reichstags,   Berlin. 

Q  u  e  h  1  ,  Rittergutsbesitzer,  Mitglied  des  Preuß.  Abgeordneten- 
hauses, in  Gustau,  Kr.  Glogau. 

von  Rekowski-Gynz,  Hofmarschall,  Haiensee. 

Dr.  Richter,  Geh.  Kommerzienrat,  Vorsitzender  der  Handels- 
kammer für  das  Fürstentum  Schwarzburg- Rudolstadt, 
Rudolstadt. 

Dr.   J.   Riesser,  Geh.  Justizrat,  Professor,  Berlin. 

Hermann  R  i  n  k  e  1  ,   Kommerzienrat,  Berlin. 

Erich  R  ö  s  s  i  n  g  ,  Kommerzienrat,  stellvertr.  Vorsitzender  der 
Handelskammer  Plauen. 

Moritz  Schanz,  Mitglied  des  Institut  Colonial  International, 
Chemnitz. 
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C.  Otto  Schmelzer  (Verband  Deutscher  Wollkämmer  und 
Kammgarnspinner),  Lichtentanne  b.  Zwickau. 

S  c  h  r  e  y  ,  Geh.  Baurat,  Vorsitzender  des  Verbandes  Ost- 
deutscher Industrieller,  Danzig. 

von  Schubert,  Generalleutnant  z.  D.,  Mitglied  des  Reichs- 
tags und  des  Preuß.  Abgeordnetenhauses,  Berlin. 

Dr.  Paul  Schwarz,  Herausgeber  der  Zeitschrift  „Petro- 
leum", Berlin. 

Graf  Schwerin-Löwitz,  Mitglied  des  Reichstags  und 
des  Preuß.  Abgeordnetenhauses,  Vorsitzender  des  Deut- 
schen Landwirtschaftsrates,  auf  Löwitz. 

August  Simon  (Centralverein  der  deutschen  Lederindustrie), 
Kirn  a.  d.  Nahe. 

George  Simon,  Vorsitzender  des  Verbandes  Deutscher  Ex- 
porteure, Vorsitzender  des  Vereins  Hamburger  Exporteure, 
Hamburg. 

A.  Graf  Spee,  Mitglied  des  Preuß.  Abgeordnetenhauses, 
Berlin. 

Dr.  v.  Stojentin,  Generalsekretär,  Geschäftsführer  der 
Pommerschen  Landwirtschaftskammer,  Stettin. 

Dr.  S  u  n  d  e  r ,  Geschäftsführer  des  Verbandes  Westfälischer 
Arbeitsnachweise,  Dortmund. 

Freiherr  von  T  w  i  c  k  e  1  ,  Rittergutsbesitzer,  Vorsitzender 
des  Westfälischen  Bauernvereins,  auf  Stovern  bei  Salz- 
bergen. 

Vielhaber,  Gerichtsassessor  a.D.  (Friedr.  Krupp,  A.-G.), 
Essen. 

Christoph  Graf  Vitzthum,  kgl.  sächs.  Gesandter,  Berlin. 

Dr.  V  o  1 1  z  ,  wirtschaftl.  Geschäftsführer  des  oberschl.  Berg- 
und  Hüttenmännischen  Vereins  und  der  oberschlesischen 
Kohlenkonvention,  Kattowitz. 

Richard  v.  V  o  p  e  1  i  u  s  ,  Hüttenbesitzer,  Mitglied  des  Preuß. 
Herrenhauses,  in  Sulzbaoh  (Saar). 

Julius  V  o  r  s  t  e  r  ,  Geh.  Kommerzienrat,  Mitglied  des  Preuß. 
Abgeordnetenhauses,  Vorsitzender  des  Vereins  der  In- 
dustriellen des  Reg.-Bez.  Cöln. 

Dr.  Eduard  Wagner,  Landrichter,  Mitglied  des  Deutschen 
Reichstags,  Dresden. 
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Dr.  v.  Waldthausen,  Regierungsassessor  a.D.,  Essen 
(Ruhr). 

Ernst  Wallach,  Bankier,  Berlin. 

Dr.  Warschauer,  Professor,  Berlin. 

Hermann  Weber,  Kommerzienrat,  Vorsitzender  der  Handels- 
kammer Gera. 

Dr.  Paul  Werthauer,  Geh.  Hofrat,  Berlin. 

W  i  g  g  e  r  t ,  Geh.  Bergrat,  Vorsitzender  der  kgl.  Bergwerks- 
direktion, Zabrze  O.-S. 

Williger,  Bergrat,  Vorsitzender  des  oberschlesischen  Berg- 
und  Hüttenmännischen  Vereins  und  der  oberschlesischen 
Kohlenkonvention,   Kattowitz. 

Dr.  v.  Winterfeld,   Regierungsreferendar,  Beelitz. 

Dr.  Jul.  Wolf,  Geh.  Regierungsrat,  ord.  Professor  der  Staats- 
wissenschaften, Breslau. 

Dr.  Zacher,  Geh.   Regierungsrat,  Berlin. 

Dr.  G 1  i  e  r  ,  Sekretär  des  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereins in  Deutschland,  Berlin. 


Druck  von  G.  Bernstein  in  Berlin. 
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